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Dir Verwaltungsrath der auf Grund des Vertrages vom 26. Mat 
1849 verbündeten deutſchen Regierungen hat in ſeiner Sitzung am 
5. Oktober c. beſchloſſen, von dieſem Tage an feine Verhandlungen 
und Beſchlüſſe, ſoweit dieſelben ein allgemeines Intereſſe in Anſpruch 
zu nehmen geeignet fein werden, im hieſigen Staats-Anzeiger 
fortlaufend zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und zur Einleitung 
dieſer Relationen das hauptſächliche Ergebniß feiner bisherigen Thätig- 
keit, wie in dem hier Folgenden geſchieht, überſichtlich darzuſtellen. ö 
3 Der nach Vertrag der drei Königlichen Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover vom 26. Mai c. hier errichtete Verwaltungs- 
rath hat unter Zuſammentritt der von dieſen Regierungen deshalb 
ernannten Bevollmächtigten, des General-Lieutenants und Staatsmi— 
niſters, Freiherrn von Canitz, für Preußen, des Staatsminiſters 
von Zeſchau für Sachſen, des Geheimen Legationsrathes von 
Wangenheim für Hannover, am 18. Juni d. J. ſeine Thätigkeit 
begonnen. Die Sitzungen, welche derſelbe ſeitdem unter dem allmälig 
erfolgenden Zutritt neuer Mitglieder gehalten hat, ſind größtentheils 
den vertragsmäßig von ihm zu führenden Verhandlungen wegen Er— 
weiterung des Bündniſſes gewidmet geweſen. : 
Sn Solge Diefer Verhandlungen haben bis jetzt die Regierungen 
von Baden, Anhalt⸗ Bernburg, Sachſen-Weimar, Naſſau, 
Mecklenburg⸗Strelitz, Kur fürſtenthum Heſſen, Braun- 
ſchweig, Sachſen⸗-Altenburg, Hamburg, Bremen, Medlen- 
burg⸗ Schwerin, Reuß älterer Linie, Großherzogthum 
Heſſen, Reuß jüngerer Linie, Oldenburg, Sadjen- 
Koburg⸗Gotha, Anhalt⸗Deßau und Cöthen, Schwarz- 
burg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg-Sondershauſen ihren 
Bundesanſchluß in der hier erſichtlichen Folge durch Einreichung der 
Acceſſions⸗ Urkunden vollzogen, während von Sachſen-Meinin⸗ 
gen und Lippe der Beitritt zwar erklärt, aber noch nicht ratifizirt 
iſt. Wegen der Acceſſion der freien Städte Frankfurt und Lübeck 
und der Fürſtenthümer Schaumburg-Lippe und Waldeck wird 
mit den hier anweſenden Bevollmächtigten derſelben noch verhandelt. 
Die übrigen deutſchen Stagten haben bis jetzt zum Verwaltungsrathe 
ſich nicht in direkte Beziehung gebracht; doch hat derſelbe Kenntniß 
erhalten, daß von Bayern, Württemberg, Limburg und Heſ⸗ 
ſen⸗Homburg an die Königlich preußiſche Regierung 1 ya 
Erklärungen gelangt ſind, von Luxemburg aber die Geneigtheit 
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zum Beitritt ſchon vor Längerem geäußert worden iſt, ohne daß bis 
jetzt auf erneutes Befragen eine Entſchließung mitgetheilt worden iſt. 

Die von dem Verwaltungsrathe wegen Erweiterung des Bünd⸗ 
niſſes geführten Verhandlungen haben demſelben zur Erörterung und 
Entſcheidung mehrerer das Weſen des Bundes - Vertrages betreffenden 
Fragen Veranlaſſung gegeben. 8 

Vor Allem hat derſelbe dabei durchweg feſtgehalten, daß die Ver- 
handlung einer Regierung über ihren frei zu beſchließenden Beitritt zu 
einem bereits abgeſchloſſenen und zu Recht beſtehenden Vertrage nur 
auf Einigung über den urkundlich vorliegenden Inhalt dieſes Vertra- 
ges, nicht aber auf eine Modification des Inhalts ſelbſt gerichtet wer- 
den könne; daß ferner in jedem Falle der Anſchluß an das Bündniß 
nur unbedingt geſchehen dürfe und deshalb auch an den Vorbehalt 
einer erſt noch zu erwartenden ſtändiſchen Genehmigung nicht zu bin⸗ 
den ſei. Ob und zu welcher Zeit ſie die desfallſige Zuſtimmung ihrer 
Stände einzuholen und wie ſie zu dieſen überhaußt ſich deshalb zu 
ſtellen haben, blieb dabei lediglich dem eigenen Ermeſſen der einzelnen 
Regierungen überlaſſen. BUN: 

Indem ferner an jede beitretende Regierung die Forderung ihrer 
vertragsmäßigen Mitwirkung für die Zwecke des Bundes geſtellt wurde, 
gab auch der Verwaltungsrath zur Beſeitigung deshalb möglicher Zwei⸗ 
fel die ausdrückliche Verſicherung, daß außer dem Bundesvertrage vom 
26. Mai c. und den dazu gehörigen Entwürfen der Reichs-Verfaſſung 
und des Wahlgeſetzes, jo wie der begleitenden Denkſchrift, anderweite 
Vereinbarungen und Erklärungen, welche für die ſich verbündenden 


Regierungen maßgebend ſein könnten, nicht vorhanden ſind. Gegen 


die Zuſage worttreuer Erfüllung der hiernach beſtehenden Bundes- 
pflichten wurde aber auch jeder dem Bunde zutretenden Regierung die 
Mitbetheiligung an allen vertragsmäßigen Rechten und Zuſtändigkeiten 
deſſelben zugeſichert, und wie demgemäß auch die volle Gleichberechti⸗ 
gung der urſprünglich kontrahirenden und der ſpäter beitretenden Re⸗ 
gierungen grundſätzlich anerkannt wurde, jo wurde auch jeder der letz 
teren ohne Unterſchied die Befugniß gewährt, ſowohl zur Mitbeſorgung 
der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, als auch zur Wahrnehmung ihrer 
eigenen Intereſſen, einen beſonderen Bevollmächtigten zum Verwaltungs» 
rathe abzuordnen oder auch einem anderen Mitgliede deſſelben dafür 
Auftrag zu geben und in ſolcher Weiſe an allen Verhandlungen und 
Entſchließungen des Verwaltungsrathes ihrerſeits mit Theil zu nehmen. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes ſind gegenwärtig: für Preu⸗ 
ßen der Staats⸗Miniſter a. D. von Bodelſchwingh; für Sachſen 
der Staats⸗Miniſter von Zeſchau; für Hannover der Geh. Legations⸗ 
Rath von Wangenheim; für Baden der Kammerherr und Lega⸗ 
tiong-Rath Freiherr von Meyſenbug; für Kurfürſtenthum Helfen 
der Ober⸗Steuer⸗Direktor Pfeiffer; für Großherzogthum Heſſen der 


Geheime Rath Freiherr von Lepel; für Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗ 


Koburg = Gotha, Sachſen Altenburg, Schwarzburg⸗ Sondershauſen, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Reuß älterer Linie und Reuß jüngerer Linie 
der Stagtsrath Seebeck; für Mecklenburg = Schwerin der Landtags⸗ 
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Kommiſſar Stever; für Mecklenburg⸗Strelitz der Geheime Juſtizrath 
von Oertzen; für Oldenburg der Oberſt Mosle; für Naſſau der 
Präſident Vollprachtz für Braunſchweig der Legations Rath Dr. 
Liebe; für Anhalt⸗Bernburg der Ober-Konſiſtorial⸗Rath Walther; 
für Anhalt ⸗Deßau und Cöthen der Wirkliche Geheime Rath Plötzz 
für Hamburg der Syndikus Dr. Banks; für Bremen der Bürger⸗ 
meiſter Dr. Smidt. Protokollführer des Verwaltungsraths iſt der 
Geheime Juſtizrath Bloemer. ! 

Für den Fall, daß ſpäter durch die innere Organiſation des 
Verwaltungsrathes von dem Boden der gegenſeitigen Verſtändigung, 
auf welchem ſich jetzt noch die Verhandlungen bewegen, zur Feſt⸗ 
ſetzung eines Stimmenverhältniſſes für die von ihm zu faſſenden 
Beſchlüſſe übergegangen werden ſoll, iſt die Zuſicherung ertheilt wor- 
den, daß jedem beigetretenen Staate die ihm als Bundesglied und 
nach Maßgabe ſeiner Leiſtungen für die Geſammtheit gebührende 
Betheiligung nicht vorenthalten und namentlich die Zuſtändigkeit, her⸗ 
vorragende Intereſſen in ihrem vollen Umfange zu vertreten, nicht verkürzt 
werden ſolle. Ob eine ſolche Organiſation des Verwaltungsrathes 
erſt zum Zwecke ar Benehmens mit dem Reichstage oder ſchon 
früher eintreten ſolle, iſt noch zur Entſcheidung vorbehalten. 

Daß es vornehmlich Zweck des Bundes ſei, die mit dem Vertrage 
vom 26. Mai c. proponirte Reichsverfaſſung zur Ausführung zu brin⸗ 
en, und daß es in der Abſicht des Verwaltungsrathes liege, die des— 
all erforderlichen Maßregeln ſo bald als möglich zu ergreifen, iſt 
im Verlaufe der Beitritts - Verhandlungen wiederholt ausgeſprochen 
worden; doch den vr geäußerten Vorſchlag zur ſchnelleren Feſt— 
ſtellung dieſer Verfaſſung diejenigen Beſtimmungen derſelben, die 
mit denen der frankfurter Verfaſſung überein find, von der Dis- 
kuſſion ganz auszuſchließen, mochte der Verwaltungsrath nicht als 
annehmbar erkennen, indem damit die dem Reichstage vorbehaltene 
a Berathung und Beſchlußnahme wider Gebühr beſchränkt werden 
würde ; 9 


Daß die endgültige Feſtſtellung der Verfaſſung, ſo weit der dem 
Reichstage von den Regierungen vorzulegende Entwurf derſelben 
Abänderungen erfahren ſoll, die Zuſtimmung der letzteren erfordert, 
iſt eine ausdrückliche Beſtimmung des Vertrages. Dagegen iſt aber 
auch vom Verwaltungsrathe im Verlaufe der von 5 geführten 
Beitritts⸗Verhandlungen wiederholt und entſchieden anerkannt worden, 
daß, obſchon jede der verbündeten Regierungen Modificationen des 
vorliegenden Verfaſſungs⸗Entwurfes ihrerſeits zu beantragen das Recht 
habe, doch, falls nicht alle übrigen Bundesglieder einen ſolchen An⸗ 
trag genehmigen, es auch für die betreffende Regierung bei dem In⸗ 
halte des vertragsmäßig acceptirten Verfaſſungs-Entwurfes lediglich 
ſein Bewenden behalte, indem der Abſchluß des Vertrages vom 26. 
Mai c. und der Beitritt zu dieſem Vertrage jede der kontrahirenden 
und der beitretenden Regierungen zum unverbrüchlichen Feſthalten an 
dem Inhalte des einmal verkündeten Verfaſſungs⸗Entwurfes verpflich⸗ 
tet habe und verpflichtet halte, und zwar ſo lange, als nicht durch ge⸗ 
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meinſame Uebereinſtimmung aller diefer Regierungen eine Abänderung 
des Entwurfes nachträglich genehmigt und zugegeben werde, ſo daß 
demgemäß für jede Regierung, ſobald dem jetzt vorliegenden oder dem 
durch allſeitige Uebereinſtimmung der vereinigten Regierungen modi- 
fisirten Verfaſſungs-Entwurfe die Zuſtimmung des Reichstages ein- 
mal zu Theil geworden, auch das Recht jedes nachträglichen Einwandes 
und Widerſpruches erloſchen ſei. 8 

Daß die Wahlen zu dem Reichstage nur in Gemäßheit des 
dem Vertrage vom 26. Mai c. beigegebenen Wahlgeſetzes angeord— 
net und vollzogen werden ſollen, iſt vom Verwaltungsrathe als 
eine weſentliche Bedingung zur Aufnahme in das Bündniß feſtge— 
halten worden, jedoch mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß die 
Regierungen in Anwendung der prinzipiellen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes auf die konkreten Verhältniſſe ihres Landes inſoweit freie 
Hand behalten mögen, als nach der Eigenthümlichkeit ſeiner Geſetz— 
gebung und Beſteuerung unerläßlich und zugleich mit dem Geiſt 
des Wahlgeſetzes verträglich zu ſein ſcheint. Dies Letztere, woran 
vorzüglich gelegen, hinreichend verbürgt zu ſehen und die zu wün⸗ 
ſchende Gleichmäßigkeit der Wahlberechtigungen ſo weit als möglich 
zu erzielen, hat der Verwaltungsrath zugleich das Verlangen ge— 
äußert, daß jede dem Bunde zugehörende Regierung die zum Wahl- 
geſetze von ihr zu erlaſſende Ausführungs - Verordnung ihm bald 
zur Prüfung übergebe, damit er im Stande ſei, bei zu großen 


Abweichungen das Geeignete rechtzeitig vorzukehren. Dieſem Ver— 


langen iſt bereits mehrſeitig entſprochen worden. f 

Nach dem Grundſatze der Gleichberechtigung ſämmtlicher Bun- 
desglieder iſt von den beitretenden Regierungen auf die Mitbethei- 
ligung bei Beſetzung des in Gemäßheit des Vertrages vom 26. Mai 
beſtehenden Bundesſchieds Gerichtes Anſpruch erhoben und derſelbe 
vom Verwaltungs -Rathe auch dem Prinzipe nach als begrün— 
det anerkannt worden. Iſt zugleich anfangs die Ausübung dieſes 
Rechtes auf die Zeit verwieſen worden, wo etwa der erweiterte 
Umfang des Bundesgebietes die Vergrößerung des von den ur— 
ſprünglich kontrahirenden Regierungen bereits vertragsmäßig er- 
nannten Richter = Perfonales als zweckmäßig erſcheinen ließe, ſo iſt 
ſpäter beim Bundesanſchluß des Großherzogthums Heſſen der Ver— 
waltungs-Rath der Ueberzeugung geworden, nunmehr, nachdem die 


größeren Staaten der ſechsten Kurie des im Verfaſſungs-Entwurf 


bezeichneten Fürſten - Kollegiums hinzugetreten ſeien, eine weitere 
Richter-Ernennung einräumen zu dürfen. Dabei iſt jedoch keines⸗ 
weges feſtgeſtellt worden, daß die Ernennungen der Schiedsrichter 
nur nach den Kurien-Verhältniſſen im §. 67. des Verfaſſungs-Ent⸗ 
wurfes geſchehen müßten. Da hierdurch einzelne der ſpäter beige— 
tretenen Regierungen allerdings faktiſch, wenn auch nicht rechtlich, 
in eine nachtheiligere Lage kommen würden, als andere, ſo hat der 
Verwaltungs-Rath vielmehr in Erwägung deſſen ſich zu der Anſicht 
geeinigt, daß jedenfalls die ſpäter beigetretenen und noch beitretenden 
Regierungen in dieſer Beziehung einander völlig gleichſtehen und an 
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dieſer Gleichheit durch den Umſtand, daß ein Staat in dem erwähnten 
§. 67. dieſer oder jener Kurie zugetheilt ſei, nichts geändert werden 
könne. In welcher Weiſe demnächſt die als räthlich erkannte weitere 
Ernennung von Bundesſchiedsrichtern zu erfolgen habe, iſt noch 
nicht entſchieden worden. Hinſichtlich der Kompetenz des auf Grund 
des Vertrags vom 26. Mai c. errichteten Bundes-Schiedsgerichtes 
iſt vom Verwaltungsrathe zur Verhütung jedes Mißverſtändniſſes aus⸗ 
drücklich und wiederholt erklärt worden, daß dieſes Schiedsgericht in 
Streitfällen nicht, wie beim früheren Bundes -Schiedsgerichte, der 
Zuſtimmung der beiden Parteien bedürfe, ſondern für die Regie- 
rungen in den dem Schiedsgericht zugewieſenen Gegenſtänden die 
Verpflichtung, bei demſelben Recht zu nehmen, durchgängig beſtehe, 
inſofern für Erledigung beſtehender Konflikte in der Landesgeſetzgebung 
keine Vorſorge getroffen ſei. f f 

Das proviſoriſche Bundes- Schiedsgericht iſt in Erfurt, nachdem 
deshalb die nöthigen Anweiſungen gegeben waren, am 2. Juli d. J. 
inſtallirt worden. Die derzeitigen Mitglieder deſſelben ſind: 

Staats⸗Miniſter a. D. von Düesberg, 
Appellationsgerichts⸗-Präſident Graf von Rittberg, 
Geheimer Juſtizrath und Profeſſor Dr. Dirkſen, 
Geheimerath Dr. Günther, 

Miniſterial⸗Rath und Geheimer Archivar von Weber, 
Ober⸗Appellations-Rath von Pape, 

Stadtrichter Dr. Franke. f 

Die Beſtimmungen über das Verfahren vor dem Bundes-Schieds- 
gericht und über die Vollziehung der Entſcheidungen deſſelben, die nach 
Vorſchlag des Bundes - Schiedsgerichtes und mit Beachtung eines vom 
Königlich preußiſchen Juſtiz⸗Miniſterium deshalb gegebenen Votums vom 
Verwaltungs ⸗Rathe unter dem 8. Auguſt c. verfügt worden find, find 
bereits zur öffentlichen Kenntniß gelangt. 

Neben den bis hier genannten Angelegenheiten iſt noch die 
deutſche Marine als ein Gegenſtand zu erwähnen, welcher dem Ver⸗ 
waltungsrathe zu mehrfachen und ernſten 1 8 Anlaß gege⸗ 
ben hat. Sobald die deshalb noch fortzuſetzenden Berathungen und 
Unterhandlungen ihr Ziel erreicht haben werden, ſoll über Gang und 
Ergebniß derſelben Mittheilung erfolgen. 

Außerdem ift die Thätigkeit des Verwaltungs-Rathes vorzugs- 
weiſe den noch vor Eröffnung des Reichstages von ihm zu erledigen⸗ 
den Aufgaben zugewandt geweſen. Der Entwurf einer Geſchäfts— 
Ordnung für den Reichstag iſt von dem Königl. hannoverſchen Be— 
vollmächtigten vorgelegt worden, und ſoll nach Eingang der erbetenen 
Aeußerungen der Regierungen demnächſt vom Verwaltungs - Rath ges 
prüft und feſtgeſtellt werden. Zur vorbereitenden Ausarbeitung der⸗ 
jenigen geſetzlichen Beſtimmungen, die nach §. 126. des Verfaſſungs⸗ 

Entwurfes über Einſetzung und Organiſation des Reichsgerichtes, über 
das Verfahren bei demſelben und über die Vollziehung der reichs— 
gerichtlichen Entſcheidungen und Verfügungen, gleichzeitig mit dem 
Verfaſſungs⸗Entwurfe, dem Reichstage vorgelegt werden ſollen, iſt am 


Le 


30. Auguſt c. das proviſoriſche Bundesſchiedsgericht vom Verwaltungs⸗ 
Rathe aufgefordert worden. Die ihm bis jetzt mitgetheilten Ausfüh- 
rungs Verordnungen zum e ſind vorläufig einer deshalb 
ernannten Kommiſſion zur Begutachtung überwieſen worden. An den 
Berathungen dieſer Kommiſſion wird auf Erſuchen des Verwaltungs— 
rathes ein Kommiſſar des Königlich preußiſchen Miniſteriums des In⸗ 
nern Theil nehmen. Sobald die noch fehlenden Ausführungsverord⸗ 
nungen, um deren beſchleunigte Einſendung die betreffenden Regierun⸗ 
gen neuerdings erſucht worden ſind, an den Verwaltungsrath gelangt 


ſein werden, wird derſelbe ſie ſämmtlich vergleichend prüfen. 


Inzwiſchen hat der Verwaltungsrath auch nicht verſäumt, zu er⸗ 
wägen, ob und wieweit für Anberaumung der Wahlen zum Volkshauſe 
und für die Eröffnung des Reichstages ſich bereits ein Termin bezeich- 
nen laſſe. Nachdem ſchon in der Sitzung am 30. Auguſt der naſſauiſche 
Bevollmächtigte dieſe Frage in Anregung gebracht hatte, iſt von dem— 
ſelben der damals geſtellte Antrag, ; 
daß der Verwaltungsrath ſich möglichſt bald über einen Termin zur 
Vornahme der Wahlen für das Volkshaus zum nächſten Reichstage, 
beziehungsweiſe über die Berufung des Reichstages ſelbſt verſtändi⸗ 
en und demnächſt die verbündeten Regierungen auffordern möge, die 
ihrerſeits dazu nöthigen Maßregeln ungeſäumt zu ergreifen, 

in der Sitzung am 26. September erneuert, zur Berückſichtigung drin⸗ 


gend empfohlen und in folgender Weiſe motivirt worden: 


„Als eine Anzahl deutſcher Regierungen ſich für die Annahme der 
von der deutſchen National-Verſammlung zu Frankfurt a. M. am 28, 
März. l. J. beſchloſſenen und verkündigten Verfaſſung des deutſchen 
Reichs erklärten, konnten ſie ſich die Bedenken nicht verhehlen, welche 
in formeller wie in materieller Beziehung einer ſolchen unbedingten An⸗ 
nahme entgegenſtanden. Sie glaubten dieſe jedoch durch zwei Haupt- 
rückſichten überwogen, einmal um keinen Zweifel an ihrem Willen für 
eine Einigung Deutſchlands aufkommen zu laſſen, für welche ſich die 
Nation durch ihre Vertreter in allen Fractionen ausgeſprochen hatte, 
dann aber auch, um die Beſtrebungen für die verfaſſungsmäßige Ent⸗ 
wickelung der öffentlichen Zuſtände möglichſt bald in eine friedliche 
Bahn hinüber zu leiten und damit das Vertrauen wieder herzuſtellen, 
deſſen gänzliches Verſchwinden dem Handel und Verkehr, und mit die- 
ſem dem Nationalwohlſtande, faſt unheilbare Wunden bereits geſchlagen 


hatte, ein Zuſtand, welcher bei längerer Dauer die materielle Noth in 


den Vordergrund zu drängen und damit die Möglichkeit einer vernünf⸗ 
tigen Entwickelung in weite Ferne zu rücken drohte. Sie glaubten 
dabei dem geſunden Sinne der Nation vertrauen zu dürfen, daß der⸗ 
ſelbe demnächſt das Praktiſche von dem Unpraktiſchen ſondern und das 
zu weit Gehende auf das richtige Maß zurückführen werde. . 

Die Ereigniſſe, welche zwiſchen dem 28. März und zwiſchen der in 
dem Erlaß vom 28. April erfolgten ablehnenden Erklärung Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs von Preußen und der Kundbarmachung des 
dem Bündniſſe vom 26. Mai zu Grunde liegenden Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfs in der Mitte liegen, ſollen hier keine Schilderung finden. 


* 


War ſchon in jener Erklärung die beſtimmte Verſicherung enthal⸗ 
ten, daß das große Ziel, nach welchem die Nation geſtrebt hatte, nicht 
aufgegeben werden ſolle, fo wurde in dieſem der Weg vorgezeichnet, 
auf welchem daſſelbe im Einverſtändniſſe zwiſchen den Regierungen und 
den Volksvertretern oder, um den wahren Ausdruck zu gebrauchen, in 
richtiger Vertretung der Nation zu erreichen ſei. ö 

Der Bündniß⸗Vertrag und Verfaſſungs⸗Entwurf können nicht als 
neben einander liegend, ſondern nur als ein zuſammenhängendes Ganzes 
aufgefaßt werden, ſie ſtehen im Verhältniß von Mittel und Zweck. 
(Art. III. und IV.) 

Der Verfaſſungs⸗Entwurf iſt nun in konſequentem Zuſammenhange 
mit den Verhandlungen der National⸗Verſammlung zu Frankfurt darauf 
berechnet, daß alle durch die Bundes-Akte vom 8. Juni 1815 vereinig⸗ 
ten deutſchen Staaten (mit vorläufiger Ausnahme von Oeſterreich, deſſen 
Verhältniß zu dem Bundesſtaate zu erörtern, die Gränzen dieſes 
Antrages überſchreiten würde) der Reichs- Verfaſſung beitreten wür⸗ 
den, ein Ziel, welches auch nie aufgegeben werden kann, oder 
ſoll. Er ſetzt aber die vorgängige Erreichung dieſes Ziels, durch 
Verhandlungen mit den Regierungen, keinesweges als Bedin- 
gung voraus, um durch Berufung eines Reichstags zum Zweck 
der Berathung und Annahme des Verfaſſungs⸗Entwurfs den engeren 

unde zu verwirklichen. Eine Bedingung, welche dem Prinzip 
der freien Vereinbarung die Spitze abgebrochen oder dem Widerſpruch 
auch des kleinſten Staates eine Allmacht, die Entwickelung der öffent⸗ 
lichen Rechtszuſtände Deutſchlands zu hindern, beigelegt haben würde, 
die den großen Erwartungen der Nation gegenüber zu bezeichnen 
der Ausdruck fehlt. 5 
Der Art. I. $. 1 ſetzt daher feſt: 8 
Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten 
5 bisherigen deutſchen Bundes, welche die Reichsverfaſſung an⸗ 
erkennen. s 
Die Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſterreichs zu dem deutſchen 
Reiche bleibt gegenſeitiger Verſtändigung vorbehalten. 

Hätte über den aus dem klaren Wortlaut des Abſatzes 1 hervor⸗ 
gehenden Sinn noch ein Zweifel obwalten können, was jedoch, wenn 
man die Verhandlungen (S. 5., 16., 17., 27., 28., 35., 40., 86., 
92. c.) vergleicht, durchaus nicht der Fall iſt, jo hätte derſelbe 
durch die von den Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und 
Hannover an ſämmtliche deutſche Regierungen zur Mittheilung der Ver⸗ 
abredungen vom 26. Mai unter dem 28. Mai erlaſſene Cirkularnote 
vollſtändig gelöſt werden müſſen, indem es darin nach richtiger Darſtel⸗ 
lung der Sachlage heißt: 1 . 

Hieraus iſt, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Propo⸗ 
ſttion, der Entwurf einer Reichsverfaſſung hervorgegangen, welchen 
ſie ſämmtlichen Gliedern des Bundes von 1815 als ihren gemein⸗ 
ſchaftlichen Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß derſelbe 
ihre Zuſtimmung finden werde. Die Begründung ſeines Inhalts, ſo 
wie deſſen nähere Erläuterung, iſt in der Denkſchrift niedergelegt, 
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welche beiliegt. Die deutſchen Staaten, welche ſich dem vorgeleg— 
ten Verfaſſungs-Entwurf anſchließen, werden als die im §. 1. be⸗ 
zeichneten Glieder des Bundesſtaates zu betrachten ſein, während 
denjenigen Regierungen gegenüber, welche ſich zu dieſem Anſchluß 
nicht veranlaßt finden, die aus den Verträgen von 1815 fließen⸗ 
den Rechte und Pflichten unverändert fortbeſtehen. f 
Indem die Regierungen von Preußen ꝛc. ſich durch den 
Drang der Zeitumſtände genöthigt geſehen haben, ihrerſeits die 
Initiative in dem Verfaſſungswerke zu ergreifen, ſind ſie jedoch von 
der beſtimmten und ausdrücklichen Vorausſetzung ausgegangen, daß 
der rechtsgültige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuſtimmung der 
National- Vertretung beruhe. Sie werden daher in Gemeinſchaft 
mit denjenigen Regierungen, welche ſich dem Verfaſſungs-Entwurf 
anſchließen, aus dieſen deutſchen Landen einen Reichstag in dem 
Umfange und nach den Wahlbeſtimmungen berufen, welche der Ver- 
faſſungs⸗Entwurf vorläufig bezeichnet. Dieſem lediglich hierzu ver⸗ 
ſammelten Reichstage wird dann der genannte Entwurf zur Bera⸗ 
thung und Zuſtimmung übergeben werden. 

Es iſt hierin mit deutlichen Worten ausgeſprochen, daß der Bei— 
tritt ſämmtlicher deutſchen Regierungen keinesweges als Ae zur 
Verwirklichung der Verfaſſung und zur Gründung des engeren Bun⸗ 
desſtaates gelten ſolle. In dieſem Sinne hat die Herzoglich naſſauiſche 
Regierung den Bündniß⸗Vertrag aufgefaßt, und fie konnte um jo mehr 
mit dem vollſten Vertrauen ihren Anſchluß erklären, als ſie durch die 
bei den Verhandlungen über den Anſchluß abgegebenen Erklärungen 
die Richtigkeit ihrer Auffaſſung vollkommen beſtätigt fand. 

Die Verhandlungen über den Anſchluß können, nachdem die 
Friſten abgelaufen, innerhalb welcher die noch nicht beigetretenen Re- 
gierungen ſich zu erklären erſucht worden find, vorläufig als ge⸗ 
ſchloſſen betrachtet werden. Hieraus erweiſt ſich einfach die Verpflich- 
tung des Verwaltungsraths, ſeine Thätigkeit zur Verwirklichung der Ver⸗ 
faſſung nunmehr auf die Zuſammenberufung des Reichstages zu rich- 
ten. Die Vorlagen, welche zum Zwecke der Verhandlungen mit demſelben 
noch vorzubereiten ſind, ſind nicht von dem Umfange, daß ſich nicht ſchon 
jetzt der Zeitraum bemeſſen ließe, innerhalb deſſen die Ausarbeitungen 
vollendet werden können, zumal da nach dem dem Bündniß-Vertrage 
vorausgegangenen Konferenz-Beſchluß vom 24. Mai d. I. feſtſteht, 

daß der auf Grund des Wahlgeſetzes einzuberufende Reichstag le— 
diglich und ausſchließlich nur mit Berathung und Vereinbarung des 
Verfaſſungswerkes befaßt iſt, und daß die formale Beſchränkung der 
eſetzlichen Thätigkeit des Reichstags auf dieſen einen und einzigen 
weck, ſowohl in der Kollektiv - Eröffnung an die Regierungen als 
auch in den Einberufungs-Verordnungen ſelbſt, ausdrücklich erwähnt 
werden ſoll. g 

Sie betreffen nach Inhalt der Denkſchrift nur den Entwurf einer 
Geſchäfts-Ordnung und den Entwurf eines Geſetzes über die Drgani- 
ſation des Reichsgerichts, zu deren Bearbeitung und Feſtſtellung die 
Einleitungen bereits getroffen ſind. 


In dem Bündniſſe fehlen zwar noch Bayern und Württemberg, 
außerdem einige kleinere Staaten, deren Beitritt jedoch zu erwarten iſt, 
wenn es zur Ausführung der Verfaſſung kommt, das Ziel, welches der 
Verfaſſungs⸗Entwurf vor Augen hat, iſt daher noch nicht vollſtändig 
erreicht. Es kann dieſes jedoch mit der Einberufung des Reichstags 
weder als aufgegeben, noch deſſen unbeſtimmte Ausſetzung dadurch als 
gerechtfertigt angeſehen werden. 

Den nicht beigetretenen Staaten bleibt der Beitritt zu jeder Zeit 
unbenommen, und iſt dafür in dem Verfaſſungs-Entwurf ſelbſt Vor- 
ſehung getroffen, ſollten deren Regierungen und Volksſtämme aber das 
Bedürfniß zur Herſtellung der Einheit Deutſchlands durch die vorge— 
ſchlagene Reichs⸗Verfaſſung nicht in dem Maße erkennen, als es bei 
den verbündeten Staaten zum Bewußtſein gekommen iſt, ſo kann dieſes 
die letzteren um fo weniger hindern, den engeren Bundesſtaat zum Ab- 
ſchluß zu bringen, als dadurch die materiellen Rechte, welche auf der 
Bundes⸗Akte vom 8. Juni 1815 beruhen, in keiner Weiſe verletzt 
werden und verletzt werden ſollen. Zögern rückt das Ziel nicht näher, 
ſondern immer mehr in die Ferne. 

Die poſitive Berechtigung zu dieſem Vorſchreiten liegt aber in. 
richtiger Würdigung der organiſchen Entwickelung des Volkslebens, als 
deſſen äußere Form der Staat ſich darſtellt. Eine normale politiſche 
Anſchauung wird hier Gegenſätze zwiſchen Regierung und Volk, zwiſchen 
Rechten der Regierung und der Volksvertretung nicht anerkennen, ſie 
wird beide nur in der großen Pflichterfüllung vereinigt finden, das 
Wohl des Ganzen wie der Einzelnen zu fördern. In dem klar erkann⸗ 
ten Bedürfniſſe liegt daher auch die Berechtigung zur Aenderung der 
Form, und in der Verkennung dieſes Standpunktes die Quelle der 
Revolution. 

Wer aber möchte nach den Ereigniſſen des Jahres 1848 das Be— 
dürfniß der Einigung der deutſchen Nation auch durch die Staatsform 
noch verkennen wollen? . 

Hieraus ergiebt ſich zugleich die politiſche Nothwendigkeit, in För— 
derung des begonnenen Werkes raſch zur That zu ſchreiten, damit nicht 
das ſchon wuchernde Mißtrauen tiefere Wurzeln faſſe und die gähren⸗ 
den Elemente, über welche wahrlich nur eine ſcheinbare trügeriſche Ruhe 
ausgegoſſen iſt, zu gewaltſameren Ausbrüchen anfache. Die National⸗ 
Einheit, zuerſt durch die Befreiungs-Kriege wieder zum Bewußtſein ge— 
bracht, iſt, weil ſie in der Form der Bundes-Verfaſſung keine Verwirk— 
lichung gefunden hatte, der leitende Faden geweſen, an welchem alle re— 
volutionairen Bewegungen der neuen und neueſten Zeit ſich hingezogen ha— 
ben, ſie iſt der Lichtſtern, in welchem auch die trübſten und unlauterſten 
Elemente ihre Berechtigung geſucht haben, und ſie wird es bleiben, ſo 
lange ſie nicht in der Staatsform ihre Befriedigung gefunden hat.“ 

Nachdem dieſer jo motivirte und mehrſeitig unterſtützte Antrag zu⸗ 
nächſt abſchriftlich in die Hände ſämmtlicher Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes gebracht war, gelangte derſelbe in der Sitzung am 5. Oktober, 
wie demnächſt mitzutheilen iſt, zur förmlichen Berathung. 
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Verhandelt Berlin, 5. Oktober 1849, Abends 6 Uhr, 
in Gegenwart: 


des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten und Vorſitzenden im 
Verwaltungs-Rathe, Staats-Miniſters a. D. von Bobel- 


ſchwinghz g 

a ſächſiſchen Bevollmächtigten, Staats - Minifters von 

Zeſchau; N 

des Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, Geheimen Legations— 
Raths von Wangenheim; 

des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten, Kammerherrn und 

Legations-Raths Freiherrn von Meyſenbug; b 

Kurfürſtlich heſſiſchen Bevollmächtigten, Ober -Steuer-Direk⸗ 

tors Pfeiffer; 

des Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten, Geheimen Rathes und 
Kammerherrn Freiherrn von Lepel; 5 

des Bevollmächtigten der Regierungen von: Großherzogthum Sach- 

ſen⸗Weimar, Herzogthum Sachſen-Koburg⸗Gotha, Herzogthum 

Sachſen-Altenburg und der beiden Fürſtenthümer Reuß älterer 

N und jüngerer Linie, Staatsraths Seebeck; 

des Großherzoglich mecklenburg ⸗-ſtrelitzſchen Bevollmächtigten, Gehei- 
men Juſtizraths von Oertzen; . 

des Großherzoglich oldenburgiſchen Bevollmächtigten, Oberſt Mosle; 

des „ naſſauiſchen Bevollmächtigten, Präſidenten Voll- 
pracht; . a 

des . 0 braunſchweigiſchen Bevollmächtigten, Legations-Raths 

r. Liebe; 
des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Hamburg, Syndikus 


r. Banks. 
5 Das Protokoll führt der Königlich preußiſche Geheime Juſtizrath 
loemer. f . — 

Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte eröffnet die durch 
Beſchluß der vorigen Sitzung ebenfalls auf heute angeſetzte Berathung 
über den von ihm in der Sitzung vom 30. Auguſt c. eingebrachten 
und in der Sitzung vom 26. September c, unter Zufügung einer nähe⸗ 
ren Motivirung erneuerten Antrag, des Inhalts: 

daß der Verwaltungs - Rath ſich möglichſt bald über einen Termin 

zur Vornahme der Wahlen für das Volkshaus zum nächſten Reichs⸗ 

tage, beziehungsweiſe über die Einberufung des Reichstages ſelbſt, 
verſtändigen und demnächſt die verbündeten Regierungen auffordern 

1 die ihrerſeits dazu nöthigen Maßregeln ungeſäumt zu er— 

reifen. 

s Er glaubt, den vorliegenden Antrag bereits durch die in der 
Sitzung vom 26. September c. protokollariſch feſtgeſtellte Motivirun 
hinreichend gerechtfertigt zu haben, ſo daß er ſich auch jetzt zunächſt 
auf dieſe Motivirung zurückbeziehen und nur noch einige kurze Be⸗ 
merkungen zufügen will. 
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Zu den Garantieen für die Wahrheit und Verwirklichung der Pro⸗ 
positionen, womit die Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen 
und Hannover den ſämmtlichen übrigen deutſchen Regierungen und 
der Nation im Mai und Juni d. J. entgegengetreten, ſeien zunächſt 
die Einſetzung des Verwaltungs-Raths und des Bundes Schiedsge⸗ 
richts zu rechnen geweſen, da beide Inſtitutionen als die äußeren Be⸗ 
weiſe für den thatſächlichen Anfang der von den genannten Regierun⸗ 

gen verheißenen Neugeſtaltung unſerer unglücklichen politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe hätten gelten müſſen. Die Spannung, welche bis dahin ge= 
herrſcht, habe hierauf nachgelaſſen, der intelligentere Theil der Nation 
habe ſich zu beruhigen angefangen, die Hoffnung auf eine nahe beſſere 
Zukunft für das tieferſchütterte Vaterland ſei wieder zurückgekehrt, und 
mit edlem Vertrauen ſei endlich in die Bahn eingetreten worden, auf 
der die Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
das neue deutſche Verfaſſungswerk zum Abſchluß zu bringen gelobt hät⸗ 
ten. Dieſer ganze Gewinn ſei aber wieder in Frage geſtellt, wenn 
jenen erſten Garantieen jetzt nicht des baldigſten eine neue manifeſte 
Garantie dafür zugefügt werde, daß die Regierungen des red— 
lichen Willens ſeien, auf der betretenen Bahn bis zur Konſtitui⸗ 
rung des deutſchen Bundesſtaates feſt und entſchloſſen fortzuge⸗ 
hen, und eine ſolche nothwendige neue Bürgſchaft werde eben in 
der Feſtſtellung und Veröffentlichung des von ihm beantragten Ter⸗ 
mins für die Wahlen zum nächſten Reichstage allein. gegeben fein, 
Sie werde zeigen, daß die Konſtituirung des deutſchen Bundes- 
ſtaates in den Augen der verbündeten Regierungen nicht blos eine 
Möglichkeit oder hin⸗ und herſchwankende Wahrſcheinlichkeit, ſondern 
eine Gewißheit, ein Reſultat ſei, das ſie für Deutſchland nicht mehr 
verlierbar halten; ſie werde das neuerwachte Mißtrauen in die Erfolge der 
neuen Verfaſſungs⸗Beſtrebungen noch bei Zeiten paralyſiren und die 
Rückkehr eines Zuſtandes unmöglich machen, deſſen unermeßlich verderb- 
liche Folgen, wenn er eintreten ſollte, kaum noch einmal zu bewältigen 
ſein würden. Er präciſire ſeinen Antrag dahin, daß er als äußerſten 
Termin für die Wahlen zum nächſten Reichstage den 15. Januar 1850 
feſtgeſtellt und als ſolchen ſofort zur öffentlichen Kunde gebracht wiſſen 
wolle. Dieſer Antrag ſtehe vollkommen im Einklang mit der von der 
Königlich preußiſchen Regierung den preußiſchen Kammern unlängſt ge⸗ 
gebenen Verſicherung. In der Friſt von jetzt nach drei Monaten wür⸗ 
den alle zur Abhaltung der Wahlen nöthigen Vorarbeiten mit Sicher— 
heit zu erledigen ſein; überdies werde keine der nicht beigetretenen Re⸗ 
gierungen durch eine ſo weit hinausgeſchobene und durch den Drang 
der Verhältniſſe ſo ſehr gebotene Friſtbeſtimmung ſich mit irgend einem 
Rechte verletzt fühlen knnen, und wolle er ſchließlich auch noch feinen 
lebhafteſten Wunſch dahin ausſprechen, daß dieſe Friſt allſeitig auf 
das eifrigſte und unabläſſigſte zur Förderung des Friedens und der 
e e allen deutſchen Regierungen mitbenutzt wer⸗ 
en möge. i a 

Der Vorſitzende glaubt der beginnenden höchſt wichtigen Be— 

rathung im voraus einen beſtimmten Gang ſichern zu ſollen, und 


er erſucht daher die Bevollmächtigten, ihre Erklärungen in der Reihen⸗ 
folge abzugeben, in welcher fie augenblicklich, von dem zuletzt eingetre⸗ 
tenen Mitgliede anfangend, ihre Sitze einnehmen. Demgemäß hat 
der Bevollmächtigte der freien Hanſeſtadt Hamburg zuerſt das Wort. 

Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte wünſcht zuvor 
noch eine faktiſche Aufklärung darüber, ob der vorliegende Antrag auf 
eine Termin- Beſtimmung blos für die Wahl der Abgeordneten oder 
auch der Wahlmänner abzwecke, was in der vorliegenden Faſſung des 
Antrags zweifelhaft bleibe. Er ſtellt dieſe Frage blos im Intereſſe der 
Diskuſſion, da er ſeinerſeits den Antrag für zu frühzeitig und für un- 
geeignet hält. i a 
a Der Antragſteller erwiedert, daß ſein Antrag nur auf die 
Termin-Beſtimmung für die Wahlen der Abgeordneten ſelbſt, als auf 
den Vollzug des letzten öffentlichen Aktes gerichtet ſei, an den ſich die 
Einberufung des Reichstages demnächſt anſchließe. Der Tag dieſer 
Wahlen ſolle nach §. 23. des Wahlgeſetzes für das geſammte Reich ein 
und derſelbe ſein. Was der Wahl der Abgeordneten vorherzugehen 
habe, alſo auch die Wahl der Wahlmänner, werde ſich nach Feſtſtel⸗ 
lung des von ihm beantragten Termins von ſelbſt finden und könne 
den näheren Anordnungen der Regierungen überlaſſen bleiben. 

Die ſich incidenter hier anknüpfende Frage über die gleichzeitige 
Wahl auch der Wahlmänner an einem und demſelben Tage findet 
im Verwaltungs-Rath eine verſchiedene Beantwortung. Der Vorſitzende 
ſchließt die desfallſige Diskuſſion, fo viel es den Punkt der Ausführ— 
barkeit betrifft, durch Hinweiſung auf die Thatſache, daß in dem gatt- 
zen preußiſchen Staatsgebiete die Wahl der Abgeordneten wie der Wahl- 
männer, jede an einem und demſelben Tage habe ſtattfinden können. 
Uebrigens ſei der von dem Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten beregte 
Zweifel über das Verſtändniß des vorliegenden Antrags des Herzog— 
lich naſſauiſchen Bevollmächtigten durch des Letzteren Erklärung nun⸗ 
mehr gehoben; der Antrag bezwecke nur die Feſtſtellung eines Ter— 
mins für die Wahl der Abgeordneten zum Reichstage, und er er= 
neuere ſohin das Erſuchen, daß ſich die Bevollmächten über die ſen 
Antrag in der vorhin angedeuteten Reihenfolge nunmehr ausſprechen. 

Hierauf erfolgen die nachſtehenden Erklärungen: 

Der Bevollmächtigte der freien Stadt Hamburg. Es 
ſei wohl Niemand in das Bündniß vom 26. Mai c. eingetreten, der 
nicht die ſichere Erwartung mitgebracht habe, daß die Feſtſtellung des 
Termins für die Wahlen zum nächſten Reichstage auf jede 
Weiſe werde beſchleunigt werden. Jetzt habe dieſe Erwartung 
allgemein einen fo hohen Grad erreicht, daß eine Erklärung des Ver— 
waltungs-Raths unmöglich länger ausgeſetzt bleiben dürfe, wenn 
nicht durch den Mangel dieſer Erklärung ein leider nur zu weit ver⸗ 
breitetes Mißtrauen neue Nahrung erhalten ſolle. Die Vereinbarung 
über eine neue Centralgewalt ſtehe bevor. Die Nation bedürfe dar⸗ 
über Beruhigung, daß dieſe Centralgewalt die Einführung des Bun⸗ 
desſtaates nicht gefährde, und dieſe Beruhigung werde nur gegeben, in⸗ 
dem man einem Antrage, der auf den erſten öffentlichen Schritt zur 
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Verwirklichung des Bundesſtaates abzwecke, unverzügliche Folge gebe. 
Er finde ſich demnach gedrungen, den Antrag vollſtändig zu unterſtützen. 
N Der Herzoglich braunſchweigiſche Bevollmächtigte. 
Auch er ſei in der Lage, den naſſauiſchen Antrag nur nach Kräften un⸗ 
terſtützen zu können. Einſtweilen ſtehe der Umfang des geſchloſſenen 
Bündniſſes feſt, und wenn es auch nicht die Abſicht ſein könne, den bis 
jetzt noch nicht beigetretenen Staaten den Beitritt in irgend einer Art 
zu erſchweren, ſo ſei doch der Zeitpunkt gekommen, wo eine Rückſicht 
auf jene Staaten doch auch nicht mehr am ernſten Fortſchreiten auf 
dem betretenen Wege hindern könne. Darüber, ob man die nöthigen 
Einleitungen zur Feſtſtellung und Einführung der Verfaſſung treffen 
wolle, könne kein Zweifel ſein, da hierzu das Bündniß verpflichte. Daß 
man aber jetzt dieſe Einleitungen treffe, ſei nöthig, weil jede Verſchie- 
bung auf ſpäteren Zeitpunkt eine Verſchiebung ins Ungewiſſe ſein 
werde, welche nicht nur das Vertrauen in das Zuſtandekommen des 
Werkes und in den guten Willen derer, welche daſſelbe unternommen, 
erſchüttern, ſondern auch das Gelingen ſelbſt gefährden müſſe. Nichts 
ſei den deutſchen Staaten nachtheiliger, als erfolgloſes Arbeiten an 
Verfaſſungsplänen, welchen ſich das öffentliche Vertrauen zugewendet, 
nichts ſei ſchädlicher und zugleich weniger zu rechtfertigen, als Zögern 
und Unentſchloſſenheit auf dem einmal betretenen Wege. Man möge 
ſich alſo durch den Hinblick auf vorhandene Schwierigkeiten nicht auf— 
halten laſſen, da dieſe Schwierigkeiten gerade durch Zögern unüber- 
windlich werden müßten. Stehe der Termin für die Wahlen feſt, 
ſo liege darin der ſtärkſte Antrieb, mit dem, was bis dahin noch zu 
erledigen ſei, auch wirklich ins Reine zu kommen. 

Der Großherzoglich oldenburgiſche Bevollmächtigte. 
Er müſſe dem Antrag vollſtändig zuſtimmen, aus beſtimmtem Auftrage 
ſeiner, der Großherzoglichen, Regierung, wie aus eigener Ueberzeu— 
gung. Man erwarte überall, daß der Verwaltungs-Rath aus dem 
bisherigen Schweigen hervortrete, und daß endlich eine Maßregel er— 
griffen werde, die den Willen der verbündeten Regierungen: den 
verheißenen Bundesſtaat zu einem wirklichen zu machen, außer 
Zweifel ſtelle. Länger zurückhalten und zaudern heiße, das bereits 
vorhandene Mißtrauen auf das unglücklichſte ſteigern und den letzten 
Reſt des Vertrauens aufs Spiel ſetzen. Wie würden die Regie- 
rungen demnächſt vor ihre Stände treten, wenn ihnen nicht der that⸗ 
ſächliche Beweis für den Anfang einer Begründung des Bundes- 
ſtaates zur Seite ſtehe, und wer möge vorherſagen, was eintrete, wenn 
ſich die ſiniſteren Weiſſagungen der Umſturzpartei, daß die Vertrauen- 
den die Getäuſchten ſein würden, erfüllen ſollten? Die ſchleunige 
Vollziehung des Antrags ſei in jedem Betracht höchſt nothwendig und 
politiſch gerechtfertigt, und könne er ſeine Zuſtimmung nur erneuern. 
Was die ihm einſtweilen übertragene Vertretung der freien Stadt 
Bremen betreffe, ſo nehme er Anſtand, Mangels beſtimmter Infor— 
mation für Bremen ein Votum abzugeben. Er halte die desfall⸗ 
ſige Erklärung dem hoffentlich bald rückkehrenden Bürgermeiſter Smidt 
ausdrücklich vor. ö a 
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Der Großherzoglich mecklenburg ⸗ſtrelitzſche Bevoll⸗ 
mächtigte. Er theile zwar ebenfalls die Ueberzeugung, daß von 
Seiten des Verwaltungs Rathes etwas zu geſchehen habe, was 
zur Beruhigung der öffentlichen Meinung beitragen könne; allein 
er glaube nicht, daß ſich die beantragte Feſtſtellung eines Termins 
für die Wahlen zum nächſten Reichstage dazu als das geeignete 
Mittel erweiſen werde, und er widerräth es, den Tag der Wahlen 
ſchon jetzt zu fixiren. Statt deſſen möge ſich der Verwaltungs⸗ 
Rath unverweilt der Erledigung derjenigen Vorarbeiten unterziehen, 
deren völliger Abſchluß der Einberufung des Reichstages nothwendig 
vorhergehen müſſe, insbeſondere 1) Bildung des gemeinſamen Organs, 
wodurch die verbündeten Regierungen mit dem Reichstage verhandeln; 
2) Regulirung des Verhältniſſes im Fürſten-Kollegium und der ſonſti⸗ 
gen Modificationen, welchen der Verfaſſungs-Entwurf wegen des Nicht- 
beitritts einzelner deutſchen Regierungen jetzt noch zu unterwerfen bleibt, 
und 3) Regulirung des Wahlmodus. Er halte ſich überzeugt, daß 
die Kunde einer ſolchen, auf eine geſicherte Löſung der gegebenen 
Aufgabe gerichteten Wirkſamkeit des Verwaltungs-Raths das öffent⸗ 
liche Vertrauen ſtärken und die beregten Beſorgniſſe beſeitigen müſſe. 

Der gemeinſchaftliche Bevollmächtigte für Großher⸗ 
zogthum Sachſen-Weimar, Herzogthum Sachſen-Alten⸗ 
burg, Herzogthum Sachſen-Koburg und Gotha und für 
die Fürſtenthümer Reuß beider Linien. Wie er den vorlie⸗ 
genden Antrag bereits in der Sitzung vom 30. Auguſt c., worin er 
durch den Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten zuerſt vorgebracht 
worden, ſofort unterſtützt und dieſe Unterſtützung in der Sitzung vom 
26. September c. wiederholt habe, fo unterſtütze er ihn jetzt zum drit⸗ 
tenmale. Er unterlaſſe es, das vorhandene Mißtrauen näher zu ſchil⸗ 
dern, es ſei da, es werde von den feindlichen Parteien mit ſteigen⸗ 
dem Erfolg ausgebeutet, und die einzige, entſcheidende Gegenwirkung, 
der allein genügende Beweis, daß das laut und öffentlich Zugeſagte 
auch aufrichtig und ernſt gewollt werde, liege in der beantragten Feſt⸗ 
ſtellung und Veröffentlichung eines äußerſten Termins für die Wahlen 
zum Reichstag, in der öffentlichen unzweideutigen Beurkundung, daß 
der Tag bevorſtehe und herannahe, an dem das Volk an der fo ſehr er- 
ſehnten Konſtituirung des Bundesſtaates Theil nehmen und für ein 
endliches Zuſtandekommen des Bundesſtaates einwirken könne. 

Der Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte. Auch er 
habe ſchon in der Sitzung vom 26. September c. erklärt, daß er ſich 
dem Antrage des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten vollkommen 
anſchließe, und indem er dieſe Erklärung, welche überdies mit der von 
ihm bei ſeinem Eintritt in den Verwaltungs-Rath in der Sitzung vom 
8. September c. abgegebenen genau übereinſtimme, jetzt ausdrücklich 
wiederhole, habe er noch folgende Bemerkungen zuzufügen. 

Schon in den Sitzungen vom 26. Juni, 13. und 26. Juli und 
30. Auguſt c. ſei die Frage wegen Einberufung des Reichstages, be⸗ 
ziehungsweiſe der dieſe Einberufung bedingenden Vornahme der Wahlen 
zur Erörterung gekommen, und nur aus dem hauptſächlich von dem 
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Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten geltend gemachten Grunde 
die Löſung vertagt worden, weil damals die Vorfrage noch nicht er⸗ 
ledigt geweſen, wie groß die Zahl der dem Bündniſſe beitretenden Re⸗ 
gierungen ſein und welchen räumlichen Umfang der Bundesſtaat ein⸗ 
nehmen werde. Dieſe Vorfrage ſei aber jetzt wenigſtens vorläufig be⸗ 
antwortet, wenngleich zu hoffen bleibe, daß dieſe Antwort nicht das 
letzte Wort ſein, ſondern daß demnächſt die ganze deutſche Nation, 
nicht blos ein Theil derſelben, ſich der Erfüllung derjenigen Zuſagen 
zu erfreuen haben werde, welche ihr im denkwürdigen Jahre 1848 
von allen deutſchen Regierungen, ohne irgend eine Ausnahme, auf das 
an und beſtimmteſte gemacht worden. Der weſentlichſte Theil zur 

rfüllung dieſer Zuſagen ſei durch Einberufung der National- Ver⸗ 
ſammlung geſchehen, mit welcher die Regierungen über eine Verfaſſung 
für das ganze Deutſchland ſich verſtändigen wollten und wohl auch ver⸗ 
ſtändigt haben würden, wenn nicht von beiden Seiten das peccatur 
intra et extra wäre wahr gemacht worden. Dieſes unglückliche Re— 
ſultat habe unverkennbar viele ſanguiniſche Hoffnungen zerſtört und 
einen Riß in die Nation gebracht, auf deſſen Ausbeſſerung Alle Be⸗ 


dacht nehmen müſſen, welche noch Sinn für nationale Größe und Ehre 


haben, das Recht der Nation auf die Verwirklichung der Verheißungen 
des vorigen Jahres fortwährend anerkennen, und ſich nicht dem Wahne 
hingeben, daß der Flug des Nationalgeiſtes bereits erlahmt ſei, daß dieſer Geiſt 
ſich wieder in die Bande des Partikularismus fügen und einer Wiederheritel- 
lung der bundestäglichen Anſtalt ſich unterwerfen werde. Es laſſe ſich 
nicht wegleugnen, daß die frankfurter National-Verſammlung in ihrer 
Vollſtändigkeit die Vertreterin der deutſchen Nation geweſen ſei, und 
als ſolche das Verlangen ausgeſprochen, das Erbieten der Regierun- 
gen angenommen habe, aus Deutſchland ein einiges, eng verbundenes, 
nach außen als europäiſche Macht, nach innen in freier Entwickelungs— 
fähigkeit daſtehendes und ſeine materiellen Intereſſen e b 
Volk zu machen; — bei Erwägung der Mittel zur Verwirklichung dies - 
ſes Zwecks aber nur in dem Bundesſtaate das geeignete zu erkennen 


vermocht habe. Dieſer Erkenntniß haben die Königlichen Regierun⸗ 


gen von Preußen, Sachſen und Hannover ſich angeſchloſſen, deshalb 
das Bündniß vom 26. Mai c. und den damit in unzertrennlichem Zu⸗ 


ſammenhange ſtehenden Verfaſſungs-Entwurf verabredet und alle übri⸗ 


gen deutſchen Regierungen zum Beitritt eingeladen. Wer dieſem Rufe 
gefolgt, habe ausgeſprochen, daß er die Anſicht theile, wie nur in 
einem Bundesſtaate die Regierungen der deutſchen Nation gerecht wer— 
den. Leider haben nicht alle Regierungen dieſes Anerkenntniß durch 
den Beitritt zu dem Vertrage vom 26. Mai c. manifeſtirt. Durch 
ihre Abſagebriefe aber, bei denen es übrigens ſchwerlich ſein Bewen⸗ 
den behalten werde, können ſie die anderen Regierungen von der Pflicht 
egen die Nation nicht entbinden, ihren Zuſagen inſoweit nachzu⸗ 
ommen, als es ihnen, den Umſtänden nach, möglich ſei, und mög⸗ 
lich ſei für ſie, zu thun, was noch in der Denkſchrift vom 11. Juni c. 
als ausführbar anerkannt worden: nämlich den Bundesſtaat, in welchem 
die Verfaſſung vom 26. Mai c. gelten ſolle, aus denjenigen deutſchen 
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Staaten zu bilden, deren Regierungen dem Bündniß ſich anſchließen: 
ein Anerkenntniß, das für ſeine Bekenner um ſo bindender ſei, als 
demſelben ausdrücklich die Unterſtellung beigefügt worden, wie wohl zu 
beſorgen ſtehe, daß außer Oeſterreich auch noch andere deutſche Regie⸗ 
rungen zur Zeit Bedenken tragen könnten, dem Bündniß beizutreten. 
Habe ſich dieſe Unterſtellung jetzt leider verwirklicht, ſo dürfe doch, 
da ja die Thatſache eine vorausgeſehene geweſen, dadurch nicht die 
Verwirklichung auch des Anerkenntniſſes: eintretendenfalls ohne die 
diſſentirenden Regierungen den Bundesſtaat ins Leben zu rufen, län— 
ger aufgehalten werden. Geſchähe dieſes, fo würde das in der Na- 
tion ohnehin ſchwankende Vertrauen in den Ernſt der ihr gewordenen 
Zuſagen mit vollem Recht in entſchiedenes Mißtrauen umſchlagen, und 
eine neue Umwälzung, ein nochmaliger Umſturz des Beſtehenden nicht 
ausbleiben, da den gährenden unreinen Elementen im Volke, welche 
nach einer, wenngleich ſehr verſchiedenen Einheit der Nation hindrän— 
gen, dann alle diejenigen reinen Elemente ferner weder paſſiven noch 
aktiven Widerſtand entgegenſtellen würden, welche jetzt nur allein noch 
in der Verwirklichung des Bundesſtaats eine Annäherung an denjeni⸗ 
gen öffentlichen Zuſtand in Deutſchland erblicken, deſſen Verwirklichung 
ſie ſeither in der Ueberzeugung erſtrebten, daß jetzt nur durch ſeine 
Gründung die Einheit, Macht, Ehre und Freiheit des deutſchen Rei⸗ 
ches, und auf dieſem Wege auch ein materielles Wohlſein der Nation 
noch zu erreichen ſtehe. Nicht dadurch, daß die Regierungen, die das 
Bündniß vom 26. Mai c. abſchloſſen, von demſelben zurücktreten, laſſe 
ſich der Zweck erreichen, die noch außerhalb ſtehenden Regierungen 
hinein zu ziehen; dies ſei im Gegentheil nur dann zu erwarten, 
wenn ſämmtliche verbündete Regierungen unverzüglich den Reichstag 
berufen und dadurch ihre Entſchloſſenheit und zugleich ihre Kraft be= 
thätigen, entgegentretende Schwierigkeiten zu beſiegen. Dieſe Beru- 
fung werde allgemeinen Anklang finden, in der Nation einen neuen 
Geiſt erwecken, ſie ſogar zu neuen Opfern ermuthigen und keine über⸗ 
triebenen Wünſche und Forderungen aufkommen laſſen. Allenthalben 
öre man Zweifel äußern gegen das Zuſtandekommen des Bundesſtaates, 
ja es ſcheine abſichtlich darauf hingewirkt zu werden, damit dieſe Zweifel 
im Volke Wurzel faſſen. Deshalb gerade thue es noth, fi in- 
niger und enger im Bunde aneinander zu fließen, zuſam⸗ 
men zu ſtehen in der Gefahr, aber auch in der Treue das 
Fürſtenwort zu löſen. Dieſe Löſung finde er nur in der baldigſten 
Berufung der Vertreter der deutſchen Nation — d. h. zunächſt desjeni⸗ 
gen Theiles derſelben, welche der gegenwärtige Territorial-Umfang 
des Bundesſtaates begreife, — um zu erwägen, ob der ihnen vor⸗ 
zulegende Verfaſſungs-Entwurf den gerechten und vernünftigen For⸗ 
derungen des Volkes entſpreche. Falle das Reſultat bejahend aus, fo 
werde bald die ganze Nation im Bundesſtaat vereinigt ſein. Jener 
Berufung müſſen die Wahlen zum Reichstage vorausgehen; ehe dieſe 
erfolgt ſeien, könne der Zeitpunkt des Zuſammentretens des Reichs⸗ 
tages nicht beſtimmt werden. Die Vornahme dieſer Wahlen ſei dem⸗ 
nach als nothwendiges Mittel zum Zwecke anzuordnen, und da gerade 
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dieſe Anordnung von dem Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten be- 
antragt werde, fo könne er, wie bemerkt, demſelben nur auf das Ent- 
ſchiedenſte zuſtimmen. Die Zeit, welche noch verfließen werde, bis die 
Wahlen vollendet ſeien, werde mehr als hinreichen, um alle diejenigen 
Vorarbeiten zu erledigen, die der Großherzoglich mecklenburg ⸗-ſtrelitzſche 
Bevollmächtigte als nothwendige bezeichnet habe, und denen wohl auch 
noch mehrere andere zuzuzählen bleiben möchten. 

Der Kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte. Indem er 
ſich dem jetzt vorliegenden Antrage des Herzoglich naſſauiſchen Bevoll— 
mächtigten ſeinerſeits ebenfalls vollkommen anſchließe, verlange er nur 
die Erfüllung einer Zuſage, auf deren Grund er Namens ſeiner Re— 
gierung dem Vertrage vom 26. Mai c. beigetreten ſei. Daß „die 
ſchleunigſte Berufung des Reichstages in Ausſicht geſtellt und für dieſe 
Berufung wo möglich eine längſte Friſt der Ausführung feſtgeſetzt werde,“ 
ſei wörtlich eine der Anforderungen, die er in ſeiner Eingabe an den 
damaligen Vorſitzenden des Verwaltungs-Rathes unter dem 12. Juli c. 
dokumentirt habe. Hierauf ſei ihm in der Protokollar-Verhandlung 
vom 26. Juli c. die eben jo ausdrückliche Zuſicherung des Verwaltungs— 
Rathes geworden: „Es ſei der aufrichtige Wille und das ernſte, eifrige 
Streben der Regierungen, die den Vertrag vom 26. Mai c. ſchloſſen 
und ihm bis jetzt beigetreten, die Einberufung des Reichstages mög— 
lichſt zu beſchleunigen;“ fo wie ihm auch bereits unter dem 13. Juli c. 
Namens des Verwaltungsrathes eröffnet worden: „Die möglichſt 
baldige Berufung werde allerdings beabſichtigt, ein Termin ſei jedoch 
im Augenblick — dem 13. Juli c. — noch nicht zu beſtimmen, da ſich 
der Umfang des Bündniſſes noch nicht mit Sicherheit überſehen laſſe.“ 
Jetzt ſei dieſer Zeitpunkt des Ueberſehenlaſſens gekommen, da außer 
Bayern, Württemberg und Heſſen-Homburg, die beſtimmt abgelehnt, 
alle übrigen deutſchen Staaten ihren Beitritt zu dem Bündniſſe 
erklärt hätten. Die Geſammtheit der beigetretenen Staaten ſchließe 
zudem die Befürchtung der Lebensunfähigkeit aus, wie eine ſolche Be— 
fürchtung von dem hannoverſchen Bevollmächtigten gegen einen bundes— 
ſtaatlichen Verein blos einiger wenigen deutſchen Staaten in den Vor- 
verhandlungen geäußert worden. Der deutſche Bundesſtaat, wie er 
aus den bis jetzt verbündeten deutſchen Staaten hervorgehen ſolle, trage 
die Fülle des Lebens in ſich. Er umfaſſe in feinen dreißig Einzelſtag— 
ten einige und zwanzig Millionen Einwohner, ſchließe die mächtigſten 
1 Seeſtädte ein, beherrſche die Oſt- und Nordſee, werde von den 
größten ſchiffbaren Strömen durchſchnitten und dehne ſeine Gränzen im 
Oſten bis nach Rußland, im Weſten bis nach Frankreich. So mangele 
einerſeits überall der Grund, die Gewährung des Zugeſagten länger 
zu verſchieben, während auf der anderen Seite die Bevollmächtigten es 
ihren Kommittenten und der Nation ſchuldig ſeien, auf dieſer Gewäh— 
rung entſchieden zu beſtehen. 

Der Großherzoglich badiſche Bevollmächtigte. Er müſſe 
den Antrag, worin er das Verlangen erkenne, nicht ſowohl nach einem 
feſten, als nach einem genannten, und nach Lage der Umſtände be— 
weglichen Termin, der nur eine äußerſte Friſt für die Wahlen zum Reichs- 
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tag ſichern folle, vollkommen unterſtützen. Baden wünſche den Reichstag, 
damit Frieden, Ruhe, Ordnung und ein Recht wiederkehre, das daure; 
es wünſche ihn, weil es ſich rechtlich zu ſeiner Einberufung verpflichtet 
habe. Dabei nehme er, der Bevollmächtigte, Anlaß, noch folgende 
Betrachtung zuzufügen. Die rechtliche Lage der auf Grund des Ver— 
trages vom 26. Mai c. verbündeten Regierungen ſei heute keine an⸗ 
dere, wie an dem Tage des Vertragsſchluſſes ſelbſt. Es ſei recht ei⸗ 
gentlich als die Weſenheit des zu bildenden Bundesſtaates hingeſtellt 
worden, daß derſelbe zunächſt aus ſo vielen oder ſo wenigen deutſchen 
Staaten zu beſtehen habe, als deutſche Regierungen aus freier Ent⸗ 
ſchließung in denſelben eintreten und ſich mit den aus dieſen Staaten 
zu berufenden Vertretern in freier Vereinbarung einigen würden. Es 
habe jeder Zwang gegen andere deutſche Regierungen, aber auch jede 
Abhängigkeit von ihnen prinzipmäßig ausgeſchloſſen werden ſollen. 
Das ſei, feiner Ueberzeugung nach, das Rechtsverhältniß der verbün⸗ 
deten deutſchen Staaten zu den deutſchen Staaten außerhalb des 
Bündniſſes. Damit aber Alles, was Deutſch im Vaterlande ſei, ſich 
in Frieden und Eintracht zuſammenfinde, und ein Band nicht gelockert 
werde, was älter als alle Verträge ſei, füge er gerade in dem Augen- 
blicke, wo die Konſtituirung des Bundesſtaates in Vollzug treten ſolle, 
dem Antrag des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten ſeinerſeits 
den Antrag bei: 
daß ſofort eine Kommiſſion beſtellt und mit gutachtlichem Vortrage 
darüber beauftragt werde: wie die als Geſammtheit konſtituirten 
Verbündeten ihre enge und unlösbare Verbindung mit den übrigen 
deutſchen Bundesgenoſſen fortan am geeignetſten fortzuſetzen haben, 
insbeſondere wie deren fernerer Anſchluß an den Bundesſtaat her⸗ 
beizuführen und dem durch §. 1. der Verfaſſung vorbehaltenen Bun⸗ 
desverhältniſſe mit Oeſterreich Vollzug zu ſichern ſei. 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte. Er müſſe 
zunächſt feine Bedenken gegen die letzte von dem Großherzoglich badi— 
ſchen Bevollmächtigten gemachte Aufſtellung erheben, daß die verbün⸗ 
deten Regierungen ſich bereits in einem konſtituirten Bundesſtaate be- 
ſinden oder in der Konſtituirung eines ſolchen begriffen ſeien, und daß 
ſie in dieſer Beziehung eine Separatſtellung im deutſchen Bunde ein⸗ 
nehmen. Eine ſolche Auffaſſung ſcheine mit der unbeſtrittenen Aner- 
kennung der fortwährenden Rechtsgültigkeit der Verträge von 1815 in 
der That ſchwer vereinbar. Was den Antrag ſelbſt betreffe, ſo werde 
und müſſe er gegen denſelben ſtimmen, da er, der Bevollmächtigte, 
durchdrungen ſei von den Pflichten, welche die kontrahirenden Regie- 
rungen bei dem Vertragsſchluſſe vom 26. Mai c. gegen die Nation 
übernommen haben. Die Stellung der Regierungen von Sachſen und 
Hannover und die der preußiſchen ſei bei dieſem Vertrage nicht dieſelbe 
geweſen. Allerdings hätten ſich die beiden erſten Regierungen über 
die Form eines Bundesſtaates ſchließlich verſtändigt, wie ſie von 
Preußen, dem größten deutſchen Staate, proponirt und feſtgehalten 
worden, aber ſie hätten ihrerſeits nie die Abſicht verhehlt, daß der zu 
gründende Bundesſtaat, wenn ihm Oeſterreich vorderſamſt noch nicht 
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angehören ſolle, doch die ſämmtlichen übrigen deutſchen Staaten um⸗ 
faſſen müſſe. Wenn nun, wie gegenwärtig leider eingetreten, die 
große Mehrzahl des deutſchen Südens dem proponirten Bundesſtagte 
den Beitritt verweigere, ſo fänden ſich die Regierungen von Sachſen 
und Hannover, die dabei von völlig gleichen Grundſätzen geleitet wer— 
den, außer Stande, ihrer Pflichten gegen die geſammte Nation unein- 
gedenk zu fein und, fo lange über die Geſtaltung des ganzen Deutſch— 
lands noch ſolche Zweifel exiſtiren, einem Antrage auf rückſichtsloſes 
Vorſchreiten zur Bildung eines engeren Bundesſtaates in Deutſchland 
beizutreten. Es ſei jetzt nicht der Augenblick, darauf zurückzukommen, 
unter welchen Modalitäten der Vertrag vom 26. Mai c. abgeſchloſſen 
worden. Sachſen und Hannover ſei in dieſer Hinſicht über Recht und 
Pflicht vollkommen mit einander einverſtanden. Auch über die gegen— 
wärtig abzugebenden Erklärungen habe eine Vereinbarung unter beiden 
Regierungen ſtattgefunden, ſie würden dieſelben ſchriftlich zu Protokoll 
geben, und werde ſich feine, des Königlich hannoverſchen Bevollmäch— 
tigten, Erklärung der des Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten, die, 
nach der bisher befolgten Ordnung der Stimmenabgabe, als die vor— 
N - hätte unterſtellt werden müſſen, beſtätigend anſchließen. 

er Vorſitzende ſtellt hierauf dem Königlich ſächſiſchen Bevoll— 
mächtigten die ſofortige Abgabe feiner Erklärung anheim. Dieſe Erflä- 
rung, auf Erſuchen des Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten von dem 
en hannoverſchen verleſen, lautet in ihrer ſchriftlichen Faſſung 
alſo: 


Die Königlich ſächſiſche Regierung iſt der Meinung, daß das Zu- 
ſtandekommen eines Vundesſtaates, wie derſelbe beim Abſchluß des 
Vertrages vom 26. Mai d. J. von den kontrahirenden Regierungen 
beabſichtigt wurde, aufs höchſte gefährdet wird, wenn mit Anordnung 
der Reichstags⸗Wahlen und Einberufung der Deputirten unzeitig 
vorgegangen werden ſollte. Dies würde aber, nach Anſicht der Kö⸗ 
niglich ſächſiſchen Regierung der Fall ſein, wenn dem Antrage des 
Herrn Präſidenten Vollpracht jetzt entſprochen werden ſollte, denn 

4) fehlen noch die Acceſſions-Urkunden von verſchiedenen Regie- 
rungen, mit welchen wegen ihres Beitritts zum Bündniß verhandelt 
worden iſt; 

2) haben mehrere Regierungen ſich zum Beitritt zwar bereit er— 
klärt, es werden aber Bevollmächtigte zu Pflegung von Verhandlungen 
noch erwartet. 

3) Kann die Königlich ſächſiſche Regierung dermalen die Frage über 
den Umfang des Bündniſſes, welche bei jenem Antrage in der Haupt- 
ſache als ſchon entſchieden angenommen wird, z. B. durch Feſt— 
ſetzung eines Wahltages, der nach dem Reichs-Wahlgeſetze im ganzen 
Reiche ein und derſelbe ſein ſoll, noch nicht als zur Beantwortung reif 
betrachten; denn wenn derſelben auch aus den öffentlichen Blättern be- 
kannt iſt, daß mit der Königlich bayeriſchen Regierung verhandelt und 
von derſelben ſchließlich die Erklärung abgegeben worden iſt, daß ſie 
dem Bündniſſe nicht beitreten und die projektirte Reichs-Verfaſſung, wie 
ſie vorliege, nicht annehmen könne, ſo iſt dem Königlichen Bevollmäch⸗ 
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tigten doch nie Gelegenheit gegeben worden, ſich darüber vollſtändige 
Gewißheit zu verſchaffen, welche Bedenken jene abfällige Erklärung 
veranlaßt haben, da über die mit dem Miniſter von der Pfordten ge— 
pflogenen Verhandlungen, ſo weit ſie die proviſoriſche Centralgewalt 
betreffen, zwar in der 15ten Sitzung des Verwaltungs-Rathes eine ſehr 
allgemein gehaltene vertrauliche Mittheilung, hinſichtlich der Ver— 
handlungen über den Beitritt zum Bündniß aber gar keine Eröff— 
nungen gemacht worden ſind, während doch von Preußen nach den jetzt 
veröffentlichten Noten Erklärungen für ſich und feine Verbünde⸗ 
ten abgegeben und verſprochen ſein ſollen. Es drängt ſich dabei 
allerdings und ſehr natürlich die Frage auf: ob denn diejenigen Kon— 
zeſſionen gemacht worden, zu welchen die verbündeten Regierungen 
ſich äußerſten Falles zu verſtehen angerathen haben würden, um den 
für das ganze deutſche Verfaſſungswerk ſo wichtigen Beitritt der Kö— 
niglich bayeriſchen Regierung zu erwirken? Ueber Württemberg iſt 
der Königlich ſächſiſchen Regierung eben ſo wenig etwas bekannt. 

4) Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte hält es nicht für an— 
gemeſſen, jetzt auf die Gründe einzugehen, welche der Herr Antrag- 
ſteller aus dem Vertrage vom 26. Mai d. J. und der Note vom 
28ſten deſſelben Monats dafür angeführt hat, daß die Einberufung 
eines Reichstages zuläſſig und in jenen Aktenſtücken vorgeſehen ſei, 
wenn nur ein Theil und nicht die ſämmtlichen deutſchen Staaten ſich 
dem Vertrage angeſchloſſen haben ſollten, da es vor Allem wohl dar— 
auf ankommen dürfte, ſich zu vergegenwärtigen, daß aus einer Verei— 
nigung derjenigen Staaten, welche bis jetzt ihren Beitritt zu dem 
Bündniſſe mit Bundesſtaats - Einrichtung erklärt haben, in der 
That eine ganz andere Verbindung hervorgehen würde, als die bei 
Abſchluß des Vertrages und bei Abfaſſung und Genehmigung des 
Reichsverfaſſungs-Entwurfs beabſichtigte, und daß der Verfaſſungs— 
Entwurf in ſeinen weſentlichſten Beſtimmungen dann gar nicht mehr 
anwendbar iſt. Auch würde ſich durch den Nichtbeitritt der beiden König— 
reiche Bayern und Württemberg und einiger anderen Staaten (Heffen- 
Homburg, Liechtenſtein, Luxemburg) die ſchwierige, aber doch uner— 
läßlich zu löſende Frage herausſtellen: welches das, Verhältniß die— 
ſer Staaten, denen die Rechte aus der Bundes-Akte vom Jahre 
1815 verbleiben ſollen, zu dem Bundesſtaate und umgekehrt ſein 


ſolle? während außerdem und wenn ſämmtliche in dem Verfaſſungs— 


Entwurfe genannte Staaten dem Vertrage vom 26. Mai beigetre- 
ten wären, nur eine Verſtändigung mit Oeſterreich erforderlich ge— 
weſen ſein würde. Endlich muß 

5) der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte unter Hinweiſung 
auf ſeine Note vom 2. Juli d. J. und das Protokoll der 23ſten 
Sitzung des Verwaltungs -Rathes darauf zurückkommen, daß die 
Einberufung eines Reichstages vor erfolgter Verſtändigung mit 
der K. K. öſterreichiſchen Regierung die unabſehbarſten Schwierig⸗ 
keiten darbieten würde, wenigſtens ſo lange man nicht deren Erklä— 
rung dahin erlangt hat, daß dieſelbe die Bildung eines Bundes- 
ſtagtes mit den Beſtimmungen der Bundesakte vereinbar halte. 


| 


er "a ae 


Auf dieſes Bedenken glaubt der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte 
einen um ſo größeren Werth legen zu können, da die Königl. 
preußiſche Regierung bei den Verhandlungen über die Bildung 
einer proviſoriſchen Centralgewalt es mehrfach verſucht hat, eine 
diesfallſige Anerkennung ſeitens der K. K. öſterreichiſchen Regie— 
rung zu erlangen und dadurch die Wichtigkeit derſelben kundge— 
eben hat. 
l Alle dieſe Schwierigkeiten haben unzweifelhaft den Kontrahen— 
ten bei Verhandlung des Vertrages vom 26. Mai vorgeſchwebt; 
darum und weil zu deren Hebung Zeit erforderlich iſt, wurde der 
Vertrag auf ein Jahr abgeſchloſſen und eine Verlängerung ſogar 
in Ausſicht geſtellt. Damit in Widerſpruch würde die Anſicht ſein, 
wollte man nach erſt viermonatlicher Dauer deſſelben ſchon zu einer 
Maßregel vorſchreiten, in der ſtillſchweigend das Aufgeben einer 
Vereinigung Deutſchlands zu einer gemeinſchaftlichen Verfaſſung 
liegen und eine Spaltung deſſelben herbeigeführt werden würde. 
Die Königlich ſächſiſche Regierung kann zu einem ſolchen Schritte 
nicht rathen und muß ſich demnach zur Zeit noch gegen den Antrag 
des Präſidenten Vollpracht erklären.“ 

Nach Verleſung dieſer Erklärung der Königlich ſächſiſchen Regie— 
rung geht der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte zur Verleſung 
ſeiner eigenen, ebenfalls ſchriftlich abgefaßten Erklärung über. Die— 
ſelbe lautet: 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte tritt der 
vom Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten Namens der Königlich 
ſächſiſchen Regierung abgegebenen Erklärung in allen Stücken bei und 
macht dieſelbe in ihrem ganzen Umfange zu der ſeinigen. 

Die Königlich hannoverſche Regierung kann, abgeſehen von 
den bereits in der 35ſten Sitzung des Verwaltungs-Raths hervor- 
gehobenen, noch keineswegs beſeitigten, rein geſchäftlichen Gründen, 
welche zur Zeit noch im Verwaltungs -Rathe ſelbſt der Feſtſtellung 
eines möglichſt zu beſchleunigenden Termins für die Wahlen zum 
nächſten Reichstage im Wege ſtehen, einer ſolchen Beſchleunigung um 
ſo weniger das Wort reden, als ſie darin nur eine Gefährdung des 
Zwecks des Bündniſſes vom 26. Mai und eine Verletzung dieſes 
Bündniſſes ſelbſt würde erblicken können. 

Eine ſchon jetzt zu beſchließende Einberufung eines Reichstags 
oder auch nur die Anſetzung der Wahlen dazu, welche ſelbſtredend doch 
nur von Seiten der jetzt dem Bündniſſe vom 26. Mai beigetretenen 
Staaten würde geſchehen können, würde nach der Meinung der Königl. 
hannoverſchen Regierung eine willkürliche und nicht zu rechtferti— 
gende Abweichung von der, von den drei urſprünglich paciscirenden 
Königreichen der deutſchen Nation gegenüber übernommenen Verpflichtung 
„dem deutſchen Volke eine Verfaſſung zu gewähren“ enthalten. 

Sie glaubt vielmehr, daß einer jeden Einleitung zur wirklichen Be— 
rufung eines vereinbarenden Reichstags nothwendig eine Verſtändigung 
mit den dem Bündniſſe nicht beigetretenen Regierungen hinſichtlich des 
deutſchen Verfaſſungswerks vorgusgehen müſſe, wenn es den drei ur⸗ 
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ſprünglich im Bündniſſe vom 26. Mai zuſammengetretenen Königlichen 
Regierungen mit einer Einigung Deutſchlands und der Befriedigung 
der Wünſche der deutſchen Nation Ernſt iſt. 

Als eine bloße Ausführung der in der Königl. preußiſchen 
Note vom 23. Januar niedergelegten, von Hannover nie getheilten 
engeren Bundesſtaats-Idee hat Hannover fo wenig, als die übrigen 
an den Konferenzen im Mai theilnehmenden Königlichen Regierun— 
gen, die damaligen Verhandlungen jemals anſehen können, und das 

ündniß vom 26. Mai iſt zur Begründung eines engeren Bundes- 
ſtaats, ſelbſt mit wenigen anderen Staaten, nicht geſchloſſen. Das 
Bündniß vom 26. Mai hat ſich eine Einigung und Verſtändigung 
von ganz Deutſchland über die Verfaſſungsfrage zum Ziel geſetzt, 
deſſen Erreichung durch die Begründung eines ſolchen engeren Bundes— 
ſtaates, wenn dieſer überhaupt innerhalb der Beſtimmung des Bun⸗ 
N möglich wäre, nur erſchwert, aber nicht befördert werden 
önnte. * g 
Sollte man vor Beſeitigung der Hinderniſſe, welche einer Eini— 


gung und Verſtändigung mit den dem Bündniſſe nicht beigetretenen 


Staaten über die Bundesſtaats-Verfaſſung entgegenſtehen, auf die 
Frage über Berufung des Reichstags dennoch im Verwaltungsrathe 
zurückkommen, ſo behält der hannoverſche Bevollmächtigte die nähere 
Darlegung der rechtlichen Gründe, warum ſeine Regierung die Ver⸗ 
folgung eines ſolchen Plans für bundeswidrig und unmöglich hält, 
ſich ausdrücklich bevor. 

Hierauf folgt die Erklärung des Vorſitzenden. Die durch 
ihn vertretene Königlich preußiſche Regierung habe ſich bereits zwei⸗ 
mal über die jetzt in Antrag geſtellte Termin-Beſtimmung ausgeſprochen, 
zuerſt bei Vorlage der auf das Bündniß vom 26. Mai c. bezüglichen 
Aktenſtücke, und ſodann in der Antwort, welche ganz unlängſt noch auf 
desfallſige Interpellation von dem Miniſter des Auswärtigen ertheilt 
worden. Im vollen Anſchluß an dieſen wiederholten Ausſpruch fei- 
ner Regierung trete er auch jetzt der Majorität der Bevollmächtigten 
bei, indem er zugleich lebhaft bedauere, dabei zum erſtenmal den 
Verwaltungs-Rath in eine Majorität und Minorität getheilt zu ſehen. 
Es ſei ſeitens dieſer Minorität auf die Verſchiedenheit der Stellung 
der urſprünglichen Kontrahenten bei dem Vertrage vom 26. Mai c. 
hingedeutet worden. Er gebe dieſe Verſchiedenheit zu, um dabei in Er⸗ 
innerung zu rufen, daß es allerdings Preußen allein geweſen, welches 
die ihm von der National-Verſammlung in Frankfurt dargebotene 
Kaiſer⸗Krone abgelehnt habe. Es werde zugegeben werden, daß dieſer 
Entſchluß ein großer, ein gefährlicher geweſen ſei. Preußen habe ihn 
aber gefaßt und vollzogen, weil es nicht geglaubt, daß die Verfaſſung, 
wie ſie in Frankfurt ſchließlich feſtgeſtellt worden, zum wahren Heile 
Deutſchlands gereichen werde, weil es ſich überzeugt gehalten, daß die 
Konſtruirung des Oberhaupts nach dieſer Verfaſſung die übrigen 
deutſchen Staaten beinahe vernichtet habe, und weil es die vor⸗ 
läufige Annahme der Kaiſerkrone unter Reſolutiv⸗ Bedingungen, als 
eine Art von Zwang für die Regierungen Deutſchlands einſchließen, 
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mit der Gerechtigkeit unvereinbar fand. Dennoch fer diefe Ablehnung 
als der nächſte Grund des Scheiterns einer einheitlichen Deutſchen Re- 
gierung bei einem großen Theile Deutſchlands und Preußens aufgefaßt 
worden, ſo, daß die Königliche Regierung nur eine dringende Pflicht 
erfüllte, als ſie zu dem Mittel griff, im Verein mit den Königlichen 
Regierungen von Sachſen und Hannover die bundesſtaatliche Ein- 
heit und Vereinigung Deutſchlands in den Gränzen des Möglichen auf 
einem anderen Wege unverzüglich anzubahnen. Die Verfaſſungsvor— 
lage, die nunmehr von Preußen vorgelegt, und worüber ſich die drei 
Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover ſchließ— 
lich vereinigten, habe allerdings einen Bundesſtaat vor Augen, der in 
weiteſter Ausdehnung ganz Deutſchland umfaſſe, mit einſtweiliger Aus- 
nahme Oeſterreichs, das ſich durch ſeine Verfaſſung zum Eintritt in 
einen deutſchen Bundesſtaat ſelbſt außer Stand geſetzt habe. Dabei ſei 
aber vollkommen klar geſtellt und deutlich ausgeſprochen, daß dieſe 
Ausdehnung allerdings der Wunſch und die Erwartung der Verbündeten, 
aber auch, daß ſie nicht die Bedingung des Bündniſſes ſei, und daß 
die Verpflichtung, den Bundesſtaat ihrerſeits ins Leben zu rufen, für die 
Verbündeten auch dann in ungeſchwächter Kraft beſtehe, wenn dieſe Er— 
wartung theilweiſe ſich nicht erfüllen ſollte. Preußen ſei entſchloſſen, die⸗ 
ſer Pflicht, die es jetzt wie am Tage des Vertragsſchluſſes anerkenne, nach 
aller Möglichkeit zu genügen und, fo viel an ihm ſei, auf dem betrete- 
nen Wege mit Ernſt, Entſchiedenheit und Energie voranzugehen. Als 
eine öffentliche Kundgebung dieſes Willens müſſe der Vorſitzende auch 
ſeinerſeits den Vollzug des geſtellten Antrags betrachten, dem er dem- 
nach, wie geſagt, völlig adhärire. Die bisher gegen den Antrag erho- 
benen Anſtände könne er unmöglich für begründet halten. Dem Zu- 


ſammentritt des Reichstags müßten allerdings noch mannigfache Vor- 


arbeiten vorausgehen; allein, wie dies auch bereits von dem 
Großherzoglich heſſiſchen dem Großherzoglich mecklenburg-ſtrelitziſchen 
Bevollmächtigten bemerkt worden, ſeien dieſe doch alle nicht von 
dem Umfange, daß fie nicht in drei Monaten vollendet fein könn- 
ten, und gewiß auch vollendet ſein würden, ſo bald nur feſtſtehe, daß 
ſie alsdann vollendet ſein müßten. Was den Umſtand betreffe, daß 
die Verhandlungen mit Bayern nicht vollſtändig zur Kenntniß des 
Verwaltungs⸗Rathes gekommen, ſo geſtehe er, über den Gang dieſer 
Verhandlungen, wobei er perſönlich nicht betheiligt geweſen, im Au⸗ 
genblicke nicht völlig informirt zu ſein. Er werde aber ſchon in der 
nächſten Sitzung jedem desfallſigen Wunſche durch detaillirte Vorla— 
gen genügen und ſich ſehr freuen, wenn man durch Kenntniß des nä⸗ 
heren Herganges das Mittel auffinden ſollte, Bayern zum Cintritt in 
den VBundesſtaat zu vermögen. Ob eine Spezial-Verhandlung mit 
Württemberg ſtattgefunden, ſei ihm ebenfalls fremd; er werde aber 
auch hierüber ebenfalls in der nächſten Sitzung alle Auskunft geben. 
Als das Haupt⸗Hinderniß des Antrages ſei ſchließlich die noch immer 
nicht erfolgte Verſtändigung mit Oeſterreich bezeichnet. Er, der Vor- 
ſitzende, lege auf dieſe Verſtändigung gewiß den höchſten Werth, er 
wünſche im Intereſſe des geſammten Vaterlandes nichts ſehnlicher, als 
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daß das Verhältniß mit Oeſterreich ein Verhältniß der innigſten und 
treueſten Verbindung, daß das bisherige alte Band mit Oeſterreich nicht 
nur nicht gelockert, ſondern feſter und unauflöslicher als je geknüpft 
werde; er gebe zu, daß man um dieſen Preis Opfer bringen und mit 
Selbſtverleugnung zu Werke gehen ſolle; aber nun und nimmermehr 
werde er einer Konnivenz das Wort reden, die ſo weit gehe, daß ſie 
die Realiſirung des Bundesſtaates von der Genehmigung Oeſterreichs 
abhängig erkläre. 
Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte glaubt der 
letzten Bemerkung des Vorſitzenden ſofort die Gegenbemerkung beifü— 
gen zu müſſen, daß das Uebergehen aus dem Staatenbunde zum 
Bundesſtaate doch nur in der Zuſtimmung aller deutſchen Staaten 
ſeine rechtliche Baſis habe, und daß dieſe Baſis ſeines Wiſſens auch 
bei den geſammten Verhandlungen nie verkannt worden. Wenigſtens 
werde er, deſſen Name dem Vertrage vom 26. Mai c. mit unterzeichnet 
ſtehe, und der für die rechtliche Begründung des Vertrages mit ſei— 
ner Ehre verhaftet ſei, dieſe Baſis niemals aufgeben. Die Union 
mit Oeſterreich und ſomit auch die Zuſtimmung Oeſterreichs habe bei 
den Verhandlungen über den Bundesſtaat als eine nothwendige Ergan- 


zung deſſelben ſtets vorgeſchwebt, ja, es habe dieſe Union Oeſterreich 


Rechte zuſichern ſollen, die nach ſeiner Ueberzeugung weit über das 
deutſche Intereſſe hinausgingn. Schließlich erinnert der Bevollmäch⸗ 
tigte an die große Gefahr eines äußeren Krieges im Falle mangelnder 
Verſtändigung mit Oeſterreich. 

Der Vorſitzende muß, dieſer Gegenbemerkung des Königlich 
hannoverſchen Bevollmächtigten ungeachtet, bei der Meinung verhar— 
ren, daß der Beitritt ſowohl zu dem Bündniß-Vertrage als zu der 
damit in Verbindung ſtehenden bundesſtaatlichen Verfaſſung ganz auf 
die freie Entſchließung der Beitretenden geſtellt worden, und daß es 
dabei auf irgendwelchen Konſens irgendwelcher Nichtbeitretenden ſchlech— 
terdings nicht ankomme. Wer anderer Meinung geweſen, hätte dies 
bei der öffentlichen Aufforderung zum Beitritt nicht wohl unausge— 
ſprochen laſſen können. Wie die gemeinſchaftliche Aufforderung der 
Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover ein- 
mal ergangen ſei, müſſe, ſeiner Ueberzeugung und auch dem feſten 
Entſchluſſe feiner Regierung nach, jetzt auf dem bezeichneten Wege 
fortgegangen werden, unerſchüttert was die übrigen deutſchen Regie— 
rungen, unerſchüttert was die äußere Politik dazu ſage. 

Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte hat im Auftrage 
ſeiner Regierung nur auf die großen Schwierigkeiten aufmerkſam 
machen wollen, denen das Bundeswerk ohne eine Verſtändigung mit 
Oeſterreich entgegengehe: Schwierigkeiten, die unendlich gewachſen 
ſeien, nachdem Bayern und Württemberg dem Bündniß ihren Beitritt 
verweigern. Die Conſtruction des Bundesſtaates ſei nur der Eine 
Theil der Aufgabe geweſen, deren Löſung für nothwendig erkannt 
worden; der andere Theil habe in der Union mit Oeſterreich beſtan— 
den. Ohne dies Unions- oder ein anderes, ähnliches Verhältniß 
mit Oeſterreich hergeſtellt zu haben, ſei die Arbeit nur halb gethan. 
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Der Antragfteller bemerkt: Der Vorwurf der Rechtsver— 
letzung, der jetzt von Sachſen und Hannover dem Bündniß gemacht 
werde, ſtehe ſchnurſtracks der Erklärung entgegen, womit dieſelben im 
Verein mit Preußen vor die Nation getreten und die deutſchen Re— 
gierungen zum Beitritt aufgefordert hätten. Er erinnere zuerſt an 
§. 1 des Verfaſſungs-Entwurfes, worin ausdrücklich geſagt ſei, daß 
„das deutſche Reich aus dem Gebiete derjenigen Staaten 
des bisherigen deutſchen Bundes beſtehe, welche die Reichs- 
verfaſſung anerkennen“. Er erinnere ſodann an die Cirkular-Note vom 
28. Mai c., worin es wörtlich heiße: 5 

„Die genannten Regierungen, d. h. die Regierungen von Preußen, 

Sachſen und Hannover, würden jedoch die ihnen geſtellte Aufgabe 
nur unvollſtändig erfüllen, wenn fie lediglich bei den Bedürfniſſen, 
welche die nächſte Gegenwart erzeugt, ſtehen bleiben. Sie ſind viel— 
mehr von der Ueberzeugung durchdrungen, daß Pflicht und Vernunft 
gleichmäßig gebieten, ſich über ihre Stellung zu der deutſchen Ver- 
Rſſunge Frage von vorn herein gegen ihre Verbündeten ſowohl, 
als gegen die Nation offen auszuſprechen. Sie haben die von 
der National-Verſammlung entworfene Reichs-Verfaſſung nicht an- 
erkannt, weil ſie über die wahren und heilſamen Anforderungen 
eiues kräftigen Bundesſtaates hinausgriff, und in ihrer aus den 
Kämpfen und Zugeſtändniſſen der politiſchen Parteien hervorgegange— 
nen Geſtalt die weſentlichſten Bürgſchaften entbehrte, auf welchen der 
rechtliche und geordnete Beſtand jedes Staatsweſens beruht. 

Aber die verbündeten Regierungen haben nicht einen Augen- 
blick verkannt, daß ihnen eben hieraus die doppelte Verpflichtung 
erwachſen ſei, nach allen Kräften zu dem Abſchluß eines Verfaſ— 
ſungswerkes mitzuwirken, das für das geſammte Deutſchland eine un⸗ 
abweisliche Nothwendigkeit geworden iſt. Eine ſolche Verfaſſung 
wird der Nation gewähren müſſen, was ſie ſeit längerer Zeit ſchmerz— 
lich entbehrte, was ſie von ihren Regierungen zu fordern berechtigt 
iſt: dem Auslande gegenüber Einheit und Macht, im Innern bei 
geſichertem Fortbeſtande aller einzelnen Glieder, die einheitliche Ent— 
wickelung der gemeinſamen Intereſſen und nationalen Bedürfniſſe. 
Die Bürgſchaften der rechtlichen Freiheit und der geſetzlichen Ord— 
nung ſind es, welche die deutſche Verfaſſung den Regierungen und 
den Völkern zu gewähren haben wird. 

Unter dieſen Geſichtspunkten haben die verbündeten Regie— 
rungen den von der National -Verſammlung beſchloſſenen Ent— 
wurf ernſtlich geprüft, alle ſeine heilſamen und unbedenklichen Be— 
ſtimmungen beibehalten, und nur diejenigen Theile geändert, welche 
mit dem gemeinen Wohle unvereinbar ſind. 

Hieraus iſt, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Pro— 
pofition, der Entwurf einer Reichs⸗Verfaſſung hervorgegangen, welchen 
fie ſämmtlichen Gliedern des Bundes von 1815 als ihren gemein- 
ſchaftlichen Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß derſelbe 
ihre Zuſtimmung finden werde. Die Begründung ſeines Inhalts, ſo 
wie deſſen nähere Erläuterung iſt in der Denkſchrift niedergelegt, 
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welche beiliegt. Die deutſchen Staaten, welche ſich dem vorgelegten 
Verfaſſungs-Entwurf anſchließen, werden als die im F. 1. bezeich- 
neten Glieder des Bundesſtaates zu betrachten fein, während denjeni— 
gen Regierungen gegenüber, welche ſich zu dieſem Anſchluß nicht 
veranlaßt finden, die aus den Verträgen von 1815 fließenden Rechte 
und Pflichten unverändert fortbeſtehen. 

Indem die Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
ſich durch den Drang der Zeitumſtände genöthigt geſehen haben, 
ihrerſeits die Initiative in dem Verfaſſungswerke zu ergreifen, ſind 
ſie jedoch von der beſtimmten und ausdrücklichen Vorausſetzung 
ausgegangen, daß der rechtsgültige Abſchluß deſſelben auf der freien 
Zuſtimmung der National - Vertretung beruhe. Sie werden daher 
in Gemeinſchaft mit denjenigen Regierungen, welche ſich dem Ver— 
faſſungs-Entwurfe anſchließen, aus dieſen deutſchen Landen einen 
Reichstag in dem Umfange und nach den Wahlbeſtimmungen be⸗ 
rufen, welche der Verfaſſungs-Entwurf vorläufig bezeichnet. Dieſem 
lediglich hierzu verſammelten Reichstage wird dann der genannte 
Entwurf zur Berathung und Zuſtimmung übergeben werden.“ 

Auf Grund dieſer Einladung, fügt der Antragſteller zu, 
ſeien die betreffenden deutſchen Regierungen in ihren Vertretern hier 
erſchienen und ſtanden ihnen Preußen, Sachſen und Hannover, als 
ſolidariſch verflichtet, gegenüber. 

Der Königlich Hannoverſche Bevollmächtigte bezwei⸗ 
felt, daß eine aufmerkſamere Prüfung des citirten §. 1. des Verfaſ⸗ 
ſungs-Entwurfs auf einen engeren Bundesſtaat könne ſchließen laſſen. 
Man habe bezüglich Schleswigs, Luxemburgs, Limburgs beſondere Rück- 
ſichten nöthig gehabt, und eben, um nicht die Negation eines außer- 
deutſchen Monarchen zu provoziren, ſei die vorliegende Faſſung des 
§. 1. gewählt worden. ö 

Der Antragſteller will nochmal mit den eigenen Worten 
Sachſens und Hannovers antworten. In der Denkſchrift vom 11ten 
Juni c., die von beiden Regierungen in Gemeinſchaft mit Preußen 
als eine authentiſche Interpretation des Verfaſſungs-Entwurfs deklarirt 
worden, heiße es: 

„Die National-Verſammlung zu Frankfurt a. M. legte ſich die 
Befugniß bei, eine Verfaſſung für das deutſche Reich endgültig zu 
beſchließen. Sie beſtimmte daher den Umfang dieſes Reiches nach 
dem Umfange des bisherigen deutſchen Bundes und ging darauf 
aus, ſämmtliche Glieder deſſelben zum Eintritt in den neuen Bun- 
desſtaat zu verpflichten. Daher ſpricht der erſte Paragraph der dort 
entworfenen Verfaſſung einfach aus, daß das deutſche Reich aus dem 
Gebiete des bisherigen deutſchen Bundes beſtehe. 

Die verbündeten Regierungen, welche ihren Entwurf zu einer 
Reichsverfaſſung hier vorlegen, find dagegen von der unwandel— 
baren Ueberzeugung geleitet worden, daß der Neubau der deutſchen 
Verfaſſung nur durch freiwillige Uebereinkunft der Regierungen 
unter ſich, und hiernächſt eben ſo freiwillige Zuſtimmung der Na⸗ 
tional⸗Vertretung rechtlich zu Stande kommen könne. Daher haben 
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fie in ihre Vorſchläge keine Beſtimmung aufnehmen können, welche 
für die Glieder des bisherigen deutſchen Bundes irgend einen 
Zwang in ſich ſchlöſſe; wie feſt und zuverſichtlich auch ihre Hoffnung 
ſei, daß der neue Bundesſtaat das geſammte Gebiet des Bundes 
von 1815 umfaſſen werde, fo wird ſich doch dieſes Gebiet 
aus denjenigen deutſchen Landen bilden müſſen, deren 
Regierungen ſich dem vorgelegten Entwurfe an⸗ 

ſchließen, und deren Vertreter ihn in einem aus dieſen Landen 
einzuberufenden Reichstage annehmen. Hierdurch iſt die Faſſung 
des §. 1, wie ſie vorliegt, gerechtfertigt. 
Wenn ſchon hieraus von ſelbſt einleuchtet, daß der neue 
Bundesſtaat zu denjenigen Gliedern des bisherigen deut— 
ſchen Bundes, welche ſich ihm noch nicht anſchließen 
möchten, zunächſt in dem Verbande der Rechte und Pflichten ver— 
bleibt, die aus der Bundesakte vom 8. Juni 1815 erwachſen, ſo 
hat doch der Beziehung zu Oeſterreich noch beſondere Erwähnung 
geſchehen müſſen. Die zu dem deutſchen Bunde gehörigen Theile 
Oeſterreichs ſind durch die dem Kaiſerſtaate verliehene Verfaſſung 
vom 4. März d. J. in ein ſtaatliches Verhältniß zu der öſter— 
reichiſchen Geſammtmonarchie getreten, welches eine erneuerte Erwä— 
gung ihrer Stellung zu den übrigen Gliedern des deutſchen Bun- 
des unabwendlich erſcheinen ließ. Hierzu, fo wie zu einer umſaſſen— 
deren Vereinbarung zwiſchen dem öſterreichiſchen Geſammtſtaate, und 
dem deutſchen Bundesſtaate, die Wege völlig frei zu erhalten, ift 
der Zweck des dem 8. 1 beigefügten Zuſatzes.“ 

Deutlicher, meint der Antragſteller, könne man nicht ſein; 
wenigſtens habe er nichts mehr zuzuſetzen. 

Der Königlich hannover ſche Bevollmächtigte muß 
deſſenungeachtet wiederholen, daß die Lonſtruction des Verfaſſungs- 
Entwurfs ganz Deutſchland mit Ausnahme Oeſterreichs und der ſpe— 
ziell benannten Landestheile vorausſetze, jo wie, daß die Verſtändi— 
gung mit Oeſterreich als die verfaſſungsmäßige Vorbedingung des Bun⸗ 
desſlaats in den §. 1 des Entwurfs aufgenommen ſei. Dies über⸗ 
ſehen oder nicht zugeben, müßte allerdings zu dem vitiöſen Zirkel führen, 
worin ſich die Argumentation des Antragſtellers fortbewege. 

Der Vorſitzende will keiner anderen Ueberzeugung zu nahe 
treten. Aber ſeiner Auffaſſung nach iſt das Rechtliche der Sache 
durchaus feſtſtehend. Die betreffenden Regierungen find auf die un- 
zweideutigſten Aufforderungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
dem Bündniſſe vom 26. Mai c. beigetreten, und jede Andeutung man- 
gelt, daß der Bundesſtaat erſt durch den Konſens der nicht beitreten⸗ 
den Staaten zur Wirklichkeit gelangen fol. 

Hiermit werden bei der vorgerückten Abendzeit die Verhandlun— 
> über den Antrag des herzogl. naſſauiſchen Bevollmächtigten abge— 

rochen. Zur Fortſetzung derſelben iſt die nächſte ordentliche Sitzung 
vom Iten d., Abends 6 Uhr, beſtimmt. 

Auf Anfrage des Vorſitzenden über die Zeit der Berichterſtattung 
in der Mecklenburgiſchen Verfaſſungsfrage erklären ſich der 


Legationsrath Dr. Liebe und der Protokollführer zum Referat 
und Korreferat für nächſten Montag bereit. Zur Vernehmung dieſer 
Berichterſtattung, fo wie zur Berathung über die genannte Verfaſ— 
ſungsfrage, wird der Dringlichkeit des Falles eine außerordentliche 
Sitzung auf Montag, den Sten d., Vormittags 11 Uhr, anberaumt. 

Die Sitzung ſchließt Abends 10 Uhr. 

Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 9ten d. verleſen, von 
den Mitgliedern des Verwaltungsrathes genehmigt und von dieſen 
und dem Protokollführer unterzeichnet worden. 


Bodelſchwingh. von Zeſchau. H. v. Wangenheim. Meyſen⸗ 
bug. Pfeiffer. von Lepel. Seebeck. von Oertzen. Mosle. 
Vollpracht. Liebe. Banks. Bloemer. 


| Nachdem um 8. Oktober c. in einer außer ordentlichen Sitzung 
bes Verwaltungs- Rathes über die am Schluſſe des vorigen 
Artikels erwähnte mecklenburgiſche Verfaſſungsfrage von dem deshalb 
beauftragten Referenten und Korreferenten ausführlicher Vortrag ge— 
halten war und auf deren übereinſtimmenden Antrag der Verwal- 
tungs-Rath an die beiden Großherzoglichen Regierungen zur fried— 
lichen Verſtändigung anmahnende Schreiben zu richten beſchloſſen hatte, 
theilte in derſelben Sitzung der Vorſitzende mit, daß als Ergebniß 
der Schon feit längerer Zeit zwiſchen der Königlich preußiſchen und Kat- 
ſerlich öſterreichiſchen Regierung wegen Herſtellung einer neuen 
proviſoriſchen Centralgewalt geführten Verhandlungen ge— 
genwärtig ein Vertrag vorliege, der, ſo viel es die beiden genannten 
Regierungen betreffe, nur noch der Ratification zu ſeiner vollen 
Rechtsgültigkeit bedürfe. Ehe die Königlich preußiſche Regierung je— 
doch ihrerſeits zu dieſer Ratification übergehe, habe ſie geglaubt, die 
gutachtlichen Aeußerungen der Bevollmächtigten der mit ihr auf Grund 
des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten Regierungen vorher ver— 
nehmen zu ſollen. Der Vorſitzende verlieſt hierauf den nun ſchon 
durch die öffentlichen Blätter bekannt gewordenen Text des Vertrages 
und führt dann aus: 

„Bei Beurtheilung dieſes Vertrages, namentlich in Beziehung zu 
jenem vom 26. Mai c., werde zunächſt feſtzuhalten bleiben, daß er nur 
ein Proviſorium feſtſtelle, welches mit dem 1. Mai 1850 abſchließe. 
Ferner ſei der Vertrag, allen übrigen deutſchen Regierungen gegenüber, einſt⸗ 
weilen eine bloße Propoſition, ſo daß erſt durch die Genehmigung und 
durch die förmliche Zuſtimmung dieſer Regierungen die rechtliche Gül— 
tigkeit und Wirkſamkeit des Vertrages eintrete. Die Freiheit die- 
ſer Genehmigung und Zuſtimmung der Regierungen ſolle 
und werde durch die heutigen gutachtlichen Aeußerungen 
der ſie hier vertretenden Bevollmächtigten in keiner 
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Weiſe präjudizirt werden. Die Königl. preußiſche Regierung 
erbitte und erkenne in dieſen Aeußerungen nur den Ausdruck perfön- 
licher Ueberzeugungen, deren Werth ſie nach Verdienſt zu würdigen und 
bei ihrer eigenen letzten Entſchließung zu berückſichtigen gedenke. 
Sie ſei ihrerſeits von dem lebhafteſten Wunſche beſeelt, die gemein- 
ſchaftlichen deutſchen Intereſſen und Sachen, die Bundesfeſtungen, die 
Flotte u. ſ. w. einer allſeitig anerkannten Centralgewalt unverzüglich 
wieder unterſtellt zu ſehen, und den für die Geſammtheit der deut— 
ſchen Bundesſtaaten jetzt leider völlig ungeordneten Rechtszuſtand zu 
einem wenigſtens proviſoriſch geordneten desbaldigſten zurückzuführen. 
Sie glaube, daß dieſem Wunſche durch Vollzug des, vorliegenden Ver— 
trages nach Lage der Sache und der obwaltenden Umſtände zu ge- 
nügen ſei, und daß fie ſich daher, fo viel an ihr ſei, für dieſen Voll— 
zug entſcheiden müſſe. Sie gebe dabei den mit ihr durch den Vertrag 
vom 26. Mai c. verbündeten deutſchen Regierungen die aus drück— 
liche und feierliche Erklärung: 

daß Preußen ſich in der durch den vorliegenden Ver- 

trag zu beſtellenden Bundes-Kommiſſion ſtets als 

der Repräſentant und als das leitende Organ des 

Bündniſſes vom 26. Mai c. betrachten, und daher 

alle Anordnungen jener Kommiſſion, ſofern ſie 

nicht die laufende Adminiſtration des vorhandenen 

Bundes ⸗Eigenthums betreffen, ſtets zuvor zur 

Kenntniß und Beurtheilung des Verwaltungs- 

Rathes bringen, 
ſo wie auch, 

daß Preußen unwandelbar auf der Bildung des enge- 
ren Bundes verharren, und deſſen Rechte gegen jede 
unberechtigte Einmiſchung, ſie komme von welcher Seite 
ſie wolle, mit allem Nachdruck vertheidigen werde. 

Die beſtimmte Frage, die am Schluſſe dieſer Ausführung den 
Mitgliedern des Verwaltungs-Rathes zu perſönlicher Beantwortung 
vorliegt, lautet alſo: 

ob ſie, nach der vorſtehend Namens der Königl. preußiſchen Regie— 
rung en Erklärung, in dem mitgetheilten Vertrage über die 
Herſtellung einer neuen proviſoriſchen Centralgewalt nichts erkennen, 
was die Intereſſen des Bündniſſes vom 26. Mai c. verletze? 

Die Mitglieder des Verwaltungs-Rathes erklären ſich hierauf in 
folgender Weiſe: 

Der Königl. ſächſiſche Bevollmächtigte. Er verneine 
die geſtellte Frage, ja, er erkenne in dem mitgetheilten Vertrage ein 
höchſt wünſchenswerthes Ereigniß, vorhandenen Konflikten zu begegnen, 
größeren vorzubeugen, und ſo das Werk eines wirklichen Friedens und 
eines umfaſſenden Rechtszuſtandes, deſſen das Vaterland ſo ſehr be— 
dürfe, allſeitig zu ſichern und ſeiner Vollendung entgegenzuführen. 

Der Königl. hannoverſche Bevollmächtigte. Auch er 
müſſe, in entſchiedener Verneinung der geſtellten Frage, die bis 
dahin erreichte Verſtändigung über Herſtellung eines allgemein aner— 
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kannten Organs für die Central - Regierung Deutſchlands auf das 
höchſte willkommen nennen, wobei er die Anerkennung für dieſes Re- 
ſultat der vereinten Beſtrebungen der Regierungen Preußens und 
Oeſterreichs gern dankbar anſchließe. 

Der Großherzoglich badiſche Bevollmächtigte. Er 
ſtimme, die Frage ebenfalls verneinend, dem fo eben ausgeſproche— 
nen Danke aufrichtig zu. Der Vertrag erſcheine als ein Akt unab- 
weisbarer Nothwendigkeit, da er einem dringenden Bedürfniſſe uner- 
läßliche Abhülfe gewähre. Das Verſprechen der Königlich preußiſchen 
Regierung, wonach das Bündniß vom 26. Mai c. die unerſchütterte 
Baſis der bundesſtaatlichen Fortentwickelung in Deutſchland ſein und 
bleiben und wonach Preußen in die Bundes -Kommiſſion der neuen 
Centralgewalt die Pflichten eines Repräſentanten und leitenden Or— 
gans dieſes Bündniſſes mit herübernehme, werde beſtens acceptirt. 
Hiernach möchten die ſonſtigen Bedenken gegen den Vertrag auf das 
Aeußerſte zu beſchränken fein. So würde der Bevollmächtigte aller- 
dings gewünſcht haben, die Gegenſtände des §. 2. näher ſpezifizirt zu 
ſehen. Das Vermißte ſei aber auch jetzt wohl noch einigermaßen zu 
erſetzen, indem die preußiſchen Mitglieder der neuen Bundes-Kommiſſion 
über den Kreis ihrer Thätigkeit mit beſtimmter Inſtruction verſehen und 
die folgenden ſieben Punkte als diejenigen bezeichnet und feſtgehalten 
würden, bei denen dieſer Kreis abſchließe, nämlich: 1) Wahrung des 
Landfriedens unter den Mitgliedern des deutſchen Bundes; 2) Siche- 
rung des Bundesgebiets und jedes einzelnen Theils deſſelben gegen Angriffe 
und Beeinträchtigungen von außen; 3) Ueberweiſung der Wehrfähigkeit 
der Bundes-Armee; 4) Erhaltung und Ausbau der Bundesfeſtungen; 
5) Verwaltung der deutſchen Marine; 6) Erhebung, Verausgabung 
und Verwendung von Matrikular-Beiträgen nach den bisherigen Bun⸗ 
desbeſchlüſſen, und nur zu den Zwecken Nr. 4 und 55 7) Ueber⸗ 
nahme der Friedens - Verhandlungen mit Dänemark. Er erlaube ſich, 
dem Ausdruck ſeiner perſönlichen Ueberzeugung in der geſtellten Frage, 
den Ausdruck ſeines perſönlichen Wunſches um Erlaſſung einer ſolchen 
Inſtruction für die preußifchen Mitglieder der Bundes-Kommiſſion bei⸗ 
zufügen, ſo wie er auch erwarte und annehme, daß ſich dieſelben des 
$. 5 des Vertrages nur in dem Maße bedienen werden, als es das 
Bündniß vom 26. Mai c. vorſchreibt. 

Der Kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte. Er könne 
und wolle dem Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten in der Prü— 
fung und Kritik des Details des mitgetheilten Vertrages nicht fol— 
gen; ſo viel er indeß die Tragweite der einzelnen Beſtimmungen des 
Vertrages im Augenblicke zu überſehen vermöge, könne er dieſelben 
nicht ohne mannigfache Gefahr für die Fortentwickelung und das Zu⸗ 
ſtandekommen des Bündniſſes erachten, wenn er auch die Frage, ſo 
wie ſie geſtellt ſei, nicht bejahen wolle, ſich vielmehr für ihre 
Verneinung entſchließe. Was ihn aber hierbei allein beruhige, ſei 
die von Preußen gegebene Erklärung, ſich in der Bundes - Kommif- 
ſion ſtets als der Repräſentant des Verwaltungs-Raths erweiſen 
und in allen über die laufende Adminiſtration hinausreichenden Fragen 
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nur im Einvernehmen mit dem Verwaltungs - Rathe vorſchreiten zu 
wollen. Für dieſe Erklärung, ſo wie für alle Beſtrebungen, welche 
die Königlich preußiſche Regierung der Regelung des Rechtszuſtandes 
in Deutſchland bisher zugewendet, ſpreche auch er der Königlichen Re— 
gierung ſeinen aufrichtigſten Dank aus. 
Der Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte. Die 
Großherzogliche Regierung hege den lebhafteſten Wunſch, den erſchüt⸗ 
terten Rechtszuſtand in und für ganz Deutſchland ſo bald als möglich 
wieder geordnet und geſichert zu ſehen. Dennoch ſehe er ſich ſeiner— 
ſeits außer Stande, der Erreichung dieſes Wunſches die Erfüllung 
der Pflichten gegen den Bundesſtaat, wie dieſer durch den Vertrag 
vom 26. Mai c. angeſtrebt werde, nachzuſetzen. Der vorliegende 
Vertrag über die Herſtellung einer neuen proviſoriſchen Centralgewalt 
enthalte Beſtimmungen, die ſeiner perſönlichen Meinung nach mit den 
Zwecken des Vertrags vom 26. Mai c. nicht zu vereinigen ſeien. So 
ſetze der §. 2. als den Zweck des Interims die Erhaltung eines 
völkerrechtlichen Vereins, während der Vertrag vom 26. Mai c. im 
geraden Gegenſatz auf die Umgeſtaltung des völkerrechtlichen Ver— 
eins zu einer bundesſtaatlichen Einheit abziele. Aehnliche Bedenken 
müßten die §8. 3., 5. und 6. erwecken. Namentlich ſei es der Zwi— 
ſchenſatz in $. 5., der, indem er der Bundes-Kommiſſion Befugniſſe 
beilege, die weit über den Bereich einer bloßen Verwaltungs -Kom— 
miſſion hinausgehen, eine Macht gründe, von der er, der Bevollmäch— 
tigte, ſich nicht überzeugen könne, daß ſie dem Gedeihen des Bun— 
desſtaates zur Förderung gereichen werde. Er ſehe ſich daher zu 
ſeinem Bedauern in der Lage, die geſtellte Frage bejahen zu müſſen. 
Auf die Bemerkung des Vorſitzenden, daß die Anſtände des 
Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten doch zunächſt mehr dem 
Bunde ſelbſt, als der jetzt bezweckten proviſoriſchen Central- Leitung 
des Bundes entnommen zu fein ſchienen, daß aber, von dieſem Pro— 
viſorium gänzlich abgeſehen und ungeachtet deſſelben, der Bund noch 
exiſtire, daß der Vertrag vom 26. Mai c. auf dieſe een des 
Bundes ausdrücklich Bezug nehme und daher nicht wohl abzuſehen ſei, 
wie durch Maßnahmen, die ſich jedenfalls innerhalb des Bereichs der 
Bundesrechte halten würden, der Bildung des Bundesſtaates präjudi— 
zirt werden möge, 
fügt der Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte zu, 
daß er das Jahr 1848 durchgelebt habe und nicht glaube, die Vor— 
gänge dieſes Jahres nach ihrer wirklichen Schwere und Bedeutung zu 
verkennen. Seiner Ueberzeugung nach, ſei an dem Tage, an dem aus 
den Abgeordneten aller deutſchen Bundesſtaaten die erſte deutſche Na— 
tional= Berfammlung in Frankfurt zuſammengetreten, der bis dahin 
blos völkerrechtliche Verein der deutſchen Staaten in einen Bundesſtaat 
übergegangen. Wie man aber auch jetzt über den Fortbeſtand des 
alten Bundes trotz des Jahres 1848 denken möge, die Bundes— 
Verfaſſung ſei durch dieſes Jahr ein- für allemal vernichtet. 
Wolle man die Verfaſſung des alten Bundes jetzt in veränderter 
Geſtalt wieder herrichten, ſo möge man wohl erwägen, daß der 
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deutſche Bundesſtaat leider immer noch auf feine Verwirklichung harre 
und ſich wohl vorſehen, einer anderen Form der neuen Centralgewalt 
zuzuſtimmen, als wobei dieſe Verwirklichung nicht in jeder Hinſicht 
geſichert bleibe. Der vorliegende Vertrag gewähre ihm dieſe Bürg— 
ſchaft nicht, und deshalb verharre er bei ſeiner Bejahung. 

Der Vorſitzende kann das entſchiedenſte Feſthalten an der 
Realiſirung des Bundesſtaats ſeinerſeits nur anerkennen, glaubt aber 
doch, fo viel es die Zuſammenſtellung der jetzt projektirten Central— 
gewalt mit der früheren Bundesverfaſſung betrifft, wenigſtens daran 
erinnern zu ſollen, daß dieſe Verfaſſung, ihrer Beſtimmung nach, eine 
bleibende fein ſollte, während die jetzt in Vorſchlag gebrachte Cen— 
tralgewalt über den 1. Mai 1850 nicht hinausreicht. 

Der gemeinſchaftliche Bevollmächtigte für Großher— 
zogthum Sachſen-Weimar, Herzogthum Sachſen-Alten— 
burg, Herzogthum Sachſen-Koburg und Gotha, und für 
die Fürſtenthümer Reuß beider Linien. Befragt um ſeine 
perſönliche Ueberzeugung, müſſe er ſich dazu entſchließen, die ge— 
ſtellte Frage zu bejahen, da er die Wahrheit verleugnen würde, 
wolle er als offene Antwort auf dieſe Frage nicht aus— 
ſprechen, daß er in dem Zuſtandekommen der vorgeſchlagenen 
neuen Centralgewalt den Bundesſtaat weſentlich gefährdet und 
ſchwer bedroht ſehe. Dieſe ſeine Beſorgniß fließe wahrlich nicht 
aus einem Mißtrauen in die Abſichten der Königlich preußi— 
ſchen Regierung; ſie fließen aus der Natur der Dinge, vor 
der die beſten Abſichten endlich zurückſtehen müßten. Eine Central— 
Regierung, wie die hier vorgeſchlagene, mit ſolchen Kompetenzen 
und Zuſtändigkeiten, im Beſitze aller Gewalt über die äußere und 
innere Sicherheit Deutſchlands, müſſe für die Entwickelung des 
Bundesſtaates, wie die Verhältniſſe einmal geſtaltet ſeien, noth— 
wendig verderblich werden, und wenn dabei auf die Doppelſtellung 
Preußens in der projektirten Bundes-Kommiſſion und im Verwal— 
tungs-Rathe hingedeutet werde, fo ſehe er in der inneren Unhalt— 
barkeit einer ſolchen Doppelſtellung nur eine große Gefahr für 
Preußen ſelbſt, keinesweges aber eine hinreichende Garantie für 
den Bundesſtaat. Die Verſchiedenheit der Prinzipien, wonach dort 
auf abſolutem, hier auf parlamentariſchem Wege vorgeſchritten werden 
ſolle, müſſe und werde zu bedauerlichen Konflikten führen, und die 
Lähmung des Verwaltungs-Rathes werde die nächſte ſichere Folge 
davon ſein. Er wolle ſeine Bedenken, die er namentlich auch noch dem 
ungleichen Schlußtermine für das Interim und für das Bündniß 
vom 26. Mai c. entnehme, nicht noch weiter ausführen; ſo wie es 
ihn überhaupt freuen ſolle, wenn die Zukunft die Unrichtigkeit ſeiner 
Vorausſage darthue. 

Der Großherzoglich mecklenburg-ſtrelitziſche Bevoll— 
mächtigte. Er verneine die Frage, im Allgemeinen aus den von 
dem Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten bezeichneten Motiven, denen 
er vollkommen beipflichte, indem, wenn auch Modificationen der Ver- 
faſſung des Bundesſtaates, wegen des Nichtbeitritts einzelner deutſcher 
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Re 7 0 55 zu dem Bündniſſe vom 26. Mai c. unerläßlich würden, 
doch der Einfluß des zwiſchen Oeſterreich und Preußen getroffenen 
Uebereinkommens auf das deutſche Verfaſſungswerk ein überwiegend 
günſtiger ſein werde. 

Der Großherzoglich oldenburgiſche Bevollmäch⸗ 
tigte. Wie dankbar er auch die von der Königlich preußiſchen 
Regierung gegebene, höchſt ſchätzbare Erklärung anerkenne, und wie 
viel Grund zur Beruhigung eine ſolche Erklärung allerdings ein- 
ſchließe, ſo müſſe doch auch er, in unumwundenem Ausſpruch ſeiner 
perſönlichen Ueberzeugung, der Auffaſſung des Großherzoglich wei— 
mariſchen Bevollmächtigten beitreten und die geſtellte Frage beja— 
hen. Er würde ſich vielleicht noch zu einer Verneinung haben ent⸗ 
ſchließen können, wenn die auf Grund des Vertrages vom 26. Mai e. 
verbündeten Regierungen bei der Bundes-Kommiſſion der neuen Cen- 
tralgewalt eo ipso durch Preußen vertreten wären, während es, Inhalts 
des vorliegenden Vertrags, jeder Regierung wenigſtens freigeſtellt bleibe, 
ſich, ihrer Stellung zu dem Vertrage vom 26. Mai c. ungeachtet, 
bei der Bundes-Kommiſſion ſelbſtſtändig vertreten zu laſſen. Auch 
verkenne er keinesweges den heilloſen Zuſtand der Rechtsloſigkeit, dem 
die Angelegenheiten und Intereſſen der Geſammtheit der deutſchen Bun— 
desſtaaten in dieſem Augenblicke preisgegeben ſeien; aber indem er die— 
ſen Zuſtand tief beklage, könne er ſich doch auch nicht verhehlen, daß 
gerade das Widerwärtige und Unerträgliche deſſelben nach Geſetzen der 
Nothwendigkeit zum raſchen Aufbau des deutſchen Bundesſtaates hin- 
dränge und Ausflüchte und Weiterungen unmöglich mache, die er bei 
einer wenn auch nur proviſoriſch wiederhergeſtellten Centralgewalt nur 
zu ſehr befürchte. f 

Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte. Nach 
der Eröffnung des Vorſitzenden handle es ſich zunächſt nur um eine 
Meinungs⸗Aeußerung der Mitglieder des Verwaltungs-Raths, wäh⸗ 
rend bezüglich der Annahme des Vertrages und ſeiner einzelnen 
„ a den Regierungen ihre freie Entſchließung vorbehalten 
bleibe. on dieſem Standpunkte aus nehme er keinen Anſtand, 
ſich dahin zu äußern. So lange nicht alle deutſchen Regierungen 
der dem Bündniß vom 26. Mai c. zu Grunde liegenden und mit 
der National ⸗Verſammlung demnächſt zu vereinbarenden Reichs- 
Verfaſſung beigetreten ſeien, bleiben zwiſchen dieſen und den ver— 
bündeten Regierungen gemeinſame Angelegenheiten zu vertre— 
ten, die er als Angelegenheiten des weiteren Bundes zu be— 
zeichnen ſich erlauben wolle. Die Grundlage der hieraus her— 
vorgehenden materiellen Rechte und Verpflichtungen bilde der Bund 
von 1815. Wie ſpäter, nach erfolgter Konſtituirung des Bundesſtaats, 
für die künftige Verwaltung dieſer allgemeinen Angelegenheiten or ga— 
niſche Beſtimmungen und Feſtſtellungen in Kraft treten müſſen, 
ſo handle es ſich jetzt um ein Proviſorium, durch welches bis dahin 
dieſelbe Verwaltung zu ordnen und zu handhaben ſei. Gegenüber 
der beſtimmten Erklärung der Königlich preußiſchen Regierung, daß 
durch dieſes Proviſorium den in dem Bündniß vom 26. Mai c, be- 
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gründeten Verpflichtungen zur Feſtſtellung der Verfaſſung des engeren 
Bundesſtaats in keiner Weiſe Abbruch geſchehen, dieſe Angelegenheit 
vielmehr überall als eine gemeinſame betrachtet und vertreten werden 
ſolle, könne er in dem jetzt mitgetheilten Vertrage, auf deſſen Einzel⸗ 
heiten er nicht eingehe, im Allgemeinen eine Gefährdung des Bundes⸗ 
ſtaates nicht erblicken. Dem Eifer und der Feſtigkeit der verbündeten 
Regierungen werde es anheimgeſtellt bleiben, das gemeinſame Werk 
raſch zu fördern und zum Abſchluß zu bringen, und ſo die Dauer eines 
Proviſoriums abzukürzen, welches zwiſchenzeitlich geeignet erſcheine, jene 
Konflikte zu beſeitigen, zu welchen die jetzt völlig ungeordneten Ver⸗ 
hältniſſe nur zu nähen und immer erneuerten Anlaß bieten. Er ſtimme 
für die Verneinung. 0 

Der Herzoglich braunſchweigiſche Bevollmächtigte 
verneint ebenfalls, ohne ſich deshalb die Gefahren zu verbergen, 
von denen er den mitgetheilten Vertrag aus den bereits von dem 
Großherzoglich weimariſchen und dem Großherzoglich oldenburgiſchen 
Bevollmächtigten angeführten Motiven, allerdings umgeben ſieht, 
und ohne außer Anſchlag zu laſſen, daß die neue Central- Gewalt, 
je nachdem ſie geübt werde, den ganzen Charakter der bisher dem 
Bundesſtaate zugewendeten Beſtrebungen ändern und die Macht und Be 
deutung derſelben ſchwächen und brechen könne. Was ihn in dieſem 
Konflikte von Gründen und Gegengründen beſtimmt, iſt der augenblid- 
liche öffentliche Rechtszuſtand, der nicht fortbeſtehen darf, und die feier- 
liche Verſicherung der Königl. preußiſchen Regierung, auch in der neuen 
Bundes-Kommiſſion der deutſchen Central-Gewalt den übernommenen 
Pflichten gegen den deutſchen Bundesſtaat gerecht zu bleiben. 

Der Bevollmächtigte der freien Hanſeſtadt Hamburg. 
Er ſchließe ſich dieſer Anſicht und dieſer Abſtimmung an. Auch ſei⸗ 
nen Wünſchen könne der mitgetheilte Vertrag in einzelnen Beſtimmun⸗ 
gen nicht zuſagen; er verkenne nicht, daß durch denſelben zweien Staa- 
ten eine Macht übergeben werde, an der vordem die Geſammtheit der 
deutſchen Staaten Theil nahm, daß dieſe beiden mächtigſten Staaten 
den übrigen Staaten mit abſoluter Regierungs-Gewalt gegen- 
überſtehen, daß ſie, indem ihnen in dieſer Stellung alle Rechte des 
früheren engeren Bundesrathes zufallen, in der That mit einer Art 
von Diktatur bekleidet werden. Aber ungeachtet aller Bedenken, die 
von dieſer Anſchauung der Sachlage nicht zu trennen ſind, und die ihn 
lebhaft bewegen, bleibt er dabei, die geſtellte Frage zu verneinen, 
da er feſtes Vertrauen in die von Preußen feierlich abgegebene Erflä- 
rung ſetzt, und der Hoffnung iſt, daß es der Energie und Entſchiedenheit 
der Königlichen Regierung gelingen werde, die großen Schwierigkeiten 
zu überwinden, die der gleichzeitige Aufbau des deutſchen Bundesſtaates 
und die Wiederherſtellung und Regelung des geſammten Rechtszuſtan⸗ 
des in Deutſchland darbieten. 

Der Vorſitzende glaubt nunmehr auch ſeine perſönliche Ueber— 
zeugung in der vorliegenden Frage ausſprechen zu ſollen, womit er 
durchaus auf die Seite derer tritt, die dieſe Frage verneinen. Er 
erklärt dabei ausdrücklich, daß der Vertreter der preußiſchen Regie⸗ 
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rung bei dieſer feiner Antwort völlig unbetheiligt fer, und daß er ſich 
Angeſichts der augenblicklichen ſchweren Lage des Vaterlands in jeder 
anderen Stellung zu derſelben Antwort bekennen werde. Die für dieſe 
Antwort gebieteriſch ſprechenden Gründe wolle er nicht wiederholen 
oder ausführen; er habe ſich auf die bis jetzt angeführten blos zu 
beziehen. Nur in faktiſcher Hinſicht mache er noch darauf aufmerkſam, 
daß der Vertrag von einer Vertretung der deutſchen Regierungen nicht 
in der neuen proviſoriſchen Central-Regierung, ſondern bei derſelben 
handle: eine Vertretung, die Preußen zwar auch beſeitigt gewünſcht 
abe, die aber, der Fakultät nach, ausdrücklich beibehalten, den Zu⸗ 
and der Dinge wenigſtens nicht erheblich zu verändern ſcheine, da der 
völlige Ausſchluß einer Vertretung, bei entgegenſtehenden An- und Ab- 
ſichten der betreffenden Regierungen, in der Wirklichkeit doch nicht zu 
erreichen ſei. 

Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte fügt dieſer letz⸗ 
teren Ausführung des Vorſitzenden zu, daß die beſte Beruhigung für 
alle bisher beregten Beſorgniſſe doch wohl in dem Umſtande aner⸗ 
kannt werden müſſe, daß die Regierungen von Preußen und Deiter- 
reich in der Bundes⸗Kommiſſton vollkommen gleich vertreten ſeien, und 
die erſtere, als die erklärte Repräſentantin des Bündniſſes, alle Rechte 
und Zuſtändigkeiten des Bündniſſes zu ſchützen und zu handhaben 
wiſſen werde. 

Weitere Erklärungen werden nicht gegeben. 

Die von der Königlich preußiſchen Regierung den Mitgliedern des 
Verwaltungs- Raths zu perſönlicher Begutachtung vorgelegte 
Frage über eine etwaige Verletzung der Intereſſen des Bündniſſes vom 
26. Mai c. durch den mitgetheilten Vertrag über die Herſtellung einer 
neuen proviſoriſchen Centralgewalt iſt demnach unter zwölf Mitglie- 
17 EN Mitgliedern verneint und von dreien Mitgliedern 

ejaht.“ 
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Verhandelt, Berlin, 9. Okt. 1849, Abends 6 Uhr, in Gegenwart 
aller in der Sitzung vom Sten d. Anweſenden; ſodann des Großher— 
zoglich mecklenburg⸗ſchwerinſchen Bevollmächtigten, Kammerherrn und 
Legations⸗Raths von Schack, und des Bevollmächtigten der freien 
und Hanſeſtadt Bremen, Bürgermeiſters Dr. Smidt. 

Der Vorſitzende erklärt die in der Sitzung vom Sten d. abge⸗ 
brochene Berathung über den Antrag des Herzoglich naſ⸗ 
ſauiſchen Bevollmächtigten für wiedereröffnet. Er bemerkt da⸗ 
bei, daß er die ſeinerſeits am Schluſſe dieſer Sitzung dem Verwal⸗ 
tungsrathe zugeſagte Mittheilung über die der ablehnenden Erklärung 
der Königlich bayeriſchen Regierung vorgängigen Verhandlungen mit 
der Königlich preußiſchen, in der nächſten Sitzung vollſtändig er- 
ſtatten werde; dagegen ſchon jetzt erklären könne, daß nähere Verhand⸗ 
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lungen über den Beitritt zu dem Vertrage vom 26. Mai c. mit der 
Königlich württembergiſchen Regierung gar nicht ſtattgefunden haben. 
Das einzige Aktenſtück, welches dem Verwaltungs-Rath in dieſer 
Hinſicht bezüglich Württembergs vorzulegen bleibe, ſei die im Namen 
des würtembergiſchen Geſammt-Miniſteriums von dem proviſoriſchen 
Vorſtand des Departements der auswärtigen Angelegenheiten unter 
dem 26. September c. an den Königlich preußiſchen Miniſter-Präſi⸗ 
denten erlaffene Antwort. Dieſe Antwort, die originaliter zur Einſicht 
und Kenntnißnahme dargereicht wird, geht ſchließlich dahin, 
daß die württembergiſche Regierung, wenn ſie ſich durch das wieder— 
holte und dringende Anſuchen der preußiſchen Regierung in die un⸗ 
erwünſchte Alternative verſetzt ſehe, entweder ihren Beitritt ſo— 
gleich zu erklären, oder denſelben abzulehnen, nicht anſtehen könne, 
ſich für das letztere zu entſcheiden; unter dem Zufügen, daß ſie ſich 
zu dieſem Schritte ausſchließlich im Hinblick auf die dermalige 
Sachlage gedrungen fühle, daß ſie veränderten Umſtänden ſtets mit 
Unbefangenheit Rechnung tragen und, wie überhaupt zu Allem bereit, 
was dazu beitrage, Deutſchland ſtark, einig und mächtig zu machen, 
jedem Beſtreben mit Freuden entgegenkommen werde, dieſes Ziel in 
einer Weiſe zu erreichen, das ihre — der württembergiſchen Regie— 
rung — Bedenken beſeitige. 

Der Vorſitzende erſucht ſodann diejenigen Mitglieder des Ver— 
waltungs-Rathes, welche in der Sitzung vom Sten d. nicht gegen- 
wärtig waren, ſich über den Antrag des Herzoglich naſſauiſchen Be— 
vollmächtigten nachträglich auszuſprechen. a 

Hierauf erklären: 

Der Bevollmächtigte der freien und Hanſeſtadt Bre- 
men. Von Seiten Bremens könne die thunlichſte Beſchleunigung der 
Herſtellung eines feſten Rechtszuſtandes in Deutſchland nur gewünſcht 
und daher jedes Förderungsmittel derſelben auch nur dringend empfoh- 
len werden. Die vorgeſchlagene Ausſchreibung der Wahlen für den 
Reichstag auf den nächſten 15. Januar werde zugleich als eine von 
dem Verwaltungs-Rath anerkannte Verpflichtung betrachtet, die über 
die Vorlagen an den Reichstag noch erforderlichen Vereinbarungen bis 
dahin der Erledigung zuführen zu wollen und damit einer Erneuerung 
ähnlicher Vorgänge, an welchen das in Frankfurt begonnene Werk 
nationaler Einigung geſcheitert ſei, im Voraus zu begegnen. 

Der Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſche Be⸗ 
vollmächtigte. Unter Bezugnahme auf die zur Unterſtützung des 
Antrags des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten bereits vorge— 
brachten Gründe, die er durchaus theile, habe er ſich auf die Erklärung 
zu beſchränken, daß er dem geſtellten Antrage auch ſeinerſeits ganz 
vollſtändig beitrete. 

Der Königl. ſächſiſche Bevollmächtigte bemerkt, daß ihm 
ſeitens der Herzogl. bernburgiſchen Regierung das Erſuchen 
zugegangen, für dieſelbe, wie hiermit geſchehe, die Erklärung abzu⸗ 
geben, „daß ſie den Anträgen des Herzogl. naſſauiſchen Bevollmäch⸗ 
tigten, Präſidenten Vollpracht, wegen Anberaumung eines Termins zur 
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Vornahme der Wahlen für das Volkshaus zum nächſten Reichstage, 
beziehungsweiſe zur Einberufung des Reichstages beitrete, und die 
Beſchleunigung dieſer wichtigen Angelegenheit wünſche.“ 

Der Vorſitzende findet es angemeſſen, der weiteren Ausführung 
der nunmehr allſeitig abgegebenen Erklärungen über den Antrag des 
Herzogl. naſſauiſchen Bevollmächtigten, die Beſchlußfaſſung des Ver⸗ 
waltungs⸗Raths über den Zuſatz-Antrag des Großherzogl— 
badiſchen Bevollmächtigten: 

Daß ſofort eine Kommiſſion beſtellt und mit gutachtlichem Vor- 

trage darüber beauftragt werde: wie die als Geſammtheit kon— 

ſtituirten Verbündeten ihre enge und unlösbare Verbindung mit 
den übrigen deutſchen Bundesgenoſſen fortan am geeigneteſten 
fortzuſetzen haben, insbeſondere, wie deren fernerer Anſchluß an 
den Bundesſtaat herbeizuführen und dem durch §. 1 der Verfaſ— 

Na, DER Bundesverhältniſſe mit Oeſterreich Vollzug zu 

ichern ſei, 
vorhergehen zu laſſen. Er erklärt dabei, daß er gegen die Annahme die— 
ſes Zuſatz⸗Antrages ſeinerſeits nicht nur nichts zu erinnern finde, ſon⸗ 
dern denſelben entſchieden unterſtütze. Die Aufgabe, auf deren Löſung 
der Zuſatz⸗Antrag abzwecke, ſtehe mit der Förderung und Feſtigung 
des Bundesſtaates ſelbſt in dem innigſten Zuſammenhange, und werde 
der Verwaltungs⸗Rath gewiß ganz im Bereiche der ihm vertragsmäßig 
angewieſenen Wirkſamkeit verbleiben, wenn er auch dieſer Löſung ſeinen 
Eifer und feine Sorge mit zupende. i 

Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte ſchließt ſich 
dieſer Anſicht des Vorſitzenden völlig an, ſo wie er den Zuſatz Antrag 
ſelbſt um ſo bereitwilliger unterſtützt, als er darin nur die beſtimmtere 
Ausprägung des eigenen Wunſches wiederfindet, den er am Schluſſe 
feines einleitenden Vortrags in der Sitzung vom Sten d. kundgegeben. 
Die ſämmtlichen übrigen Mitglieder des Verwaltungs-Rathes geben 
dem Zuſatz⸗Antrage ebenfalls ihre Zuſtimmung. Der Zuſatz-An⸗ 
trag des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten iſt 
demnach einſtimmig angenommen. Die Zahl der Mitglieder 
der in Gemäßheit des Zuſatz-Antrags zuſammentretenden Kommiſſion 
wird auf drei feſtgeſtellt. Die Wahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion 
findet in einer der nächſten Sitzungen ſtatt. 

Zurückkommend auf den Antrag des Herzoglich naſſaui— 
ſchen Bevollmächtigten, ſtellt der Vorſitzende vor Allem das 
bisherige Reſultat der Abſtimmung über dieſen Antrag feſt. Von 
vierzehn Mitgliedern des Verwaltungs-Raths haben eilf Mitglie- 
der für den Antrag, drei Mitglieder gegen den Antrag gejtimmt. 
Bei dieſem Diſſenſus in der Abſtimmung würde, wie der Vorſitzende 
zufügt, ein entſcheidender Beſchluß erſt durch Ausmittelungen und 
Feſtſtellungen herbeizuführen fein, deren der Verwaltungs⸗Rath in ſei⸗ 
ner gegenwärtigen Conſtruction noch entbehre. Deshalb und aus an⸗ 
deren naheliegenden Gründen müſſe er wünſchen, daß eine eigentliche 
Entſcheidung über die widerſtreitenden Anſichten möglichſt umgangen 
und ſtatt deſſen eine praktiſche Erledigung vorgezogen werde. Alle 
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Mitglieder des Verwaltungs⸗Rathes ſeien darüber einverſtanden, daß, 
ehe und bevor die Wahlen zum Reichstag erfolgen können, Arbeiten 
mancher Art noch erledigt und abgeſchloſſen ſein müſſen. Die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Anſichten, wenigſtens nach einer Richtung hin, be⸗ 
ſtehe nun darin, daß die Majorität ſich der Vollendung dieſer Ar⸗ 
beiten vor dem 15. Januar c. verſichert halte, während die Mino⸗ 
rität glaube, dies im voraus nicht verbürgen, wenigſtens als Ge— 
wißheit für den Zweck der Termin-Beſtimmung jetzt noch nicht 
vorausſetzen zu dürfen. Hierauf fußend, mache er folgenden Vor— 
ſchlag. Die Königlich preußiſche Regierung geht ihrerſeits ſofort zu 
der Erklärung über, daß ſie und der überwiegende Theil der mit ihr 
auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten deutſchen Re⸗ 
gierungen den 15. Januar 1850 als den Zeitpunkt betrachtet, an dem 
zur Wahl der Abgeordneten für den nächſten Reichstag jedenfalls 
werde vorgeſchritten werden können, und ſie weiſt, dieſer Erklärung ge= 
mäß, ihre Behörden an, die dazu nöthigen Vorarbeiten, namentlich die 
lufſtellung der Wahlliſten u. ſ. w., unverzüglich und eifrigſt in Angriff 
zu nehmen. In gleicher Weiſe verfahren alle anderen der Majorität 
angehörigen Regierungen, fo weit es die Feſtſtellung ihrer Wahl⸗Re⸗ 
glements geſtattet. Andererſeits unter läßt die Minorität eine ſolche 
Erklärung oder ſetzt ſie einſtweilen noch aus, ſo, daß zwiſchen der 
Majorität und der Minorität zunächſt nur die äußere Differenz her- 
vortritt, daß jene, die Majorität, die moraliſche Verpflichtung über⸗ 
nimmt, jedenfalls am 15. Januar 1850 mit allen Vorarbeiten geſchloſſen 
zu haben und zum Ausſchreiben der Wahlen bereit zu ſein, während 
dieſe, die Minorität, ſich von einer ſolchen beſtimmten Verpflichtung vor 
der Hand noch frei erhält. Zwiſchenzeitlich wirken die verbündeten 
Regierungen, Majorität und Minorität, im Schoße des Verwaltungs- 
rathes gemeinſchaftlich dahin, das demnächſtige Zuſammentreten des 
Reichstages durch wiederholte Monitorien zur beſchleunigten Einſendung 
der einzelnen Wahl- Reglements, durch Feſtſtellung der Modificatio⸗ 
nen des Verfaſſungs-Entwurfs, wie ſie bei dem Nichteintreten Bayerns, 
Württembergs u. ſ. w. in den Bundesſtaat indizirt find, und in jeder 
ſonſt angemeſſenen Weiſe vorzubereiten. Der Vorſitzende glaubt nicht, 
daß ein ſolches Vorſchreiten nach irgend einer Seite hin präjudiziren 
könne, fo wie er auf das lebhafteſte wünſchen muß, daß es für ge- 
eignet befunden werde, über einen Diſſenſus wegzukommen, von deſſen 
weiterer Verfolgung die erheblichſten Folgen nicht zu trennen ſind. 

Der Königl. ſächſiſche Bevollmächtigte kann nur einer 
Verſtändigung mit der Kaiſerl. öſterreichiſchen Regierung, die der Pu⸗ 
blication eines Wahltermins für den nächſten Reichstag vorhergeht, die 
Bürgſchaft eines wirklich geſicherten und gedeihlichen Fortgangs der 
dieſſeitigen Beſtrebungen zugeſtehen; er findet ſich verpflichtet, von je⸗ 
dem anderen Vorgehen nochmal nachdrücklich abzurathen. 

Der Königl. hannoverſche Bevollmächtigte. Die Vor⸗ 
frage, deren Entſcheidung dem Vollzug des Antrags des Herzoglich 
naſſauiſchen Bevollmächtigten in jedem Falle vorherzugehen habe, ſei 
die Frage nach der konkreten Kompetenz des Verwaltungs-Rathes; 
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eine Kompetenz, die er durchaus beſtreite, nachdem es gewiß gewor— 
den, daß nicht alle deutſchen Staaten, und namentlich Bayern und 
Württemberg nicht, dem projektirten Bundesſtaate beitreten, und daß 
der unter den verbündeten Regierungen bis jetzt vereinbarte Verfaſſungs— 
Entwurf demgemäß, ehe er vor den Reichstag zu bringen, bedeutenden 
Modificationen zu unterwerfen ſei. Bei dieſer Lage der Sache und 
bevor überhaupt das Rechtsverhältniß zwiſchen den deutſchen Staaten, 
die dem Bundesſtaate beitreten wollen, und denen, die dieſen Bei— 
tritt ablehnen, nicht geordnet und feſtgeſtellt ſei, müſſe er ein Vorſchrei— 
ten der Erſteren, auch wenn ſie alle über dieſes Vorſchreiten einig 
wären, für bundeswidrig halten; ein einſeitiges Prozediren, ſogar 
eines bloßen Theiles der verbündeten Regierungen, aber zugleich als 
einen Verſtoß gegen das Bündniß ſelbſt und als eine Verletzung 
der dem Vertrage vom 26. Mai c. nicht beigetretenen deutſchen Re- 
ierungen betrachten. Die rechtliche Begründung dieſes Satzes, 
fo wie überhaupt der Verneinung des vorliegenden Antrags, welche 
er ſich in der Sitzung vom 5. Oktober c. vorbehalten, gedenke er nun⸗ 
mehr zuzufügen. 

Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte würde einem 
bundeswidrigen Verfahren nicht in dem von dem Königlich hannover— 
ſchen Bevollmächtigten gegenwärtig reprobirten einſeitigen Vorſchrei⸗ 
ten, ſondern umgekehrt in dem einſeitigen Zurückbleiben bei dem 
in Frage ſtehenden Ausſchreiben der Reichstagswahlen, zu begegnen glau- 
ben. Bei dieſer feiner, der Rechtsanſicht des Königlich hannoverſchen 
Bevollmächtigten völlig entgegengeſetzten, verlangt es ihn ſehr, die von 
dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten nunmehr angekündigte 
Rechts⸗Ausführung zu vernehmen. Sollten die Gründe dieſer Aus- 
führung das Rechtswidrige des geſtellten Antrags wirklich darthun, ſo 
ſei die ſofortige Zurückziehung des Antrags im voraus zugeſagt. 

er Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte iſt eben⸗ 
falls überzeugt, daß die Verletzung vertragsmäßiger Rechte, und 
zwar namentlich den dem Vertrage vom 26. Mai c. beigetretenen 
Regierungen gegenüber, eintretenden Falles nur auf Seite derer ſei, 
die dabei beharren ſollten, ſich der jetzigen Termin-Beſtimmung für die 
Wahlen zum nächſten Reichstage, um des Nichtbeitritts anderer Re— 
gierungen willen, zu widerſetzen. Was für die behauptete Legalität 
dieſer Widerſetzlichkeit in der Sitzung vom Sten d. vorgebracht und 
in ſchriftlicher Faſſung zu Protokoll gegeben worden, habe er ſeitdem 
ausführlicher zu beantworten geſucht, und wolle er dieſe Antwort, eben- 
falls in ſchriftlicher Faſſung, heute zu Protokoll folgen laſſen. Die 
Beantwortung der von dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten 
ſo eben angekündigten Rechts-Ausführung behalte er ſich dabei, ſo— 
fern dieſelbe noch im Verlaufe dieſer Sitzung erfolgen ſollte, für eine 
fernere Sitzung ausdrücklich vor. 

Der Vorſitzende kann nicht umhin, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß fein Vorſchlag eben darauf gerichtet geweſen, fernere Ausführun- 
gen für und wider den Antrag des Herzoglich naſſauiſchen Bevoll— 
mächtigten auszuſcheiden, zweien widerſtrebenden Meinungen einen prak- 


1 


tiſchen Ausweg zu eröffnen, und ſo im Verwaltungs-Rathe den Bruch 
zurückzuhalten, der bei einem Verharren auf der gegenſeitigen Rechts- 
beſtreitung unvermeidlich zu werden drohe. In dieſem Sinne allein 
ſei der Vorſchlag gemacht, in dieſem Sinne glaube er ihn nochmals 
einer ruhigen Erwägung empfehlen zu dürfen. 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte ſieht ſich 
außer Stande, in dem gemachten Vorſchlage ein Mittel anzuerkennen, 
über den eingetretenen Diſſenſus, ohne Entſcheidung des Rechts- 
punkts, hinauszukommen, Der Vorſchlag ſetze voraus, was von 
Seiten Hannovers im Ganzen und Einzelnen beſtritten werde: 
die rechtliche Zuläſſigkeit der Reichstagswahlen, nachdem meh— 
rere deutſche Regierungen dem Bundesſtaate den Beitritt verſagt haben, 
und ehe mit dieſen und den verbündeten Staaten ein rechtliches Ein— 
vernehmen feſtgeſtellt iſt. Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte 
muß dabei erwarten, daß die Differenz allſeitig auf das pungtum 
juris, als auf das Einzige, worüber die Ueberzeugungen der Mitglieder 
des Verwaltungs-Rathes bei der vorliegenden Frage auseinander ge— 
hen können, werde beſchränkt bleiben. 

Der Vorſitzende glaubt das Mögliche verſucht zu haben. Gehe die 
Königlich hannoverſche Regierung bei dem, Namens der Königlich preußi- 
ſchen Regierung gemachten Vorſchlage bis zur Behauptung eines Un- 
rechts, ſo bleibe der letzteren allerdings nur übrig, dafür den Beweis 
zu fordern. Es ſtehe demnach nichts mehr entgegen, die von dem 
Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten angekündigte Rechts-Ausfüh⸗ 
rung ſofort zu vernehmen. 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte verlieſt 
hierauf die folgende, in ſchriftlicher Faſſung zu Protokoll gegebene 
Ausführung: 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte muß es in Folge der 
weiteren Diskuſſion über den Antrag des Herzoglich naſſauiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten wegen der Beſchleunigung der Einberufung des Reichstags 
für angemeſſen und nothwendig halten, die Unſtatthaftigkeit der Ein- 
berufung eines Reichstags zur Berathung über den vereinbarten Ver- 
faſſungs⸗Entwurf, mit Rückſicht auf die im Art. I. des Vertrags vom 
26. Mai den ſämmtlichen Mitgliedern des deutſchen Bundes ausdrück⸗ 
lich vorbehaltenen Rechte und Pflichten, im Verwaltungs-Rathe durch 
folgende Ausführung näher darzulegen. 

Um den Standpunkt richtig gewürdigt zu ſehen, von welchem ab 
Hannover die Frage auffaſſen zu müſſen glaubt, 

ob es gegenwärtig an der Zeit ſei, die im Art. IV. des 
Vertrages vom 26. Mai d. J. vorbehaltene Berufung 
einer Reichs-Verſammlung eintreten zu laſſen und dieſer 
den unter den verbündeten Regierungen vereinbarten Ver— 
faſſungs⸗Entwurf vorzulegen, 
bedarf es einer Erinnerung an den Hauptgrundſatz, welchen Hannover 
ſeit dem März 1848 in der deutſchen Verfaſſungsfrage unabweichlich 
feſtgehalten hat. 
Dieſer Grundſatz, den eine vom Königlich hannoverſchen Geſammt— 
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Miniſterium unterm 22. März 1848 erlaſſene Bekanntmachung unter 
den Zielpunkten der Regierung als 
Maßregeln zur Einigung Deutſchlands und zur Errei— 
chung einer Vertretung des Volkes beim Bunde im ver- 
faſſungsmäßigen Wege 
voranſtellt und ausdrückt, iſt der Grundſatz einer Erſtrebung der 
ſtaatlichen Entwickelung von Deutſchland auf dem Wege, den Geſetz 
und Verfaſſung vorzeichnen, und ihn vermag Hannover im gegenwär— 
tigen Augenblicke um ſo weniger zu verlaſſen, da die ganze Stellung 
und Sicherheit Deutſchlands davon abhängt, daß neben der Wahrung 
des eigenen guten Rechts jede Beeinträchtigung fremden Rechts, vor 

Allem des Rechts eines Verbündeten, gewiſſenhaft vermieden bleibe. 

Auch bei Abſchließung des Bündniſſes vom 26. Mai iſt dieſer 
Grundſatz unverbrüchlichen Feſthaltens am beſtehenden Rechte offen 
ausgeſprochen und vorangeſtellt worden. 

Davon zeugt das Protokoll über die Verhandlung vom 20, Mai, 
in welchem zuerſt des Bündniſſes erwähnt wird, und wo es heißt: 

am Schluſſe einer längeren Erörterung erklärt Hannoser ſich 
dieſem Vorſchlage Preußens zuſtimmend, jedoch mit der Zu— 
gabe, daß durch das zu ſchließende Bündniß die Rechte und 
Pflichten aus dem Bundes - Verhältniß von 1815 nicht ge- 
ſchwächt werden u. ſ. w. 

Darauf beruht dann der Art. 1 des Bündniß-Vertrages in den 
Worten: N 
die Königlichen Regierungen ſchließen in Gemäßheit des 
Art. XI. der deutſchen Bundes-Akte vom 8. Juni 1815 ein 
Bündniß u. ſ. w. 

Sie behalten dabei ſämmtlichen Gliedern des deutſchen 

Bundes alle aus dieſem hervorgehenden Rechte und die 

f Rechten entſprechenden Verpflichtungen ausdrück— 

ich vor. 

Dieſem gemäß ſagt die Note vom 28. Mai 1849: 

die deutſchen Staaten, welche ſich dem vorgelegten Ver— 

faſſungs⸗Entwurfe anſchließen, werden als die im §. 1. be⸗ 

zeichneten Glieder des Bundesſtaats zu betrachten ſein, wäh- 

rend denjenigen Regierungen gegenüber, welche ſich zu dieſem 

Anſchluſſe nicht veranlaßt finden, die aus dem Vertrage von 

an fließenden Rechte und Pflichten unverändert fortbeſtehen 
eiben; 

was dann die Denkſchrift vom 11. Juni 1849 im Abſchnitt vom 

„Reiche“ als von ſelbſt einleuchtend dahin wiederholt: 

g „daß der neue Bundesſtaat zu denjenigen Gliedern des bis— 
herigen deutſchen Bundes, welche ſich ihm noch nicht an— 
ſchließen möchten, zunächſt in dem Verbande der Rechte und 
Pflichten verbleibt, die aus der Bundes-Akte von 1815 
erwachſen ꝛc.“ 

Nach dieſen Anführungen kann es keinem Zweifel unterliegen, auf 
welchem rechtlichen Grunde das Bündniß vom 26. Mai beruht und 
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von welchem Standpunkte aus daſſelbe auszulegen, der neben ihm ver⸗ 
einbarte Verfaſſungs-Entwurf aufzufaſſen iſt. 

Unverkennbar liegt in der Begründung eines Bundesſtaates nach 
Maßgabe jenes Entwurfs eine Abänderung der Bundes-Verfaſſung. 
Dieſe Abänderung iſt eben der Zweck jenes Entwurfs. 

Die etwaige Behauptung, daß in der Begründung eines Bundes- 
ſtaats unter einem Theile der deutſchen Staaten eine Abänderung der 
Bundes-Verfaſſung nicht liege, wenn nur gegen die nicht beitretenden 
Bundesſtaaten die Rechte und Pflichten aus dem Bunde vorbehalten blei- 
ben, würde nur auf einem Mißverſtändniſſe beruhen. 

Wenige Andeutungen werden genügen, dies darzuthun. 

Der weſentlichſte Theil der Bundes-Verfaſſung iſt die im Artikel 4. 
und 6. der Bundesakte feſtgeſtellte Abſtimmungs-Ordnung. Es iſt 
aber klar, daß dieſe aufgehoben wird, wenn — wie der Verfaſſungs⸗ 
Entwurf es will — ein Theil der durch ſolche Abſtimmung zu erledigen— 
den Angelegenheiten von einem Reichsvorſtande, entweder allein oder 
nach Beſchlußnahme eines abweichend komponirten Fürſten-Kollegiums, 
oder gar unter Beſchlußnahme eines der Bundes-Verfaſſung völlig 
fremden Reichstages, abhängig gemacht wird. 

Es iſt eine entſchiedene Abänderung, wenn der Entwurf (§. 10) das 
Recht des Krieges und Friedens, das die Bundes-Verfaſſung nur der 
Geſammtheit Deutſchlands beilegt (Art. 11. der Bundes-Akte und 
Art. 35 bis 41 der wiener Schluß-Akte), dem Reichs-Vorſtande allein 
auch in dem Falle vindizirt, wenn ein Theil des Bundes nicht auf 
jene Verfaſſung einginge; denn nach dem Entwurfe würde der Reichs— 
vorſtand auch ohne allſeitige Abſtimmung die nicht beitretenden Bun— 
desglieder in einen Krieg verwickeln können. 

Es wird kaum nöthig ſein, noch darauf hinzuweiſen, daß das Heer— 
weſen, die Bundesfeſtungen nicht verwaltet werden können, ohne Beneh- 
men mit den ſämmtlichen Gliedern des Bundes, die auf keine Weiſe 
genöthigt fein würden, ſtatt ihrer Verbündeten mit einer den Bundes- 
Urkunden fremden Reichsgewalt ſich einzulaſſen, oder hervorzuheben, 
daß die Bundes-Urkunden auf die unverletzte Erhaltung des Stimmrechts 
ein ſo großes Gewicht legen, daß ſelbſt in den Fällen, wenn ein 
ſtimmberechtigtes Territorium durch Erbgang einem anderen Bundesfür- 
ſten zufällt, die fernere Führung einer ſolchen Stimme von der Ge— 
ſammtheit des Bundes abhängt (W. Sch. A. Art. 16). 

So viel wird ſtets unverkennbar ſein, daß die Durchführung des 
vereinbarten Entwurfs ohne Abänderung der Bundes-Verfaſſung un- 
möglich iſt. 

Ueber Abänderungen der Bundes-Verfaſſung kann nach dem Art. 7. 
der Bundes⸗Akte { 

weder in der engeren Verſammlung noch in pleno ein Be— 
ſchluß durch Stimmen-Mehrheit gefaßt werden. 

Es bedarf dazu der einhelligen Zuſtimmung aller ſtimmberechtig— 
ten Bundesglieder, und das hierdurch einem jeden derſelben zuerkannte 
Widerſpruchsrecht gegen Abänderungen der Bundes-Verfaſſung kann 
weder durch die mit Auflöſung der Bundes-Verſammlung eingetretene 
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Schwierigkeit einer Geltendmachung dieſes Rechts in der verfaſſungs— 
mäßigen Form, noch durch einen Vertrag geſchmälert erſcheinen, der 
den oben hervorgehobenen Grundſatz der Erhaltung von Recht und 
Pflicht an der Spitze trägt. 

Man wird ſich kaum darüber täuſchen können, daß ſowohl die be- 
nachtheiligten Bundesglieder als die ſonſtigen Theilnehmer der Ver- 
träge von 1815 hinreichenden Grund zur Einſprache gegen ein von 
den Vorſchriften der Bundes -Akte abweichendes Verfahren finden 
würden. 

Wenn nun aber das Bündniß vom 26. Mai auf dem Grundſatze 
der unverletzten Erhaltung aller aus dem deutſchen Bunde herrührenden 
Rechte und Pflichten ruht, wenn die Durchführung des Entwurfs eine 
Aenderung der Bundes-Verfaſſung nothwendig mit ſich führt, wenn 
dieſe eine einhellige Zuflimmung aller Betheiligten erfordert, und 
wenn dennoch dieſer Entwurf für einen Theil Deutſchlands ſoll in 
Wirkſamkeit treten können, ohne den Beitritt ſämmtlicher übrigen 
deutſchen Staaten zu erheiſchen: 

ſo muß nothwendig auch der §. 1 des dem Vertrage ange— 
ſchloſſenen Verfaſſungs-Entwurfs mit jenem Grundgedanken 
übereinſtimmen, und nichts würde von der wahren Bedeu— 
tung jenes §. 1. weiter abgehen, als eine Auffaſſung, welche 
denſelben in einem dem Bundesrechte widerſprechenden Sinne 
dahin verſtehen wollte, daß es die Abſicht ſei, jeder beliebig 
* noch ſo geringen Fraction der deutſchen 

undesſtaaten die Berufung eines Reichstages zur Sanctio— 
nirung der Reichs-Verfaſſung zu geſtatten. 

Es liegt vielmehr am Tage, daß die rechte und wahre Bedeutung 
des $. 1. des Verfaſſungs-Entwurfs auch nach den ſämmtlichen oben 
angezogenen Aktenſtücken eine andere ſein muß, und daß fie feine an- 
dere als die ſein kann, daß kein 

deutſcher Staat gezwungen werden ſolle, dieſem Bundesſtaate 
wider Willen beizutreten. 

So iſt dieſelbe in der Note vom 28. Mai, ſo in der Denkſchrift 
vom 11. Juni dargelegt. 

Es würde aber eine mit nichts zu rechtfertigende Konſequenz ſein, 
wenn man aus der in dieſem Satze befürworteten Freiwilligkeit des 
Beitritts die Folgerung ziehen wollte, 

ge ge, Zuſtimmung der Nichtbeitretenden nicht erforder- 
ich ſei, 
eine Folgerung, mit welcher der im Vertrage vorangeſtellte ausdrück⸗ 
liche Vorbehalt aller Rechte und Pflichten aus dem Bunde geradezu 
im Widerſpruch ſtehen würde. 
„Es würd eine ſolche Auffaſſung nur auf einer Verwechſelung ſehr 
verſchiedener Begriffe beruhen können. 

Es iſt etwas ganz Verſchiedenes, wenn an Oeſterreich oder Bayern 

die Frage gerichtet wird: 
ob dieſe Staaten es ihrer Stellung angemeſſen finden, in den 
Bundesſtaat einzutreten? 
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oder die: 
ob ſie es genehm halten, daß die eintretenden deutſchen 
Staaten ihr Verhältniß zu dem in dieſem Falle rückſichtlich 
jener fortbeſtehenden deutſchen Bunde in der bezeichneten 
Weiſe umgeſtalten? 

Die Verneinung jener erſten Frage würde nach Maßgabe des 
Artikels 1 des Entwurfs der Bildung des Bundesſtaates an ſich nicht 
im Wege ſtehen. Die Verneinung der zweiten Frage würde, nach 
Maßgabe des zweiten Abſatzes im Artikel 1. des Bündnißvertrages, 
dieſelbe unmöglich machen. 

Sollte man glauben, ſich hiergegen auf den Artikel XI. der 
Bundes-Akte, und ein darin vermeintlich begründetes freies Bündniß— 
oder Vereinbarungs-Recht berufen zu können, ſo müßte dem ent— 
gegengeſetzt werden, daß ein ſolches Recht in dem Art. 1. des Bündniſſes 
nicht in Anſpruch genommen wird, indem hier Rechte und Pflichten 
des Bundes geradezu vorbehalten werden, und daß ſelbſt ohne fol- 
chen Vorbehalt die durch Art. I. und III. der Bundes ⸗Akte ſtipu⸗ 
lirte Unauflösbarkeit des deutſchen Bundes nimmermehr geſtattet, 
jenem Bündnißrechte eine Ausdehnung zu geben, welche Verbindungen 
gegen die Verfaſſung des Bundes ſelbſt zuließe. 

Glaubte man es für angemeſſen halten zu dürfen, bei einer viel— 
leicht als zweifelhaft angeſehenen Auslegung ſich vorläufig durch Be— 
rufung eines Reichstags in Beſitz zu ſetzen und ſo die Thatſache 
dem bloßen Anſpruche des Bundesrechts entgegenzuſetzen, ſo würde 
ein ſolches Verfahren dem Geiſte des Art. XI. der Bundes-Akte auf 
das entſchiedenſte widerſprechen, da ſolcher alles thatſächliche Vorgehen 
in Bundesſachen ausdrücklich ausſchließt; eine Beſtimmung, welche in 
der wiener Schluß-Akte Art. 18 ꝛc. noch beſtimmter entwickelt iſt, und 
an welcher Hannover um ſo entſchiedener feſthalten muß, je mehr die 
Zeit einen gewaltthätigen Charakter anzunehmen droht, und je ähnlicher 
ein ſolches Verfahren demjenigen ſein würde, durch welches die frank— 
furter National -Verſammlung im Monate April und Mai zu Grunde 
gegangen iſt. 

Wollte man aber endlich die Anſicht aufſtellen: 

die Berufung des Reichstages ſei um deswillen noch keine 
Abänderung der Bundes -Verfaſſung, weil dieſelbe noch 
nicht die Geltung der Reichs-Verfaſſung involvire, vielmehr 
erſt die Vorbereitung dazu enthalte, 
ſo würde dieſer Satz an ſich zwar richtig, ſicher aber es ein höchſt ge— 
fährliches, um nicht zu ſagen, unredliches Unternehmen fein, eine Ver- 
ſammlung von dem Charakter des Reichstages zu berufen, derſelben 
eine Verfaſſung vorzulegen, ſolche von ihr genehmigen zu laſſen und 
hinterher dieſe Verfaſſung nicht in Ausführung zu bringen, weil von 
den Bundesgenoſſen Widerſpruch dagegen eingelegt worden. Ein 
ſolches Verfahren würde nur geeignet ſein, die Regierungen den ge— 
rechteſten Vorwürfen von allen Seiten bloßzuſtellen. 

Wenn dieſe einmal dem Reichstage eine Verfaſſung proponiren, 

ſo müſſen ſie zuvor Alles gethan haben, was zu der rechtsgültigen 
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Durchführung derſelben erforderlich iſt, damit die Verfaſſung nach er⸗ 
folgter Zuſtimmung auch wirklich ins Leben geführt werden könne, und 
ſo iſt, was ſie angeht, die Berufung des Reichstags und die Propoſition 
der Verfaſſung der Einführung unbedingt gleichzuſtellen. 

Es iſt demnach die Anſicht Hannovers: 

daß die Berufung des Reichstags auf keine Weiſe ſtattfin- 
den dürfe, ehe nicht diejenigen Regierungen, welche der Ver- 
faſſung ſich nicht anſchließen, die Erklärung abgegeben haben, 
daß fie die in der Einführung der Reichs - Verfaſſung lie⸗ 
gende Abänderung der, rückſichtlich ihrer fortbeſtehenden Bun— 
des⸗Verfaſſung genehmigen wollen. 

Eine ſolche Erklärung iſt, ſo viel der hannoverſchen Regierung be— 
kannt, zur Zeit von keiner derſelben gegeben, und es hätte ſolche füg— 
lich auch nicht erfolgen können, da es am Tage liegt, daß die 
Durchführung des Entwurfs, wie ſolcher am 26. Mai feſtgeſtellt 
worden, nach dem Rücktritte von Bayern und dem Zurückbleiben 
Württembergs und mehrerer kleineren Staaten in ſeiner jetzigen Abfaſ— 
ſung nicht durchzuführen, daß namentlich das Recht des Kriegs 
und Friedens, wenn der deutſche Bund fortbeſtehen ſoll, durchaus 
anders zu normiren ſein werde. Nicht zu gedenken, daß die im 
Entwurfe aufgeſtellte Form der völkerrechtlichen Vertretung nur 
dann ins Leben treten kann, wenn die auswärtigen Mächte, denen 
gegenüber dieſe Form Geltung erhalten ſoll, dieſelbe anerkennen; ein 
Umſtand, der eine verderbliche Einmiſchung des Auslandes in die inne— 
ren Verhältniſſe Deutſchlands herbeiziehen müßte, wenn dieſe Anerken— 
nung ohne das völlige Einverſtändniß aller deutſchen Regierungen ver— 
langt würde. Hieraus folgt dann die Nothwendigkeit, daß, bevor man 
den nicht beitretenden Regierungen jene Frage um ihre Zuſtimmung 
vorlegt, Verhandlungen über vorgängige Modificationen des dem 
Reichstage vorzulegenden Entwurfs eintreten müßten, und an dieſe 
Verhandlungen knüpft ſich ſodann ferner der von Sachſen und Han— 
nover am 26. Mai gemachte Vorbehalt. 

Es liegt am Tage, daß nach definitivem Ausſcheiden Bayerns und 
bei nicht erfolgendem Beitritt Württembergs — der mangelnden Ueber— 
einkunft mit Oeſterreich nicht erſt zu gedenken, — die ganze Reichs- 
Verfaſſung lediglich den Charakter eines nord- und mitteldeutſchen 
Bundes an ſich tragen würde, und daß demzufolge alsdann zugleich 
der Zeitpunkt einträte, wo Sachſen und Hannover ihren am 26. Mai 
gemachten Vorbehalt geltend zu machen haben würden, nach welchem 
in dieſem Falle eine Erneuerung der Verhandlungen und eine Umge— 
ſtaltung des vereinbarten Verfaſſungs-Entwurfs eintreten müßte. 

Unter dieſen Umſtänden kann hannoverſcherſeits nicht dafür gehal— 
fen werden, daß ſchon jetzt Alles hinreichend vorbereitet fei, damit zur 
Berufung eines Reichstags geſchritten werden könne; noch weniger 
fe delle man es zweckmäßig finden, einen Termin für dieſe Berufung 
eſtzuſtellen. 

Schließlich aber kann der hannoverſche Bevollmächtigte nicht um— 
hin, darauf aufmerkſam zu machen, daß für diejenigen dem Bündniſſe 
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vom 26. Mai beigetretenen Staaten, welche in der Lage geweſen find, 
ſich der ausdrücklichen Zuſtimmung ihrer Stände zu dem Anſchluſſe an 
das Bündniß verſichern zu müſſen, aus der Modification des von jenen 
Ständen ausdrücklich genehmigten Verfaſſungs- Entwurfs für ganz 
Deutſchland zu einem Verfaſſungs-Entwurf für einen engeren Bundes- 
ſtaat eine fo weſentliche Aenderung des Zwecks des Bündniſſes und 
der Vorausſetzungen jener ſtändiſchen Genehmigungen eintreten würde, 
daß man auch ſchon daraus in der Verfolgung des gegenwärtig inten- 
dirten Wegs nur eine Gefährdung der Zwecke des Bündniſſes vom 
26. Mai finden könnte. 

Der Vorſitzende erklärt am Schluſſe dieſer Ausführung, zwar 
nicht in der Lage zu ſein, ſich über den Inhalt dieſer Ausführung 
Namens der von ihm vertretenen Königlichen Regierung ſofort äußern 
zu können; er werde vielmehr des Endes erſt genaue Mittheilung zu 
machen und ſpezielle Inſtruction entgegen zu nehmen haben. Das aber 
glaube er als perſönliches Urtheil keinen Augenblick unterdrücken zu 
ſollen, daß eine Regierung, die ſolcher Rechtsanſicht geweſen, das Bünd⸗ 
niß vom 26. Mai c. wie es vorliege, nicht hätte ſchließen, und noch 
weniger andere Regierungen, dieſem Bündniß beizutreten, hätte auf- 
fordern mögen. Sodann verbleibe ihm für jetzt noch die Frage, ob der 
Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte ſich wie in der Beſtreitung des An- 
trags, ſo auch in der eben vernommenen Rechts-Ausführung dem 
Königl. hannoverſchen p anſchließe. 

Der Königl. ſächſiſche Bevollmächtigte erwiedert, daß 
er ſich zur Zeit darauf beſchränke, auf den von der Königl. ſächſiſchen 
Regierung dem Vertrage vom 26. Mai c. angeſchloſſenen Vorbehalt 
Bezug zu nehmen. Im Uebrigen erwarte er den Vorſchlag über die 
Modificationen des Verfaſſungs-Entwurfes, wie fie durch den verfag- 
ten Beitritt Bayerns, Württembergs u. ſ. w. jetzt nothwendig 
werden. Was insbeſondere die Frage über ſeinen, des Königlich 
ſächſiſchen Bevollmächtigten, Anſchluß an die mitgetheilte Rechts-Aus⸗ 
führung des Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten betreffe, ſo habe 
er den Vortritt dabei dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten 
um fo mehr überlaſſen wollen, als dieſer an dem Abſchluſſe des Ver— 
trages vom 26. Mai . perfänlich Theil genommen. 

Der Kurfürſtlich heſſiſche und der Großherzoglich 
heſſiſche Bevollmächtigte geben bezüglich der von dem König⸗ 
lich hannoverſchen und dem Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten in der 
Sitzung vom Sten d. ausgeführten Beſtreitung des vorliegenden An- 
trags noch nähere Erwiederungen zu Protokoll. In der Erwiederung 
des Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten iſt befon- 
ders hervorgehoben, daß den dem Vertrage vom 26. Mai c. beige- 
tretenen Regierungen die Geltendmachung ihrer Rechte vor dem 
proviſoriſchen Bundes-Schiedsgerichte gewahrt werden. 

Sämmtliche Bevollmächtigte behalten ſich die Beantwor⸗ 
tung der von dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten in der 
heutigen Sitzung mitgetheilten Rechts-Ausführung vor, 

Die Sitzung ſchließt Abends 10 Uhr. 
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Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 17. Oktober c. verle- 
ſen, von den Mitgliedern des Verwaltungs -Rathes genehmigt und 
von dieſen und dem Protokollführer unterzeichnet worden. 


gez. von Bodelſchwingh. von Zeſchau. H. von Wan⸗ 
genheim. Meyſenbug. Pfeiffer. von Lepel. 
Seebeck. von Schack. von Oertzen. Mosle. 
Vollpracht. Liebe. Smidt. Banks. Bloemer. 


Verhandelt, Berlin, 17. Oktober 1849, Abends 6 Uhr, in Gegen- 
wart aller in der Sitzung vom Iten d. Anweſenden; ſodann des 
Herzoglich anhalt⸗bernburgiſchen Bevollmächtigten, Ober-Konſiſtorial⸗ 
raths Walther, und des Herzoglich anhalt-deſſauiſchen Bevoll— 
mächtigen, Miniſters von Plötz. 

Nachdem die in der Sitzung vom gten d. beſchloſſene Wahl ei⸗ 
ner Kommiſſion zur Erledigung des in derſelben Sitzung genehmigten 
Zufab-Antrages des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten voll- 
zogen und dieſe Kommiſſion in dem Königlich ſächſiſchen Bevollmäch⸗ 
tigten, dem Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten und dem Be⸗ 
vollmächtigten der freien und Hanſeſtadt Hamburg konſtituirt iſt, erklärt 
ſich der Vorſitzende in Stand geſetzt, ſeinem in der Sitzung vom 
Iten d. gegebenen Verſprechen genügen und über die zwiſchen der 
Königlich preußiſchen und der Königlich bayeriſchen Regierung ge— 
pflogenen, der Ablehnung der letzteren Regierung vorgängigen Ver- 
handlungen nunmehr nähere Mittheilung machen zu können. Hierauf 
trägt er Folgendes vor: 

Nach Inhalt der den Kammern vorgelegten Aktenſtücke über den 
Abſchluß des Bündniſſes vom 26. März d. J. hatte der Königl. bayeri- 
ſche Geſandte Graf von Lerchenfeld an den Verhandlungen, welche 
dieſem Bündniß vorangingen, unausgeſetzt Theil genommen, in der 
ms aber auf die Königl, preußischen Propoſitionen, befte- 

end in 
a) dem deutſchen Verfaſſungs⸗Entwurf, 
b) dem Entwurf eines Wahlgeſetzes, 

c) dem Entwurf einer Cirkular-Note an die deutſchen Regie— 

rungen, 

erklärt: 
daß er noch außer Stande ſei, ſich über dieſe Vorlagen auszuſpre⸗ 
chen, deshalb ſeine Erklärung offen halten müſſe, ſolche jedoch 
hoff vor Entſendung jener Cirkular Note abgeben zu können 
offe. 
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Diefe Hoffnung wurde nicht verwirklicht; auch erfolgte eine 
weitere Erklärung des Herrn Geſandten nicht; wohl aber drückte der 
inmittelſt in Berlin eingetroffene Königl. bayeriſche Miniſter von der 
Pfordten in einem Schreiben vom 22. Juni d. J. dem Miniſter⸗ 
Präſidenten Grafen von Brandenburg den Wunſch aus, neue Un- 
terhandlungen über die deutſche Angelegenheit, zunächſt über die 
Bildung einer proviſoriſchen Central-Gewalt und eventuell über die 
definitive Geſtaltung der deutſchen Geſammt-Verfaſſung, unter Be⸗ 
theiligung des K. K. öſterreichiſchen Herrn Geſandten, anzu— 
knüpfen. 

Preußiſcherſeits wurde dieſe Eröffnung unter dem 23. Juni dahin er— 
wiedert, daß man den Wunſch einer allſeitigen Verſtändigung über die 
deutſche Frage vollkommen theile, daß aber über die Bildung einer neuen 
Centralgewalt mit der Kaiſerl. öſterreichiſchen Regierung direkte Unter— 
handlungen angeknüpft ſeien und der Antwort auf dieſſeitige Propo— 
ſttionen entgegengeſehen werde; was die definitive Ordnung der deutſchen 
Verfaſſung betreffe, ſo halte die Königl. preußiſche Regierung an der 
Nothwendigkeit der Bildung eines Bundesſtaates feſt; die darauf be— 
züglichen, auf eine praktiſche Löſung der Frage zielenden Vorſchläge 
Preußens, jo wie deren Motivirung, ſeien der Königl. bayerifchen Re- 
gierung durch die Theilnahme ihres Bevollmächtigten an den bezügli— 
chen Verhandlungen vollſtändig bekannt geworden; die einſchlagenden 
Vorſchläge des Miniſters von der Pfordten werde man mit Vergnügen 
entgegennehmen; bezüglich des Verhältniſſes des zu bildenden Bundes- 
ſtaates zu denjenigen deutſchen Regierungen, welche demſelben beizutre— 
ten nicht veranlaßt ſein möchten, bleibe die Königliche Regierung mit ih— 
ren Bundesgenoſſen auf der Baſis der Bundesverträge von 18155 zu 
jeder Verſtändigung über das Verhältniß zu dieſen Regierungen ſei ſie 
bereit und werde darauf abzielende Vorſchläge gern in Erwägung zie— 
hen, namentlich werde es ſehr willkommen ſein, wenn der K. K. 
öſterreichiſche Geſandte in der Lage ſein ſollte, die Anträge und Vor— 
ſchläge feiner Regierung über dieſes Verhältniß abzugeben, das preu- 
ßiſche Bündniß könne übrigens die Bildung einer proviſoriſchen Cen- 
tral-Gewalt nur erleichtern und vereinfachen, das Verhältniß des 
Bündniſſes zu dieſer Gewalt aber nur von dem Standpunkte der 
Gemeinſchaft aufgefaßt werden; auch hierüber werde man die Vor— 
ſchläge Bayerns gern entgegennehmen und ſolche demnächſt den Berbün- 
deten vorlegen. 

Nach dieſem Notenwechſel wurden Königl. preußiſcherſeits der 
General von Radowitz und der Unter -Staats-Secretair Graf von 
Bülow mit Führung der vertraulichen Unterhandlung beauftragt. 

Ueber den Inhalt und das Ergebniß dieſer Verhandlungen geben 
zwei offizielle Berichte der Königlich preußiſchen Kommiſſarien vom | 
27. Juni und 30. Juni c., zwei Noten des Herrn Miniſters von der 
Pfordten vom 1. und 2. Juli und eine nicht weiter beantwortete Erwie⸗ 
derung des Grafen Brandenburg vom Sten ejd,, welche durch den 
Druck bereits veröffentlicht ſind, Auskunft; außerdem aber ſind in den 
vorliegenden Akten auch noch Notizen über eine engere Beſprechung 
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des Generals von Radowitz mit dem Miniſter von der Pfordten ent- 
halten. Der Inhalt dieſer Aktenſtücke kann, ſo weit ſich dieſelben auf 
das Verhältniß Bayerns zu dem Bündniß vom 26. Mai beziehen, in 
Nachſtehendem zuſammengefaßt werden. Der Königlich bayeriſche Mi— 
niſter ſpricht ſich zunächſt über das Bündniß ſelbſt dahin aus, daß 
gegen daſſelbe weder von Seiten Oeſterreichs noch bayerifcherfeits 
etwas einzuwenden, für Bayern aber auch kein Bedürfniß vorhanden 
ſei, in daſſelbe einzutreten, da es keines Schutzes bedürftig ſei. Was 
aber den von Preußen vorgeſchlagenen Verfaſſungs-Entwurf betreffe, 
ſo könne Bayern demſelben nicht unbedingt beitreten, gebe aber die 
Hoffnung einer Verſtändigung nicht auf; die Hauptſchwierigkeit bilde 
die Oberhauptsfrage, und komme es daher zunächſt darauf an, ob 
Preußen an der Faſſung des Zten Abſchnittes des Entwurfs unbedingt 
feſthalten werde. Auf die dieſſeitige Erwiederung, daß das Prinzip 
deſſelben unangetaſtet bleiben müſſe, in der ſpeziellen Ausführung des 
Prinzips aber wohlbegründeten Einwendungen das Gehör nicht verſagt 
werden würde; daß die Exekutive aus mehrfachen Gründen einheit— 
lich bleiben müſſe in ihrem Wechſelverhältniß zu dem legislativen 
Faktor, dagegen mannichfache Faſſungen möglich ſeien, wurde weiter 
verabredet, daß eine vermittelnde Faſſung jenes Abſchnitts verſucht 
werden ſolle. 

In Folge dieſer Verabredung wurden von dem Miniſter von der 
Pfordten neue Redactionen nicht nur des Abſchnitts III., ſondern auch 
theilweiſe der Abſchnitte I., II., VI. der proponirten Reichs-Verfaſſung 
vorgelegt. 

Dieſe Abänderungs⸗Vorſchläge gehen, fo weit fie den Abſchnitt III. 
betreffen, einfach dahin: den Begriff des Reichs-Vorſtandes ganz 
zu eliminiren und deſſen Befugniſſe dem Fürſten- Kollegium mit zu 
übertragen. Demgemäß iſt §. 65. dahin gefaßt: 

Die Regierung des Reichs wird von einem Fürſten- Kollegium 
unter dem Vorſitz eines Mitgliedes geführt. 


Der F. 66. fol ſodann wegfallen, der §. 67. unverändert bleiben, 
unter dem Vorbehalt, daß durch den Beitritt Oeſterreichs natürlich 
7 Stimmen entſtehen werden. 

Hat Demnächſt fol ein Paragraph eingeſchaltet werden des In— 
altes: 

Den Vorſitz führt, ſo lange Oeſterreich nicht beigetreten iſt, 
Preußen. Nach dem Beitritt Oeſterreichs wechſelt derſelbe zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen. Die Stellvertretung hat Bayern. 
Die übrigen vorgeſchlagenen Abänderungen zu dieſem Abſchnitt 

ergeben ſich von ſelbſt, indem ſtatt Reichsvorſtand immer Fürſten⸗ 
Kollegium geſetzt werden ſoll. 

Die g$. 1. und 2. find, um Oeſterreichs Eintritt zu ermöglichen 
* jedoch im Widerſpruch mit . 67.), in folgender Weiſe 
gefaßt: 


II. 4 
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Abſchnitt I. 
Das Reich. 


Sa 
Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete des bisherigen 
deutſchen Bundes. 
Die Feſtſetzung der Verhältniſſe des Herzogthums Schleswig 
bleibt vorbehalten. 


$. 2. 

Steht mit einem deutſchen Staate ein außerdeutſches Land in 
politiſcher Verbindung, ſo darf dieſe der Durchführung der deutſchen 
Reichsverfaſſung und Reichsgeſetzgebung in dem deutſchen Staate 
keinen Eintrag thun. 

Nach der Redaction des $. 7. wird den deutſchen Staaten das 
Recht, Geſandte zu empfangen und abzuſenden, ſowohl an die Reichs⸗ 
. als an andere deutſche oder ausländiſche Staaten, bei⸗ 
gelegt. 
Nach den Vorſchlägen zu §§. 13, 14, 17, 18 und 19 ſoll die 
Einwirkung der Reichsgewalt auf das Heerweſen, verglichen mit dem 
dieſſeitigen Vorſchlag, erheblich beſchränkt und im Weſentlichen auf das 
Maß zurückgeführt werden, welches dem deutſchen Bunde zuſtand. 

Im 8. 33 ſollen bei der Beſtimmung über die Bildung eines 
Zoll- und Handelsgebietes die Worte: 

„mit Wegfall aller Binnengränz-Zölle“ 
geſtrichen werden. 

Die Faſſung der SS. 34, 35 und 36 foll die Solidarität der 
Productions- und Verbrauchsſteuern beſchränken, und eben ſo zielen die 
Abänderungs -Vorſchläge zu den §§. 39 bis 46 dahin, die Einwir- 
kung der Reichsgewalt auf das Gewerbeweſen zu vermindern. 

Nach den Vorſchlägen zu §. 55. und 56. fol die Reichs-Geſetz⸗ 
gebung ſich nicht auf die Beſtimmungen über das Staatsbürger- und 
Heimatsrecht erſtrecken. 

Die zu §. 131. gemachten Vorſchläge wollen das Recht, Liegen- 
ſchaften zu erwerben, darüber zu verfügen, Nahrungszweige zu betrei- 
ben, Gemeindebürgerrechte zu gewinnen u. ſ. w. der Partikular-Geſetz⸗ 
gebung vorbehalten. 

Der 8. 135 will das Recht der Stellvertretung bei Erfüllung de 
Wehrpflicht konſerviren. 

Die Verordnungen zu den 88. 145. und 151., von den Reli 
gions-Geſellſchaften und von dem Erziehungsweſen handelnd, fin!“ 
weniger durchgreifend. | 

Nach dem Vorſchlage des §. 68 ſollen die Familien-Fideikommiſſ 
nicht aufgehoben, ſondern verallgemeinert werden. 

Nach 8. 170. ſoll die Strafe der Confiscation gegen Deferteure bei 
behalten und endlich im §. 173. ſtatt: Ausnahmsgerichte, Spezial 
Gerichte geſetzt werden. 


’ 


| 
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General von Radowitz beantwortete dieſe Propoſitionen des Königl. 
bayeriſchen Miniſters — wiewohl ohne Ermächtigung des dieſſeitigen 
Gouvernements — alſo lediglich nach ſeiner Anſicht. 

1) Was den Abſchnitt III. betrifft, durch ein vollſtändiges Gegen— 
Projekt, in welchem jedoch alle weſentlichen Befugniſſe des Reichs- 
vorſtandes als alleiniger Exekutiv-Behörde feſtgehalten werden 
und nur die Form des Ausdrucks-Modus ſich ändert, indem er 
für §. 65. und 66, vorſchlägt: 

8 


Die Regierung des Reichs wird von einem Fürſten⸗ 
Kollegium geführt, an deſſen a ein Reichs⸗Vorſtand ſteht. 


§. + 
Das Fürſten⸗Kollegium beſteht ꝛc. 
(Wie S. 67. des Entwurfs.) 
dann F. 67. unverändert folgen läßt und den folgenden Para- 
graphen dahin faſſen will: 


§. 67. 
Die Reichs-Vorſtandſchaft iſt mit der erſten Stimme im 
Fürſten⸗ Kollegium verbunden. 

In Betreff der obigen Abänderungs-Vorſchläge lautet die Antwort 
allgemein dahin, daß man ſich allen mit dem Prinzip des Bundesſtaates 
und ſeinen weſentlichſten Bedingungen irgend verträglichen Aenderungen 
gern nähere, dieſes Prinzip aber durchaus feſthalten müſſe. Als mit 
dieſem Prinzip weſentlich verbunden, werde namentlich die Vertretung 
der Bundesglieder durch den Reichs-Vorſtand in Beziehung auf den 
diplomatiſchen Verkehr, die Aufrechterhaltung der Einheit des Zollge⸗ 
bietes, die Ausſchließung der Stellvertretung bei der Wehrpflicht be- 
zeichnet. Schließlich äußert General von Radowitz, daß es nun von der 
bayeriſchen Regierung abhängen werde, dieſe und andere Punkte zur 
förmlichen Verhandlung mit den verbündeten Regierungen zu bringen; 
wünſchenswerth würde es fein, wenn dieſe Verſtändigung vor Einberu⸗ 
fung des Reichstages erzielt werden könne. 

Miniſter von der Pfordten hat in Folge dieſer Unterhandlungen 
die zwei durch den Druck bekannt gewordenen Schreiben vom 1. und 
2. Juli an den Königlich preußiſchen Miniſter-Präſidenten gerichtet. 
Das erſtere beſchäftigt ſich nur mit der Frage über die proviſo— 
riſche Reichs-Gewalt und kommt daher hier nicht in Betracht. 
Das zweite aber äußert ſich über jene Verhandlungen dahin, daß durch 
die Zugeſtändniſſe des Generals von Radowitz über den Abſchnitt III. 
die Schwierigkeiten nicht beſeitigt ſeien, welche einer Vereinigung über 
den Verfaſſungs⸗ Entwurf entgegenſtanden, indem auch danach die 
Reichs⸗Vorſtandſchaft in einer Weiſe geſtaltet bliebe, welche die Fort 
dauer der Verbindung Oeſterreichs mit dem übrigen Deutſchland in 
Frage ſtelle, überdies aber auch den anderen deutſchen Staaten Opfer 
auferlege, die gerade für Bayern am empfindlichſten ſeien. Auch 
in dem 2ten und 6ten Abſchnitt blieben Beſtimmungen ſtehen, welche 
die materielle Wohlfahrt bayeriſcher Staats- Angehöriger erheblichen 
Gefahren ausſetzten. — Er kann daher dieſen Beſtinmungen im Na⸗ 
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men der bayeriſchen Regierung nicht beitreten. Uebrigens werde es, 
wenn noch eine Ausgleichung zu Stande komme, für die Berufung des 
Reichstages des Beitritts Bayerns zu dem Bündniß nicht be⸗ 
dürfenz vielmehr werde man ſich nur über das Wahlgeſetz zu ver 
ſtändigen haben. — In dieſer Beziehung werden die preußiſchen Pro- 
poſitionen in ihren Grundzügen als erſprießlich anerkannt und nur 
nach den beſonderen Verhältniſſen Bayerns modifizirt werden müſſen. 
In der Erwiederung des Grafen von Brandenburg auf dieſe Noten 
wird zunächſt hervorgehoben, daß die ſich auf definitive Ordnung der 
deutſchen Verhältniſſe beziehenden Schritte und die Bildung einer pro— 
viſoriſchen Central-Gewalt fo konnex ſeien, daß ſie nicht getrennt wer- 
den könnten; eine neue proviſoriſche Ordnung werde nur dann eine 
wahrhaft heilſame Wirkung in Deutſchland üben können, wenn man 
der Nation zugleich die ſichere Ausſicht auf eine ihren wahren Bedürf- 
niſſen entſprechende definitive Verfaſſung darbieten könne. — Die auf 
Bildung der Central-Gewalt gerichteten neueſten Vorſchläge werde da— 
her die preußiſche Regierung aus jenem Geſichtspunkte ins Auge faf- 
ſen und ſich baldigſt darüber erklären. 

Was aber die Verfaſſungsfrage betreffe, ſo könne darüber kein 
Zweifel beſtehen, daß dieſſeits auf ein Einverſtändniß mit Bayern der 
größte Werth gelegt werde; die Frage über den Zutritt Baierns ſei 
bis dahin in Folge der Schlußerklärung nach den gemeinſam gepfloge— 
nen Verhandlungen als eine offene behandelt; die vertraulichen Unter— 
redungen mit dem Miniſter von der Pfordten werden dieſen von dem 
Beſtreben nach einer Einigung überzeugt haben; indem namentlich in 
Beziehung auf Artikel III. des Verfaſſungs-Entwurfs Zugeſtändniſſe in 
Ausſicht geſtellt ſeien, welche bis an die äußerſte Gränze gingen, die 
ohne Gefährdung der unabänderlichen Grundlagen des Bundesſtagtes 
nicht überſchritten werden könnten. 

Wenn demnach Baiern immer noch in dieſem Artikel die Haupt- 
ſchwierigkeit gegen die Einigung finde, ſo hoffe man doch, daß daſſelbe 
auf dem von ihm geltend gemachten Bedenken nicht unabänderlich behar⸗ 
ren würde, da ſich dann leicht die nöthigen Anknüpfungs⸗Punkte fin⸗ 
den werden. — In dieſem Falle ſehe man weiterer Erklärung entgegen, 
um die Verhandlungen fortſetzen zu können. Sollte — wie zu hoffen 
— in dieſem Wege eine Einigung über die weſentlichſten Punkte zu er⸗ 
zielen ſein, fo werde dieſe Einigung die Grundlage für die Inſtruc⸗ 
tion der Kommiſſarien bilden, welche auf dem zu berufenden Reichstage 
die gemeinſamen Vorlagen vom 28. Mai zu vertreten hätten. 

Dieſe Eröffnung iſt ohne Erwiederung geblieben, bis die Königlich 
bayeriſche Regierung bei Eröffnung ihrer Kammern ſich hinlänglich 
darüber ausgeſprochen hat, daß fie ſich wenigſtens für jetzt dem Bünd⸗ 
niß vom 26. Mai d. J. anzuſchließen nicht bereit ſei. | 

Der Vorſitzende hofft, daß dieſe kurze, aber getreue Relation 
genügen werde, den Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten zu überzeugen, 
daß die Unterhandlungen mit der Königlich bayeriſchen Regierung nicht 
durch einen ſeitens der Königlich preußiſchen Regierung bewieſenen 
Mangel an Nachgiebigkeit geſcheitert ſind, ja, er glaubt annehmen zu 
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müſſen, daß die hier vorläufig in Ausſicht geſtellten Zugeſtändniſſe in 
Beziehung auf Abänderungen des Verfaſſungs-Entwurfs kaum des 
allſeitigen Zugeſtändniſſes der verbündeten Regierungen ſich zu erfreuen 

ehabt haben würden; ein Zugeſtändniß, ohne welches anerkanntermaßen 

bänderungen nicht zuläſſig ſeien. Der Vorſitzende ſchließt mit der Be— 
merkung, daß die in ſeinem Vortrage in Bezug genommenen Aktenſtücke 
zur näheren Einſicht der Mitglieder auf der Kanzlei des Verwaltungs- 
Rathes offen liegen werden. 

Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte iſt für die durch 
den Vorſitzenden erſtatteten Mittheilungen über die bayeriſchen Ver⸗ 
handlungen um ſo dankbarer, als die ganzen Spezialitäten ſeitens der 
Königlich bayeriſchen Regierung bereits veröffentlicht ſeien, ſpäter je= 
doch wieder in Frage geſtellt worden, was davon für offiziell und was 
für nicht offiziell zu erachten bleibe. 

Der Vorſitzende giebt hierauf die von der Königlich 
preußiſchen Regierung beſchloſſene Antwort auf die von 
dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten dem Antrage des Her— 
zoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten in der Sitzung vom Iten d. ent⸗ 
gegengeſtellte Rechtsausführung. Dieſe Antwort lautet in ihrer ſchrift⸗ 
lichen Faſſung alſo: 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte hat in der Sitzung 
des Verwaltungs⸗Raths vom g9ten d. Mts. eine Deduction zum Pro- 
tokoll überreicht, in welcher der Nachweis verſucht wird: 

1) daß wegen der auf der Bundes- und wiener Schlußakte beru⸗ 
henden Rechte der dem Vertrage vom 26. Mai c. nicht bei⸗ 
getretenen Staaten die Berufung eines Reichstages nicht ſtatt— 
finden dürfe, wenn dieſe Staaten nicht zu der in der Reichs— 
serfaffung liegenden Abänderung der Bundesverfaſſung ihre Zu⸗ 
ſtimmung ertheilten, und 

2) daß, ehe man dieſe Staaten um ihre Zuſtimmung befrage, 
die in den Vorbehalten Sachſens und Hannovers vom 26. Mai 
in Ausſicht geſtellten erneuerten Verhandlungen über Modiſizi⸗ 
rung des dem Reichstage vorzulegenden Verfaſſungs-Entwurfs 
erledigt ſein müſſen. 

Hinſichtlich des erſten Punktes iſt es außer Zweifel, daß keiner 
der Theilnehmer am Bündniſſe vom 26. Mai deſſen Vollzug und alſo 
die Einführung der entworfenen Bundesſtaats-Verfaſſung wünſchen 
könnte, wenn dadurch die Rechte dritter, nicht am Bündniſſe betheilig— 
ter Staaten verletzt werden. Preußen hat in voller Anerkennung des 
Grundſatzes, daß die Aufrechterhaltung völkerrechtlicher Verträge, und 
namentlich des deutſchen Bundes-⸗Vertrags, fo weit dieſe wirklich noch 
beſtehen, bei allen ſeinen Schritten zur Konſolidirung Deutſchlands 
leitend ſein müſſen, die rechtliche Möglichkeit der Bildung eines Bun⸗ 
desſtaates innerhalb des deutſchen Staatenbundes ſowohl im Allgemet- 
nen als in beſonderer Berückſichtigung desjenigen Bundesſtaates, welcher 
aus dem mit dem Vertrage vom 26. Mai c. veröffentlichten Ver⸗ 
faſſungs⸗ Entwurf hervorgehen ſoll, auf das ſchärfſte geprüft und iſt 
dabei zu der bis dahin von keiner Seite beſtrittenen Ueberzeugung ge- 
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langt, daß ein rechtliches Hinderniß der freieſten Bewegung in dieſem 
Sinne nicht beſtehe. 

Preußen hat natürlich vorausgeſetzt, daß auch feine Bundesge— 
noſſen, namentlich diejenigen, welche mit ihm die Einladung zu dem 
Bündniß ergehen ließen, dieſe Ueberzeugung theilten, und es iſt in 
Uebereinſtimmung mit dieſer Anſicht in dem Art. 1 des Vertrags vom 
26. Mai c., in der Note vom 28. Mai und der Denkſchrift vom 11. 
Juni c. zwar ausdrücklich anerkannt, daß hinſichtlich der nichtbeitreten- 
den Staaten alle aus dem Bunde von 1815 abfließenden Rechte und 
Pflichten vorbehalten würden, nirgends aber iſt der Konſens dieſer 
Staaten zur Bedingung der Gültigkeit und der Vollziehung des Bünd⸗ 
niſſes gemacht. Eine ſolche Bedingung hätte eine ſo hohe Wichtigkeit 
und Bedeutung gehabt, daß, wäre ſie von den Paciſcenten wirklich 
für begründet gehalten, dieſelbe nicht hätte verſchwiegen und als ſelbſt— 
verſtändlich vorausgeſetzt werden dürfen. 

Jetzt verſucht indeß der Königl. hannoverſche Bevollmächtigte, aus 
jenen Erklärungen, daß die auf der Bundesakte beruhenden Rechte 
und Pflichten nicht angetaſtet werden ſollten, die Nothwendigkeit jenes 
Konſenſes zu deduziren. „Unverkennbar“, heißt es, „liege in der Be— 
gründung eines Bundesſtaates nach Maßgabe jenes Entwurfs eine Ab⸗ 
änderung der Bundesverfaſſung. Dieſe Abänderung ſei eben der Zweck 
jenes Entwurfs.“ Nachdem ſodann einzelne Punkte berührt ſind, in 
welchen die entworfene neue Verfaſſung mit der Bundesverfaſſung im 
Widerſpruch ſtehe, wird angeführt, daß nach dem Bundesrechte über 
Verfaſſungs-Veränderungen nur durch Stimmen-Einhelligkeit beſchloſſen 
werden könne, und hieraus die Folge gezogen, daß jedes Bundesglied 
auch gegen die Bildung des Bundesſtaates ein Widerſpruchsrecht habe, 
welches weder durch die mit der Aufhebung der Bundesverſammlung 
eingetretene Schwierigkeit der Geltendmachung in der verfaſſungs— 
mäßigen Form, noch durch einen Vertrag geſchmälert werden könne. 

Dieſe Deduction beruht aber auf einer unrichtigen Vorausſetzung. 
Sie verwechſelt die Rechte und Pflichten, welche auf der Bundesakte 
beruhen, mit der Bundesverfaſſung ſelbſt. Gerade in dieſem Punkte iſt 
es nöthig, den Ideengang der Deduction ſcharf ins Auge zu faſſen. 

Nachdem die Erklärungen der Regierungen von Preußen, Sachſen 
und Hannover, 

daß die aus der Bundesakte hervorgehenden Rechte und Pflichten 
der Bundesſtaaten gewahrt bleiben ſollten, 
mit dem Hinzufügen angeführt ſind, daß es danach keinem Zweifel 
unterliege, auf welchem rechtlichen Grunde das Bündniß vom 26. Mai 
beruhe, von welchem Standpunkte aus daſſelbe auszulegen und der 
neben ihm vereinbarte Verfaſſungs-Entwurf aufzufaſſen ſei, heißt es 
wörtlich weiter: 

„Unverkennbar liegt in der Begründung eines Bundesſtaats 
nach Maßgabe jenes Entwurfs eine Abänderung der Bundesver- 
faſſung. Dieſe Abänderung iſt eben der Zweck jenes Entwurfs.“ 

„Die etwaige Behauptung, daß in der Begründung eines 
Bundesſtaates unter einem Theile der deutſchen Staaten eine Ab— 
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änderung der Bundes = Berfaffung nicht liege, wenn nur gegen die 
nicht beitretenden Bundesſtaaten die Rechte und Pflichten aus dem 
Nahe vorbehalten bleiben, würde nur auf einem Mißverſtändniſſe 
eruhen.“ 

In dem letzten Satze wird als dasjenige, auf deſſen Wahrung es 
ankomme, ganz als verſtehe ſich das von ſelbſt, „die Bundes -Ver⸗ 
faſſung“ den „Rechten und Pflichten aus dem Bunde“ ſubſtituirt. 
Dieſe Subſtituirung darf aber nicht zugelaſſen werden. Wäre die 
Bundes - Berfaffung noch in unzweifelhafter und voller Geltung, ſo 
würde freilich jedes Bundesglied zur Bewahrung jedes Theils der Ver— 
faſſung berechtigt und auch verpflichtet ſein. Nun iſt aber, wie ſchon 
hier angeführt werden kann, gerade das wichtigſte Stück der Bundes- 
Verfaſſung, die Bundes⸗Verſammlung, untergegangen, ohne daß irgend 
ein Bundesglied ein Recht auf ihre Wiederherſtellung hätte. Der Ge— 
genſtand der Rechte und Pflichten der Bundesſtaaten iſt alſo mit der 
Bundes ⸗Verfaſſung ſelbſt nicht mehr kongruent, und wenn man jene 
vorbehält, ſo iſt damit noch nicht der Umfang dieſer letzteren vorbe— 
halten. Preußen, Sachſen und eben ſo Hannover haben mit gutem 
Grunde nur erklärt, 
die Rechte und Pflichten aus dem Bundesvertrage wahren zu wollen, 
und es kann daher nicht zugegeben werden, daß dafür mit der 

Wendung, 

Hees werde eine Abänderung der Bundes-Verfaſſung dadurch noch nicht 
1 daß man blos die Rechte und Pflichten der Bundesgenoſſen 
wahre, 

etwas Anderes eingeſchoben wird. 

Auf eine noch geltende Verfaſſung hat jeder Theilnehmer ein 
Recht, ſo wie er die Pflicht zu ihrer Aufrechterhaltung hat. Wenn 
daher in jener Wendung der Deduction des hannoverſchen Bevoll— 
mächtigten Beides getrennt und behauptet wird, daß mit der Wahrung 
der Rechte der Bundesglieder die Verfaſſung noch nicht gewahrt ſei, 
fo liegt darin die ganz richtige Andeutung, daß es Stücke der Bundes- 
Verfaſſung gebe, welche nicht mehr Gegenſtand von Rechten und Pflich— 
ten, welche alſo erloſchen ſind. Und gerade auf dieſe Stücke bezieht 
ſich die fernere Argumentation. 1 

Hier liegt nun aber eben der Punkt, in welchem die Anſicht der 
Königlich preußiſchen Regierung von der in der hannoverſchen De— 
duction dargelegten entſchieden abweicht. Die Paciſcenten des Ver- 
trages vom 26. Mai haben jeder rechtlichen und billigen Rückſicht ge— 
nügt, wenn ſie die Rechte und Pflichten der Theilnehmer am deutſchen 
Bunde wahren. Daß überdies noch jede Kolliſion mit der Bundes-Ver⸗ 
faſſung überhaupt vermieden werde, kann, da dieſe Verfaſſung nicht mehr 
exiſtirt, nicht gefordert werden, und iſt ſomit auch auf den Einwand, daß 
der zu errichtende Bundesſtaat mit irgend einer nicht mehr vorhandenen 
Inſtitution des deutſchen Bundes kollidiren könne, kein Gewicht zu 
legen. Die Rechte und Pflichten aus dem Bundes-Vertrage von 1815, 
ſo weit ſie überhaupt noch einen Gegenſtand haben, wer— 
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den dagegen durch die Verfaſſung des neuen Bundesſtaates in keiner 
Weiſe verletzt. 

Auf dieſen Sätzen, deren nähere Begründung hier gezeigt werden 
ſoll, beruht die Rechtfertigung der Intentionen der preußiſchen Regie⸗ 
rung und die Widerlegung der Deduction des hannoveriſchen Bevoll— 
mächtigten. 

Was die vorausgeſetzte Geltung der Bundes-Verfaſſung betrifft, 
ſo iſt hier an die letzten geſchichtlichen Ereigniſſe zu erinnern. 

Am 12. Juli v. J. hat ſich die Bundes-Verſammlung mit Zu⸗ 
ſtimmung aller deutſchen Regierungen aufgelöſt und ihre Befugniffe 
in die Hand des Reichsverweſers niedergelegt. Aus der Bundes-Ver⸗ 
faſſung wurde alſo das ihr entſprechende Organ entfernt und durch 
eine Regierung mit conſtitutionell-monarchiſchen Formen zu einer Zeit 
erſetzt, zu welcher keine conftitutionelle Geſammt-Verfaſſung beſtand 
und die übrigen Faktoren einer ſolchen Verfaſſung fehlten. Dieſe Re⸗ 
gierung konnte beſtehen, ſo lange die — hierzu nicht berufene — Na⸗ 
tional = Berfammlung die den repräſentativen Körperſchaften in einer 
conſtitutionellen Verfaſſung zukommende Stellung dem Reichsverweſer 
gegenüber mit Konſens der deutſchen Staaten einnahm. Sie mußte 
aber mit der Auflöſung der National-Verſammlung ſich ebenfalls auf⸗ 
löſen und hat auch mit ihr die Anerkennung in dem größten Theile 
Deutſchlands verloren, wie dies in der Denkſchrift des Kaiſerl. öſter⸗ 
reichiſchen Kabinets vom 16. Mai d. J. ausdrücklich anerkannt iſt. 

Man wird nicht behaupten können, daß mit dieſer Auflöſung der 
Bundes-Verſammlung blos eine Form untergegangen und die Sache 
ſelbſt, das materielle Bundesrecht, unverſehrt geblieben ſei. Es iſt 
nicht blos eine Form, fondern die weſentlichſte organiſche Ein- 
richtung des Bundes untergegangen, und das kann nicht ohne 
Folgen für die Gültigkeit und Anwendbarkeit des Bundesrechts und 
der Bundes⸗Verfaſſung geblieben fein. 

Nach der ſtrengſten Auffaſſung ließe ſich vielleicht behaupten, daß 
von einer fortdauernden Gültigkeit des Bundesrechts und von Rechten 
und Pflichten aus dem Bundesvertrage nach Auflöſung der Bundes⸗ 
Verſammlung gar nicht mehr die Rede ſein könne. Nach Art. VII. 
der wiener Schlußakte ſtellte die Bundes- Verſammlung den Bund 
in ſeiner Geſammtheit dar und war das beſtändige verfaſſungsmäßige 
Organ ſeines Willens und Handelns. Mit dieſem Organe — könnte 
man fortfahren — müſſe auch der Bund ſelbſt und das Bundesrecht 
ſtehen und fallen; denn wenn es ein anderes Organ, als die Bundes- 
Verſammlung, für den Willen und das Handeln des Bundes und für 
die Anwendung des Bundesrechts nicht geben ſolle und dürfe, ſo werde 
durch die Aufhebung derſelben das Bundesrecht zu einem weſenloſen 
und niemals anwendbaren Abſtraktum. Den ſich lediglich auf den Bo- 
den des Bundesrechts ſtellenden Deductionen ließe ſich daher entgegen- 
halten, daß dieſes Bundesrecht ſeine eigene Anwendbarkeit und prak⸗ 
tiſche Gültigkeit an die Exiſtenz der Bundes-Verſammlung knüpfe. 

Die Königlich preußiſche Regierung iſt indeß dieſer ſtrengſten und 
ſchärfſten Auffaſſung keinesweges gefolgt, ſie hat vielmehr den Zuſtand 
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Deutſchlands von der möglichſt konſervativen Seite aufgefaßt und will 
an dem Bande, welches die deutſchen Staaten umſchließt, ſo weit feſt⸗ 
halten, als dies unter den gegebenen Verhältniſſen irgend möglich iſt. 
Deshalb nimmt fie an, daß mit Auflöſung der Bundes- Verſammlung 
das die deutſchen Staaten vereinigende Band nicht geſprengt, der Zus 
ſammenhaug unter ihnen nicht vernichtet werden ſollte. Die Bundes- 
Verſammlung ſelbſt deutete dieſes dadurch an, daß ſie ihre Befugniſſe 
in die Hände des Reichs-Verweſers niederlegte, und einſtweilen beſtan— 
den die bundesſtaatsrechtlichen Verhältniſſe fort. War auch die Orga— 
niſation des Bundes verloren, fo war doch in der einſtweilen anerkann- 
ten Central = Gewalt eine Behörde vorhanden, welche wenigſtens die 
einzelnen Bundesglieder zuſammenhielt und die gemeinſchaftlichen An- 
gelegenheiten beſorgte, wenn ſie gleich in ihrer monarchiſchen Form ein 
geeigneter Ausdruck des Bundes als eines Vereins ſelbſtſtändiger und 
gleichberechtigter Staaten nicht ſein konnte. Nachdem indeß die Ver— 
faſſungs-Arbeit der National-Verſammlung geſcheitert, Diele Ver- 
ſammlung ſelbſt aufgelöſt und damit auch die Centralgewalt der Baſis 
ihrer Exiſtenz beraubt war, ſtand Deutſchland vor einem Zuſtande der 
völligen Verfaſſungsloſigkeit und Zerſplitterung, in welchem für den 
Augenblick nicht das ſeines Organes entbehrende bisherige Bundesrecht, 
ſondern lediglich die Nachwirkung dieſes Rechtes und das nicht er— 
loſchene Bewußtſein des Zuſammengehörens die Staaten noch in einer 
Gemeinſchaft erhielt. In dieſem Augenblicke, wo in einem Theile 
Deutſchlands die Anarchie offen hervortrat, innere und äußere Sicher— 
heit durch keine gemeinſame Inſtitution gewahrt und jeder Staat ſich 
ſelbſt überlaſſen war, entſprang für Preußen, welches die in Frank- 
furt entworfene Verfaſſung ſammt der Kaiſerwürde zurückgewieſen 
hatte, die beſondere Verpflichtung, zur Begründung verfaſſungsmäßiger 
Zuſtände die Initiative zu ergreifen. Preußen trat daher nicht nur 
der Anarchie mit Waffengewalt entgegen, ſondern machte zugleich 
den übrigen deutſchen Staaten Vorſchläge zu weiteren Vereinbarungen, 
aus welchen das Bündniß vom 26. Mai hervorging. Dieſes Bündniß 
hatte einen doppelten Zweck, es ſollte für den Augenblick in dem den 
Paciſcenten verheißenen gegenſeitigen Schutz einen Erſatz für den mo— 
mentan verlorenen Bundesſchutz gewähren, außerdem aber die von den 
Regierungen feierlich gegebenen Verſprechungen durch die Gewährung 
einer deutſchen Verfaſſung auf conſtitutionellen Grundlagen erfüllen. 
Als Preußen das Bündniß vom 26. Mai ſchloß, war ſowohl die 
Bundes⸗Verſammlung, als auch die Wirkſamkeit der Central-Gewalt 
erloſchen. Man wird nicht behaupten können, daß die Bundes- 
Verfaſſung ſelbſt nach dem Zerfall dieſer ihrer Organe noch fortbe- 
ſtanden hätte. Nur die Bundes⸗Verſammlung hatte mit dem Bundesrechte 
und den einmal gegebenen Verhältniſſen im organiſchen Zuſammenhange 
geſtanden, die monarchiſch⸗conſtitutionelle Centralgewalt war aus der Zu⸗ 
kunft antizipirt und ein Stück einer conſtitutionellen Berfaffung geweſen, 
wie man ſie beabſichtigt, aber nicht zu Stande gebracht hatte. Ihr 
Beſtehen hatte daher auch keine Kontinuität der Bundes-Verfaſſung 
bewirken können. Mit der Bundes-Verſammlung war die konkrete 
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Erſcheinung und der Repräſentant des Bundes verſchwunden, Niemand 
war ihre Reſtauration zu fordern berechtigt, und fo konnte die Bundes- 
Verfaſſung, ohne die ihr entſprechende äußere Organiſation, ohne Aus- 
ſicht auf Wiederherſtellung dieſer Organiſation, als ſolche von keiner 
Gültigkeit mehr fein. Es muß hierbei vor Allem auf eine ſchärfere 
Beſtimmung des Begriffs einer Verfaſſung gedrungen werden. Eine 
Verfaſſung beſteht nicht aus den einzelnen Regeln und Vorſchriften, 
welche in der Verfaſſungs-Urkunde zufammengeftellt find. Die deutſche 
Bundes ⸗Verfaſſung iſt nicht blos die Summe der Beſtimmungen und 
Artikel der Bundes- und wiener Schluß-Akte. Vielmehr hat man bei 
der Verfaſſung an einen konkreten Organismus, an eine beſtimmte 
Gliederung vorhandener Verhältniſſe und Einrichtungen zu denken, und 


nicht allein an die Regel und Vorſchrift, nach welcher dieſe Einrich— 


tungen geordnet ſind. Der deutſche Bund war ein Verein unabhängiger 
und gleichberechtigter Staaten. Nach dieſem ſeinem Begriffe konnte 
die ihm entſprechende Organiſation der Gemeinſchaft nur im Zuſam⸗ 
mentritt von Repräſentanten aller einzelnen Staaten liegen. Iſt dieſe 
Organiſation aufgehoben, ſo fehlt auch die Verfaſſung des Bundes. 
Es mag noch eine Einigung der Staaten, aus der Rechte und Pflichten 
hervorgehen, fortbeſtehen; dieſe Einigung der Staaten iſt aber eine 
unorganiſirte und verfaſſungsloſe, und die Regulirung der daraus fol— 
genden Verhältniſſe iſt, wie bei einer bloßen Allianz, den einzelnen 
Staaten überlaſſen. 

In der Deduction des hannoverſchen Bevollmächtigten iſt auf dieſe 
Weiſe nicht unterſchieden. Als Bundes-Verfaſſung gelten ihm ſchlechthin 
die in der Bundes- und Schluß -Akte neben einander geſtellten Vor— 
ſchriften. Hat man freilich blos dieſe im Auge, ſo kann man den Un⸗ 
tergang der konkreten Einrichtung, auf welche ſie ſich beziehen, ebenfalls 
ignoriren, und unterſuchen, ob der neue Bundesſtaat mit der Ab ſtim⸗ 
mungs-Ordnung, mit der Regel über das Stimmen- Verhältniß 
u. ſ. w. in Widerſpruch gerathe. Es iſt auf dieſe Weiſe ſehr leicht, 
zu zeigen, daß nicht nur neue Verfaſſungspläne, ſondern auch die 
meiſten Vorgänge und Zuſtände des letzten Jahres mit dieſen oder 
jenen Artikeln der Bundes- und Schluß -Akte nicht vereinbar find, 
Der hierin liegende Irrthum löſt ſich aber auf, wenn man ihn nur 
konſequent fortſetzt, eine volle und durchgängige Anwendung des Bun— 
desrechts fordert und nicht von den wichtigſten Vorausſetzungen deſſel— 
ben, wie von der Exiſtenz und Wirkſamkeit der Bundes-Verſammlung, 
ganz abſtrahirt. 

Iſt nun aber auch die Bundes -Verfaſſung untergegangen, ſo 
waren mit derſelben noch nicht nothwendig alle daraus herrührenden 
und mit ihr im Zuſammenhange ſtehenden Rechte und Pflichten der 
Mitglieder untergegangen. Die Verfaſſung enthielt in der Hauptſache 
organiſche Beſtimmungen, Regeln über die Einrichtung und Thätigkeit 
der Bundes- Organe, daneben aber auch Verabredungen, erlaubende, 
gebietende und verbietende Vorſchriften, denen Rechte und Pflichten ent- 
ſprachen. Gerade in der Bundes-Verfaſſung iſt dieſer gemiſchte Charak⸗ 
ter zu erkennen. Sie beruht auf Verträgen der einzelnen Staaten, 
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iſt aber wegen ihrer für die Dauer gefchaffenen und genau geordneten 
organiſchen Einrichtungen eben ſo wohl eine Verfaſſung, als eine bloße 
Staaten⸗ Allianz, und begründet eben fo wohl ſtaatsrechtliche, als 
völkerrechtliche Verhältniſſe. Iſt daher die eigentliche Verfaſſung, über 
welche ſich die alliirten Staaten geeinigt hatten, erloſchen, je laſſen ſich 
doch Rechte und Pflichten dieſer Staaten in Folge der Verträge und 
in Folge der Gemeinſchaft an gewiſſen Gegenſtänden noch immer ſehr 
wohl anerkennen. Hierher iſt das Recht auf gegenſeitige Hülfsleiſtung, 
die Garantie der Selbſtſtändigkeit und Integrität der Staaten und das 
Recht an dem gemeinſamen Bundes - Eigenthum zu zählen. Dieſe 
können beſtehen und durch die einzelnen Staaten wahrgenommen 
werden. Preußen hat aber die Anerkennung dieſer Rechte, welche als 
fortbeſtehend betrachtet werden können, ausgeſprochen und bethätigt 
und damit die Rückſichtsnahme auf das Bundesverhältniß in ſolchem 
Maße bewieſen, daß der Vorwurf einer Beeinträchtigung der Rechte 
deutſcher Staaten durch weiteres Vorſchreiten auf dem einmal einge— 
ſchlagenen Wege ein ſehr ungegründeter iſt. 

Nach dieſer Feſtſtellung des Geſichtspunktes, welchen Preußen 
für den richtigen gehalten hat, wird es darauf ankommen, die Ein⸗ 
zelnheiten, in welchen durch ein Vorſchreiten mit den Verfaſſungs- 
Arbeiten ohne Konſens der nicht beigetretenen Staaten den Rech- 
ten und Pflichten aus der Bundes⸗Akte oder der Bundes-Ver⸗ 
faſſung zuwidergehandelt werden ſoll, näher ins Auge zu faſſen. 
Es wird ſich dabei zeigen, daß in den hervorgehobenen Fällen. 
höchſtens eine Kollifion mit den nicht mehr exiſtirenden organiſchen 
Einrichtungen der Bundes-Verfaſſung, nie aber eine Kolliſion mit 
bundesgenöſſiſchen Rechten und Pflichten vorhanden iſt. 

Es findet ſich 

1) zunächſt die Angabe, daß in der Begründung des Bundes- 
ſtaates nach Maßgabe des vereinbarten Entwurfs eine Abände— 
rung der Bundes -Verfaſſung liege. 

Wenn die Bundes-Verfaſſung noch exiſtirte und die Verfaſſung 
des engeren Bundesſtaates in dem anfänglich gehofften Umfange zu 
Stande käme, der Bundesſtaat aber alsdann mit Oeſterreich die beab— 
ſichtigte Union einginge, fo würde damit allerdings die Bundes - Ber- 
faſſung nicht nur abgeändert, ſondern ſogar durch einen völlig neuen 
Zuſtand erſetzt werden. Dieſe Umgeſtaltung der politiſchen Verhältniſſe 
würde dann auch ſicher auf völlig legale Weiſe, durch freie Zuftim- 
mung aller betheiligten Staaten, zu Stande kommen. 

Die Bundes -Verfaſſung exiſtirt indeß nicht mehr, fie muß, ſoll 
überhaupt der deutſche Bund fortbeſtehen, neu aufgebaut werden, 
wobei ſich nicht vorausſehen läßt, wie weit ſich die neue Form der alten 
nähern oder von ihr abweichen werde. Der engere Bundesſtaat — 
die Verbindung einer Anzahl deutſcher Staaten zu einem in ſich 
konſolidirten Ganzen — kann aber die Wiederherſtellung einer Bundes- 
Verfaſſung nicht nur nicht erſchweren, ſondern er muß ſolche inſofern 
weſentlich erleichtern, als ſich die Zahl der Paciſcenten vermindert und 
die Geſammtheit ihre Verpflichtungen gegen die außer ihr ſtehenden 
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Bundesglieder viel kräftiger erfüllen kann, als es bei der Vereinzelung 
möglich war; ja, es ließe ſich behaupten, daß, wenn man das Un⸗ 
mögliche unternehmen, wenn man zu der Bundes -Verfaſſung von 
1815 zurückkehren wollte, ſelbſt damit unfer Bundesſtaat nicht ſchlecht⸗ 
hin unvereinbar wäre, da ja ſämmtliche Staaten deſſelben auf dem 
Bundestage erſcheinen und ihre Stimmen, ſogar in vorgeſchriebener 
Ordnung (freilich auf den Grund einer und derſelben Inſtruction 
und daher gleichlautend), abgeben könnten. 

In dem vollen Bewußtſein dieſes Verhältniſſes hat Preußen 
in Verbindung mit Sachſen und Hannover das geſcheiterte Werk 
der National -Verſammlung wieder aufgenommen und dabei den 
Weg der freien Einigung einſchlagen müſſen, fo daß es den ein- 
zelnen Staaten überlaſſen blieb, ob ſie den gemachten Vorſchlägen 
beitreten wollten oder nicht. Die Rückſicht auf die nicht beitretenden 
Staaten blieb aber durch die gemeinſchaftlich von Preußen, Sachſen 
und Hannover abgegebene Erklärung, 

daß hinſichtlich dieſer Staaten die Rechte und Pflichten aus dem 

Bunde vorbehalten bleiben ſollen, 

vollſtändig gewahrt. 

2) „Der weſentlichſte Theil der Bundes-Verfaſſung“ heißt es 
weiter „ſei die im Art. 4 und 6 der Bundes -Akte feſtgeſtellte 
Abſtimmungs⸗ Ordnung, dieſe werde aufgehoben, wenn ein Theil 
der durch ſolche Abſtimmung zu erledigenden Angelegenheiten 
von einem Reichsvorſtande entweder allein oder nach Beſchluß⸗ 
nahme eines abweichend komponirten Fürſtenkollegiums oder gar 
unter Beſchlußnahme eines der Bundes-Verfaſſung völlig frem⸗ 
den Reichstags abhängig gemacht werde.“ 

Da auf Art. 4 und 6 der Bundes-Akte Bezug genommen iſt, 
fo iſt wahrſcheinlich das Stimmen- Verhältniß im engeren Rathe 
und im Plenum gemeint, und nicht die in Art. 8 zunächſt noch dem 
Zufall überlaſſene, alſo nicht für ſehr weſentlich gehaltene Abftim- 
mungs- Ordnung. Der ganze Einwand erledigt ſich aber durch die 


bereits gelieferte Darlegung, daß die Verfaſſung des Bundes nicht 


mehr exiſtirt. Es iſt ſchwer abzuſehen, wie jetzt noch das Stimmen⸗ 
verhältniß oder die Regel über die Art und Weiſe der Schlußfaſſungen 
irgend eine Bedeutung haben ſoll. 


3) Ein fernerer Einwand wird hinſichtlich des Rechts des Kriegs 


und Friedens gefunden. „Es iſt eine entſchiedene Abänderung“, 


heißt es, „wenn der Entwurf (§. 10) das Recht des Kriegs 
und Friedens, das die Bundes-Verfaſſung nur der Geſammt⸗ 
heit Deutſchlands beilegt (Art. 11 der Bundesakte und Art. 


35 bis 41 der wiener Schlußakte), dem Reichsvorſtande allein“ 


auch in dem Falle vindizirt, wenn ein Theil des Bundes nicht 
auf jene Verfaſſung einginge, denn nach dem Entwurfe würde 
der Reichsvorſtand auch ohne allſeitige Abſtimmung die nicht bei— 
tretenden Bundesglieder in einen Krieg verwickeln können.“ 
Hierauf läßt ſich zunächſt erwiedern, daß die wiener Verträge den- 
jenigen deutſchen Mächten, deren Staaten nicht auf Deutſchlands Grän⸗ 
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zen beſchränkt, die zugleich europäiſche Mächte waren, das ſelbſtſtändige 
Recht des Krieges und Friedens nicht genommen haben, daß Preußen 
zu dieſen Staaten gehört und ſein gutes Recht mit in das Bündniß 
hinübergenommen hat und in den Bundesſtaat hinübernehmen will; es 
läßt ſich ferner erwiedern, daß der §. 42 der wiener Schlußakte, indem 
er den einzelnen deutſchen Staaten, nach vergeblicher Anrufung der 
Bundesvorſicht, das Recht läßt, ſich ſelbſt zur Vertheidigung zu rüſten, 
ihnen damit bedingungsweiſe auch das Recht des Krieges und Friedens, 
wenigſtens des Vertheidigungskrieges, zugeſteht, während in einem Bun⸗ 
desſtaat von einem Angriffskrieg überhaupt kaum die Rede ſein kann; 
vor Allem aber wird zur Beſeitigung jenes Einwandes die Hinweiſung 
genügen, daß zur Zeit keine Bundesverfaſſung beſteht und daher ein 
deutſcher Bundesſtaat, wenn er ſich nicht überhaupt für wehrlos erklä— 
ren will, das Recht des Krieges und Friedens unbedingt in Anſpruch 
nehmen muß. | 

Nach Art. 12 der wiener Schlußakte entſchied über Krieg und 
Frieden die Bundesverſammlung im Plenum, und auch die näheren Vor⸗ 
ſchriften in Art. 35 bis 41 find gerade für die Thätigkeit der Bundes⸗ 
verſammlung gegeben. Dieſe iſt bei Beſchwerden auswärtiger Staaten 
gegen Bundesſtaaten zur Cognition verpflichtet; ſie hat zu prüfen und zu 
entſcheiden, ob die Gefahr eines feindlichen Angriffes vorhanden ſei; 
fie beſchließt die Vertheidigungs-Maßregeln, und von ihr wird der 
Bundesfeldherr ernannt. Jetzt iſt dieſe Bundesverſammlung aufgelöſt, 
kein Staat hat ein Recht, zu verlangen, daß ſie reſtaurirt werde; kein 
Staat kann fordern, daß irgend eine andere Einrichtung geſchaffen werde, 
in welcher die Beſchlußfaſſungen über Krieg und Frieden nach dem 
Stimmenverhältniß des bundesverfaſſungsmäßigen Plenums erfolgen 
könnten. Seit der Errichtung der proviſoriſchen Centralgewalt hat 
auch wirklich kein Staat daran gedacht, eine Entſcheidung über Krieg 
und Frieden nach Abſtimmung und Zählung der im Plenum geführten 
69 Stimmen zu fordern und die ihm danach gebührende Stimmenzahl 
geltend zu machen. Nach Errichtung der Centralgewalt ging das Recht 
des Kriegs und Friedens auf dieſe über, ohne daß dieſelbe dabei an 
Abſtimmungen, wie ſie die Bundesverfaſſung vorſchrieb, gebunden ge⸗ 
weſen wäre. Als die Centralgewalt durch Auflöſung der National» 
Verſammlung ihre Grundlagen verlor und ihr das Recht des Kriegs 
und Friedens nicht mehr zugeſtanden werden konnte, fiel dieſes Recht 
den einzelnen Staaten mindeſtens ſo lange zu, bis eine neue Form 
für dieſe wichtigſte Aeußerung des Bundeswillens wieder gefunden 
ſein wird. Der Bundesſtaat vom 26. Mai ſteht der Herſtellung einer 
ſolchen Form an ſich nicht entgegen, und auch bis dahin kann das 
Verhältniß deſſelben zu den außer ihm ſtehenden deutſchen Staaten 
nach dem älteren Bundesrecht in der Weiſe fortbeſtehen, daß ſich die- 
ſelben als zu gegenſeitigem Schutz und Beiſtand verbunden anſehen 
und einander nicht bekriegen dürfen. 

Ein Konflikt des neuen Bundesſtaates mit der Bundesverfaſſung 
iſt daher auch in dieſem Punkt nicht vorhanden. Damit aber auch ein 
jeder Schein eines ſolchen Konflikts vermieden werde, hat Preußen, 


„ 


und zwar ſchon vor Uebergabe der hannoverſchen Denkſchrift, zu §. 10 
des Verfaſſungs-Entwurfs den Zuſatz vorgeſchlagen: 

Die Vereinsgewalt übt das Recht des Krieges und Friedens 
mit Beachtung der für den Bund von 1815 gültigen vertragsmä⸗ 
ßigen Normen. 

3) „Es wird kaum nöthig ſein“, fährt die Deduction des Königl. 
hannoverſchen Bevollmächtigten fort, „noch darauf hinzuweiſen, daß 
das Heerweſen, die Bundesfeſtungen nicht verwaltet werden können 
ohne Benehmen mit den ſämmtlichen Gliedern des Bundes, die auf 
feine Weiſe genöthigt fein würden, ſtatt ihrer Berbün- 
deten mit einer den Bundes- Urkunden fremden Reichs- 
gewalt ſich einzulaſſen, oder hervorzuheben, daß die Bundes- 
Urkunden auf die unverletzte Erhaltung des Stimmrechts ein ſo großes 
Gewicht legen, daß ſelbſt in Fällen, wenn ein ſtimmberechtigtes Terri— 
torium durch Erbgang einem anderen Bundesfürſten zufällt, die fer— 
nere Führung einer ſolchen Stimme von der Geſammtheit des Bundes 
abhängt.“ 

5 Die Deduction ſcheint hier in der That vorauszuſetzen, daß die 
Bundesverſammlung ſich ſeit dem 12. Juli 1848 nur vertagt habe und 
jeden Augenblick wieder zuſammentreten könne. Daß nach Aufhebung 
der Bundesverſammlung, als des einzigen Organs für die Geltend— 
machung der Stimmen nach beſtimmtem Verhältniß, auf dieſes Ver- 
hältniß ſelbſt nichts mehr ankommen könne, iſt ſchon oben nachgewie- 
fen; nicht minder unbegründet iſt aber auch der zweite von dem Heer— 
weſen und den Bundesfeſtungen hergenommene Einwand. 

Die Rechte an gemeinſamen Objekten ſollen allen Bundesgenoſſen 
gewahrt werden. Eine Vereitelung dieſer Rechte wird man nicht darin 
finden können, daß ſich die Bundesgenoſſen mit einer in den Bundes⸗ 
Urkunden allerdings nicht genannten Gewalt einlaſſen müſſen, welche 
aber nicht eine fremde Gewalt, ſondern nur die Conſolidation einer 
Anzahl der den Bund konſtituirenden Einzelgewalten iſt. Die in den 
Bundes-Urkunden deſignirte Gewalt, welche hier, die durchgängige 
Geltung des Bundesrechts vorausgeſetzt, eintreten müßte, iſt nach Art. 
VII. der Schlußakte nur die Bundesverſammlung, und von dieſer muß 
zugeſtanden werden, daß fie nicht mehr exiſtirt. 

Aus allen jenen Einzelnheiten wird dann in der Erklärung des 
Königl. hannoverſchen Bevollmächtigten konkludirt, daß die Durchfüh— 
rung des vereinbarten Entwurfs ohne Abänderung der Bundesver- 
faſſung unmöglich ſei. Ueber Abänderungen der Bundesverfaſſung 
könne aber nur durch einhellige Zuſtimmung aller Bundesglieder ent- 
ſchieden werden. Das Widerſpxuchsrecht eines jeden Einzelnen könne 
weder durch die mit der Auflöſung der Bundesverſammlung eingetretene 
Schwierigkeit der Geltendmachung, noch durch einen Vertrag geſchmä— 
lert werden, der den oben hervorgehobenen Grundſatz von Recht und 
Pflicht an der Spitze trägt. 

Daß Preußen durch einen Vertrag mit Sachſen und Hannover die 
Rechte dritter Staaten nicht ſchmälern wollte und konnte, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. In dem übrigen Theile dieſer ganzen Folge— 
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rung hat ſich aber deren Verfaſſer in einen inertrifablen Zirkel bege- 
ben. Genau genommen, und wenn man unter Verfaſſung nicht blos 
die geſchriebenen Regeln, ſondern einen konkreten Organismus verſteht, 
iſt freilich die Bundesnerfaſſung nicht mehr vorhanden, und es kann 
daher auch auf keine Abänderungen derſelben und auf keine Formen, 
in welchen dieſe möglich wären, ankommen. Die Verfaſſung wird aber 
von dem Königl. hannoverſchen Bevollmächtigten als exiſtirend voraus— 
geſetzt, und es wird von ihm arguirt, daß dieſelbe nur nach Stim— 
meneinhelligkeit geändert werden könne, Sie kann jedoch auch nur 
im Plenum der Bundes verſammlung, nur gerade durch die— 
ſes beſtimmte Organ geändert werden, und bundesgeſetzlich braucht 
kein Mitglied ſich eine Aenderung durch ein anderes Organ und in 
einer anderen Form gefallen zu laſſen. Mit der Auflöſung der Bun- 
des -Verſammlung iſt nicht blos für die Geltendmachung des liberum 
veto der Einzelnen in verfaſſungsmäßiger Form eine Schwierigkeit 
(als ob allenfalls, wenn auch mit Schwierigkeiten, die Bundes-Ver— 
ſammlung wieder berufen werden könnte!), ſondern eine Unmöglichkeit, 
und damit die Unmöglichkeit von Verfaſſungs-Aenderungen überhaupt, 
eingetreten. Deutſchland könnte ſomit, die Richtigkeit der Deduction 
des Königl. hannoverſchen Bevollmächtigten vorausgeſetzt, nie zu einem 
geordneten Zuſtande kommen und ſich niemals von der gleichwohl zer- 
fallenen und nicht mehr angewendeten Bundes-Verfaſſung losmachen. 

Allerdings hat Preußen, und eben ſowohl Sachſen und Hanno— 
ver, der freien Zuſtimmung der beitretenden Staaten nicht vorgreifen 
und es jeder Regierung überlaſſen wollen, ob ſie den Beitritt ange— 
meſſen finde oder nicht. Dies iſt aber nicht geſchehen, weil nach 
der Bundes⸗Verfaſſung zu Verfaſſungs-Aenderungen die Zuſtimmung 
der Einzelnen nöthig war, ſondern weil nach dem Zerfall der Bundes- 
Verfaſſung und dem Scheitern der National-Verſammlung kein gemein- 
ſames Organ für Verfaſſungs-Arbeiten exiſtirte und nur mit Vorſchlä— 
gen Einzelner und freier Zuſtimmung der Uebrigen zu einem Ziele 
zu gelangen war. Nicht aber hat Preußen dafür gehalten, daß der 
Bundesſtaat ohne Zuſtimmung der Nichtbeitretenden nicht zu Stande 
kommen könne, ſondern die Rückſicht auf dieſe dadurch zu wahren ge— 
glaubt, daß es, ganz wie Sachſen und Hannover, deren Rechte und 
Pflichten aus der Bundesgemeinſchaft vorbehalten hat. Es kann indeß 
nie zugeben, daß dieſe Rechte auf Wiederherſtellung untergegangener 
Einrichtungen oder auf Beobachtung von Regeln und Vorſchriften ge— 
richtet ſein können, welche mit ſolchen untergegangenen Einrichtungen im 
unzertrennlichen Zuſammenhange ſtanden und ohne dieſelben weder 
Sinn noch Bedeutung haben. 

Mit dem, was geſchehen iſt und ferner geſchehen wird, find biejent- 
gen Rechte und Pflichten aller deutſchen Bundesſtaaten, die wirklich noch 
Sinn und praktiſche Bedeutung haben, völlig geſichert, und iſt auch 
die Wiederherſtellung einer lebensfähigen deutſchen Bundes-Verfaſſung 
dadurch in keiner Weiſe präjudizirt. Hat ſich der Umfang des Bünd⸗ 
niſſes vom 26. Mai für jetzt enger geſtellt, als erwartet wurde, iſt 
dadurch die Zahl der Staaten, auf welche jener Vorbehalt von Rechten 
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und Pflichten fich bezieht, vorläufig größer geworden, fo wird da— 
durch in dem Rechtspunkt offenbar nichts geändert. Ob und inwieweit 
aber dadurch beſondere Maßnahmen erforderlich und Rückſichten geboten 
ſein möchten, das wird ſich aus den eben angeknüpften Verhandlungen 
über etwaige Modificationen des Verfaſſungs-Entwurfs ergeben; auch 
ſind die von Preußen für dieſe Verhandlung dem Verwaltungs-Rath 
übergebenen Propoſitionen gerade aus dieſem Geſichtspunkt geſtellt. 

Die bisherige Darſtellung hat die Beweisführung geliefert, daß die 
preußiſche Regierung und die mit ihr in Uebereinſtimmung handelnden 
Regierungen keine Rechtsverletzung begehen, wenn fie zu dem Ver⸗ 
faſſungswerke ſelbſt vorſchreiten. Dieſe Beweisführung erſchien nöthig, 
um das Verfahren Preußens in allen zum Theil weniger unterrichteten 
Kreiſen zu rechtfertigen, wohin die hannoverſche Denkſchrift und mit 
ihr auch dieſe Widerlegung gelangen wird. Blos dem Königlich han— 
noverſchen Bevollmächtigten gegenüber wäre ſie nicht nöthig geweſen. 
Handelte es ſich blos um Hannover, ſo hätte die ganze Erwiederung 
eine kürzere fein können. Hannover hat den Vertrag vom 26. Mai ge= 
ſchloſſen, den Entwurf der Reichs-Verfaſſung mit vereinbart und die 
übrigen deutſchen Regierungen mit zum Beitritt eingeladen. Hannover 
kann daher nach dieſſeitiger Auffaſſung, ohne feine eigenen Handlun⸗ 
den anzufechten, die Bildung des Bundesſtaats nicht für rechtswi— 
drig erklären, und die ganze Deduction hätte, wenn Hannover die 
garin geäußerte Rechts-Ueberzeugung gewonnen hatte, daſſelbe vom 
Eingehen auf das Bündniß überhaupt abhalten, nicht aber die jetzt ge— 
gebene Erklärung motiviren ſollen. 

Eben ſo wenig iſt Hannover befugt, Einwendungen aus dem 
Rechte dritter Staaten herzunehmen. 

Beide Sätze ſollen eine kurze Rechtfertigung erhalten. 

Es iſt bereits angedeutet, daß das Bündniß und die Verfaſſung 
den deutſchen Regierungen nur zum freiwilligen Beitritt vorgelegt wer— 
den konnte, womit die Ausdehnung deſſelben und die Zahl der Beitre— 
tenden völlig offen blieben. Der §. 1. des Verfaſſungs-Entwurfs be⸗ 
ſtimmt deshalb: 

Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten des 
bisherigen deutſchen Bundes, welche die Reichs-Verfaſſung 
anerkennen. | 

In der Cirkular-Depeſche vom 28. Mai, mit welcher der Entwurf 
der deutſchen Regierungen vorgelegt und welche in ihrer Faſſung 
auch von Hannover, nach Ausweis des Schluß-Protokolls vom 26. 
Mai, genehmigt iſt, ſagten die Regierungen von Preußen, Sachſen und 
Hannover: 

Sie werden daher in Gemeinſchaft mit denjenigen Regie- 
rungen, welche fi dem Verfaſſungs-Entwurfanſchlie⸗ 
ßen, aus dieſen deutſchen Landen einen Reichstag in dem Um⸗ 
fange und nach den Wahl-Beſtimmungen berufen, welche der Ver— 
faſſungs-Entwurf vorläufig bezeichnet, ; 
und die den Verfaſſungs-Entwurf erläuternde Denkſchrift vom 11. Juni 
bemerkt zu jenem §. 1: ' 
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Die verbündeten Regierungen, welche ihren Entwurf zu einer Reichs- 
Verfaſſung hier vorlegen, find dagegen von der unwandelbaren Ueber- 
zeugung geleitet worden, daß der Neubau der deutſchen Verfaſſung 
nur durch freiwillige Uebereinkunft der Regierungen unter ſich und 
hiernächſt eben ſo freiwillige Zuſtimmung der Nationalvertretung 
rechtlich zu Stande kommen könne. Daher haben ſie in ihre Vor— 
ſchläge keine Beſtimmung aufnehmen können, welche für die Glieder 
des bisherigen deutſchen Bundes irgend einen Zwang in ſich ſchlöſſe; 
wie feſt und zuverſichtlich auch ihre Hoffnung ſei, daß der neue 
Bundesſtaat das geſammte Gebiet des Bundes von 1815 umfaſſen 
werde, ſo wird ſich doch dieſes Gebiet aus denjenigen deutſchen 
Landen bilden müſſen, deren Regierungen ſich dem vorgelegten Ent— 
wurfe anſchließen, und deren Vertreter ihn in einem aus dieſen Lan— 
den einzuberufenden Reichstage annehmen. Hierdurch iſt die Faſſung 
des §. 1., wie ſie vorliegt, gerechtfertigt. 

Es war alſo klar, daß der Beitritt ſämmtlicher deutſchen 
Staaten nicht zur Bedingung der Bildung des Bundesſtaats ge— 
macht war. 

Aber auch daran, daß der Konſens der nicht beitretenden 
eine ſolche Bedingung ſein ſolle, hat bei der Schließung des Bündniſſes 
Niemand gedacht. Eine ſolche Bedingung wäre eine ſo ſchwierige, die 
Bildung des Bundesftantes jo ſehr gefährdende geweſen, daß man fie 
ausdrücklich zur Sprache gebracht haben würde, wenn man ſie für 
nothwendig und rechtlich begründet gehalten hätte. Den Geſichtspunkt, 
daß der neue Bundesſtaat mit dem ganzen Umfange der alten Bundes— 
Verfaſſung vereinbar ſein und anderenfalls wegen der bundesverfaſſungs— 
mäßig nöthigen allſeitigen Zuſtimmung zu Aenderungen der Bundes— 
Verfaſſung nicht ohne Konſens der nicht beitretenden zu Stande kommen 
könne — dieſen Geſichtspunkt haben die Paciſcenten des Bündniſſes vom 
26. Mai nicht im Auge gehabt. Sie haben vielmehr ihre Verpflich— 
tung aus dem Bunde durch die in dem Artikel 1. des Bündniſſes, in 
der Note vom 28. Mai und in der Denkſchrift vom 11. Juli gleich- 
mäßig niedergelegte Erklärung gewahrt, 

daß der neue Bundesſtaat zu denjenigen Gliedern des bisherigen 
deutſchen Bundes, welche ſich ihm noch nicht anſchließen möchten, zu— 
nächſt in dem Verbande der Rechte und Pflichten verbleibt, die aus 
der Bundes⸗Akte vom 8. Juni 1815 erwachſen. 

Hätte eine der paciſcirenden Regierungen aber dennoch wirklich 
jenen Geſichtspunkt, nach welchem der Konſens der nicht beitretenden 
Staaten nöthig iſt, für den richtigen und entſcheidenden gehalten, ſo 
wäre es nicht zu verantworten, wenn ſie dieſe ihre Ueberzeugung da— 
mals verſchwiegen hätte, um ſpäter daraus eine Einwendung zu ent— 
nehmen. Gerade Hannover kann damals eine ſolche Ueberzeugung 
nicht gehabt haben. Das muß man theils daraus, daß es die eben 
erwähnte Erklärung übereinſtimmend mit Preußen und Sachſen abgab, 
theils aus einer im Protokolle vom 18. Mai vorkommenden Aeußerung 
ſchließen. 
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Die in Betracht zu ziehende Stelle dieſes Protokolles iſt folgende: 
Hannover hat Bedenken, die ihm ganz beſonders am Herzen lie— 
gen. Sie betreffen das künftige Verhältniß Oeſterreichs. Hannover 
will nicht, daß Oeſterreich aus Deutſchland ausſcheide. Im Fürſten⸗ 
kollegium theilnehmend, müſſe Oeſterreich aber auch bei der Exekutive 
betheiligt ſein. Es dieſer letzteren Theilnahme verluſtigen, heiße, 
es dauernd aus Deutſchland ausſchließen. Daher ſei wenigſtens zu 
ſagen und im Verfaſſungswerke ſelbſt oder in der Declaration zu 
konſtatiren, daß beim Eintritt Oeſterreichs in den deutſchen Bundes- 
ſtaat über das Verhältniß Oeſterreichs zur Exekutive zwiſchen Preu— 
ßen und Oeſterreich näher konvenirt werden ſolle. Mehr als dieſen 
Vorbehalt eines ſpäteren Einvernehmens zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen verlange Hannover nicht. Hierauf glaube es aber auch be— 
ſtehen zu müſſen. 

Sachſen anerkennt, daß Oeſterreich vor der Hand nicht wohl 
in der Lage ſein werde, an dem neuen Bundesſtaate theilzunehmen; 
aber die rechtliche Möglichkeit, zu jeder ſpäteren Zeit theilnehmen zu 
können, müſſe durch ausreichenden Vorbehalt Oeſterreich geſichert 
bleiben, und damit dies der Fall ſei, dürfe die künftig mögliche 
Mitbetheiligung Oeſterreichs bei der Exekutive jetzt nicht ausgeſchloſſen 
werden. 

Preußen iſt durchdrungen von der Ueberzeugung, daß Oeſter— 
reich, wie es ſich durch ſeine Conſtitution ſelbſt gestellt hat, mit fei- 
nen deutſchen Bundeslanden allein, dem deutſchen Bunde nicht mehr 
beitreten kann. Man müſſe die Thatſache anerkennen, daß auf der 
einen Seite Deutſchland der Nation bedeutend mehr leiſten ſolle, als 
die Bundesverträge ihr bisher gewährt hätten, auch wenn fie getreu— 
lich vollzogen worden wären, und daß andererſeits Oeſterreich jetzt 
dieſen Bundesverträgen kaum noch genügen könne, ſo, daß die Be— 
dürfniſſe und die Forderungen der deutſchen Nation und die Leiſtungs— 
fähigkeit Oeſterreichs in ein umgekehrtes Verhältniß getreten ſeien. 
Mit Oeſterreich ſei der Aufbau des Bundesſtaates, den Deutſch— 
land mit Recht beanſpruche und nicht mehr entbehren wolle, geradezu 
unvereinbar geworden. Das ſei die offene Erklärung Preußens. 
Können die anderen Regierungen nach dieſer Erklärung nicht mehr 
mit Preußen gehen, ſo müſſe es ſeinen Weg allein gehen. 

Hannover erklärt zur Verſtändigung, daß ſeinerſeits nur 
ein Rechtsſchutz aller deutſchen Bundesglieder, Oeſter— 
reich einbegriffen, habe beabſichtigt werden ſollen 
Es wolle Hannover nur Vorkehr getroffen ſehen, daf 
auch das in den deutſchen Bundesſtaat nicht eintre 
tende Oeſterreich in feinen Rechten unver kürzt bleibe). 

Der nn hannoverſche Bevollmächtigte kann daher nur in 

Folge einer Modification früherer Anſichten ſeine jetzt erhobener 
Zweifel aufſtellen, und fo ſehr zu beklagen iſt, daß dieſe Modification 
gerade im gegenwärtigen Augenblicke eingetreten, jo ſehr iſt zu win. 
ſchen, daß die dadurch herbeigeführten Bedenken durch die oben gelie: 
ferte Ausführung beſeitigt werden mögen. Denn einen Zweifel kant 
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es nicht leiden, daß ein ſolche ſpätere Aenderung von Anſichten gegen 
einmal übernommene vertragsmäßige Pflichten nicht zur Geltung kom— 
men kann. 

Es wurde außerdem dieſſeits behauptet, Hannover könne nicht be— 
fugt fein, mit der Berufung auf die fehlende Zuſtimmung der nicht 
beigetretenen Staaten eine Einwendung aus dem Rechte Dritter herzu— 
nehmen. Daß dieſe Einwendung von Seiten Hannovers, ſei— 
nen Bundesgenoſſen gegenüber, nicht geltend gemacht werden kann, 
bedarf keines Beweiſes, eine blos formelle Zurückweiſung dieſes Ein- 
wandes wäre aber Preußens nicht würdig; denn gilt es, die Rechte 
Dritter heilig zu halten, ſo kommt nichts darauf an, ob die Berechtig— 
ten ſelbſt oder ein Anderer an ſolche Rechte erinnert. In der Wirklichkeit 
iſt aber an einen ſolchen Einwand von Seiten der angeblich verletzten 
Staaten nicht zu denken, weil, wie bereits zur Evidenz erwieſen, keine 
Rechtsverletzung beſteht oder beabſichtigt wird. Die Rechte und die 
denſelben entſprechenden Pflichten aus dem Bundesvertrage ſind allen 
deutſchen Staaten gewahrt. Rechte auf Vorſchriften des Bundesrechts, 
welche mit untergegangenen und nicht zu reſtaurirenden Einrichtungen 
zuſammenhängen, werden ſie ſchwerlich geltend zu machen geneigt ſein; 
ſie werden ſich ſchwerlich darauf berufen, daß ſie wegen ihrer Gemein— 
ſchaft an den Bundesfeſtungen an eine den Bundes-Urkunden fremde 
Perſon gewieſen ſeien, oder daß durch den Bundesſtaat die Kurien— 
Eintheilung im engeren Rathe und das Stimmen - Verhältniß im 
Plenum der Bundes⸗Verſammlung alterirt werde. Um fo weniger wer— 
den jene Staaten in dem Sinne der Deduction des Königlich hanno— 
verſchen Bevollmächtigten ſich auf ihre Rechte aus der Bundes - Ver- 
faſſung zu berufen Anlaß haben, als in der neu zu errichtenden Bun- 
des⸗Kommiſſion — zu deren Errichtung Preußen ſelbſt die Hand ge— 
boten hat — wenigſtens einſtweilen ein Organ gegeben wird, welches 
für den Schutz dieſer Rechte ſorgt. 

Es iſt nunmehr noch übrig, einen am Schluſſe der Deduction des 
Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten berührten Gegenſtand näher 
zu betrachten. 

„Bevor man“, heißt es, „den nicht beigetretenen Staaten den Ver— 
e eee zur Zuſtimmung vorlege, würden Verhandlungen 
über Modificationen deſſelben nöthig ſein. Hieran knüpft ſich der von 
Hannover und Sachſen am 26. Mai gemachte Vorbehalt, Inhalts deſſen 
nach dem Ausſcheiden Bayerns und nicht erfolgendem Beitritt Würt— 
tembergs eine Erneuerung der Verhandlungen und eine Umgeſtaltung 

des vereinbarten Entwurfes eintreten müſſe.“ h 
Allerdings hat nun nach der Unterzeichnung des Bündniſſes der 
Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte der Königlich preußiſchen Regierung 
eine Note übergeben, in welcher es heißt: 

Die Königlich ſächſiſche Regierung will und darf jedoch keinen 
Zweifel darüber beſtehen laſſen, wie ſie dieſen Entſchluß allein zu 
dem Zweck und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieſe Verfaſſung Ge⸗ 
meingut der ganzen deutſchen Nation und nicht eines Theiles der⸗ 
ſelben werde. Sie verkennt nicht, daß ein Eintritt der öſterreichiſchen 
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Lande in der nächſten Zeit nicht gehofft werden darf. Allein die 
Aufnahme des geſammten übrigen Deutſchlands in den Reichsver— 
band, welche, unbeſchadet der der öſterreichiſchen Regierung durch die 
Bundes-Verfaſſung zugeſicherten Rechte, erzielt werden ſoll, 7255 die⸗ 
ſelbe als Bedingung dafür feſt, daß ſie ſelbſt zu einem bleibenden 
Verharren in demſelben auf Grund der vereinbarten Verfaſſung 
verpflichtet fer. Sollte es daher nicht gelingen, den Süden Deutfch- 
lands in den Reichsverband, wie er durch die fragliche Verfaſſung 
beſtimmt worden, aufzunehmen, was weſentlich davon abhängen wird, 


ob Bayern ſich demſelben anſchließt, ſollte vielmehr nicht mehr zu 


erreichen ſein, als die Herſtellung eines norddeutſchen oder nord— 
und mitteldeutſchen Bundes, ſo müßte die Königlich ſächſiſche Re— 
gierung für dieſe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen 
und Umgeſtaltung der vereinbarten Verfaſſung ausdrücklich vorbe— 
halten. Eine ſolche Nothwendigkeit wäre ohnedies durch die Beſtim— 
mung der Verfaſſung ſelbſt geboten, welche nach allen Richtungen 
in dem Namen und der Sache nach den Anforderungen einer Ver— 
faſſung für das deutſche Volk in ſeiner Geſammtheit, nicht aber 
denen eines Vereins einzelner deutſcher Staaten entſpricht. 

Zu derſelben Zeit haben auch die Königlich hannoverſchen Bevoll— 
mächtigten eine Note übergeben, in welcher ſie am Schluſſe erklären: 

Zugleich aber vereinigen ſie ſich mit dem Bevollmächtigten der 
Königlich ſächſiſchen Regierung für den beklagenswerthen Fall, wenn 
der gegenwärtige Verſuch einer Einigung zu nichts als zur Her— 
ſtellung eines nord- und mitteldeutſchen Bundes führen möchte, in der 
Erklärung, daß für dieſe Eventualität die Erneuerung der Ver— 
handlungen und die Umgeſtaltung des vereinbarten Verfaſſungs-Ent— 
wurfs ausdrücklich vorbehalten bleibe. 

Nach den Worten des ſächſiſchen Vorbehalts, von welchem man nach 
dem ganzen Zuſammenhange der Vor- und Nachverhandlungen an— 
nehmen muß, daß er auch den Sinn deſſelben ausſpreche, enthält 
derſelbe keine Susvenfiv- Bedingung. Es iſt nicht gejagt, daß man 
den beabſichtigten Bundesſtaat nicht errichten wolle, wenn die ſüddeut— 
ſchen Staaten demſelben nicht beitreten, ſondern daß der Beitritt der— 
ſelben eine Bedingung des Verbleibens in dem Reichsverbande auf 
Grund der vereinbarten Verfaſſung ſei. Für den eintretenden Fall 
iſt die Erneuerung der Verhandlungen und die Umgeſtaltung der 
vereinbarten Verfaſſung vorbehalten. 

Eine Zeit, bis zu welcher die geſtellte Bedingung eingetreten ſein 
müſſe, iſt dabei nicht beſtimmt. Inſonderheit iſt nicht geſagt, daß der 
Beitritt der ſüddeutſchen Staaten erfolgt oder ihr Nichtbeitritt ent- 
ſchieden ſein müſſe, bevor der Reichstag berufen oder bevor ſelbſt die 
neue Verfaſſung eingeführt ſei. Vielmehr betrifft der ganze Vorbehalt 
mit ſehr beſtimmten Worten den Fall, daß nach der Einführung der 
Verfaſſung der Beitritt der ſüddeutſchen Staaten nicht erfolge, und es 
entſpricht allerdings inneren Gründen, daß gerade dieſer Fall berück— 
ſichtigt würde. Der vollendete Bundesſtaat konnte auch auf die ferne- 
ſtehenden Stagten eine Anziehungskraft üben, welche die bloßen Pro⸗ 
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poſitionen der Paciſcenten vom 26. Mai nicht hatten. Dieſe Wirkung 
des vollendeten Bundesſtaats mußte man abwarten: äußerte ſie ſich in— 
nerhalb einer nach Billigkeit zu beſtimmenden Friſt nicht, ſo hätte für 
ſolchen Fall Sachſen das Recht, Erneuerung der Verhandlungen und 
„Umgeſtaltung der vereinbarten Verfaſſung“ zu fordern. Natürlich 
würde alsdann dieſe Umgeſtaltung nur nach Maßgabe der auch für 
Sachſen verbindlichen Verfaſſung erfolgen können. 

Der Vorbehalt der hannoverſchen Bevollmächtigten ſchließt ſich ganz 
dem des ſächſiſchen an. 

Auders als in dieſem Sinne haben nach dieſſeitiger Auffaſſung die 
Regierungen von Sachſen und Hannover ſelbſt die gemachten Vorbe— 
halte nicht verſtanden und nicht verſtehen können. Dieſes läßt ſich 
aus den vorliegenden Aktenſtücken ſehr bündig beweiſen. Hätten 
1) Sachſen und Hannover mit dieſen Vorbehalten einen anderen 
Sinn und namentlich einen ſolchen verbunden, nach welchem die Ent- 
ſtehung des Bundesſtaates durch den nicht erfolgenden Beitritt ſüd— 
deutſcher Staaten gehindert werden könnte, hätten ſie beabſichtigt, im 
Falle des Nichtbeitritts von Bayern und Württemberg an den verein- 
barten Entwurf nicht weiter gebunden zu ſein und jede Einigung über 
einen anderen Verfaſſungsplan wieder von ihrer freien Zuſtimmung 
abhängig fein zu laſſen, jo hätte in der mit ihrer Genehmigung Na- 
mens ihrer den übrigen Staaten zugegangenen Einladung zum Bei- 
tritte vom 28. Mai nicht geſagt ſein können: 

Sie werden in Gemeinſchaft mit denjenigen Regierungen, welche ſich 
dem Verfaſſungs-Entwurfe anſchließen, aus dieſen deutſchen Landen 
einen Reichstag in dem Umfange und nach den Wahlbeſtimmungen 
berufen, welche der Verfaffungs - Entwurf vorläufig bezeichnet. 

Die beitretenden Staaten mußten ſich lediglich an dieſe offene Er- 
klärung halten, mit welcher ein Vorbehalt des Rücktritts von der 
Ausführung der Verfaſſung in keinem Falle verträglich wäre. 

2) Bei den Anschluß > Verhandlungen iſt keinem der beitretenden 
Staaten, die faſt ſämmtlich die Vorausſetzung ausſprachen, daß der 
Verfaſſungs⸗Entwurf für alle Theilnehmer des Bündniſſes feſtſtehe und 
nur unter Zuſtimmung aller abgeändert werden könne, eröffnet, daß 
ein dieſer Vorausſetzung widerſprechender Vorbehalt exiſtire. Es ſind 
vielmehr, und zwar gerade von dem Königlich hannoverſchen Bevoll— 
mächtigten, ſehr ausdrückliche Zuſicherungen in ganz entgegengeſetztem 
Sinne ertheilt. So hat bei den Verhandlungen über den Anſchluß 
von Sachſen-Koburg-⸗ Gotha, Sachſen-Meiningen und Sachſen-Al- 
tenburg Inhalts des Protokolles des Verwaltungs- Rathes vom 18. 
Juli d. J. der Bevollmächtigte dieſer Staaten erklärt: 

Die Herzoglichen Regierungen ſeien vor Allem deshalb geneigt, dem 
von den Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Han— 
nover unter dem 26. Mai c. zu Berlin geſchloſſenen Vertrage 
beizutreten, weil ſie unter den einmal obwaltenden Umſtänden die von 
ihnen aufrichtig gewünſchte Herſtellung einer lebenskräftigen Ge— 
ſammt⸗Verfaſſung Deutſchlands in conſtitutioneller Form nur auf 
dem in dieſem Vertrage angebahnten Wege noch für erreichbar hal— 
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ten. Sie glauben dabei vorausſetzen zu müſſen, daß die verbün— 
deten Regierungen an den von ihnen gemeinſam proponirten Ver— 
faſſungs- Entwurf jedenfalls, jo weit der neu zu berufende Reichs- 
tag zuſtimme, ſich ihrerſeits gebunden achten, ſo wie, daß dieſel— 
ben verbündeten Regierungen die Abſicht haben, die zur Einführung 
dieſer Verfaſſung erforderlichen Maßnahmen raſch zu ergreifen, na— 
mentlich den für die Reichstagswahlen anzuberaumenden Termin ſo 
bald als irgend möglich feſtzuſetzen. 

Der Vorſitzende des Verwaltungs-Rathes erwiedert hierauf: 

Die verbündeten Regierungen hätten es allerdings als ihre Pflicht 
zu erachten, an dem gemeinſchaftlich von ihnen vorgelegten Verfaſ— 
ſungs-Entwurfe feſtzuhalten und, ſo viel immer in ihren Kräften 
liege, vereint dahin zu wirken, daß derſelbe in möglichſt kürzeſter Friſt 
dem zu berufenden Reichstage zur Vereinbarung mit den Regie— 
rungen vorgelegt werde. Er ſei in der Lage, dieſen Vorſatz für 
die von ihm vertretene Königlich preußiſche Regierung auf das be— 
ſtimmteſte zu verbürgen. 

Der Königl. hannoverſche Bevollmächtigte: 

erkennt die ſämmtlichen vorſtehenden Vorausſetzungen des 
Herzogl. ſächſiſchen Bevollmächtigten weſentlich als ſolche an, von de— 
nen die verbündeten Regierungen ſelbſt ausgegangen ſeien, und er iſt 
bei dieſer Uebereinſtimmung der Erwartung, daß die Beitritts -Er— 
klärung ſeitens der Herzogl. ſächſiſchen Regierungen nunmehr in 
kürzeſter Friſt erfolgen werde. 

Aehnliche Zuſicherungen enthält das Protokoll vom 27. Juli d. J. 
über den Anſchluß des Herzogthums Braunſchweig— 

Der Vorſitzende verſichert: | 

Was die von einzelnen Regierungen, nachden fie dem Vertrage 
vom 26. Mai c. beigetreten, etwa noch zu beantragenden Modi— 
ficationen des Verfaſſungs-Entwurfs betreffe, ſo werde 
die Zuläſſigkeit der Anbringung ſolcher Anträge völlig zugegeben, 
jedoch mit dem Beifügen, daß, bei mangelnder Zuſtimmung der 
übrigen Regierungen zu der beantragten Modification, es auch für 
die betreffende Regierung bei dem Inhalte des vertragsmäßig accep— 
tirten Verfaſſungs-Entwurfs lediglich fein Bewenden behalte. 

Die Bevollmächtigten der Königl. ſächſiſchen und der Königl. 
hannoverſchen Regierungen „beſtärken dieſe Erklärung durch 
die Ausführung: 

daß der Abſchluß des Vertrags vom 26. Mai c. und der Beitritt 
zu dieſem Vertrage jede der kontrahirenden und der beitretenden 
Regierungen zum unverbrüchlichen Feſthalten an dem Inhalte des 
einmal verkündeten Verfaſſungs-Entwurfs verpflichtet habe und ver— 
pflichtet halte, und zwar ſo lange, als nicht durch gemeinſame 
Uebereinſtimmung aller dieſer Regierungen eine Abänderung des 
Entwurfs nachträglich genehmigt und zugegeben werde,“ 
und ſchließlich fügt der Vorſitzende hinzu: 

die durch den Vertrag vom 26. Mai c. vereinigten Regierungen 
ſeien, wie dies bereits früher ausgeſprochen und nachdrücklich be— 
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ſtätigt ſei, zum Feſthalten an dem vorliegenden Verfaſſungs-Entwurf, 
bis zu einer Modification deſſelben mittelſt Uebereinſtimmung aller 
vereinigten Regierungen, ohne Unterſchied verpflichtet. Nur wenn 
alle Regierungen über Modificationen des Verfaſſungs-Entwurfs . 
unter ſich einverſtanden, können und dürfen fie mit dieſen Modi— 
ficationen vor den Reichstag treten, während ſie im anderen Falle 
den Verfaſſungs⸗Entwurf unverändert vorzulegen haben. Sei dem 
jetzt vorliegenden oder dem durch allſeitige Uebereinſtimmung der ver— 
einigten Regierungen ſpäter modifizirten Verfaſſungs-Entwurf die 
Zuſtimmung des Reichstags einmal zu Theil geworden, ſo ſei das 
Recht jedes nachträglichen Einwands und Widerſpruchs für jede 
Regierung erloſchen. 

Bei den ſpäteren Anſchlußverhandlungen iſt auf dieſe Erklärun— 
gen vielfach Bezug genommen und den beitretenden Staaten die Ver- 
ſicherung ertheilt, daß Alles, was gegen die früher beigetretenen erklärt 
ſei, auch für ſie gelte. 

Selbſt dann aber, wenn man annehmen wollte, Hannover hätte 
eine Suspenſiv⸗Bedingung ſtellen wollen, ſo wäre jeder daraus zu 
ziehende Einwand gegen das Vorſchreiten mit dem verabredeten Ver- 
faſſungswerke völlig bedeutungslos, da die vorbehaltenen Verhand- 
lungen über die nöthigſten Modificationen des Verfaſſungs-Entwurfs 
nicht nur nicht beanſtandet worden, ſondern durch Preußen bereits ein⸗ 
geleitet find und nothwendig zu einem nahen Ziele führen müſſen, in- 
dem, wie mehrfach allſeitig und auch von Hannover anerkannt iſt, 
Aenderungen nur consensu onmium gemacht werden dürfen. Bei 
ſolcher Bewandtniß kann es preußiſcherſeits unerörtert bleiben, ob, 
den ſpäter beigetretenen Staaten gegenüber, denſelben nicht mitgetheilte 
und mit jenen ausdrücklichen Zuſicherungen im geraden Widerſpruche 
ſtehende Vorbehalte von irgend einer rechtlichen Wirkſamkeit ſein 
könnten. Für Preußen liefert das hier Angeführte aber den Be— 
weis, daß ein Sinn, welcher den angeführten Zuſicherungen zuwider 
liefe, in jenen Vorbehalten nicht zu ſuchen iſt. Die urſprünglichen 
Paciſcenten haben, indem ſie zu dem Kontrakte einluden, gegen die 
Beitretenden die Verpflichtung übernommen, Alles zu gewähren und zu 
leiſten, was der Bundesvertrag enthält; dazu gehört weſentlichſt die 
Realiſirung der Verfaſſung; dieſe Verpflichtung muß gelöſt werden, und 
darum darf Preußen auch nicht dem entfernteſten Gedanken daran 
Raum geben, als könne Hannover in Folge jener Vorbehalte an den 
einmal vereinbarten Verfaſſungs-Entwurf ſich nicht gebunden und zu 
deſſen Einführung ſich nicht verpflichtet halten. 

Nach den bisherigen Deductionen wird es klar ſein, daß in den 
Ausführungen des Königl. hannoverſchen Bevollmächtigten kein zuläng— 
licher Grund enthalten iſt, weshalb nicht dem ganz einfach auf Boll- 
zug einer unzweifelhaften Beſtimmung des Bündniſſes gerichteten An- 
trage des Herzogl. naſſauiſchen Bevollmächtigten Folge gegeben werden 
ſollte. Die Pflicht der verbündeten Regierungen zur Berufung des 
Reichstages, die fie gegen einander und gegen das Volk übernom- 
men haben, ſteht feſt. Ein Konſens nicht beigetretener Staaten iſt 


weder zur Bedingung gemacht, noch an ſich nöthig, am wenigſten kann 
ſeine Nothwendigkeit von einer der verbündeten Regierungen rechtlich 
urgirt werden. Die Vorbehalte können keinen Grund abgeben, das 
Zuſtandebringen der Verfaſſung zu verzögern, indem ſie, man mag 
ihnen eine Deutung geben, welche man will, ihre Erledigung in der 
kürzeſten Zeit finden müſſen. Die nöthigen Vorarbeiten können aber, 
wenn dabei Eifer und guter Wille gezeigt wird, bis zu dem vorge— 
ſchlagenen Termine beendigt ſein. i 

Je weniger demnach die Ausführung des Königl. hannoverſchen 
Bevollmächtigten in ihren Einzelnheiten die Zuſtimmung der preußi— 
ſchen Regierung finden kann, deſto mehr muß dem allgemeinen Mo- 
tiv, welches derſelben zum Grunde liegt, die vollſte Anerkennung zu 
Theil werden, nämlich die Forderung: beſtehende Rechte heilig 
zu halten und den geſetzlichen Boden unter keinen Um- 
ſtänden zu verlaſſen. Dieſes Motiv aber darf Preußen und — 
ſeiner Anſicht nach — auch die verbündeten Regierungen nicht dahin 
führen, Zuſtände, welche der unaufhaltſame Fortſchritt der Er— 
eigniſſe vernichtet, feſtzuhalten, und ſich Illuſtonen hinzugeben, — 
darüber aber wirklich vorhandene Rechte zu verletzen. Zu dieſen von 
der preußiſchen Regierung zu wahrenden Rechten zählt ſie den der 
deutſchen Nation ſchon bei Berufung der National-Verſammlung zu— 
geſtandenen Anſpruch auf Konſolidirung Deutſchlands im Wege der 
Vereinbarung mit ihren Vertretern, nicht minder aber auch das ſämmt— 
lichen Mitgliedern des Bündniſſes vom 26. Mai erwachſene Recht 
auf Realiſirung dieſes Bündniſſes durch Berufung des Reichstages. 
— In dem Bewußtſein der Pflichterfüllung gegen Deutſchland und 
ſeine Bundesgenoſſen — nicht minder aber auch in der Ueberzeugung 
gewiſſenhafter Achtung der Rechte Dritter — namentlich der Mit- 
glieder des deutſchen Bundes — und geſtärkt durch die ſo unumwun— 
den und einhellig ausgeſprochene Billigung ſeiner Kammern, wird 
Preußen auf dem durch das Bündniß vom 26. Mai d. J. bezeich- 
neten Wege fortſchreiten, und zwar mit Vermeidung jedes Zeitver— 
luſtes, welcher ein Mißtrauen gegen den Ernſt ſeines Willens erwek— 
ken könnte. Es hofft und rechnet zuverſichtlich darauf, daß ſeine 
Bundesgenoſſen ſeine auf die Bildung eines wahren deutſchen Bun— 
desſtaates gerichteten Beſtrebungen einmüthig und kräftig unterſtützen 
und jede Anfechtung dieſes Werks mit ihm zurückweiſen werden; 
es erwartet dies vor Allem, von denjenigen ſeiner Bundesgenoſſen, 
welche mit ihm die Einladung zu dem Bündniß ergehen ließen, und 
daher den übrigen Theilnehmern mit ihm ſolidariſch verpflichtet ſind. 

Der Königlich preußiſche Bevollmächtigte — dies ſind 
die Schlußworte des Vorſitzenden — beharrt daher nicht nur bei ſei— 
nem früheren Votum über die Anträge des Herzoglich naſſauiſchen Be— 
vollmächtigten, ſondern er iſt auch von ſeiner Regierung beauftragt, 
ane beſtimmtere, auf den Vollzug deſſelben abzielende Anträge 
zu ſtellen. 

Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte bemerkt hierauf, 
daß er die eben vernommene Ausführung des Vorſitzenden nicht in 
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das heutige Protokoll niederlegen laſſen könne, ohne wenigſtens einige 
Worte ſofort zu erwiedern. In Beziehung auf die Vorbehalte habe 
er zuvörderſt zu erwähnen, daß aus denſelben nie ein Geheimniß ge— 
macht worden, da fie in dem Niemanden vorenthaltenen Schlußproto— 
kolle vom 20. Mai d. J. erwähnt ſeien, die Königlich ſächſiſche und 
hannoverſche Regierung dieſelben auch durch ihre Blätter veröffentlicht 
habe, worüber ihnen in der 28ſten Sitzung von dem damaligen Vor— 
ſitzenden ſogar ein Vorwurf gemacht worden, ſo wie endlich, daß 
die Königlich preußiſche Regierung eben dieſe Vorbehalte mit den Ak— 
tenſtücken über die deutſche Frage den hieſigen Kammern vorgelegt habe. 
Was die ſo eben vorgeleſene Königlich preußiſche Erklärung ſelbſt be— 
treffe, jo werde feiner Zeit darauf geantwortet werden; auf die Aus- 
führung wegen der Vorbehalte müſſe er ſich aber ſofort zu bemerken 
erlauben, daß es unter ſolchen Umſtänden in der That ſchwer halte, 
den Weg zu finden, auf dem ein gutes Recht geſichert werden 
könne. Da übrigens in dieſer Erklärung des Vorſitzenden derjenigen 
Vorſchläge zu Aenderung des Verfaſſungs - Entwurfs gedacht worden, 
welche ihm, dem Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten, vor einigen Ta— 
gen unter Couvert zugekommen ſeien, ſo betrachte er dieſelben nun— 
mehr als vorgelegt, und habe er nur noch die Frage an den Vor— 
ſitzenden zu richten: ob dieſelben zugleich als Vorlagen bezüglich der 
von der Königlich preußiſchen Regierung, wie er ſo eben vernommen 
habe, allerdings nicht anerkannten Vorbehalte anzuſehen ſeien? 

Der Vorſitzende erwiedert, daß die ſeinerſeits mitgetheilten Vor— 
lagen in Betreff der feſtzuſtellenden Modificationen des Verfaſſungs— 
Entwurfs allerdings umfaſſender Art ſeien. Die Mittheilung ſelbſt ſei 
indeß zunächſt nur zu vorläufiger Einſicht und Kenntnißnahme geſchehen; 
die förmliche Vorlage dieſer Modificationen werde im Verwaltungs- 
Rathe ſelbſt erfolgen. 

Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte ſchließt 
ſich in Allermaße der Erklärung des Königlich ſächſiſchen Bevollmäch— 
tigten an. Die ſpezielle Erwiederung auf die Ausführung der Königlich 
preußiſchen Regierung bleibt ausdrücklich vorbehalten. Was die von dem 
Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten in Bezug genommene Erwäh— 
nung der Vorbehalte in dem Schluß -Protokolle vom 26. Mat c. bes 
trifft, fo giebt der Königl. hannoverſche Bevollmächtigte hierüber fak— 
tiſche Erklärungen, die in dem Gedächtniß des Protokollführers ihre 
Beſtätigung finden werden. 

Der Protokollführer erklärt hierauf, daß bei Unterzeichnung 
des ſogenannten Schluß - Protokolls vom 26. Mai c., d. h. bei Un- 
terzeichnung derjenigen Urkunde, worin auf Grund der darin sub Lit- 
teris a. b. c. und d. angeführten und gegenſeitig acceptirten Vorlagen 
der Vertrag zwiſchen den Königlichen Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover protokollariſch feſtgeſtellt und geſchloſſen wurde, 
Vorbehalte keiner Art und von keiner Seite vorlagen. Nach der ur— 
ſprünglichen Faſſung der Urkunde hätten die Bevollmächtigten der Kö— 
niglich ſächſiſchen und der Königlich hannoverſchen Regierung, unter 
ausdrücklicher Bezugnahme und Hinweiſung auf ihre in den Konferenz— 
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Protokollen der Sitzungen vom 17., 18., 19., 20., 21., 22., 23., 24. 
und 26. Mai niedergelegten Anſichten und Verwahrungen, der von 
dem Königlich preußiſchen Bevollmächtigten in den Vorlagen sub Lit- 
teris a, b und e gemachten Propoſition zugeſtimmt, dieſe Vorlagen 
förmlich acceptirt und als gegenſeitig rechtsverbindlich anerkannt. In 
dieſer Faſſung ſei die Urkunde von ihm; dem Protokollführer, an— 
fänglich vorgelegt und verleſen worden. Die Bevollmächtigten der 
Königlich ſächſiſchen und Königlich hannoverſchen Regierung hätten 
hierauf verlangt, daß ihnen in dem Text der Urkunde noch „eine zu— 
nächſt die Oberhauptsfrage betreffende nähere Erklärung“ vorbehalten 
bleibe, welche Erklärung ſie dann ihrerſeits ſpäter ausführen und nach— 
träglich zu dem Protokolle einreichen wollten. Dieſem Verlangen ſei 
mittelſt Zufügen einer Randbemerkung ſtattgegeben und nun die Ur— 
kunde von ſämmtlichen Bevollmächtigten genehmigt und unterzeichnet 
worden. Die Einreichung der in dieſer Weiſe beim Vertragsſchluß 
vom 26. Mai c. vorbehaltenen nachträglichen Erklärungen habe unter 
dem 28. Mai c. wirklich ſtattgefunden, und ſeien dieſelben auch an 
dieſem Tage, wie der Vermerk auf dem Original nachweiſe, dem 
Schluß-Protokoll vom 26. Mai c. zugefügt worden. 
Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte ſchließt ſich 
der Ausführung des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten gegen die 
des Königlich hannoverſchen durchaus an, jedoch mit dem Zuſatz, daß 
die ſchlagendſte Widerlegung der letzteren Ausführung allerdings in 
den Ereigniſſen des Jahres 1848 und in der Belehrung liege, die 
dieſe Ereigniſſe bei Beurtheilung und Würdigung politiſcher Fragen 
darbieten. Im Einzelnen bemerkt er noch Folgendes: In der Protokollar— 
Verhandlung vom 29. Juni 1849 ſei ſeitens der Herzoglich naſſauiſchen 
Regierung, und zwar vor ihrem Beitritt zu dem Vertrage vom 
26. Mai c., der Inhalt und der Zweck dieſes Vertrages, wie ihn 
die Herzogliche Regierung aufgefaßt, deutlich bezeichnet und hierauf 
von dem Verwaltungs-Rath ausdrücklich erklärt worden: 
„Daß die einzelnen Beſtimmungen des Vertrages ſelbſt, ſodann der 
Verfaſſungs-Entwurf und deſſen authentiſche Interpretation, die Denk— 
ſchrift vom 11. Juni c., fo wie endlich die Noten des preußiſchen 
Staats-Miniſteriums vom 28. und 30, Mai c., das offen darge— 
legte Material zum Verſtändniß des Inhaltes und des Zweckes des 
Vertrages darbieten“, 

, der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte habe, Ausweis derſelben 

Protokollar-Verhandlung, ſeinerſeits noch beſonders zugeſetzt: 
„Daß in die ſem Materiale die Reſultate der gemeinſchaftlichen 
Erörterungen und Entſchließungen der kontrahirenden Regierungen 
niedergelegt ſeien, daß es für die beitretenden Regierungen nur auf 
dieſe ankommen möge, und daß eine Erörterung der vielleicht ver— 
ſchiedenen Motive, die zu den gemeinſchaftlichen Entſchließungen ge— 
führt haben, wenn nicht unangemeſſen, doch jedenfalls nicht erfor— 
derlich ſein werde.“ 

Daß nach einer ſolchen auf eine beſtimmte Anfrage der Herzog— 
lich naſſauiſchen Regierung ſo ertheilten und beſtärkten Antwort die 


4 


N De 


jetzige Bezugnahme auf die ſogenannten Vorbehalte vor einer recht- 
lichen Erwägung nicht Beſtand halten könnte, unterlaſſe er, der Ver⸗ 
treter der Herzoglichen Regierung, näher nachzuweiſen. Dieſelbe 
Unhaltbarkeit in rechtlicher Hinſicht und für den Zweck der jetzt bean⸗ 
tragten Ausſchreibung der Reichstagswahlen habe der Nichtbeitritt 
Bayerns und Württembergs. Der Vertrag vom 26. Mai c, ſei, ſei⸗ 
ner innerſten Weſenheit, jo wie auch feiner authentiſchen Interpreta— 
tion nach, auf Bildung eines Bundesſtaates nicht für alle, ſondern für 
diejenigen deutſchen Bundesſtaaten gerichtet, die ſich dem Vertrage frei— 
willig anſchließen, wobei denn allerdings fo Hoffnung als Raum ge= 
blieben, daß in Folge dieſes freien Anſchluſſes der Bundesſtgat nach 
und nach das ganze Vaterland umfaſſen werde. Die Modificationen 
des Verfaſſungs⸗Entwurfs, die bei dem Nichtbeitritt Bayerns und 
Württembergs nöthig werden, können das Ausſchreiben der Reichstags— 
Wahlen ebenſo wenig erſchweren. Was über dieſe Modificationen in 
rechtlicher Hinſicht zu ſagen, ſei bereits früher von dem Königlich ſäch— 
ſiſchen und dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten in der Pro— 
tokollar⸗Verhandlung vom 27. Juli c. ſelbſt geſagt worden, indem fie 
le Verhandlung, die Erklärung des Vorſitzenden beſtärkend, aus— 
geführt: 
„Daß der Beſchluß des Vertrages vom 26. Mai c. und der Beitritt 
zu dieſem Vertrage jede der kontrahirenden und der beitretenden Re- 
gierungen zum unverbrüchlichen Feſthalten an dem Inhalte des ein- 
mal verkündeten Verfaſſungs-Entwurfs verpflichtet habe und ver— 
pflichtet halte, und zwar jo lange, als nicht durch gemeinſame Ue— 
bereinſtimmung aller dieſer Regierungen eine Abänderung des Ent— 
wurfs nachträglich genehmigt und zugegeben werde.“ 

Hinſichtlich der zur Berathung und eventuellen Feſtſtellung dieſer 
Modificationen benöthigten Friſt möge es genügen, auf die Konfe— 
renz⸗ Protokolle hinzuweiſen, Inhalts deren der ganze jetzt vorliegende 
Verfaſſungs - Entwurf in nicht mehr als neun Tagen, vom 17. bis 
- 26. Mai c., habe debattirt und zum Abſchluß gebracht werden 
önnen. 

Der Großherzoglich mecklenburg-ſtrelitzſche Bevoll— 
mächtigte giebt in ſchriftlicher Faſſung zu Protokoll: 

„Abgeſehen von Vorbehalten, über deren rechtliche Bedeutung, 
inſofern fie außerhalb des Bundes-Vertrages vom 26. Mai 1849 und 
der dazu gehörigen Entwürfe, ſo wie der begleitenden Denkſchrift 
liegen, das Urtheil dahingeſtellt bleiben mag, folgt ſchon aus dem 
Inhalte dieſer Grundlagen des Bundes die Nothwendigkeit einer Um- 
geſtaltung des vorgelegten Verfaſſungs-Entwurfs und einer Vereinigung 


darüber unter den betheiligten Regierungen. Dieſe von dem Groß— 


herzoglich mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Bevollmächtigten ſchon bei der erſten 
Abſtimmung gegen eine verfrühte Anſetzung des Reichswahltages her— 
vorgehobene Nothwendigkeit einer vorherigen Feſtſtellung derjenigen 
Modificationen, welche nach dem erklärten Nichtbeitritt der ſüddeutſchen 
Staaten ſtattfinden müſſen, glaubt derſelbe in einigen der wichtigſten 
Beziehungen näher nachweiſen zu müſſen, da gegen jene Abſtimmung 
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der Einwand gemacht worden ift, daß ſich die allerdings nöthigen 
Modificationen und Vorarbeiten bis zum Januar 1850 mit Sicherheit 
würden bewerkſtelligen laſſen. 

Faſſe man die Hauptzwecke ins Auge, welche die Königlichen 
Regierungen, Preußen an der Spitze, beim Abſchluß des Bündniſſes 
vom 26. Mai 1849 nach deſſen klarem Inhalte ſich geſtellt haben, ſo 
beſtehen dieſelben, wie dies von allen beigetretenen Staaten gewiß mit 
Dank und Vertrauen erkannt ſei, einerſeits in der Wahrung der 
inneren und äußeren Sicherheit Deutſchlands, alſo in der Hand— 
habung des öffentlichen Rechts und der öffentlichen Ordnung in 
Deutſchland, andererſeits in dem Streben, das Bedürfniß der deut— 
ſchen Nation nach einer kräftigen, durch freie Inſtitutionen verbürgten 
Einheit zu befriedigen. 

Was zuvörderſt die Sicherung des öffentlichen Rechtszuſtandes in 
Deutſchland betreffe, ſo iſt an die Spitze des Bündniſſes klar und 
entſchieden das Anerkenntniß des Fortbeſtandes des deutſchen Bundes 
geſtellt, woraus auch bei zugeſtandenem Wegfallen der Bundes-Ver— 
ſammlung von ſelbſt folgt, daß ſämmtlichen Gliedern des deutſchen 
Bundes das Recht der freien Zuſtimmung zu Veränderungen der 
Grundgeſetze und organiſchen Einrichtungen des Bundes verblieben 
ſei. Dieſer Grundſatz ſei auch bisher befolgt worden und werde 
inſofern eine wiederholte praktiſche Anerkennung erhalten, als das 
Uebereinkommen zwiſchen Oeſterreich und Preußen wegen proviſoriſcher 
Regulirung der deutſchen Centralgewalt ſämmtlichen deutſchen Regie— 
rungen, auch denen, welche dem Bündniſſe vom 26. Mai 1849 bei— 
getreten, zum Beitritt vorgelegt werden ſoll. 

Nun haben allerdings die dem Bündniſſe beigetretenen Regie— 
rungen ſich verpflichtet, den zum Bündniſſe gehörigen Verfaſſungs— 
Entwurf vorzulegen und zu vertreten, mithin auch nach beſten Kräften 
Alles zu thun, was der Realiſirung dieſes Entwurfs in ſeinem eigent— 
lichen hauptſächlichen Weſen förderlich ſei. 

Weiter gehe aber ihre Verpflichtung nicht, und wenn ſich aus dem 
Erfolge ergeben würde, daß der vereinbarte Entwurf im Weſentlichen 
nicht zu realiſiren ſei, ſo haben ſich für dieſen Fall auch die beigetre— 
tenen Regierungen des Rechts nicht begeben, über eine andere Vor— 
lage von neuem zu berathen, bevor ſie ihre Zuſtimmung zu derſelben 
ertheilen. 

Eine unbefangene Prüfung ergebe nun aber zweitens, daß ein 
nord- und mitteldeutſcher Bundesſtaat im Weſentlichen verſchieden ſei 
von einem deutſchen Bundesſtaat, und daß der dem Bündniſſe vom 
26. Mai 1849 angehörige Verfaſſungs - Entwurf nur den deutſchen 
Bundesſtaat zur Vorausſetzung hat und nur für dieſen paßt. Der 
Artikel IV. des Bündniſſes vom 26. Mai 1849 iſt beſtimmt, die Ver— 
hältniſſe Deutſchlands in Zukunft zu ordnen, nicht die Verhält— 
niſſe weniger oder vieler deutſchen Staaten; er verpflichtet die Ver— 
bündeten, dem deutſchen Volke die vereinbarte Verfaſſung zu ge— 
währen, das deutſche Volk aber erſtreckt ſich weiter, als über Nord— 
und Mitteldeutſchland, ſein tiefes Bedürfniß des geſetzmäßigen Fort— 
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ſchreitens zu einer praktiſch möglichen wahren vollſtändigen Einheit 
dulde es nicht, eine thatſächlich noch beſtehende Spaltung zu einer 
verfaſſungsmäßigen zu machen. 

Schon der Name und der Begriff des „Reichs“, der durch den 
ganzen Entwurf geht, bezeichnet deſſen Bedeutung unwiderleglich, ſelbſt 
das Wort „deutſch“, welches ſich faſt in jedem Paragraphen findet, 
paßt auf einen engeren nord- und mitteldeutſchen Bundesſtaat nicht. 
Es iſt nicht möglich, den weſentlichen Gegenſatz durch eine bloße Ver— 
änderung der Ausdrücke zu verwiſchen. Daß aber auch materiell 
der Gegenſatz in die wichtigſten Verhältniſſe eingreift, geht zunächſt 
ſchon aus den Abänderungs-Vorſchlägen, welche von der Königl. 
preußiſchen Regierung dem Verwaltungs-Rathe vorgelegt, hervor. 
Es treten aber zu den hier angeregten Punkten ohne Zweifel noch 
andere hinzu, deren Erheblichkeit nicht verkannt werden wird. So 
z. B. verhält ſich nicht blos die Vorausſetzung beigetretener 
Regierungen, ſondern auch eine ſehr entſchiedene öffentliche Mei— 
nung in beigetretenen Ländern ganz verſchieden, je nachdem der 
§. 33. des Reichs-Verfaſſungs-Entwurfes, welcher Ein Zoll- und 
Handelsgebiet vorſchreibt, der §. 34. über die Auflegung gemein- 
ſchaftlicher Productions- und Verbrauchsſteuern, der §. 38., welcher 
den Handel und die Schifffahrt der Reichs-Geſetzgebung unterwirft, 
das ganze Gebiet des deutſchen Reiches, mit alleiniger Ausnahme 
von Oeſterreich, oder nur das Gebiet des engeren Bundesſtaats zur 
Vorausſetzung hat. Ein Beiſpiel in dieſer Hinſicht liefert der dem 
Beitritte der mecklenburgiſchen Regierungen vorausgegangene Beſchluß 
der mecklenburgiſchen Abgeordneten-Verſammlung vom 2. Auguſt 1849, 
welcher auf den Grund der Auffaſſung, daß Mecklenburg zu Gunſten 
der deutſchen Einheit Opfer zu bringen bereit ſei, daß aber, ſollte dieſe 
Einheit nicht erreicht werden, nicht abzuſehen ſei, warum Mecklenburg 
ſeine materiellen Intereſſen opfern und ſich den Zollgeſetzen unterwerfen 
ſollte, die vielleicht im vorherrſchenden induſtriellen Intereſſe beliebt 
würden, als eine Bedingung der Zuſtimmung zum Beitritt auch die 
ſtellte, daß für den Fall, wenn der zu begründende Bundesſtaat nicht 
die geſammten deutſchen Länder, außer den öſterreichiſchen deutſchen 
Staaten, in ſich faſſen ſollte, der Beitritt Mecklenburgs zu dem in 
Ausſicht geſtellten gemeinſamen Zollverbande der eigenen freien Ent— 
ſchließung Mecklenburgs vorbehalten bleibe. 

Wenn es nun in mehrfacher Rückſicht nothwendig erſcheint, daß 
über eine veränderte Vorlage zur Reichs-Verfaſſung eine Verſtändigung 
unter den deutſchen Regierungen voraufgehe, ſo kann auf der einen 
Seite allerdings dadurch eine Verzögerung von einigen Monaten ver— 


anlaßt werden, auf der anderen Seite iſt aber auch nur auf dieſem 
Wege die Möglichkeit aufrecht zu erhalten, daß das große Werk der 


deutſchen Einheit ſeiner Verwirklichung näher geführt werde, wozu 
die Ausſicht, nachdem Oeſterreich und Preußen ſich vorläufig über die 
deutſche Centralgewalt vereinigt haben, keinesweges aufzugeben iſt. 
Mecklenburg⸗Strelitz kann dies im Intereſſe des allgemeinen deutſchen 
Rechtszuſtandes und der deutſchen Einheit um ſo mehr ausſprechen, 
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als für daſſelbe keine Motive oder Wünſche vorhanden find, welche 
einem engen Anſchluſſe an Preußen entgegen wären. 

Jedenfalls iſt gerade im jetzigen Augenblicke kein Grund zu einer 
Beeilung des Reichs- oder Vereinswahltages, welche weſentlich präju— 
diziren würde. Daß es an und für ſich zweckmäßig wäre, den wichtig— 
ſten Schritt in dem Verfaſſungswerke, noch bevor man über die 
Grundlagen deſſelben vollſtändig einig iſt, zu thun, dies findet ſich 
unter den Gründen für die Beeilung nicht angegeben, es wird viel— 
mehr nur auf die verſtärkte Verpflichtung, welche die Regierungen 
ſelbſt ſich dadurch auflegen, und auf die Beruhigung von Beſorgniſſen 
in der deutſchen Nation hingewieſen. Allein, wo die Regierungen 
ihre Verpflichtungen im wahren Intereſſe der deutſchen Nation aner- 
kennen, da bedarf es einer Verſtärkung derſelben nicht, und die deut— 
ſche Nation, der alle Verhandlungen öffentlich vorliegen, wird das 
Beſtreben der Regierungen bei der Erfüllung dieſer Verpflichtungen 
anerkennen und unterſtützen. 

Der Großherzoglich mecklenburg-ſtrelitzſche Bevollmächtigte giebt 
demnach wiederholt im Einverſtändniſſe mit den Anſichten ſeiner Re— 
gierung ſeine Stimme dahin ab, daß der Zeitpunkt zur Anſetzung des 
Wahltages noch nicht gekommen, dagegen Alles möglichſt zu fördern 
iſt, was ein vollſtändiges Einverſtändniß der deutſchen Regierungen 
über das deutſche Verfaſſungswerk herbeizuführen geeignet iſt.“ 

Der Großherzoglich badiſche Bevollmächtigte. In— 
dem er ſich der eben mitgetheilten Beantwortung der Königlich preußi— 
ſchen Regierung gegen die Ausführung der Königlich hannoverſchen 
anſchließe, ſehe er ſich veranlaßt, derjenigen Erklärung, welche 
der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte in der Sitzung vom Iten 
d. M. abgegeben, noch folgende Aeußerung, die in ſchriftlicher Faſſung 
zu Protokoll gegeben wird, entgegen zu ſtellen. 

J. Die eben gedachte Erklärung ſtellt die eventuelle Geltend— 
machung eines Vorbehaltes in Ausſicht, welcher hannoverſcherſeits in 
Bezug auf die Wirkſamkeit des Vertrags vom 26. Mai gemacht wor= 
den ſein ſoll. 

Der Bevollmächtigte, Vertreter des erſten gccedirenden Staates, 
hat an faſt allen ſpäteren Beitritts- Verhandlungen im Verwaltungs- 
Rathe Theil genommen; er fühlt ſich verpflichtet, hier, der Wahrheit 
gemäß, auszuſprechen, daß, feines Wiſſens, niemals, gegenüber von ir— 
gend einem der über den Beitritt verhandelnden Staaten, auf den 
gedachten Vorbehalt, als auf ein die rechtliche Bedeutung des offenen 
Vertrags alterirendes Inſtrument, Bezug genommen — dagegen zu 
wieberholtenmalen in der bündigſten Weiſe, ſogar als Erwiederung 
auf geſtellte Anfragen wegen etwaniger geheimer Vorbehalte, ausge— 
ſprochen worden iſt, daß es nur die amtlich mitgetheilten, öffentlichen 
Akten — der Vertrag vom 26. Mai, mit feinen Annexen, die ge- 
meinſchaftliche Note vom 28. Mai und die Denkſchrift vom 11. Juni 
— ſeien, welche das Objekt der zum Vertrags-Abſchluſſe erforder⸗ 
lichen gegenſeitigen Verſtändigung bildeten. 

Hiernach müſſe der Bevollmächtigte erklären: daß er außer Stand 


a > 


ift, dem Vorbehalte, auf welchen jetzt zum erſtenmale Bezug genommen 
wird, eine die rechliche Wirkung der durch das Bündniß gegebenen Ver— 
hältniſſe beeinträchtigende, Kraft zuzugeſtehen. 

Sollte indeſſen — wie der Bevollmächtigte gern hofft — die ge— 
dachte Bezugnahme auf einen Vorbehalt nur den Sinn haben, daß 
innerhalb des Bündniſſes gewiſſe faktiſche Umſtände nicht unbe» 
achtet bleiben können, und demgemäß eine zuſammenwirkende Thätig— 
keit der Verbündeten zur Verſtändigung über jene thatſächlichen Ver— 
hältniſſe hervorzurufen beabſichtigen, ſo iſt der Bevollmächtigte ſo 
weit entfernt, darin etwas zu erkennen, was eine Meinungs-Differenz 
zu begründen vermöchte, daß er im Gegentheile den Anlaß benutzt, um 
ſeiner Regierung etwanige Aeußerungen und Vorſchläge, welche den 
veränderten Thatſachen Rechnung tragen, anmit ebenfalls vorzubehalten. 

II. Einen weiteren Anlaß zu einer erwiedernden Aeußerung findet 
der Bevollmächtigte in der aufgeſtellten Behauptung, daß durch die 
Berufung des Reichstages eine bloße Thatſache dem Rechſe entgegen 
geſetzt werden würde. 

Durch dieſe Behauptung ſcheint der Verdacht ausgeſprochen, daß 
diejenigen Staaten, welche das Bündniß zu dem Punkte gediehen 
glauben, welcher den Vollzug des Artikels 4 des Vertrages vom 26. 
Mai möglich macht, nicht mehr auf dem Boden des Rechtes ſich be— 
wegten, und insbeſondere, daß dieſelben durch den Vollzug jenes Ar— 
tikels ihre nicht beigetretenen deutſchen Bundes-Genoſſen gleichſam in 
gewaltthätiger Weiſe bedrohten. N 

Der Bevollmächtigte proteſtirt auf das Entſchiedenſte gegen eine 
derartigen Vorwurf; und er ſieht ſich genöthigt, zu dieſem Behufe 
Folgendes vorzutragen: 

Die Frage wegen Zuſtandekommen einer Reichs-Verfaſſung iſt 
keine neue, jetzt noch in dem Stadium befindliche, wo die Entſchlüſſe 
ganz frei wären. 

Die Bundes⸗Verſammlung ſprach es ſchon am 10. und 25. März 
v. J. aus, daß eine Reviſion der Bundes-Verfaſſung auf 
wahrhaft zeitgemäßer und nationaler Grundlage vorge— 
nommen werden ſolle. Ehe ſie zu dem wichtigen Beſchluſſe vom 30. 
März v. J. (26ſte Sitzung §. 209) überging, ſtellte fie folgende Be— 
trachtung an: 

„Eine neue Verfaſſung kann entweder einfach aus der Vereinba- 
rung der Regierungen hervorgehen und von dieſen gemeinſchaftlich durch 
Bundes⸗Beſchluß octroyirt werden, oder fie kann im Wege des Ver- 
trags und freier Zuſtimmung der Regierungen auf der einen und des 
Volkes auf der anderen Seite zur Gültigkeit gebracht werden.“ 

„Nur dieſer letztere Weg giebt eine Gewähr für den 
Beſtand einer Verfaſſungz; eine octroyirte würde unter keinen 
Umſtänden rathſam ſein; ſie iſt unter den jetzigen Verhältniſſen eine 
Unmöglichkeit, denn die freiſinnigſte, den ausgeſprochenen Wünſchen 
entſprechendſte und ſelbſt mit den größten Opfern der einzelnen Bun— 
des⸗Fürſten verbundene, würde, betroyirt, nie auf Beifall und Dank 
rechnen können.“ i 
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„Muß man alſo der Meinung ſein, daß die freie Zuſtimmung des 
Volkes nicht entbehrt werden kann, ſo fragt es ſich, auf welche Weiſe 
dieſe zu erlangen ſein wird?“ 

„Nach den beſtehenden Verhältniſſen ſtellt ſich hier der Weg als 
der gegebene dar, daß jede Regierung ſich der Zuſtimmung ihres 
Volkes zu der beabſichtigten Verfaſſung ſelbſt zu verſichern habe, da, 
wo eine Vertretung deſſelben beſteht, durch Vorlage an die Stände— 
Verſammlung oder durch Erlangung eines erkrauens⸗Botliue da, wo 
noch keine Stände-Verſammlungen beſtehen, in einer ihnen ſelbſt zu 
überlaſſenden Weiſe. Allein es iſt klar, daß man das Zu— 
ſtandekommen einer Verfaſſung für Deutſchland, deren 
weſentlichſtes Ziel die nie dringender als jetzt nöthige Einheit der 
Nation iſt, nicht der Gefahr ausſetzen darf, daß es an 
dem Widerſpruche einer vielleicht ganz geringen Mino— 
rität ſcheitern könne, oder daß wenigſtens unabſehbare 
Weiterungen entſtänden. Wollte man aber annehmen, daß die 
gewiß allgemein in der Nation gefühlte Nothwendigkeit, das Vaterland 
durch eine neue Bundes-Verfaſſung zu kräftigen, dahin führen würde, 
daß eine Zuſtimmung aller Bundes-Länder, aller einzelnen Stände— 
Verſammlungen erfolgen, jedes Sonder-Intereſſe unbeachtet bleiben, 
aller Widerſpruch verſtummen werde, um nur das Zuſtandekommen 
nicht zu hindern, ſo gäbe man damit zu, daß dieſe durch einen mora— 
liſchen Zwang erzielte Zuſtimmung zur leeren Form herabſinken würde.“ 

„Es ſcheint alſo der einzig rathſame, vielleicht allein 
zuläſſige Weg der zu ſein, daß der von der Bundesverſamm— 
lung und ihrem Beirathe ausgehende Entwurf einer neuen Bundes- 
verfaſſung einer aus allen Bundesſtaaten gewählten konſtituirenden 
Volksverſammlung zur Annahme vorgelegt werde.“ 

Auf dieſe Erwägungen geſtützt, beſchloß die Bundes-Verſammlung, 
daß Wahlen von National-Vertretern vorgenommen werden ſollen, 
um zwiſchen den Regierungen und dem Volke das deutſche Verfaſſungs— 
werk zu Stande zu bringen. 

Die bündigſten Erklärungen abſeiten der Regierungen liegen 
vor, daß fie geſonnen ſeien, zu der durch die angeordnete National- 
Vertretung gegebenen Bildungsform eines Bundesſtaates mitzu— 
wirken. Insbeſondere giebt die im Bundestags- Protokolle der 54ſten 
Sitzung vom 17. Mai v. J. F. 513 enthaltene Erklärung Hannovers 
ehrendes Zeugniß von der Geſinnung dieſer Regierung. 

Das von der National-Verſammlung begonnene Werk ſcheiterte, 
weil dieſelbe, den ihr zugewieſenen Boden der Vereinbarung verlaſſend, 
nach ſouverainer Geltung griff; die in Folge bekannter Vorgänge groß 
gewordene Anarchie bedrohte alle Ordnung, alles Geſetz. 

In dieſer ſchwerſten Zeit bewährte Preußen allein mit dem 
Willen auch die Macht, in Deutſchland das beſtehende Recht zu ver— 
theidigen, ein neuentſtehendes zu ſchützen. Um Preußen, das die Er— 
richtung des deutſchen Bundesſtaates zu ſeiner eigenen Aufgabe machte, 
durften ſich die übrigen mindermächtigen Staaten mit dem vollen Be⸗ 
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wußtſein reihen, daß ſie auf dieſem Wege eine patriotiſche Pflicht er- 
füllten und ihr feierlich gegebenes Wort zu löſen vermöchten. 

Das iſt die eigentliche Bedeutung des Bündniſſes vom 26. Mai 
inmitten der deutſchen Verfaſſungskämpfe. 

Oeſterreich hat, mehr noch als durch Worte, durch die große 
und hoffentlich für das ſtammverwandte Land ſegensvolle That ven 
Konſtituirung als ein Geſammtreich geſprochen: es ſei nicht im 
Stande, an derjenigen Umbildung der Verfaſſung des deutſchen Bundes, 
welche eine National-Vertretung zur Grundlage haben fol, ſich zu be— 
theiligen. Seine dauernde enge Verbindung mit Deutſchland in der 
ihm gebührenden Weiſe kann und ſoll durch dieſe Neubildung keine 
Beeinträchtigung erleiden. 

Die alte Bundes⸗Verfaſſung iſt unwiederbringlich zu Grunde ge— 
gangen; zur Bildung einer neuen iſt der Weg dahin vorgezeichnet, daß 
fie durch Vereinbarung mit National = Vertretern zu ſuchen ſei. 

Bei dem Mangel eines für die Verfaſſungs-Angelegenheit kompe— 

tenten Bundes = Central - Organs iſt es unmöglich, neue allgemeine 
Wahlen zu veranlaſſen, ſofort eine allgemeine Verſtändigung aller Re- 
gierungen über die zur Vereinbarung zu proponirende Verfaſſung her- 
zuſtellen. * 
Der einzige Weg, welcher noch übrig bleibt, wenn gleichmäßig das 
allſeitig gebotene Ziel nicht verfehlt und der freien Selbſtbeſtimmung 
jedes einzelnen Landes nicht zu nahe getreten werden ſoll, iſt der, daß 
einmal eine Verſtändigung der einzelnen Regierungen unter ſich und 
dann dieſer mit den Vertretern ihrer Länder geſucht werde. 

Das Bündniß vom 26. Mai hat ſich, als auf geſunder Grund— 
lage beruhend, bewährt; es kann gerechten Anſpruch auf nationale 
Bedeutung machen, weil es ſich die Erringung der nationalen Ziele 
in der rechtlich jetzt möglichen Form zur Aufgabe macht, weil es der- 
malen bei vier Fünftheile der rein deutſchen Staaten umfaßt. Den 
Staaten, welche es ihrer Lage dermalen noch nicht entſprechend finden, 
denſelben Weg zu gehen, wird im Namen aller Verbündeten zu ſagen 
ſein, was in einer zur Oeffentlichkeit gediehenen Mittheilung der 
Königl. preuß. Regierung an die von Bayern geſagt iſt: 

„Die Königl. Regierung macht keinen Anſpruch auf die Un⸗ 
trüglichkeit ihrer Auffaſſung, der ſich die große Mehrzahl der 

deutſchen Regierungen angeſchloſſen hat, aber ſie hat in ern- 

ſter Erwägung ihrer Pflichten gegen das Vaterland, ihre Vor- 

ſchläge zur Prüfung der Regierungen der Nation hingegeben.“ 

Niemand, der Rechtsgefühl in deutſchem Sinn hat, wird zu⸗ 
geben, daß den nicht beigetretenen Staaten irgendwie in ihren Ent- 
ſchlüſſen Zwang angethan werde. Niemand aber auch, der billig 
denkt, wird fordern, daß die Bündniß⸗Staaten ſich durch die Nicht- 
beitretenden in Erſtrebung deſſen hemmen laſſen, was ſie als noth- 
wendig und rechtlich geboten erkennen. Ein liberum veto, in der 
Ausdehnung, wie es die hannoverſche Erklärung beanſprucht, hat das 
deutſche Bundesrecht nie gekannt, ſelbſt nicht in den Fällen, welche 
nur durch Stimmeneinhelligkeit geregelt werden konnten. Würde man 
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daſſelbe jetzt in die Inſtitutionen aufnehmen, dann, ja dann würde un⸗ 
fehlbar jene Epoche der Gewaltthätigkeit herannahen, vor welcher der 
hannoverſche Bevollmächtigte mit ſo vielem Ernſte warnt. Die eigenen 
Worte in Bezug auf die dieſem liberum veto der Einzelnen (oder dem 
„völligen Einverſtändniſſe aller deutſchen Regierungen“) möglicherweiſe 
zu gebende Anwendung — die nämlich, daß der Diſſens Einzelner eine 
Einmiſchung des Auslandes in die inneren Angelegenheiten herbeifüh— 
ren könnte — dieſe Worte wiederlegen denjenigen, der ſie ausſpricht, 
denn nie wird es zugegeben werden können, daß in unſerem öffentlichen 
Rechte eine Beſtimmung gültig ſei, welche einen deutſchen Staat zum 
offenen Verrath an den Bundes-Genoſſen berechtigte. 

Indem der Bevollmächtigte feine Proteſtation gegen die oben er— 
wähnte Verdächtigung wiederholt, erklärt er Namens ſeiner Regierung, 
daß dieſelbe ſich bewußt iſt, bei ihrer Zuſtimmung zur Bildung eines 
Reichstages nur ſich eines ihr zuſtehenden freien Rechtes zu bedienen 
und einer Pflicht gegen ihr Land, wie gegen Deutſchland, zu genügen, 
ſo wie, daß ſie jeden Augenblick bereit iſt, bei Verhandlungen mit den 
dem Bündniſſe nicht angeſchloſſenen deutſchen Ländern ſich zu bethei— 
ligen und jedem begründeten und billigen Anſpruche mit den ihr zu 
Gebot ſtehenden Mitteln wärmſte Unterſtützung angedeihen zu laſſen. 

Der Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte verzich— 
tet darauf, der ausführlichen Beantwortung der Königlich preußiſchen 
Regierung, der er im Ganzen durchaus beitritt, noch etwas zuzuſetzen. 
Er weicht im Einzelnen nur inſoweit ab, als er ſich allerdings zu der 
in der Beantwortung der Königlich preußiſchen Regierung erwähnten 
ſtrengeren Rechts- Anſicht bekennt, wonach die rechtliche Exiſtenz des 
Bundes vom Jahre 1815 durch die Vorgänge des Jahres 1848 ge- 
brochen iſt. Vorbehalte ſeien nur geltend zu machen, wo fie über⸗ 
haupt gemacht ſeien, was gegenüber der Großherzoglichen Regierung 
ficherlich nicht geſchehen ſei. Dem Großherzoglich mecklenburg⸗-ſtrelitz⸗ 
ſchen Bevollmächtigten mache er nur noch bemerklich, daß es von keiner 
Seite beſtritten worden, den vorliegenden Verfaſſungs-Entwurf, jetzt 
nachdem Bayern und Württemberg den Anſchluß an den Vertrag vom 
26. Mai c. abgelehnt, den dadurch vindizirten Modificationen zu un- 
terwerfen, daß bis zum 15. Januar 1850 hinlänglichſte Zeit zur Be— 
wältigung der desfallſigen Arbeiten gegeben ſei, und daß die ſonſtigen 
Argumentationen des Bevollmächtigten organiſche Beſtimmungen vor— 
ausſetzen, die ſeit Auflöſung des Bundestages nicht mehr exiſttren, und 
zu deren Herſtellung dem allenfallſigen Willen jedenfalls die Macht ge= 
brechen würde. 

Der gemeinſchaftliche Bevollmächtigte für: Groß 
herzogthum Sachſen-Weimar, Herzogthum Sachſen⸗Ko⸗ 
burg⸗Gotha, Herzogthum Sachſen-Altenburg und für die 
Fürſtenthümer Schwarzburg-Sondershauſen, Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt und Reuß beider Linien: Auch er halte 
die von dem Königlich preußiſchen Bevollmächtigten eben vorgetragene 
Widerlegung der von hannoverſcher Seite neuerlichſt vorgebrachten 
Rechtsbedenken für durchaus begründet, namentlich, ſofern darin der 
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Nachweis gegeben ſei, daß die von dem Königlich hannoverſchen Be— 
vollmächtigten aus den Beſtimmungen der früheren Bundesverfaſſung 
gegen die nunmehrige Verwirklichung des Bundesſtaates hergeleiteten 
inwände jeder zutreffenden Begründung ermangeln. Was übrigens 
den hier ſchon mehrerwähnten Vorbehalt der Königl. ſächſiſchen und 
der Königl. hannoverſchen Regierung betreffe, ſo habe der Bevollmäch— 
tigte noch insbeſondere bemerklich zu machen, daß ein ſolcher Vorbe— 
halt von denjenigen Regierungen, die er hier zu vertreten die Ehre 
habe, weder als gültig, noch überhaupt als beſtehend angenommen wer— 
den könne. In den den Beitritt dieſer Regierungen betreffenden 
Verhandlungen ſei auf irgend einen Vorbehalt, durch welchen die Rea— 
iſirung des beabſichtigten Bundesſtaates noch bedingt bleiben ſolle, 
nicht nur nicht hingewieſen worden, ſondern es ſei auch im Protokoll 
der 20ſten Sitzung, auf Grund deſſen der Anſchluß der Herzogthü— 
mer Sachſen⸗ Altenburg und Sachſen-Koburg-Gotha, wie auch der 
beiden Fürſtenthümer Reuß und der beiden Fürſtenthümer Schwarz— 
burg, erfolgt fer, die im Verwaltungsrathe unter beſonderer Zuſtim— 
mung des hannoverſchen Bevollmächtigten gegebene Verſicherung nie— 
dergelegt, daß die verbündeten Regierungen es als ihre 
Pflicht zu erachten haben, an dem gemeinſchaftlich 
von ihnen vorgelegten Verfaſſungs-Entwurfe feſtzu⸗ 
halten und, ſo viel immer in ihren Kräften liege, 
vereint dahin zu wirken, daß derſelbe in möglichſt 
kurzer Friſt dem zu berufenden Reichstage zur Ver- 
einbarung mit den Regierungen vorgelegt werde. 
Was aber die Großherzogl. Regierung von Sachſen-Weimar be— 
treffe, ſo ſei deren damaligem Bevollmächtigten bei den Anſchluß— 
Verhandlungen die noch beſtimmtere Erklärung geworden, daß 
neben dem Bundes vertrage vom 26. Mai c. und den 
zugehörigen Entwürfen der Reichs verfaſſung und des 
Wahlgeſetzes, fo wie der begleitenden Denkſchrift ander- 
weitige Vereinbarungen und Erklärungen, welche für 
die ſich verbündenden Regierungen maßgebend ſein könn⸗ 
ten, nicht vorhanden ſeien. Der Königlich ſächſiſche Bevollmäch— 
tigte habe vorhin geäußert, die fraglichen Vorbehalte ſeien ſo bald zur 
Oeffentlichkeit gelangt, daß auch die wegen des Anſchluſſes ihrer Re— 
gierungen hier unterhandelnden Bevollmächtigten davon Kenntniß ge— 
habt haben müßten. Dies ſei ſo richtig, daß die Bevollmächtigten 
eben deshalb an den Verwaltungsrath ausdrücklich die Frage ge— 
richtet, ob außer den ihren Regierungen bis jetzt offiziell mitgetheil— 
ten Vertragsbedingungen noch andere Bedingungen, welche für die ſich 
verbündenden Regierungen maßgebend ſein ſollten, vorhanden ſeien. 
Die ihnen hierauf vom Verwaltungsrathe gegebenen Verſicherungen 
ſeien nun fo klar und beſtimmt ertheilt worden, daß jede weitere Be— 
ſorgniß, es möchten ſpäter noch bedingende Vorbehalte von Seiten der 
paciszirenden Staaten geltend gemacht werden, in der That als nicht 
mehr zuläſſig hätte erſcheinen müſſen.“ a 
Auf die Bemerkung des Königl. ſächſiſchen Bevollmächtigten, daß 
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für die Großherzogl. ſachſen-weimariſche Regierung aller⸗ 
dings, der ihrem Bevollmächtigten gegebenen Zuſicherung gemäß, an⸗ 
dere Vereinbarungen und Erklärungen nicht maßgebend ſeien, als der 
Bundesvertrag vom 26. Mai c. und deſſen offiziell mitgetheilte Anla- 
gen, fügt der Großherzoglich ſachſen-weimariſche Bevollmächtigte hinzu, 
daß, wenn dies der Sinn der vom Verwaltungs-Rath gegebenen Ant⸗ 
wort fein ſollte, es dort hätte heißen müſſen: „für die beitre- 
tende Regierung“; da aber geſagt ſei: für die ſich verbün⸗ 
denden Regierungen“, ſo müſſen darunter auch die von Sachſen 
und von Hannover verſtanden werden. 

Der Königlich hanno verſche Bevollmächtigte will, fo 
viel es die Andeutungen über beabſichtigte Geheimhaltung des 
hannoverſchen Vorbehalts zu dem 1 590 vom 26. Mai c. be⸗ 


trifft, nur noch daran erinnern, daß dieſer Vorbehalt in mehreren 


gedruckten Exemplaren auf dem Tiſche des Verwaltungs Rathes län⸗ 
gere Zeit aufgelegen hat. Eben fo macht der Königlich ſäch⸗ 
ſiſche Bevollmächtigte, in ſpezieller Rückbeziehung auf die vor⸗ 
gängige Aeußerung des Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten, be— 
merklich, daß die definitive Beitritts - Erklärung der Großherzoglich 
heſſiſchen Regierung erſt erfolgte, nachdem die Königlich preußiſche 
Regierung mit den Akten über die deutſche Angelegenheit auch die ſächſt— 
ſchen und hannoverſchen Vorbehalte ihren Kammern vorgelegt hatte. 

Die Bevollmächtigten für Kurfürſtenthum Heſſen, 
für Großherzogthum Oldenburg, für Herzogthum Braun— 
ſchweig, für Herzogthum Anhalt⸗ Bernburg und für Her⸗ 
zogthum Anhalt -Deßau und Cöthen erklären übereinſtim⸗ 
mend, daß ſie der Ausführung der Königlich preußiſchen Regierung 
beitreten, daß auch ihren Regierungen bei deren Beitritt zu dem Ver— 
trage vom 26. Mai c. nur der Vertrag ſelbſt und der Verfaſſungs— 
Entwurf nebſt Denkſchrift, nicht aber auch irgend welcher ſonſtige Vor— 
behalt mitgetheilt worden, und daß ſie alle Rechte ihrer Regierungen 
aus dem Vertrage vom 26. Mai «. feierlich verwahren. 

Der Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſche Be— 
vollmächtigte ſchließt ſich an. Es werde eine heilige Pflicht aller 
dem Vertrage vom 26. Mai c. beigetretenen Regierungen gegen die 
deutſche Nation fein, die Königlich preußiſche Regierung in ihrem ern— 
ſten Streben nach baldmöglichſter Konſtituirung des deutſchen Bundes- 
ſtaates zu unterſtützen. Wenn in der hannoverſchen Rechtsausführung 
ein Hauptgewicht auf den Art. 7 der Bundes-Akte gelegt worden, ſo 
ſei es gerade dieſer Artikel, der den Todeskeim aller Bundesver- 
faſſung in ſich trage. Es ſei durch dieſen Artikel geſchaffen worden, 


was die Geſchichte nie geſehen habe, ein Rath, der in allen wichtigen 


Fällen nicht durch Mehrheit der Stimmen, ſondern durch völlige Ein- 
helligkeit, alſo faſt nie und nirgend einen Beſchluß zu Stande bringen 
konnte, ein Verein, deſſen Zwecke durch die geforderte Einſtimmigkeit 
geradezu an das einzelne Belieben preisgegeben wurden. Wenn dem⸗ 
nach irgend ein Artikel der Bundes-Akte es nicht verdiene, für den 
neuen Bundesſtaat maßgebend zu werden, fo ſei es eben der bezogene 
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Artikel 7., als welcher recht eigentlich die Ohnmacht und Unfähigkeit 
des alten Bundestages organiſirt hat. 5 

Der Bevollmächtigte der freien und Hanſeſtadt Bre— 
men. Er könne nur auf feine in der Sitzung vom Iten d. abgege- 
bene Erklärung und auf die dem Antrage des Herzoglich naſſauiſchen 
Bevollmächtigten darin ertheilte Zuſtimmung zurückkommen. Zu der 
beantragten Ausſchreibung der Wahlen für den nächſten Reichstag 
dränge die Konſequenz des Bündniſſes vom 26. Mai c., der bei der 
Einladung zu dieſem Bündniſſe angeführten Motive, der von den bei— 
tretenden Staaten vor ihrem Beitritte kundgegebenen Vorausſetzungen 
und der darauf erfolgten übereinſtimmenden Erwiederungen der König- 
lich ſächſiſchen und Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, wie dieſe 
Erwiederungen in den Protokollen niedergelegt ſeien. Es dränge dazu 
die ernſte Würdigung der gegenwärtigen Lage Deutſchlands und der 
von allen Seiten geſteigerten Erwartungen, der Rückblick auf die nach— 
theiligen Ergebniſſe, welche im Frühling des verfloſſenen Jahres das 
Syſtem des Abwartens und der Mangel an Entſchloſſenheit in Leitung 
der deutſchen Angelegenheiten herbeiführte, der Hinblick auf ſchwerlich 
ausbleibende ähnliche Folgen, ſofern das von den Regierungen feſtge— 
haltene Prinzip der Vereinbarung ſich faktiſch als nicht durchführbar 
erweiſen ſollte. Daß vorab noch bedeutende Schwierigkeiten zu über— 
winden bleiben, ſei ſicherlich nicht zu verkennen; aber eben ſo wenig 
zu überſehen, daß zur Ueberwindung der Schwierigkeiten noch ein Zeit- 
raum von drei Monaten verſtattet bleibe. Werde der in Frage ſtehende 
Entſchluß jetzt nicht gefaßt, fo ſei zu befürchten, daß ſich der Verwal- 
tungs-Rath auch nach Ablauf dieſer Monate noch in einer der heuti- 
gen völlig gleichen Lage befinden werde, während im hoffentlich ande- 
ren Falle und bei allſeitig bereitwilligem Entgegenkommen für dieſen 
Zeitpunkt ein günſtiges Reſultat kaum zu beiweifeln ſei. 

Der Bevollmächtigte der freien und Hanſeſtadt Ham- 
burg. So feſt er auch an der Hoffnung halte, daß in nicht zu ferner 
Zeit es noch gelingen werde, ſämmtliche deutſche Staaten zu einem ihren 
veränderten Verhältniſſen und Stellungen entſprechenden Verfaſſungs— 
werke zu vereinigen, ſo wenig könne er die Beſorgniß und die Anſicht 
theilen, daß die Erfüllung der Zuſagen und Verpflichtungen, welche in 
Bezug auf das Verfaſſungswerk durch und in Folge des Bündniſſes vom 
26. Mai gegeben und eingegangen ſeien, für die Verbündeten von der 
fache Abbch der für jetzt nicht beigetretenen Staaten abhängig wäre. Eine 
olche Abhängigkeit würde vielmehr jene Hoffnung vereiteln und nur 
dahin führen, daß überall nichts zu Stande gebracht werden könnte, 
bevor nicht den Bedingungen des letzten diſſentirenden Staates ge— 
nügt ſei. Nachdem indeß einmal der Zweifel aufgeworfen, ob die 
Verbündeten nicht mit zwingenden Pflichten gegen Andere in Wider- 
ſpruch geriethen, wenn ſie ihrerſeits in Ausführung brächten, was ſie 
als heilſam und nothwendig unter den veränderten Verhältniſſen be= 
trachten zu müſſen erklärt hätten, könne der Bevollmächtigte nur mit 
Dank erkennen, daß preußiſcherſeits in umfaſſender Rechtsdarlegung 
dieſem Zweifel entgegengetreten ſei. Er ſchließe ſich dieſer fo eben ver— 
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nommenen Deduction im Allgemeinen aus perſönlicher Ueberzeugung an. 
So viel aber die Vorbehalte betreffe, ſo würden dieſelben durch die 
preußiſcherſeits vorgeſchlagenen Modificationen von ſelbſt zur Spraech 
kommen, und ſehe er eventuell ferneren Vorſchlägen des ſächſiſchen und 
des hannoverſchen Bevollmächtigten entgegen. 

Nachdem ſomit alle Mitglieder des Verwaltungs-Rathes, mit Aus 
nahme des Königlich ſächſiſchen und des Großherzoglich mecklenburgiſch— 
ſtrelitzſchen Bevollmächtigten, der Königlich preußiſchen Regierung in 
ihrer Beantwortung der Königlich hannoverſchen Rechts -Ausführung 
beigetreten ſind, kündigt der Vorſitzende an, daß er in der nächſten 
Sitzung beſtimmte Vorſchläge ſeiner, der Königlich preußiſchen Regie— 
rung vorlegen werde, und zwar: N 

a) bezüglich der Modificationen des Verfaſſungs-Entwurfs, 

b) bezüglich Anberaumung und fofortiger Veröffentlichung eines 
Wahltermins für den nächſten Reichstag, 

e) bezüglich des Ortes zur Abhaltung des nächſten Reichstages, 
und endlich 

d) bezüglich der Art und Weiſe, in welcher der Verwaltungs-Rath 
demnächſt mit dem verſammelten Reichstag verhandeln wird. 

Die Sitzung ſchließt Abends 11 Uhr. 

Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 19. Oktober c. verleſen, 
von den in dieſer Sitzung anweſenden Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
Rathes genehmigt und von dieſen und dem Protokollführer unterzeich- 
net worden. * 


von Bodelſchwingh. von Zeſchau. H. von Wangenheim. 

Meyſenbug. Pfeiffer. von Lepel. Seebeck. von Schack. 

von Oertzen. Mosle. Vollpracht. Liebe. Walther. 
Smidt. Banks. Bloemer. 


* 
Verhandelt Berlin, 19. Oktober 1849, Abends 6 Uhr, in Gegen- 
wart: 

des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten und Vorſitzenden im 
Verwaltungsrathe, Staats-Miniſters von Bodelſchwingh; 

des Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten, Staats-Miniſters 
von Zeſchau; 

des Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, Geheimen Lega— 
tions⸗Raths von Wangenheim; N 

des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten, Kammerherrn und 
Legations-Raths, Freiherrn von Meyſenbug; 

des Kurfürſtlich heſſiſchen Bevollmächtigten, Ober-Steuer-Direk⸗ 
tors Pfeiffer; 

des Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten, Geheimen Rathes 
und Kammerherrn, Freiherrn von Lepel; 
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des Bevollmächtigten der Regierungen von: Großherzogthum 
Sachſen- Weimar, Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha, 
Herzogthum Sachſen⸗Altenburg, der Fürſtenthümer Schwarz- 
burg⸗Sondershauſen und Schwarzburg-Rudolſtadt und der 
beiden Fürſtenthümer Reuß älterer und jüngerer Linie, 
Staatsraths Seebeck; d 

des Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſchen Bevollmächtigten, 
Kammerherrn und Legations-Raths von Schack; 

des Großherzoglich mecklenburg-ſtrelitzſchen Bevollmächtigten, Ge— 
heimen Juſtiz⸗Raths von Oertzen; | 

des ee oldenburgiſchen Bevollmächtigten, Oberſt 

osle; 

des peace naſſauiſchen Bevollmächtigten, Präſidenten Voll- 
pracht; e 

des Herzoglich braunſchweigiſchen Bevollmächtigten, Legations— 
Raths Dr. Liebe; 

des Herzoglich anhalt-bernburgiſchen Bevollmächtigten, Ober— 
Konſiſtorial-Raths Dr. Walther; 6 

des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Bremen, Bürger— 
meiſters Smidt; 

des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Hamburg, Syndikus 
Dr. Banks. 

Das Protokoll führt der Königlich preußiſche Geheime Juſtiz— 

Rath Bloemer. e 

Der . ſächſiſche Bevollmächtigte erklärt, daß 
er ſich nicht wohl mehr in der Lage befinde, an der Wahl-Kommiſ⸗ 
ſion Theil zu nehmen, und daher anſuche, in feine Stelle ein an- 
deres Mitglied des Verwaltungs-Rathes eintreten zu laſſen. Bei 
der zum Zwecke der Neuwahl erfolgenden Abſtimmung erhalten der 

Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſche und der Kur- 

fürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte die meiſten Stimmen, 

und zwar beide in gleicher Zahl. Der Großherzoglich mecklenburg— 
ſchwerinſche Bevollmächtigte ſpricht die Ueberzeugung aus, daß der 

Kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte, Ober-Steuer-Direktor Pfeiffer, 

durch Kenntniſſe wie Erfahrungen ſich der Kommiſſion beſonders 

nützlich erweiſen werde, und verbindet damit die Bitte, aus dieſem 

Grunde von der auf ihn ſelbſt mitgefallenen Wahl abzuſehen. 

Demnach tritt an die Stelle des Königlich ſächſiſchen Bevollmäch— 

tigten der Kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte als neu 

gewähltes Mitglied der Wahl-Kommiſſion. 

5 Die in der Sitzung vom 17. Oktober c. ſeitens der Königlich 
preußiſchen Regierung gegebene Beantwortung der Königlich han— 
noverſchen Rechtsausfüh rung wurde von dem Vorſitzenden mit 

der Erklärung geſchloſſen, daß er von ſeiner Regierung beauftragt 

ſei, beſtimmtere, auf die Einberufung des nächſten Reichstages ab- 
zielende Vorſchläge im Verwaltungsrathe vorzubringen. An dieſe 

Erklärung anknüpfend, ſtellt der Vorſitzende Namens der Königlich 

preußiſchen Regierung folgende Propoſttionen: 
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1) den Verfaſſungs-Entwurf denjenigen Modificationen zu un⸗ 
terwerfen, die in dem von dem Vorſitzenden übergebenen, dem 
gegenwärtigen Protokolle zu annektirenden Exemplare des Ent- 
wurfs durch Löſchungen und Zuſätze näher angegeben ſind; 
wobei ausdrücklich hervorgehoben wird, daß es jeder anderen 
der verbündeten Regierungen ſelbſtverſtändlich völlig freige— 
ſtellt bleibt, anderweite Modificationen vorzubringen; 

2) als allgemeinen Wahltag für die Abgeordneten zum Volks- 
hauſe der nächſten Reichs-Verſammlung den 15. Januar 1850 
anzunehmen, ſodann die Behörden anzuweiſen, ſofort alle 
Vorarbeiten in Angriff zu nehmen, damit jedenfalls dieſer 
Wahltag eingehalten und ſeinerzeit durch gemeinſchaftlichen 
Beſchluß des Verwaltungs-Rathes zum Ausſchreiben der Wah— 
len vorgeſchritten werden könne; 

3) als den Ort des nächſten Reichstages die Stadt Erfurt zu 
beſtimmen; 

4) die Verhandlungen der verbündeten Regierungen beziehungs- 
weiſe des Verwaltungs-Rathes mit dem Reichstage durch drei 
Kommiſſarien führen zu laſſen, von denen die Königlich preu— 
ßiſche Regierung einen zu ernennen hätte, die beiden anderen 
aus der freien Wahl des Verwaltungs -Rathes hervorgehen 
würden. 

Die erſte Propoſition bezwecke zunächſt nur, die um der verän— 
derten Umſtände willen theils für nöthig, theils für räthlich zu er- 
achtenden Abänderungen des Verfaſſungs-Entwurfs, der Berathung 
des Verwaltungs-Rathes zu unterlegen. 

Was die proponirten Abänderungen ſelbſt betreffe, ſo ſcheine 
es angemeſſen, bei dem beſchränkteren Umfange, welchen der Bundesſtaat 
wenigſtens vorläufig erhalten werde, den Ausdruck „Reich“ durch 
„Bundesſtaat“ zu erſetzen und dieſen in den Zuſammenſetzun— 
gen mit „Verein“ alterniren zu laſſen, welche letztere Bezeichnung in 
dem Worte „Union“ bereits eine gewiſſe ſtaatsrechtliche Geltung er— 
langt habe. 

Durch den Zuſatz zu §. 1 ſolle die Fortdauer des Rechtsver- 
hältniſſes des Bundesſtaates zu den außer ihm verbleibenden deut- 
ſchen Bundesſtaaten deutlich ausgeſprochen werden. 

In F. 10 ſei, wie dies ſchon in dem früheren ausführlichen 
Vortrage hervorgehoben, die Abſicht kundgegeben, daß das der Ver- 
einsgewalt übertragene Recht des Kriegs und Friedens die vertrags— 
mäßigen Rechte und Pflichten des Bundes von 1815 nicht heein- 
trächtigen dürfe. 

Der nämliche Gedanke ſei auch in dem Zuſatze zu §§. 53 und 
„J hausgedrückt. 

Der Abänderungsvorſchlag zu §. 67 ſolle durchaus nicht vor— 
greifend ſein; er ſei nur als eine Meinungsäußerung dargeboten; 
jede andere Einigung der Bundesglieder über die Zuſammenſetzung 
der Kurien, auch unter Beibehaltung der Kurienzahl des urſprüng— 
lichen Entwurfs, werde Preußen genehm ſein, ſo wie es auch dem 
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Beſchluſſe nicht entgegen fein werde, den Paragraphen ganz nuver⸗ 
ändert und alſo die Stelle für die vorläuſig nicht eintretenden 
deutſchen Staaten einſtweilen offen zu laſſen. Der Vorſitzende per— 
ſönlich würde dem letzteren ſogar den Vorzug geben. 

Bei 8.85 beſtehe der Abänderungs-Vorſchlag lediglich in Weg— 
laſſung der Namen derjenigen Staaten, welche dem Bunde für jetzt 
nicht beitreten zu wollen erklärt haben; das Verhältniß der Stim- 
men zur geſammten Seelenzahl werde dadurch nicht geändert. 
Preußen werde indeß etwaige Wünſche auf Modification auch in 
dieſer Beziehung möglichſt berückſichtigen. 

Der Zuſatz zu F. 194 ſolle die nachfolgende Aufnahme hinzu- 
tretender Bundesmitglieder erleichtern. 

Hinſichtlich der zweiten Propoſition glaubt der Vorſitzende, 
ſich lediglich auf das Reſultat der bisherigen Berathung über den 
el des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten zurückbeziehen 
u ſollen. | 
; Die dritte Propoſition fer eben auch nur eine Propoſition. 
Entſcheide die Majorität für einen anderen Ort, fo werde ſich Preu- 
ßen dieſer Entſcheidung fügen. 

Bei der vierten Propoſition habe Preußen es feiner Stel- 
lung und ſeinem Verhältniſſe zum Bundesſtaate angemeſſen finden 
müſſen, ſich die Beſtellung eines der drei Kommiſſarien zu ſichern. 
Die Wahl der beiden übrigen Kommiſſarien bleibe gemeinſchaftliche 
Angelegenheit des Verwaltungsraths. 8 

Auf dieſe Propoſitionen der Königlich preußiſchen Regierung er— 
klärt der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte, nicht in 
der Lage zu ſein, an desfallſigen Diskuſſionen weiteren Antheil 
zu nehmen. Was die erſte Propoſition im Beſonderen be— 
treffe, ſo werde er dieſelbe zur ungeſäumten Kenntnißnahme 
ſeiner Regierung bringen und ſich, nach Eingang der ihm 
zu Theil werdenden Inſtruction, ferner ausſprechen. Eine 
gleiche Erklärung giebt der Königlich hannoverſche Bevoll-⸗ 
mächtigte. Der Großherzoglich mecklenburg-ſtrelitzſche 
Bevollmächtigte erklärt, daß, da ſeine frühere Abſtimmung über den 
Antrag des Herzoglich naſſauſchen Bevollmächtigten auf anderen 
Gründen als auf denen von Sachſen und Hannover, und nament— 
lich auf Zweckmäßigkeitsrückſichten beruhe, er, jo viel es namentlich, 
und zunächſt die erſte Propoſition betreffe, ſich der Majorität un— 
terwerfe, und dies zwar um ſo mehr, als es ſich Inhalts dieſer 
Propoſition vorerſt nur um eine einen Beſchluß nicht involvirende 
Annahme eines Wahltermins handle. Die übrigen Bevoöll— 
mächtigten treten der zweiten Propoſition der Königlich preußiſchen 
Regierung, zum Theil mit der Ueberzeugung, Alle aber mit dem 
Wunſche bei, daß die Wahl für den nächſten Reichstag jedenfalls 
am 15. Januar 1850 in Vollzug trete. 

Zur vorbereitenden Berathung und demnächſtigen Berichterſtat— 
tung im Verwaltungs-Rathe über die erſte und vierte Propoſition 
ſoll nach übereinſtimmendem Beſchluſſe ſämmtlicher Mitglieder des 
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Verwaltungs-Rathes, die Bevollmächtigten der Königlich ſächſiſchen 
und der Königlich hannoverſchen Regierung ausgenommen, in der 
nächſten Sitzung eine Kommiſſion gewählt werden, und die Dis— 
kuſſion über dieſe Propoſitionen jedenfalls in 14 Tagen ſtattfinden. 

Die vorbehaltene Erledigung der dritten Propoſition iſt hier— 
von unabhängig. 

Die heutige Berathung des Verwaltungs-Raths über die von 
der Königlich preußiſchen Regierung zum Zwecke der Einberufung 
Hi nächſten Reichstages gemachten Propoſitionen ſchließt mit dem 

eſultat: 

Mit Ausnahme des Königlich ſächſiſchen und des Königlich han— 

noverſchen Bevollmächtigten haben die ſämmtlichen Bevollmächtig— 

ten der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten 

Regierungen ſich zu folgender Feſtſtellung vereinigt: 

1) Der 15. Januar 1850 iſt als derjenige Tag angenom- 
men, an welchem die allgemeine Wahl der Abgeordneten zum 
Volkshauſe für den nächſten Reichstag, nach einem von dem 
Verwaltungsrathe vorher zu beſchließenden gemeinſchaftlichen 
Ausſchreiben derſelben, in dem ganzen Bereich der ver— 
bündeten Staaten ſtattfinden wird; 

2) die betreffenden Regierungen werden von ihren fie hier ver— 
tretenden Bevollmächtigten erſucht werden, die Landesbehör— 
den mit Anweiſung zu verſehen, die benöthigten Vorarbeiten 
ſofort in Angriff zu nehmen und möglichſte Vorkehr zu tref— 
fen, damit demnächſt das Ausſchreiben der Wahlen beſchloſſen 
und der Wahltermin ſelbſt eingehalten werden kann. 

Die Sitzung ſchließt Abends 9 Uhr. 

Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 22. Oktober c. verle- 
ſen, von den in dieſer Sitzung anweſenden Mitgliedern genehmigt 
und von dieſen und dem Protokollführer unterzeichnet worden. 


von Bodelſchwingg. von Meyſenbug. Pfeiffer. 
von Lepel. Seebeck. von Schack. von Oertzen. Mosle. 
Vollpracht. Blömer. 
Nachträglich genehmigt 
Walther. 


Verhandelt Berlin, den 23. Oktober 1849, Abends 6 Uhr, 
in Gegenwart: 

des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten und Vorſitzenden im 

Verwaltungs-Rathe, Staats- Minifters von Bodel— 


ſchwinghz 7 
des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten, Kammerherrn und 
Legations-Raths Freiherrn von Mey ſenbug; 
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des Kurfürſtlich heſſiſchen Bevollmächtigten, Ober-Steuer-Di⸗ 
rektors Pfeiffer; d 

des Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten, Geheimen Rathes 
und Kammerherrn Freiherrn von Lepelz 

des Bevollmächtigten der Regierungen von: Großherzogthum — 
Sachſen-Weimar, Herzogthum Sachſen-Koburg- Gotha, 
Herzogthum Sachſen-Altenburg, der Fürſtenthümer Schwarz- 
burg⸗Sondershauſen, Schwarzburg-Rudolſtadt und der bei— 
den Fürſtenthümer Reuß älterer und jüngerer Linie, Staats- 
raths Seebeck; 

des Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſchen Bevollmächtigten, 
Kammerherrn und Legations-Raths von Schack; 

des Großherzoglich mecklenburg -ſtrelitziſchen Bevollmächtigten, 
Geheimen Juſtiz-Raths von Oertzen; 

des e e oldenburgiſchen Bevollmächtigten, Oberſt 
Mosle; 

des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten, Präſidenten Voll— 
pracht; 

des Herzoglich braunſchweigiſchen Bevollmächtigten, Legations— 
Raths Dr. Liebe; 

des Herzoglich anhalt-bernburgiſchen Bevollmächtigten, Ober- 
Konſiſtorial-Raths Dr. Walther; 

des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Bremen, Bürger— 
meiſters Smidt; 

des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Hamburg, Syndikus 
Dr. Banks; 

des . der freien Hanſeſtadt Lübeck, Syndikus Dr. 

[der 


Das Protokoll führt der Königlich preußiſche Geheime Juſtiz— 
Rath Blömer. 

Der Vorſitzende legt folgende gemeinſchaftliche Note des Kö— 
niglich ſächſiſchen und des Königlich hannoverſchen Bevollmächtig— 
ten vor: 5 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Königlich ſächſiſchen 
und der Königlich hannoverſchen Regierung ſehen ſich in die Noth— 
wendigkeit verſetzt, nach dem Verlauf der bisher ſtattgefundenen 
Verhandlungen über die Feſtſtellung eines Termins zur Anordnung 
der Wahlen für den demnächſtigen Reichstag Folgendes zur Kenntniß 
des Königlich preußiſchen Herrn Bevollmächtigten und Vorſitzenden im 
Verwaltungs- Rathe der durch den Vertrag vom 26. Mai 1849 
verbündeten Regierungen zu bringen und deſſen Mittheilung an 
den Verwaltungs-Rath zu beantragen. 

In Feſthaltung des Vertrags vom 26. Mai 1849 müſſen die 
Regierungen von Sachſen und Hannover in dem von der Königlich 
preußiſchen und der Mehrzahl der übrigen verbündeten Regierun— 
gen beabſichtigten Vorſchritte, 

mit Beſtimmung eines äußerſten, auf den 15. Januar 1850 feſt⸗ 
geſetzten Termins zur Vornahme der Wahlen behufs des dem— 
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nächſt zu berufenden, die deutſche Verfaſſung mit den Regierun⸗ 
gen vereinbarenden Reichstags in ihren Ländern zu verfahren 
und es den nicht einverſtandenen Regierungen zu überlaſſen, ob 
und wann ſie in gleichem Maße vorſchreiten wollen, 
eine dem Bündniſſe vom 26. Mai entgegenlaufende, die Zwecke 
deſſelben gefährdende und insbeſondere die äußere und innere Si— 
cherheit Deutſchlands bedrohende Maßregel erblicken. Die Unter— 
zeichneten dürfen ſich dabei nicht allein auf die in den Sitzungen 
des Verwaltungs-Rathes vom sten und 9ten d. M. entwickelten 
Gründe, ſondern auch auf den Inhalt der Note des unterzeichneten 
Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten vom 2. Juli d. J. beziehen, 
worin bereits die Nothwendigkeit einer Verſtändigung mit Oeſter— 
reich in ihrem entſcheidenden Einfluſſe auf die Wirkſamkeit und den 
Erfolg der Beſtrebungen des Verwaltungs-Rathes auf Bildung ei— 
nes Bundesſtaates hervorgehoben ſind; auch erblicken ſie in der von 
dem Königlich preußiſchen Regierungs -Kommiſſar in der zwölften 
Sitzung der zweiten Kammer der hieſigen National -Verſammlung 
im Namen der Regierung ausgeſprochenen Erklärung: 

„daß ein Zuſammenhalten mit Oeſterreich eine Lebensfrage 
für das deutſche Verfaſſungswerk ſei“, a 
einen ſehr kräftigen Stützpunkt für ihre Anſicht. Die Unterzeich- 
neten müſſen ſich und ihre Regierungen daher gegen alle die Fol— 
gen, welche ſich ihrer Ueberzeugung nach an einen ſolchen Vorſchritt 
der Königlich preußiſchen Regierung und der übrigen ſich dem anfchlie- 
ßenden Regierungen knüpfen werden, hierdurch feierlich verwahren 
und gegen die Befugniß dieſer Regierungen zu einem ſolchen 
Schritte, als außerhalb der Zwecke des Bündniſſes und des Art. XI. 
der Bundesakte liegend und eben ſo den Befugniſſen des Verwal— 
tungs-Rathes, bei welchem in Ermangelung einer beſonderen Ver— 
einigung zu einer bindenden Beſchlußfaſſung Einhelligkeit der Stim- 
men als erforderlich vorausgeſetzt werden muß, widerſprechend, hier— 

durch proteſtiren. 
Wenn in einem ſolchen Vorſchritte aber zugleich diejenige Even— 

tualität als eingetreten angeſehen werden muß, 

„daß es nicht gelungen, den Süden Deutſchlands in den Reichs- 

verband, wie er durch den Verfaſſungs-Entwurf beſtimmt wor— 

den, aufzunehmen, daß vielmehr nicht mehr zu erreichen geweſen, 

als die Herſtellung eines nord- und mitteldeutſchen Bundes“, 
ſo wird auch gegenwärtig der Zeitpunkt als eingetreten anzunehmen 
ſein, wo die Vorbehalte der Königlich ſächſiſchen und Königlich han— 
noverſchen Regierung vom 26. Mai d. J. Platz greifen. Die Un- 
terzeichneten müſſen diejenige Interpretation, welche dieſen Vorbe— 
halten von Seiten des vorſitzenden Königlich preußiſchen Herrn 
Bevollmächtigen in ſeinem Vortrage vom 17. Oktober hat gegeben 
werden wollen, mit eben ſo großer Entſchiedenheit zurückweiſen, als 
die Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover, im Ver⸗ 
trauen auf ihr gutes Recht, die Folgen ihrer Schritte zur Wah— 
rung deſſelben mit Ruhe erwarten. Sie haben ihre Vorbehalte 
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ihrer Zeit bei Annahme des preußifchen Entwurfs zu einer Reichs- 
Verfaſſung gemacht, „im Vertrauen auf die Loyalität der König— 
lich preußiſchen Regierung“, um beſtimmt kund zu geben, daß es 
auf Ausführung dieſer Bundesſtaats-Idee für das geſammte Deutſch⸗ 
land und nicht auf einen engeren Bundesſtaat, der namentlich das 
an der Unterzeichnung des Schlußprotokolls vom 26. Mai 1849 
mitbetheiligte Königreich Bayern ausſchließt, abgeſehen ſei. Die 
Vorbehalte find von Sachſen und Hannover „zur Verwahrung ihrer 
Auffaſſung vor jeder Mißdeutung“ zu integrirenden Theilen der 
Schlußverhandlungen über das Bündniß vom 26. Mai 1849 ge- 
macht worden und werden daher durch eine einſeitige Auslegung 
ihre Bedeutung nicht verlieren. 

Die Unterzeichneten verbinden damit die wiederholte Erklärung, 
daß fie allerdings den Bündniß-Vertrag vom 26. Mai 1849 fort- 
während und zwar mit Einſchluß des der Nation vorgelegten Ent— 
wurfs einer Reichs- Verfaſſung für ganz Deutſchland unter Ver— 
ſtändigung mit Oeſterreich für ihre Regierungen verbindlich erach— 
ten, bis derſelbe im Einverſtändniſſe ſämmtlicher Theilnehmer abge— 
ändert und umgeſtaltet iſt. Eben darum und weil ein vorzeitiger 
und einſeitiger Abſchluß des deutſchen Verfaſſungswerks, wie ſolcher 
durch die beabſichtigte Einberufung eines Reichstags aus einem Theil 
Deutſchlands bewirkt werden könnte, die Aufhebung jener Berbind- 
lichkeit herbeizuführen geeignet wäre, müſſen ſie dieſer Einberufung 
und ſolchen Modificationen widerſprechen, welche, ihrer Ueberzeu— 
gung nach, nicht die Einigung des deutſchen Vaterlandes, ſondern 
nur eine unheilbare Spaltung deſſelben hervorzubringen im 
Stande ſind. f 

Die Unterzeichneten benutzen dieſe Gelegenheit zur wiederholten 
Verſicherung ihrer beſonderen Hochachtung. 

erlin, den 20. Oktober 1849. 
von Zeſchau. H. von Wangenheim. 
Sr. Excellenz 
dem Königl. preuß. Staats⸗Miniſter a. D. 
Herrn von Bodelſchwingh, 
als Vorſitzenden im Verwaltungs-Rathe der 

; verbündeten Regierungen. a 

Der Verwaltungs⸗Rath beſchließt, daß dieſe Note zugleich mit 
der gemeinſchaftlichen Gegenerklärung des Verwal— 
tungs⸗Rathes, dem gegenwärtigen Protokolle einverleibt werden 
ſoll. Dieſe Gegenerklärung, das Reſultat gemeinſchaftlicher Er— 
wägungen, iſt alſo feſtgeſtellt: a 

Das Bündniß vom 26. Mai c. ſagt im Art. IV. feines Sta- 
tuts ausdrücklich, daß „über Zeit und Ort der Reichs-Verſamm⸗ 
lung, ſo wie über die Form der Berufung, das Weitere von den 
verbündeten Regierungen feſtgeſetzt“ werden fol. Dieſe unzweideu⸗ 
tige Beſtimmung macht es dem Verwaltungs-Rath Ae in 
der in der Sitzung vom 19. Oktober c, unter den ſämmtlichen Be⸗ 
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vollmächtigten der verbündeten Regierungen, — die Bevollmächtigten 

der Königlich ſächſiſchen und Königlich der hannoverſchen Regierung 

allein ausgenommen — ſtattgefundenen Einigung des Inhalts: 

„1) Der 15. Januar 1850 iſt als derjenige Tag angenommen, 
an welchem die allgemeine Wahl der Abgeordneten zum Volks- 
hauſe für den nächſten Reichstag nach einem von dem Ver— 
waltungs-Rath vorher zu beſchließenden gemeinſchaftlichen Aus- 
ſchreiben derſelben in dem ganzen Bereich der verbündeten 
Staaten ſtattfinden wird; 

2) die betreffenden Regierungen werden von ihren ſie hier ver— 
tretenden Bevollmächtigten erſucht werden, die Landes-Behör— 
den mit Anweiſung zu verſehen, die benöthigten Vorarbeiten 
ſofort in Angriff zu nehmen und möglichſte Vorkehr zu treffen, 
damit demnächſt das Ausſchreiben der Wahlen beſchloſſen und 
der Wahltermin ſelbſt eingehalten werden kann“, 

eine demſelben Bündniſſe „entgegenlaufende Maßregel“ in 
irgend einer Weiſe anzuerkennen oder zuzugeben. 

Die „Zwecke des Bündniſſes“ vom 26. Mai c. find in 
den Artikeln I. und IV. des Statuts eben ſo klar ausgeſprochen: 
„Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit Deutſchlands und 
der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der einzelnen deutſchen 
Staaten“; ſodann „Bethätigung des ernſten Willens, 
die Verhältniſſe Deutſchlands in Zukunft nach den 
Bedürfniſſen der Zeit und den Grundſätzen der Ge— 
rechtigkeit zu ordnen“, und, als praktiſche Bewährung dieſer 
Bethätigung, Einberufung eines Reichstags, dem die verbündeten 
Regierungen den unter ſich vereinbarten Verfaſſungs-Entwurf des 
deutſchen Bundesſtaats zur Annahme vorlegen, — eines Reichs- 
tags, der nach der authentiſchen Interpretation des Verfaſſungs— 
Entwurfs, der Denkſchrift vom 11. Juni c., aus den Vertretern 
derjenigen Regierungen beſtehen wird, die ſich dem verkündeten 
Entwurfe „in freiwilliger Uebereinkunft“ anſchließen. 
Wie die vorangeführte Vereinigung dieſe Zwecke gefährden 
und insbeſondere die innere und äußere Sicherheit Deutſchlands 
ſollte bedrohen können, vermag der Verwaltungs-Rath eben 
ſowenig zu erkennen. Er vermag nicht einzuſehen, wie eine Anord— 
nung, die in ihrem Vollzuge das demnächſtige Ausſchreiben der 
Reichstagswahlen vorbereitet, alſo recht eigentlich Mittel zum 
Zweck iſt, dem Ausſchreiben des Reichstags, oder der Vereinbarung 
auf dem Reichstag, oder überhaupt dem Zuſtandekommen des 
Bundesſtaates in irgend einer Weiſe Gefahr bringen kann; er 
vermag nicht einzuſehen, wie die äußere und innere Sicherheit 
Deutſchlands nunmehr davon bedroht werden ſoll, wovon die Kö— 
niglichen Regierungen von Sachſen und Hannover in der Note vom 
28. Mai c. gerade den Schutz gegen äußere und innere Gefahren 
erwarteten: „in der kräftigen Mitwirkung zum Abſchluß eines Ber- 
faſſungswerkes, das für das geſammte Deutſchland eine unabweis— 
liche Nothwendigkeit geworden“ ſei; eines Verfaſſungswerkes, „das 
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der Nation gewähren müſſe, was fie ſeit längerer 
Zeit ſchmerzlich entbehre, was fie von ihren Regie- 
rungen zu fordern berechtigt“ ſei; eines Verfaſſungswerkes 
endlich, neben welchem „für diejenigen deutſchen Regierungen, die 
ſich zum Anſchluß an daſſelbe dennoch nicht veranlaßt finden ſollten, 
ihre aus den Verträgen von 1815 fließenden Rechte und Pflichten 
unverändert fortbeſtehen“ bleiben. 

Die von den Bevollmächtigten der Königlichen Regierungen 
von Sachſen und Hannover zur Darlegung einer ſolchen Befürch— 
tung nochmals in Bezug genommenen Gründe, wie dieſelben in den 
Sitzungen vom Sten und Iten d. M. entwickelt ſeien, haben in 
denſelben und den folgenden Sitzungen bereits ihre Würdigung und 
rechtliche Widerlegung gefunden. Es wird genügen, darauf eben— 
falls zurückzuweiſen. 

Ueber den hohen Werth einer Verſtändigung mit Oeſterreich 
iſt der Verwaltungs-Rath nie getheilter Meinung geweſen, fo daß 
es des Endes weder auf die bezogene frühere Note des Königlich 
ſächſiſchen Bevollmächtigten, noch auf die Aeußerung des Königlich 
preußiſchen Kommiſſars in der Sitzung der zweiten preußiſchen 
Kammer vom 6. September c. hier weiter ankommen wird. Es 
wird dies um ſo weniger der Fall ſein, als der Verwaltungs-Rath 
00 in der Sitzung vom 9. Oktober c. durch einſtimmigen Be- 
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eine Kommiſſion mit gutachtlichem Vortrage darüber beauftragt 
hat, wie die als Geſammtheit konſtituirten Verbündeten ihre 
enge und unlösbare Verbindung mit den übrigen deutſchen Bun⸗ 
desgenoſſen fortan am geeignetſten fortzuſetzen haben, insbeſon— 
dere, wie deren fernerer Anſchluß an den Bundesſtaat herbeizu— 
führen und dem durch §. 1 der Verfaſſung vorbehaltenen Bun— 
desverhältniſſe mit Oeſterreich Vollzug zu ſichern ſei. 

Kann der Verwaltungs-Rath nach dem Vorgeſagten unmög— 
lich zugeſtehen, daß die Vereinigung vom 19. Oktober c. außerhalb 
der Zwecke des Bündniſſes vom 26. Mai c. liegt, ſo iſt er ſelbſt— 
redend der Nothwendigkeit überhoben, die Verträglichkeit dieſer Ver- 
einigung mit demjenigen Artikel der Bundes-Akte, den die Kö⸗ 
niglichen Regierungen von Sachſen und Hannover dem Vertrage 
vom 26. Mai c. ſelbſt ausdrücklich zu Grunde gelegt haben, noch 
ferner nachzuweiſen. 

Daſſelbe gilt von den Vorbehalten der Königlich ſächſiſchen und 
der Königlich hannoverſchen Regierung in ihren Separat-Erklärun⸗ 
gen vom 26. Mai c. Die Bevollmächtigten dieſer Regierungen hat⸗ 
ten bei Unterzeichnung des protokollariſchen Vertragsſchluſſes vom 
He Tage lediglich eine „zunächſt die Oberhauptsfrage betref- 
ende Erklärung“ vorbehalten. So weit daher die mit gleichem 
Datum verſehenen, aber in der Wirklichkeit nachträglich übergebenen 
Erklärungen über jene Ankündigung hinausgehen, kann ihnen eine 
rechtliche Rückwirkung auf den geſchloſſenen Vertrag von vorn her⸗ 
ein nicht zugeſtanden werden; hätten dieſe nachträglichen Erklärun⸗ 
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gen aber eine ſolche Wirkung gehabt, ſo würden ſie doch jedenfalls 
nach Erlaß der Note vom 28. Mai c. und der Denkſchrift vom 
11. Juni ., dieſe Wirkung durchaus verloren haben. 

Die Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover, die 
mit dieſen von ihnen mitberathenen und von ihnen mit feſtgeſtell— 
ten Erlaſſen vor die Nation und die übrigen deutſchen Regierungen 
traten, haben, als ſie dies thaten, auf jeden Vorbehalt verzichtet, 
den ſie nicht gleichzeitig mit verkündeten. Sie haben dieſen Verzicht 
geleiſtet nach Geſetzen der Loyalität wie des Rechts. Sie haben 
dies in hochgeſteigertem Maße gethan, indem fie von allen beitre— 
tenden Regierungen ihrerſeits einen „un bedingten“ Beitritt for- 
derten und erlangten, namentlich aber denjenigen Regierungen ge— 
genüber, die, vor Acceptation des öffentlich Dargebotenen, die Frage 
ſtellten, ob in dem offiziell mitgetheilten Material das geſammte, 
für das Verſtändniß und den Inhalt des Vertrages vom 26. Mai c. 
maßgebende Material beſchloſſen liege, und denen die Vertreter der 
Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover auf dieſe 
Frage ſolche Erklärungen und Antworten gaben, wie dieſelben in 
den protokollariſchen Feſtſtellungen geſichert ſind. — 

Der in der Note eingelegte Proteſt gegen die Beſchlußnahme 
des Verwaltungs-Rathes uber die Einberufung des Reichtages er— 
ſcheint voreilig und unbegründet; voreilig, weil ein ſolcher Beſchluß 
noch gar nicht gefaßt iſt; unbegründet, weil derſelbe nach Art. III. 
§. 3 des Bundes -Statuts vorzugsweiſe zu den Befugniſſen des 
Verwaltungs-Raths gehört. Wenn aber die Bevollmächtigten für 
Sachſen und Hannover der Anficht find, daß der einzelne Wider- 
ſpruch eine Beſchlußnahme des Verwaltungs -Raths über die Ein- 
berufung des Reichstags zu verhindern vermöge, weil zu allen Be— 
ſchlüſſen — auch zu denjenigen, welche die Erfüllung des Bundes— 
Vertrages herbeiführen ſollen, — Stimmeneinheit nöthig jet, jo 
muß dieſer Anſicht auf das entſchiedenſte entgegengetreten“ werden. 
Weder das Bundes - Statut, was darüber kein Wort enthält, noch 
die allgemeinen Rechtsregeln, welche vielmehr bei Kommunionen 
der Majorität die Beſchlußnahme überweiſen, rechtfertigen eine 
ſolche Anſicht, die überdies ganz dazu geeignet ſein würde, das 
Bündniß vom 26. Mai c. zu einem todten Buchſtaben herabzuwür⸗ 
digen. Sobald daher der Fall einer nöthigen Beſchlußnahme für 
den Verwaltungs-Rath eintritt und dabei keine Einhelligkeit zu er⸗ 
zielen fein möchte, wird derſelbe ſeine Organiſation dahin vervoll— 
ſtändigen, daß er ſich zu einer alle Glieder des Bundesſtaats bin- 
denden Beſchlußnahme befähigt; d. h. er wird in ſeinem Schoße 
zu jener „quantitativen Ermittelung des Stimmenverhältniſſes“ 
übergehen, welche die Bevollmächtigten der Königlich ſächſiſchen und 
der Königlich hannoverſchen Regierung den accedirenden Regierun— 
gen wiederholt auf das beſtimmteſte zugeſichert haben. 

Die jetzige Unterſtellung des Königlich ſächſiſchen und hanno⸗ 
verſchen Bevollmächtigten, daß der Bundesſtaat das Königreich 
Bayern ausſchließe, erweiſt ſich nicht minder als völlig unbegrün⸗ 
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det. Der Bundesſtaat, zu deſſen Verwirklichung der Verwaltungs— 
Rath die erſten Schritte zu thun im Begriff ſteht, ſchließt weder 
Bayern, noch einen anderen deutſchen Staat aus; er iſt und bleibt 
für jeden deutſchen Staat geöffnet, der ſich jetzt und ſpäter „in frei— 
williger Uebereinkunft“ anſchließt. 

Die Verſicherung, daß die Königlichen Bevollmächtigten von 
Sachſen und Hannover das Bündniß vom 26. Mai c. mit Ein- 
ſchluß des der Nation vorgelegten Entwurfs einer Reichsverfaſſung 
für Deutſchl and, für ihre Regierungen fo lange für verbindlich er- 
achten, bis dieſelbe im Einverſtändniß ſämmtlicher Theilnehmer ab— 
geändert und umgeſtaltet ſein möchte, hat nicht bezweifelt werden 
können, da von dieſen Bevollmächtigten ſelbſt der einſeitige Rück— 
tritt von dem Bunde als ein Bundesbruch bezeichnet und eben fo 
beſtimmt anerkannt iſt, daß Abweichungen von dem Verfaſſungs— 
Entwurfe nur durch Uebereinſtimmung der Betheiligten herbeige— 
führt werden können; wenn aber den in dieſe Verſicherung einge— 
ſchalteten Worten: „unter Verſtändigung mit Oeſterreich“, die Deu— 
tung gegeben werden ſollte, als ſei dieſe Verſtändigung eine Bedin- 
gung der verbindlichen Kraft des Bundes-Statutes vom 26. Mai c., 
ſo muß der Verwaltungs-Rath dieſer Deutung auf das entſchiedenſte 
entgegentreten, da der §. 1 des Verfaſſungs-Entwurfs lediglich „die 
Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſterreichs zu dem deutſchen Reiche“ 
(dem Bundesſtaate) vorbehält, alſo letzteres, das Reich, den Bun— 
desſtaat, als Paciſcenten hinſtellt, und daher ſeine Exiſtenz nicht noch 
erſt von dieſer Verſtändigung abhängig machen kann. 

Der von den Königlichen Bevollmächtigten von Sachſen und 
Hannover am Schluſſe ihrer Note hingeſtellten Erklärung: „daß, 
weil ein vorzeitiger und einſeitiger Abſchluß des deutſchen Verfaſ— 
ſungswerkes, wie ſolcher durch die beabſichtigte Einberufung eines 
Reichstages aus einem Theile Deutſchlands bewirkt werden könnte, 
die Aufhebung der Verbindlichkeit aus dem Vertrage vom 26. Mai c. 
herbeizuführen geeignet wäre, ſie der Einberufung und ſolchen Mo— 
dificationen widerſprechen müſſen, welche, ihrer Ueberzeugung nach, 
nicht die Einigung des deutſchen Vaterlandes, ſondern nur eine un— 
heilbare Spaltung deſſelben hervorzubringen im Stande ſei“ — 
began der Verwaltungs-Rath mit folgender ſchließlichen Erwie— 
erung: 

1) Weder durch die Einberufung des Reichstags aus den ver— 
bündeten Staaten, noch durch den Abſchluß der Bundes- 
Verfaſſung mittelſt Vereinbarung mit demſelben, ſoll das 
deutſche Verfaſſungswerk abgeſchloſſen werden, da nicht nur 
dieſer neue Bundesſtaat denjenigen deutſchen Regierungen 
geöffnet bleibt, welche in denſelben zu gleichen Rechten und 
Pflichten eintreten wollen, ſondern auch die Sicherung der 
noch beſtehenden Bundesverhältniſſe durch den Bundesſtaat 
nicht erſchwert, noch weniger ausgeſchloſſen wird. Vielmehr 
wird und muß auch hierauf das Ziel der verbündeten Regie— 
rungen, wie künftig des Bundesſtaates, wenn es vor ſeiner 
II. 2 


Konſtituirung nicht zu erreichen wäre, fortwährend gerichtet 


ein. 

2) Eben deshalb kann auch die beabſichtigte Einberufung eines 
Reichstags weder vorzeitig noch einſeitig genannt wer⸗ 
den; ſie iſt vielmehr rechtzeitig, ſobald ſich der vorläufige 
Umfang des Bündniſſes überſehen läßt; ſie iſt nicht einſeitig, 
ſondern vollberechtigt, wenn ſie durch einen Beſchluß der 
191 0 durch das Bundesſtatut berufenen Behörde herbeigeführt 
wird. vn 

3) Das Recht zur Aufhebung der Verbindlichkeiten aus dem 
Bundesvertrage kann unmöglich aus einem Schritt abgeleitet 
werden, welchen dieſer Vertrag ſelbſt als einen nothwendigen 
bezeichnet; endlich 

4) Lebt der Verwaltungs-Rath der unerſchütterten Ueberzeugung, 
daß der entſchloſſene Fortſchritt auf dem durch das Bündniß 
vom 26. Mai c. deutlich vorgezeichneten Wege — auf dem 
Wege des Rechts und der Pflicht — weit entfernt, „die Eini— 
nigung Deutſchlands“ zu gefährden und eine „unheilbare Spal— 
tung“ hervorzurufen, das einzige zur Zeit dargebotene Mit⸗ 
tel iſt, das deutſche Vaterland zu konſolidiren und ihm ſeine 
Geltung unter den Großmächten Europa's zurückzugeben. 
Der Abſchluß des Bundesſtaates wird leider für den Anfang 
das geſteckte Ziel nicht ganz erreichen, aber er wird ein großer 
Schritt zur Annäherung an daſſelbe fein; ſchon die Einbe— 
rufung des Reichstags wird der deutſchen Nation eine Bürg— 
ſchaft ſein, daß es mit Erfüllung der ihr gegebenen Ver— 
ſprechungen wahrer Ernſt ſei. 

Der Verwaltungs ⸗Rath kann nach allem dieſem in der Note 
der Königlichen Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover keine 
Veranlaſſung finden, ſeine Anſichten über die wichtigſten Gegen— 
ſtände ſeines Berufs zu ändern; er hofft vielmehr, daß auch Sachſen 
und Hannover zur Uebereinſtimmung mit dieſen Anſichten zurück— 
kommen werden. 


Der Vorſitzende legt ferner zwei an ihn gerichtete Schreiben 
des Königlich ſächſiſchen und des Königlich hannoverſchen Bevoll— 
mächtigten, beide vom 21. Oktober c. und beide des folgenden, 
völlig übereinſtimmenden Inhalts vor: 

Der Unterzeichnete hat bereits in der letzten Sitzung des Ver— 
waltungs-Rathes ſich dahin ausgeſprochen, daß er bei den lediglich 
„die Ausführung der zwiſchen einer Mehrzahl der Bevollmächtigten 
getroffenen Vereinigung zur Ausſchreibung der Wahlen für einen 


aus ihren Ländern zu berufenden Reichstag und zur Vorbereitung 
eines ſolchen Reichstags“ betreffenden Verhandlungen ſich nicht be= 


theiligen konne. 5 
Wenn nun in der nächſten Zeit dieſe Mehrzahl der Mitglieder 
des Verwaltungs-Raths ſich wohl ausſchließlich mit dieſen Maß- 


regeln beſchäftigen wird, ſo kann der Unterzeichnete es nicht für er— 
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ſprießlich erachten, an den Sitzungen derſelben theilzunehmen, und 
findet ſich dadurch zugleich veranlaßt, nach Dresden (Hannover) zu⸗ 
rückzukehren. Indem derſelbe Sr. Excellenz den Königl. preußiſchen 
Herrn Bevollmächtigten, als Vorſitzenden im Verwaltungs-Rathe, 
hiervon in Kenntniß zu ſetzen ſich verpflichtet hält, verbindet er da— 
mit die ganz ergebenſte Anzeige, daß die Königl. ſächſiſche (Kö— 
nigl. hannoverſche) Geſandtſchaft am hieſigen Hofe, und namentlich 
der Geſchäftsträger, Herr von Könneritz (der interimiſtiſche Ge— 
ſchäftsträger Herr von Steinberg), beauftragt worden iſt, einſtwei— 
len diejenigen Mittheilungen reſp. anzunehmen und zu machen, zu 
welchen der Vertrag vom 26. Mai d. J. Anlaß geben dürfte, ſo 
wie derſelbe auch angewieſen worden iſt, ſofort davon Anzeige zu 
erſtatten, wenn in der Folge wieder Verhandlungen vorkommen 
ſollten, welche die Theilnahme des ſächſiſchen (hannoverſchen) Be— 
vollmächtigten vertragsmäßig nothwendig machen. 

Der Unterzeichnete fügt die Verſicherung der vollkommenſten 
Hochachtung hinzu. 

Berlin, den 21. Oktober 1849. 

von Zeſchau. (H. von Wangenheim). 


An 
den Königl. preußiſchen Staats-Miniſter a. D. 

Herrn von Bodelſchwingh, als Vorſitzen- 

den im Verwaltungs-Rathe der verbündeten 

Regierungen. 

Der Verwaltungs -Rath einigt ſich über den Inhalt der auf 
dieſe Schreiben ſeitens des Vorſitzenden zu ertheilenden Antwort. 
Dieſe Antwort hat folgende Faſſung erhalten: 

Der Unterzeichnete hat dem Verwaltungs-Rath der verbünde— 
ten Regierungen von derjenigen Note Kenntniß gegeben, welche 
der Herr Bevollmächtigte von Sachſen (Hannover) unter dem 21ſten 
d. M. bezüglich ſeiner Abreiſe an ihn gerichtet hat. Derſelbe be— 
ehrt ſich, dieſe Note im Einverſtändniß mit dem Verwaltungs-Rath 
dahin zu beantworten, daß die darin enthaltene Vorausſetzung, als 
werde der Verwaltungs - Rath ſich in der nächſten Zeit 
ausſchließlich mit ſolchen Maßregeln beſchäftigen, welche durch 
die Vorausſicht einer nahen Berufung des Reichstages herbei— 
geführt ſind, nicht zutrifft. Vielmehr iſt derſelbe ſchon 
jetzt mit Prüfung der Wahlgeſetze für die Einzelſtaaten des 
Bündniſſes beſchäftigt und wird in der nächſten Zeit die Geſchäfts— 
Ordnung für beide Häuſer des Reichstags und die Communication 
mit dem Bundes- Schiedsgericht über die Organiſation des künfti- 
gen Reichsgerichts in den Kreis ſeiner Berathungen ziehen; auch, 
wie in der Sitzung vom 19. Oktober c. beſchloſſen, in künftiger 
Woche mit Prüfung der Vorſchläge über die Modificationen der 
Reichs⸗Verfaſſung vorgehen; lauter Arbeiten, welche von dem Ter- 
min der Berufung des Reichstages unabhängig und gewiß für alle 
verbündeten Staaten von hohem Intereſſe ſind. 

Dem Wunſch des Herrn Bevollmächtigten, daß die Königlich 

7 * 
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ſächſiſche (hannoverſche) Regierung die etwanigen Mittheilungen, 
welche durch den Vertrag vom 26. Mai c. herbeigeführt werden 
könnten, durch den Königlichen Geſchäftsträger Herrn von Könne— 
ritz Gerrn von Steinberg) empfangen möge, iſt dadurch entſpro— 
chen, daß das Büreau des Verwaltungs-Rathes die Weiſung er— 
halten hat, demſelben ein Exemplar der Protokolle, ſobald ſie ge— 
druckt ſind, zuzuſtellen. 

Schließlich bemerkt der Unterzeichnete ganz ergebenſt, daß die 
Kollektiv - Note, welche die Herren Bevollmächtigten von Sachſen 
und Hannover unter dem 20ſten d. M. an denſelben ge— 
richtet haben, ihre Beantwortung in dem Protokolle des Verwal- 
tungs⸗Rathes som 23ſten gefunden hat, und knüpft daran die Ver- 
ſicherung der vollkommenſten Hochachtung. 

Berlin, den 26. Oktober 1849. 

von Bodelſchwingh. 


An 
den Königl. ſächſiſchen Bevollmächtigten ꝛc., 
Herrn Staats-Miniſter von Zeſchau 
Excellenz, 


u 
Dresden. 


(An f 
den Königl. hannoverſchen Bevollmächtig— 
ten ꝛc., Herrn Geheimen Legations-Rath 
von Wangenheim 
Hochwohlgeboren, 
u 


Hannover.) 


Der Verwaltungs-Rath ſchreitet zu der auf die heutige Sitzung 
anberaumten Wahl der Kommiſſion zur Prüfung und Begutachtung 
der in der Sitzung vom 19. Oktober ſeitens der Königlich preußi= 
ſchen Regierung sub Nr. 1 und 4 geſtellten Propoſitionen, die Mo- 
dificationen des Verfaſſungs-Entwurfs und die Konſtituirung eines 
Organs zur Verhandlung der verbündeten Regierungen mit dem 
Reichstage betreffend. Zu Mitgliedern dieſer Kommiſſion, die zu— 
nächſt aus drei Mitgliedern beſtehen, und wobei je nach Erfordern 
und Umſtänden eine Vermehrung der Mitgliederzahl vorbehalten 
wird, find gewählt: der Großherzoglich heſſiſche, der Herzoglich 
naſſauiſche und der Herzoglich braunſchweigiſche Bevollmächtigte. 

Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte kündigt an, 
daß er bereit ſei, Namens der Wahl-Kommiſſion über die Grund— 
ſätze zu berichten, welche die Kommiſſion bei Prüfung der eingereichten 
Vollziehungs-Verordnungen als die maßgebenden habe erkennen 
müſſen. Der Vorſitzende kann die ſofortige Entgegennahme dieſer 
Berichterſtattung nur im nächſten Intereſſe des Bundeszweckes be— 
gründet finden. Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte trägt 
hierauf vor: 
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„Nach dem Protokoll vom 26. Mat 1849 ſoll der Entwurf 
eines Wahlgeſetzes in Betreff der Wahlen der Abgeordneten zum 
Volkshauſe mit dem Verfaſſungs-Entwurfe dem zur Berathung 
und Vereinbarung über letzteren zu berufenden Reichstage vor— 
gelegt, das Wahlgeſetz als ſolches alſo erſt nach erfolgter Zuſtim— 
mung des Reichstages publizirt werden. 

Durch den Bündniß- Vertrag vom 26. Mai und die ſpäter 
erfolgten Acceſſions-Verträge iſt jedoch feſtgeſetzt, daß die Wah— 
len zum Volkshauſe für den nächſten Reichstag nach dem Ent— 
wurf des Wahlgeſetzes vorgenommen werden ſollen, vorbehaltlich 
ſolcher Modalitäten in den Vollziehungs-Verordnungen, welche 
die beſonderen Verhältniſſe und Geſetze der Einzelſtaaten, unbeſcha— 
det der Haupt⸗Prinzipien des Wahlgeſetzes, nöthig machen würden. 

Hieraus ergiebt ſich in formeller Beziehung, daß das Reichs— 
wahlgeſetz als ſolches vorerſt nicht publizirt wird, ſeine Beſtim— 
mungen vielmehr nur die Grundlage der Vollziehungs-Verord— 
nungen in den Einzelftaaten bilden, und in materieller Beziehung, 
een diefen die Haupt-Prinzipien des Wahlgeſetzes gewahrt fein 
müſſen. 

Es wird alſo auf eine ſcharfe Auffaſſung dieſer Grund— 
Prinzipien ankommen, um den Spielraum zu bezeichnen, welcher 
in ihrer Anwendung der Landesgeſetzgebung gelaſſen werden kann, 
aber auch gelaſſen werden muß, wenn nicht der Geiſt dem Buch— 
ſtaben, der Zweck dem Mittel zum Opfer gebracht werden ſoll. 

Nach den in den gedruckten Motiven niedergelegten Erläu— 
terungen und Erklärungen, — (die der Vortragende in extenso 
rekapitulirt) — laſſen ſich die Grundprinzipien des Wahlgeſetzes 
auf zwei Hauptſätze zurückführen: 

1) Unter Beibehaltung des allgemeinen Wahlrechts ein Stim- 
menverhältniß feſtzuſetzen, wobei Intelligenz und Beſitz 
als die beiden Faktoren, auf welchen der Beſtand der Na- 
tion ruht, richtig vertreten ſind, und f 

2) offene Abſtimmung als diejenige Abſtimmungs form, welche 
der Würde freier Staatsbürger wahrhaft entſpricht und 
zugleich für den reinſten Ausdruck des Geſammtwillens 
die ſicherſte Bürgſchaft gewährt. 

d 1. Im Verhältniß zu dem angegebenen oberſten Grund— 

ſatz erſcheinen alle materiellen Beſtimmungen des Wahlgeſetzes nur 
als Folgeſätze oder vielmehr als Mittel, um die Erreichung jenes 


Zweckes zu ſichern. Auch dieſe laſſen ſich wieder auf zwei Haupt- 


merkmale zurückführen: 

a) das Verhältniß zu der Gemeinde, inſofern darin die 
— Selbſtſtändigkeit zunächſt zur Geltung ge— 
angt, 

b) das Beitrags⸗Verhältniß zu den Bedürfniſſen des Staats, 
inſofern ſich dieſes in der hiernach bemeſſenen direkten 
Steuer, als einer Quote des Ertrages aus Vermögen 
und Induſtrie, Naturkraft und Arbeit, darſtellt. 
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ad a. Offenbar hat der Entwurf in den Sg, 1 und 2 als Regel 
einen Zuſtand vor Augen, wonach das geſammte Staatsgebiet 
in geographiſch gebildete Gemeinde-Bezirke eingetheilt iſt, 
und wonach politiſch jeder ſelbſtſtändige Staatsbürger auch 
einem Gemeinde-Verband angehört. Dieſer Zuſtand findet 
ſich keinesweges überall bereits verwirklicht. Abgeſehen von 
den Verſchiedenheiten, welche ſich aus der hiſtoriſchen Ent— 
wickelung und der geſetzlichen Ausbildung der Gemeinde-Ver- 
faſſung in den einzelnen deutſchen Landen ergeben, laſſen 
ſich die Staats-Angehörigen, welche in dem Gemeinde-Ver- 
band nicht begriffen ſind, auf zwei Klaſſen zurückführen: 

1) Schutzgenoſſen, Hinterſaſſen ꝛc., deren politiſche Stellung 
zu der Gemeinde nach ihrer Leiſtungsfähigkeit ſchon durch 
das Wort bezeichnet iſt, die alſo, nach den Motiven zu 
dem Wahlgeſetz, auch bei den Wahlen für die Volksvertre— 
tung nicht konkurriren; 

2) Staatsbürgerliche Einwohner, deren Beſitzungen einem Ge— 
meinde-Bezirke entweder nicht einverleibt ſind, oder die 
nach ihrer ſtaatsbürgerlichen Stellung in den Gemeinde- 
Verband perſönlich einzutreten nicht verpflichtet ſind, die 
aber offenbar ſelbſtſtändige Gemeindebürger ſein würden, 
wenn der Gemeinde-Verband die oben bezeichnete Ausdeh— 
nung bereits erlangt hätte. Dieſe von der Theilnahme 
an den Wahlen zum Volkshauſe auszuſchließen, würde 
offenbar dem Geiſt und Zwecke des Geſetzes widerſtreiten, 
es muß daher, wie dieſes in den Motiven auch bereits 
angedeutet iſt, der Geſetzgebung der Einzelſtaaten über— 
laſſen bleiben, diejenigen Kategorieen ſelbſtſtändiger 
Staatsbürger zu bezeichnen, welche zu den nach dem Ge— 
meinde-Bürgerrecht Wahlberechtigten hinzutreten. 

Mit dieſen allgemeinen Grundſätzen in engem Zu— 
ſammenhange ſteht die Beſtimmung im erſten Abſatz des 
§. 13, welche in buchſtäblicher Auffaſſung und Anwendung 
dem Zwecke des Geſetzes offenbar Abbruch thun würde. 

Es erſcheint in ſich ganz konſequent, daß, wie im 
§. 6 die Wählbarkeit zum Abgeordneten des Volkshauſes 
davon abhängig gemacht wird, daß der Gewählte bereits 
drei Jahre einem deutſchen Staate angehört habe, ein 
Gleiches auch für die Berechtigung, an der Wahl Theil 

zu nehmen, gefordert wird. 

Weiter zu gehen, dazu liegt aber offenbar kein Grund 
vor. Die Ausnahme, welche im Abſatz 2 bei Militair— 
Perſonen vorgeſchrieben iſt, mußte folgerichtig auch auf 
Civilperſonen, denen ihr Wohnſitz im Intereſſe des Staats— 
dienſtes beſtimmt wird, Anwendung leiden, dann aber 
würde es gegen andere Staatsbürger ein Unrecht ſein, 
wenn dieſe das Wahlrecht, was ſie in einem Wahlbezirke 
unbeſtritten beſeſſen haben, durch den Ueberzug in einen 
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anderen, demſelben Staat angehörigen Wahlbezirk auf 
3 Jahre verlieren ſollten. 
Nicht weniger würde die Beſtimmung in ihrer wört— 
lichen Auffaſſung mit dem §. 2 in Widerſpruch ſtehen. 
ad b. Die in den §§. 15 und 16 vorgeſchriebene Abtheilung der 
Wahlberechtigten in drei Klaſſen wird nur da dem Zwecke 
ganz entſprechen, wo ein direktes, nach dem Staatsbedarf be— 
meſſenes und auf den Reinertrag des National-Vermögens 
(aus Grundbeſitz und Induſtrie) baſirtes Steuerſyſtem durch— 
geführt iſt. Die große Verſchiedenheit der beſtehenden Steuer— 
Geſetzgebungen iſt in den Motiven bereits hervorgehoben und 
hierin, wie in dem §. 15 des Geſetzes, der Spielraum bereits 
bezeichnet, welcher den Vollziehungs-Verordnungen gewährt 
werden muß. 

Je mehr in einzelnen deutſchen Staaten ſich die älteren 
Abgaben-Verhältniſſe erhalten haben, um fo ſchwieriger wird 
die Durchführung fein, und es kann hierbei nur im Allge- 
meinen der Grundſatz feſtgehalten werden, daß alle Ausga- 
ben, welche ihrem Urſprunge nach als direkte Steuern ſich 
darſtellen, oder welche bei Einführung eines direkten Steuer- 
Syſtems in dieſem aufgehen müßten, in Berechnung kommen. 

Ob aber die Erreichung des Zweckes überall die Bildung 
dreier Abtheilungen nöthig, überhaupt möglich mache, ob die⸗ 
ſer nicht vielmehr umgekehrt dadurch gefährdet erſcheine, alſo 
auch hier eine Abweichung von dem Buchſtaben des Geſetzes 
zugeſtanden werden müſſe, das läßt ſich nur im Einzelnen 
nach einer genauen Kenntniß und Würdigung der in den 
betreffenden Staaten vorliegenden Verhältniſſe beurtheilen. 

Ad 2) Die Unzuläſſigkeit einer Abweichung iſt in dem angegebenen 
Z3bwecke bereits hinlänglich ausgeſprochen.“ ö 

Der Verwaltungs-Rath, nachdem er die in dem vorſtehenden 
Vortrage des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten dargelegten 
Grundſätze allſeitiger Erwägung unterworfen, erklärt ſich mit die» 
ſen Grundſätzen einverſtanden, und zwar in dem Maße, daß die⸗ 
ſelben bei Beurtheilung der von den verbündeten Regierungen auf⸗ 
geſtellten Vollziehungs-Verordnungen nunmehr in Anwendung treten 


ollen. a 

Es folgt noch die Feſtſtellung der Vollziehungs-Verordnungen 
für die Reichstagswahlen in Oldenburg und in Kurheſſen. 

Der Großherzoglich oldenburgiſche Bevollmächtigte zeigt an, 
daß er durch Berufsgeſchäfte im Großherzogthum zur perſönlichen 
Theilnahme an den nächſten Sitzungen des Verwaltungs-Rathes 
behindert ſei, und daß der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte ihn 
für die Zeit ſeiner Abweſenheit im Verwaltungs-Rathe vertreten werde. 

Der Großherzoglich mecklenburg -ſtrelitziſche Bevollmächtigte 
macht eine gleiche Anzeige, verbunden mit dem an den Vorſitzenden 
gerichteten und von dieſem deferirten Erſuchen um Vertretung im 
Verwaltungs⸗Rathe für die Zeit feiner Abweſenheit. 


— 104 — 


Die Sitzung ſchließt Abends 10 Uhr. 

Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 26. Oktober e c. verleſen, 
von den in dieſer Sitzung anweſenden Mitgliedern des Verwaltungs- 
Raths genehmigt und von dieſen und dem Protokollführer unter— 
zeichnet worden. 


von Bodelſchwingh, zugleich für Mecklenburg-Strelitz. 

von Meyſenbug. Pfeiffer. von Lepel. Seebeck. 

von Schack. Vollpracht. Liebe, zugleich für Oldenburg. 
Walther. Elder. Smidt. Banks. Blömer. 


Das Ergebniß der Verhandlungen, die bis zum 10. Oktober in 
dem Verwaltungsrathe der verbündeten Regierungen ſtattfanden, iſt 
von Seite 1 bis 104 mitgetheilt worden. Gegenwärtig kann dieſe 
Mittheilung dahin ergänzt werden, daß am 12. Oktober der Bei- 
tritt der freien und Hanſeſtadt Lübeck zu dem Bündniſſe 
vom 26. Mai e. erklärt, dieſe Erklärung am 15. Oktober ratifizirt 
und die Ratifikations- Urkunde am 23. Oktober c. bei dem Ver⸗ 
waltungsrathe eingereicht wurde. Demnach ſind die le Hanſe⸗ 
ſtädte dem Bündniſſe jetzt ſämmtlich beigetreten. Die über den Bei— 
tritt Lübecks ſtattgefundene Verhandlung folgt hier in protokollari— 
ſcher Feſtſtellung: 


Verhandelt Berlin, 12. Oktober 1849, Abends 7 Uhr, in Gegen- 
wart: 
des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten und Vorſitzenden im 
Verwaltungsrathe, Staats-Miniſters von Bodelſchwinghz 
des Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten, Staats- Miniſters 
von Zeſchau; 
des Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, Geheimen Lega— 
tions-Raths von Wangenheim; 
des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten, we een und 
8 Legations-Raths, Freiherrn von Meyſen bug; 
des Kurfürſtlich heſſiſchen Bevollmächtigten, Ober⸗Steuer⸗Direk⸗ 
tors Pfeiffer; 
des Großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten, Geheimen Raths 
und Kammerherrn, Freiherrn von Lepel; 
des Bevollmächtigten der Regierungen von: Großherzogthum 
Sachſen⸗Weimar, Herzogthum Sachſen-Koburg- Gotha, 
Herzogthum Sachjen-Altenburg, Fürſtenthum Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen und der beiden Fürſtenthümer Reuß älterer 
und jüngerer Linie, Staatsraths Seebeck; 
des Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſchen Besellmäctigten, 
Kammerherrn und Legations-Raths von Schack; 
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des Großherzoglich mecklenburg -ſtrelitziſchen Bevollmächtigten, 
Geheimen Juſtiz-Raths von Oertzen; a 
des Großherzoglich oldenburgiſchen Bevollmächtigten, Oberſt 


tosle; 
des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten, Präſidenten Voll- 


pracht ; 
des Herzoglich braunſchweigiſchen Bevollmächtigten, Legations— 
Raths Dr. Liebe; 5 
des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Bremen, Bürger» 
meiſters Smidt; 
des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Hamburg, Syndikus 
Dr. Banks; | 

Das Protokoll führt der Königlich preußiſche Geheime Juſtiz— 
Rath Bloemer. N 

Der in der heutigen Sitzung des Verwaltungs-Raths erſchie— 
nene Syndikus, Dr. Elder, überreicht zu Händen des Vorſitzenden 
eine von dem ßpräſidirenden Bürgermeiſter der freien und Hanſe— 
ſtadt Lübeck vollzogene Urkunde, d. d. Lübeck, am 19. September 
1849, Inhalts deren 

„ihm Vollmacht ertheilt iſt, über den Beitritt der freien und 

Hanſeſtadt Lübeck zu dem am 26. Mai c. zwiſchen den 

Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover 

abgeſchloſſenen Bundesvertrag mit dem Verwaltungs-Rathe der . 

auf Grund dieſes Vertrages verbündeten Staaten in Gemäßheit 

der ihm gewordenen Inſtructionen zu verhandeln, und unter Vor— 

behalt der Ratification abzuſchließen.“ f 

Dieſe Urkunde wird von dem Protokollführer zu dem Archiv 
des Verwaltungs-Raths aſſervirt. 
Der Bevollmächtigte der freien und Hanſeſtadt 
Lübeck trägt vor: | 

Die Bewegungen des vorigen Jahres ſeien hervorgegangen aus 
dem in der deutſchen Nation tief gefühlten Bedürfniſſe der Verei— 
nigung unter einer gemeinſamen, die freie und kräftige Entwickelung 
der öffentlichen Zuſtände fördernden Staatsform. Die von der 
Nationgl⸗-Verſammlung in Frankfurt beſchloſſene Reichsverfaſſung, 
der Anerkennung der größeren deutſchen Staaten ermangelnd, habe 
dies Bedürfniß nicht zu befriedigen vermocht. Ein neuer Weg dazu 
ſei mittelſt des Bündniſſes der drei Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover vom 26. Mai c. angebahnt worden. 

Er ſei überzeugt, daß nur noch dieſer Weg zu einer friedlichen 
Einigung Deutſchlands in der vorzugsweiſe ang ſtrebten bundes— 
ſtaatlichen Form führen könne, und er würdige im vollſten Maße 
die auf das Wohl des Geſammtvaterlandes gerichteten Beſtrebun— 
gen, welche in den Beſtimmungen des Bündnißvertrages ſich aus— 
geſprochen hätten. Ueber den Sinn dieſer Beſtimmungen, wie über 
den Umfang der Pflichten und Rechte, welche die einzelnen Staaten 
durch den Beitritt zum Bündniſſe übernehmen und erlangen, lägen 
in den zur öffentlichen Kunde gediehenen Anſchlußverhandlungen der 
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bis jetzt dem Bündniſſe beigetretenen Staaten bereits ſchätzbare 
Erklärungen vor. Zur Beſeitigung jeden Zweifels glaube er in— 
deß, dieſe Erklärungen ſo, wie ſie ſeinerſeits aufgefaßt worden, hier 
noch einmal kurz zuſammenſtellen zu müſſen. f 

1) Das Bündniß vom 26. Mai c. verfolge den doppelten Zweck, 


2 


3 


4 


— 


— 


— 


nicht nur im Allgemeinen die äußere und innere Sicherheit 
Deutſchlands zu erhalten und zu ſchützen, ſondern auch ins— 
beſondere die Regierungen über den Entwurf einer deutſchen 
Verfaſſung zu einigen, welcher einem behufs der Vereinba— 
rung darüber einzuberufenden Reichstage vorgelegt werden 
ſolle. Der Bündnißvertrag und der Verfaſſungs - Entwurf 
ſeien daher als ein Ganzes zu betrachten und dürften nicht 
von einander getrennt werden. 
Das Bündniß habe ſich zwar das Ziel geſteckt, alle nach der 
Bundesakte vom 8. Juni 1815 dem bisherigen deutſchen Staa— 
rer angehörigen Staaten, mit vorläufiger Ausnahme 
Oeſterreichs, in einen Bundesſtaat zu vereinigen; doch ſei 
die Einberufung des Reichstages, die Vorlage des Verfaſſungs— 
Entwurfs an denſelben, folgeweiſe auch die eventuelle Ver— 
wirklichung der Verfaſſung und die Gründung des Bundes— 
ſtaates nicht bedingt durch den Beitritt ſämmtlicher ebenge— 
dachter Staaten. 

Der Bündniß-Vertrag ſei ein Vertrag gleichberechtigter Re— 
gierungen, und zwar nicht blos derjenigen, welche ihn ur— 
ſprünglich abſchloſſen, ſondern auch aller ſpäter beitretenden. 
Demgemäß werde eine Aenderung jenes Vertrages, ſei es 
durch Modification einzelner Beſtimmungen deſſelben, ſei es 
durch den Rücktritt einer der gedachten Regierungen, nur mit— 
telſt Uebereinſtimmung aller dieſer Regierungen ſtattnehmig 
ſein und der Rücktritt von dem Vertrage für den Fall, daß 
eine ſolche Aenderung ohne gemeinſame Zuſtimmung einträte, 
jeder Regierung vorbehalten bleiben. 

Als Folge des Grundſatzes der Gleichberechtigung ergebe ſich, 
daß jede dem Bündniſſe beitretende Regierung an allen Ver— 
handlungen des im Artikel III. SS. 2, 3 und 4 des Bündniß— 
Vertrages gedachten Verwaltungs -Rathes nach ihrer Wahl 
durch eigene oder durch von ihr zu beauftragende Bevoll— 
mächtigte anderer Staaten Theil zu nehmen und ihre beſon— 
deren Intereſſen durch dieſe Bevollmächtigten wahren zu laſ— 
ſen berechtigt ſei. Zu den Aufgaben des Verwaltungs-Rathes 
gehöre es, ſich eine dem ihm zugewieſenen Wirkungskreiſe 
entſprechende innere Organiſation zu ſchaffen. Würde es dem— 
nächſt ſich herausſtellen, daß divergirende Anſichten der Mit— 
glieder durch Verſtändigung nicht auszugleichen ſeien, auch 
die Entſcheidung darüber zur Kompetenz des Bundes-Schieds— 
gerichts nicht gehören, und würde deshalb zur Feſtſetzung 
eines Stimmen-Verhältniſſes für die von dem Verwaltungs- 
Rathe innerhalb der ihm zugewieſenen Wirkſamkeit zu en 
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den Beſchlüſſe geſchritten werden müſſen, ſo werde darauf 
Rückſicht zu nehmen ſein, daß jedem beigetretenen Staate die 
ihm als Bundesglied und nach Maßgabe ſeiner Leiſtungen 
für die Geſammtheit gebührende Betheiligung und insbefon- 
dere die Befugniß, hervorragende Intereſſen in ihrem vollen 
Umfange zu vertreten, unverkürzt gewahrt bleibe. 

Vor dem auf Grund des Artikels V. des Bündnißvertrages 
ins Leben getretenen Bundes -Schiedsgerichte ſeien die dem 
Vertrage beigetretenen Regierungen in den dieſem Gerichte 
zugewieſenen Fällen Recht zu nehmen verpflichtet, inſofern für 
Erledigung beſtehender Konflikte in der Landes-Geſetzgebung 
keine Fürſorge getroffen ſei. Für Andere, namentlich auch für 
die Volksvertretungen, beſtehe eine ſolche Verpflichtung nicht; 
für dieſe ſei das Bundes-Schiedsgericht, was der Name aud- 
ſpreche, Gericht der freien Wahl. 

Die Beſetzung dieſes Gerichts betreffend, ſo werde auch 
dabei die Mitberechtigung der dem Bündnißvertrage beitre— 
tenden Regierungen im Grundſatze anerkannt. Habe gleich 
die vertragsmäßig beſtehende Nothwendigkeit ſofortiger Errich— 
tung dieſes proviſoriſchen Gerichts es veranlaßt, daß die vorläufig 
für ausreichend erachteten ſieben Richterſtellen, — außer wel- 
chen noch zwei Stellen für Bayern, auf den Fall ſeines Bei- 
tritts zum Bündniß, offen zu halten ſeien, — allein durch die 
Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Han⸗ 
nover beſetzt worden, ſo werde doch allen dem Bündniß bei— 
tretenden Staaten ſowohl für den Fall einer Vermehrung der 
Zahl der Mitglieder des Gerichts, als für den Fall einer 
Fortdauer dieſes Letzteren über den 26. Mai nächſten Jahres 
hinaus, eine angemeſſene Theilnahme an der Beſetzung der 
Richterſtellen geſichert. Die Richter ſeien übrigens keinesweges 
als Repräſentanten derjenigen Regierungen zu betrachten, 
welche ſie ernannt hätten. 

Die verbündeten Regierungen ſeien gegen einander zum Feſt— 
halten an dem Verfaſſungs-Entwurf, wie ſolcher dem 
Bündnißvertrage vom 26. Mai c. anliege, verpflichtet. 
Abänderungen dieſes Entwurfs würden daher nur mit— 
telſt Zuſtimmung aller verbündeten Regierungen ſtattfin— 
den können. In denjenigen Punkten, in welchen die 
Regierungen mit dem behufs der Vereinbarung über den Ent 


wurf aus den verbündeten Staaten einzuberufenden Reichs— 


tage, als dem Vertreter ihrer Völker, übereinſtimmen würden, 
ſei die beabſichtigte Vereinbarung als definitiv hergeſtellt und 
das Recht jedes nachträglichen Einwandes und Widerſpruchs 
für jede Regierung als erloſchen zu betrachten. Für die be— 
ſchleunigte Vermittelung und Erledigung einer zwiſchen den 
Regierungen und dem Reichstage etwa eintretenden Meinungs— 
verſchiedenheit werde die Nothwendigkeit anerkannt, durch Her— 
ſtellung eines die Regierungen in ihrer Geſammtheit dem 
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Reichstage gegenüber vertretenden Bundesorgans mittelſt an— 
gemeſſener Organiſation des Verwaltungs-Rathes Fürſorge 
zu treffen. Das aus der Verhandlung mit dem Reichstage 
hervorgehende Geſetz bilde ſodann die vertragsmäßige Reichs— 
Verfaſſung des Bundesſtaates. g 

Das dem Bundesvertrage vom 26. Mai c. beigefügte Wahl— 
geſetz für die Wahlen zum nächſten Reichstage ſei zwar, un- 
beſchadet derjenigen Abänderungen deſſelben, welche mit die— 
ſem Reichstage für ein künftiges Reichs-Wahlgeſetz vereinbart 
werden möchten, für alle dem Bündniſſe beitretenden Staaten 
bindend. Jedoch werde keine buchſtäbliche Ausführung, ſon— 
dern nur die Anwendung des Geiſtes und der leitenden 
Grundſätze dieſes Wahlgeſetzes begehrt, und bleibe es den 
Regierungen anheimgeſtellt, diejenigen Modificationen in der 
Anwendung eintreten zu laſſen, welche durch die beſonderen 
Zuſtände und Verhältniſſe des einzelnen Staates als erfor— 
derlich ſich ergeben würden. Die in dieſer Beziehung getrof— 
fenen Anordnungen würden, wie man erwarte, dem Verwal— 
tungs-Rathe mitgetheilt werden, um demſelben die Ueberzeu— 
gung zu geben, daß dabei die leitenden Grundſätze jenes 
Wahlgeſetzes feſtgehalten ſeien. 

In dieſen ſieben Punkten fänden ſich, nach Anſicht des 
Bevollmächtigten, die Erklärungen und Erläuterungen zuſam— 
mengefaßt, welche in gleicher Weiſe für ſämmtliche, dem Bünd— 
nißvertrage vom 26. Mai d. J. beitretende Staaten und alſo 
auch für die freie Stadt Lübeck nach deren Beitritt maßgebend 
ſein würden. Es bleibe jedoch noch zweier Fragen zu geden— 
ken, welche auf kommerzielle und insbeſondere auf eigenthüm— 
lich lübeckiſche kommerzielle Verhältniſſe bezüglich, ſeinerſeits 
nicht unberührt gelaſſen werden dürften. 

Der nordiſche Handel Lübecks, das heißt der Waarenver— 
kehr, welcher zwiſchen Dänemark, Norwegen und Schweden 
und dem nordweſtlichen Theile Rußlands, mit Einſchluß des 
Großfürſtenthums Finnland einerſeits, und dem deutſchen Bin— 
nenlande, den ſüdlich und weſtlich belegenen europäiſchen und 
den transatlantiſchen Ländern andererſeits, durch Lübeck ver— 
mittelt werde, habe, aller ihm von auswärts bereiteten Schwie— 
rigkeiten ungeachtet, ſeit geraumer Zeit einen immer größeren 
Aufſchwung genommen. Auf naturgemäßer Grundlage be— 
ruhend, habe er ſeine gegenwärtige Ausdehnung insbeſondere 
einer umſichtigen Schonung und Pflege ſeiner Eigenthümlich— 
keiten, Bedürfniſſe und Intereſſen, ſo wie der Fernhaltung 
alles deſſen zu verdanken, was ſeine freie Bewegung hätte 
hemmen können. Seine Erhaltung ſei nicht bloß eine der 
Lebensbedingungen Lübecks; ſie ſei, bei dem Umfange, welchen 
einer ſeiner Zweige, das Exportgeſchäft, gewonnen, auch für 
das deutſche Binnenland von unverkennbarer Bedeutung, er— 
fordere jedoch, da das Exportgeſchäft mit dem Zwiſchenhandel 
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auf das innigſte verbunden ſei, und, bei der Eigenthümlich⸗ 
keit des nordischen Geſchäfts überhaupt, ohne dieſen Zwiſchen— 
handel gar nicht gedacht werden könne, unumgänglich, daß 
man bei künftiger Ausführung der durch den §. 33. des 
Berfaffungg - Entwurfs in Ausſicht geſtellten Zollvereini— 
gung Deutſchlands auf ſolche Maßregeln und Einrichtun- 
gen Bedacht nehme, welche die weſentlichſten Bedingungen 
ſeines Gedeihens, — die zollfreie Lagerung auswärtiger Waa— 
ren zur Wiederausfuhr in das Ausland und die freieſte Be— 
wegung des Exporteurs in Kauf und Verkauf, in Bearbei- 
tung, Verpackung und Verſendung der Waaren, — ihm zu 
gewähren im Stande ſeien. Hiervon abgeſehen, befinde fich 
Lübeck in der eigenthümlichen Lage, daß die Herzogthümer 


Holſtein und Lauenburg, welche den größten Theil feines Ge— 


bietes einſchlöſſen und durch welche feine Haupt-Verkehrsſtra— 
ßen, feine Verbindungswege mit den deutſchen Binnenländern 
und dem Nordſeehafen Hamburg gingen, dem Bündniſſe vorn 
26. Mai c. noch nicht beigetreten ſeien, daß daher ſich auch 
noch überall nicht abſehen laſſe, ob und inwiefern dieſe Her— 
zogthümer demnächſt an der durch den §. 33 des Verfafjungs:- 
Entwurfs gebotenen deutſchen Zoll-Vereinigung Theil nehmert 
oder ihre beſonderen Eingangs- und Transit-Zölle beibehal⸗ 
ten würden. Daß aber in dem letzteren Falle Lübeck, größ— 
tentheils umſchloſſen von einem anderen Zollgebiete und ab— 
geſchnitten durch eben dieſes Zollgebiet von Hamburg wie von 
dem deutſchen Binnenlande, den erſten Paſſus des fchon. 
gedachten §. 33, nach welchem das Deutſche Reich Ein Zoll— 
und Handelsgebiet, umſchloſſen von gemeinſchaftlicher Zoll— 
Gränze mit Wegfall aller Binnen-Gränzzölle, bilden ſolle, 
nicht auf ſich würde anwenden laſſen können, ohne ſeine ganze 
kommerzielle Exiſtenz zu gefährden, bedürfe gewiß keiner wei— 
teren Erörterung. 

Durch dieſe eigenthümlichen Verhältniſſe finde er, der 
lübeckiſche Bevollmächtigte, ſich veranlaßt, die Vorausſetzungen 
auszuſprechen: 
daß, wie im Allgemeinen Fürſorge werde getroffen werden, 
bei der nach Abſchnitt II. Art. VII. des Verfaſſungs-Ent— 
wurfs demnächſt bevorſtehenden Errichtung eines gemeinſamen 
deutſchen Handels- und Zoll-Syſtems an Stelle der gegen— 
wärtig in Deutſchland beſtehenden größeren und kleineren 
Zoll⸗Verbände und Zoll-Geſetzgebungen, namentlich auch bei 
der Aufſtellung der desfalls zu erlaſſenden Geſetze und bei 
den ſonſt dazu nothwendigen Anordnungen und Einrichtungen 
die Spezial⸗Intereſſen der Einzelſtaaten mit den allgemeinen 
Handels- und Verkehrs-Intereſſen durch Vernehmung mit den 
einzelnen Regierungen in Einklang zu bringen, ſo insbeſon— 
dere der freien Stadt Lübeck die zur Erhaltung ihres eigen- 
thümlichen Handelsverkehrs erforderliche Berückſichtigung, na= 
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mentlich auch hinſichtlich der nach dem zweiten Paſſus des 

§. 33 des Verfaſſungs-Entwurfs zuläſſigen Einrichtung von 

Freilagern (von Entrepots mit Freihafen-Berechtigung) dem- 

nächſt werde gewährt werden; und 

9) daß, wie im Allgemeinen die Nothwendigkeit nicht werde 
verkannt werden, der Wahrung der materiellen Intereſſen die— 
ſes oder jenes dem mehrerwähnten Bündnißvertrage beige— 
tretenen Staates, falls dieſe Intereſſen durch den Nichtbei— 
tritt eines oder mehrerer, namentlich der einen ſolchen Staat 
umgränzenden Länder gefährdet erſcheinen ſollten, ſeiner Zeit 
eine beſondere Erwägung zu Theil werden zu laſſen, ſo 
insbeſondere der erſte Paſſus des §. 33 des Verfaſſungs— 

Entwurfs erſt dann, wenn die Herzogthümer Holſtein und 

Lauenburg dem Bündniſſe gleichfalls beigetreten ſeien, auf 

den lübeckiſchen Freiſtaat werde zur Anwendung gebracht 

werden. 

Auf dieſe Vorausſetzungen und Anfragen des lübeckiſchen Be— 
vollmächtigten giebt der Vorſitzende Namens und mit Zuſtim— 
mung des Verwaltungs-Rathes folgende Erwiederung: 

Der Verwaltungs-Rath erkenne mit großer Befriedigung 
aus dem Vortrage des Bevollmächtigten, daß derſelbe das Bünd— 
niß vom 26. Mai d. J., welchem die freie und Hanſeſtadt Lübeck 
beizutreten im Begriffe ſei, vollſtändig in dem Sinne aufgefaßt 
habe, welcher die Zwecke deſſelben und namentlich deſſen Haupt— 
Aufgabe: die Gründung eines möglichſt umfaſſenden deutſchen 
Bundesſtaats mit einer freiſinnigen, Deutſchland nach innen und 
außen kräftigenden Verfaſſung, allein zu fördern und zu ſichern 
im Stande ſei. i 
Der Verwaltungs-Rath trage daher auch kein Bedenken— 
unter Hinweiſung auf die bei verſchiedenen anderen Beitritts, 
en e abgegebenen Aeußerungen namentlich anzuer— 
ennen, 

4) daß das Bündniß vom 26. Mai 1849 in ſeinen verſchie— 
denen 5 en und Zwecken ein unzertrennliches Gan— 
zes bilde; 

2) daß die Vereinigung von ganz Deutſchland als das End— 
ziel jenes Bündniſſes zu betrachten ſei, davon aber keines- 
weges die Gründung des Bundesſtaates abhängig gemacht 
werden dürfe; . 

3) daß eine Aenderung des Bundes-Vertrags nur durch 
Uebereinſtimmung aller angeſchloſſenen Regierungen her— 
beigeführt werden könne, daher auch der Fall eines ein⸗ 
ſeitigen Rücktritts, der ſich als eine Verletzung des Bünd— 
niſſes herausſtellen würde, gar nicht vorgeſehen ſeiz 

4) daß die Berechtigung ſämmtlicher verbündeter Regierun— 
gen zum Eintritt in den Verwaltungs-Rath nicht nur 
keinem Zweifel unterliege, ſondern auch bei etwaiger künftiger 
Feſtſetzung eines Stimmverhältniſſes in demſelben ſolches 
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ſo zu ordnen ſein werde, daß jeder Einzelſtaat nach Maß⸗ 
gabe ſeiner Leiſtungen auch ſeinen Einfluß — beſonders 
ei Vertretung eigener hervorragender Intereſſen — werde 
geltend machen können; 

5) daß das Bundes-Schiedsgericht für die verbündeten Re— 
gierungen in den — demſelben überhaupt zugewieſenen — 
Fällen, inſoweit das ordentliche Forum bilde, als nicht 
in den Landes-Geſetzgebungen ſelbſt für die Erledigung 
des Konfliktes Fürſorge getroffen ſei, für andere Parteien 
aber, namentlich für die Volks-Vertretungen und Stände, 
die Kompetenz jenes Gerichtes nur durch die freie Wahl 
begründet werden könne; übrigens unterliege die entſpre— 
chende Theilnahme der Bundes-Regierungen bei Beſetzung 
dieſes Gerichts, wenn die Zahl der Mitglieder deſſelben 
vermehrt würde, oder daſſelbe über den 26. Mai künfti⸗ 
gen Jahres hinaus fortbeſtehen ſollte, nach dem, das 
Bündniß leitenden Grundſatze der Gleichberechtigung, kei— 
nem Zweifel; 

6) daß der Verfaſſungs-Entwurf, welcher einen integrirenden 
Theil des Bündniſſes vom 26. Mai c. bilde, fo lange un⸗ 
verändert bleiben, müſſe, bis ein vollſtändiges Einverſtänd— 
niß ſämmtlicher betheiligten Regierungen über etwaige 
Modificationen deſſelben unter ſich, und nach Einberuſung 
des Reichstages auch mit dieſem, erzielt ſein werde; 

7) daß das dem Bundesvertrage beigefügte Wahlgeſetz in 
ſeinen Grundſätzen für alle betheiligten Regierungen maß— 
gebend fein müſſe, und nur inſoweit modifizirt werden 
dürfe, als das die inneren, — namentlich die Steuer- 
Verhältniſſe — der Einzelſtaaten unerläßlich nöthig 
machten. 

Was aber die beſonderen Wünſche der freien Stadt Lübeck 
in Beziehung auf ihre eigenthümlichen Handelsverhältniſſe ſo— 
wohl, als auch beſonders für den Fall betreffe, daß die Herzog— 
thümer Holſtein und Lauenburg nicht in den Zollverein des Bundes 
aufgenommen werden möchten, ſo könne der Verwaltungs-Rath unter 
Hinweiſung auf den $. 33 der proponirten Reichs-Verfaſſung nur die 
Erklärung abgeben, daß dieſer Paragraph der Wahrung der 
Sonder⸗Intereſſen einzelner Handelsplätze und der durch ihre Lage 
exceptionell geſtellten Landestheile nicht nur kein Hinderniß in 
den Weg lege, ſondern vielmehr ausdrücklich auf die Mittel ihrer 
Berückſichtigung hinweiſe, ſomit auch die freie Stadt Lübeck von 
der künftigen Reichsgewalt, in deren verſchiedenen Faktoren alle 
Bundesglieder ihre Vertretung erhielten, die Berückſichtigung ihrer 
Wünſche — ſo weit ſie mit der Rückſicht für das Geſammt— 
dürft des Vaterlandes vereinbar ſeien — zuverſichtlich erwarten 
dürfe. 

Hierauf erklärt der Syndikus Dr. Elder, 
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daß er auf Grund dieſer ihm durch den Vorſitzenden ge— 

gebenen und protokollariſch feſtzuſtellenden Erwiederung 

des Verwaltungs-Raths, Namens und für die freie 

und Hanſeſtadt Lübeck dem am 26. Mai 1849 zwiſchen 

den Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und 

Hannover abgeſchloſſenen Vertrage, nach dem ganzen In— 

halte dieſes Vertrages, die Ratification der lübeckiſchen 
Regierung vorbehalten, unbedingt beitrete. 

Der Verwaltungs-Rath acceptirt dieſe Erklärung durch 
Beurkundung derſelben zu gegenwärtigem Protokoll. 

Ueber dieſen Vorgang iſt das gegenwärtige Separat-Protokoll 

aufgenommen, und nach erfolgter Genehmigung von den Mitglie— 


dern des Verwaltungs-Raths, dem lübeckiſchen Bevollmächtigten und 


dem Protokollführer unterzeichnet worden, zu Berlin, wie Eingangs. 


von Bodelſchwingh. von Zeſchau. von Wangenheim. 
von Meyſenbug. Pfeiffer. von Lepel. Seebeck. 
von Schack. von Oertzen. Mosle. Vollpracht. Dr. 
Liebe. Smidt. Dr. Banks. Dr. Elder. Bloemer. 


Der Bundes-Anſchluß des Fürſtenthums Schaumburg— 
Lippe iſt durch deſſen Bevollmächtigten, den Regierungs-Rath 
Capaun-Karlowa in der Sitzung vom 9. Oktober zu Protokoll 
erklärt, und mittelſt deshalb ausgeſtellter Ratifications-Urkunde vom 
19. Oktober c. definitiv vollzogen worden. 

Die bereits am 26. Juli c. erfolgte Beitritts-Erklärung des 
Herzogthums Sachſen-Meiningen hat am 24. Oktober e. 
ebenfalls die Ratification erhalten. Die Ratifications- Urkunde 
wurde am 26. Oktober übergeben. Die thüringiſchen Staaten ſind 
demnach gegenwärtig ſämmtlich Mitglieder des Bündniſſes. 

Im Verwaltungs-Rathe ſind als Bevollmächtigte beauftragt: 
für die freie und Hanſeſtadt Lübeck, der Syndikus Dr. Elder; für 
das Fürſtenthum Schaumburg-Lippe, der Regierungsrath Capaun- 
Karlowa und in deſſen Abweſenheit der Herzoglich braunſchweig— 
ſche Bevollmächtigte, Legationsrath Dr. Liebe; für das Herzog— 
thum Sachſen-Meiningen, der Staatsrath Seebeck. 
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Die vom Königlich Sächſiſchen Staats⸗ Miniſter, Freiherrn von 
Beuſt, d. d. Dresden, den 25. Oktober 1849, überſandte und vom 
Königlich Sächſiſchen Geſchäftsträger am hieſigen Hofe, Herrn von 
Könneritz, unter dem 27. Oktober dem Miniſter des Auswärtigen 
abſchriftlich zugeſtellte Note iſt in der Sitzung des Verwaltungs- 
. 30. Oktober zur Vorlage gekommen. Dieſelbe lautet, 
wie folgt: 


Die von dem Königl. preußiſchen Herrn Bevollmächtigten und 
Vorſitzenden des Verwaltungsrathes in deſſen Sitzung vom 17. 
d. M. vorgetragenen Bemerkungen, welche eine Beleuchtung der 
von den Regierungen von Sachſen und Hannover bei Unterzeich— 
nung des Vertrags vom 26. Mai d. J. gemachten Vorbehalte zum 
Gegenſtande haben, bieten an verſchiedenen Stellen zu weſentlichen 
Ergänzungen und Berichtigungen Anlaß. 
| Es iſt dies zunächſt hinſichtlich der formellen Seite der an- 
geregten Frage der Fall. Wenn nämlich geſagt wird, die Bevoll— 
mächtigten von Sachſen und Hannover hätten nach der Unter— 
zeichnung des Bündniſſes Noten übergeben, worin die bezüglichen 
Erklärungen enthalten geweſen, ſo darf nicht unerwähnt bleiben, 
daß die Ueberreichung dieſer Erklärungen nicht ein außerhalb der 
Verhandlungen und nachträglich zu denſelben erfolgter Akt war, 
ſondern daß, beſage des Schlußprotokolls vom 26. Mai, die in 
jenen Noten niedergelegte Erklärung von den Bevollmächtigten der 
Königl. ſächſiſchen und hannoveriſchen Regierungen ausdrücklich, 
und zwar unter Angabe deren hauptſächlichen Betreffs, nämlich 
der Oberhauptfrage, vor der Unterzeichnung und als dem Proto— 
kolle hinzuzufügen vorbehalten, Königl. preußiſcherſeits aber hier— 
gegen, nach Ausweis deſſelben Protokolls, keinerlei Einwendung 
erhoben wurde. Die Königl. ſächſiſche Regierung darf hierbei 
fernerhin nicht mit Stillſchweigen übergehen, daß die von Sr. 
Majeſtät dem Könige vollzogene Ratification des gedachten Bünd— 
niß⸗Vertrages unter ausdrücklicher Erwähnung und Erneuerung 
der in jener Erklärung niedergelegten Verwahrungen und Vor— 
behalte erfolgt, und auch hiergegen zu keiner Zeit von Seiten der 
Königl. preußiſchen Regierung irgend ein Einſpruch geltend ge— 
macht worden iſt. 

Es würde der dieſſeitigen Regierung an ſich am angemeſſenſten 
ſcheinen, ſich bei der angeregten Erörterung lediglich an dem Wort- 
laut und Zuſammenhang der vorliegenden amtlichen Aktenſtücke zu 
halten. Nachdem aber im ferneren Verlauf der erwähnten Sitzung 
des Verwaltungsrathes der Protokollführer, allerdings in Folge 
einer dazu von dem Königl. hannoveriſchen Bevollmächtigten erhal— 
tenen Veranlaſſung, über die der Unterzeichnung des Schlußproto— 
kolls vom 26. Mai vorausgegangenen Verhandlungen vervollſtän— 
digende Mittheilungen gemacht hat, deren thatſächliche Begründung 
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aus dem betreffenden Protokolle jener Schlußſitzung nicht zu ent— 
nehmen iſt, ſo kann die Bemerkung nicht unterdrückt werden, daß 
dieſer hiſtoriſche Beitrag ebenfalls einiger Ergänzungen bedarf, 
welche ich, der Unterzeichnete, als damaliger Bevollmächtigter der 
Königl. ſächſiſchen Regierung, zu liefern mich in dem Falle befinde. 
Der Protokollführer des Verwaltungsrathes, welcher auch das 
Protokoll bei den Verhandlungen im Monat Mai führte, hat näm- 
lich Folgendes bemerkt. Nach der urſprünglichen Faſſung des Schluß— 
protokolls hätten die Bevollmächtigten der Königl. ſächſiſchen und 
Königl. hannoveriſchen Regierung, unter ausdrücklicher Bezug— 
nahme und Hinweiſung auf ihre in den bisherigen Sitzungen nie— 
dergelegten Anſichten und Verwahrungen, der von dem Königl. 
preußiſchen Bevollmächtigten in den Vorlagen sub a, b und e ge= 
machten Propoſition zugeſtimmt, dieſe Vorlagen förmlich acceptirt 
und als gegenſeitig rechtsverbindlich anerkannt. In dieſer Faſſung 
ſei die Urkunde von ihm, dem Protokollführer, anfänglich vorgelegt 
und verleſen worden. Es ſoll nun zwar nicht beſtritten werden, 
daß das Protokoll in dieſer Faſſung urſprünglich aufgenommen 
worden ſei, und es mag dies eventuell und in der Vorausſetzung 
unbedingter Beiſtimmung von Seiten der Bevollmächtigten von 
Sachſen und Hannover geſchehen ſein, eine Vermuthung, die da— 
durch beſtärkt wird, daß die bezügliche, nach dem Inhalte des Pro- 
tokolls ſehr kurze Verhandlung als um 10 Uhr Abends ſtattgefun— 
den in dem Protokolle aufgeführt wird, während die Unterzeich- 
nung, wie dieſes den übrigen damaligen Bevollmächtigten noch im 
Gedächtniß ſein wird, gegen drei Uhr Morgens erfolgte. Was ich 
aber, als damaliger Bevollmächtigter, entſchieden in Abrede ſtellen 
muß und was vielleicht aus jener Bemerkung des Protokollanten 
im Verwaltungsrathe, obſchon ſicherlich gegen deſſen Abſicht, gefol— 
gert werden möchte, iſt, daß die Bevollmächtigten von Sachſen und 
Hannover zuvörderſt eine unbedingte Zuſtimmung ausgeſprochen 
und ſpäterhin bei Unterzeichnung des Protokolls den Vorbehalt 
einer verwahrenden Erklärung geſtellt hätten; vielmehr iſt eine bindende 
Annahme der betreffenden Vorlagen nur und erſt mit jenem Vorbehalte 
erfolgt, wie dies auch das Protokoll ausſpricht. Es läßt hiernächſt eine 
fernere Aeußerung des Protokollanten im Verwaltungsrathe, daß 
nämlich die Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover die „ſpä— 
tere Ausführung“ der bedungenen Erklärung vorbehalten hätten, 
eine weitere faktiſche Bemerkung nothwendig erſcheinen. Die vor⸗ 
behaltlichen Erklärungen der Regierungen von Sachſen und Hanno⸗ 
ver waren längſt vor Unterzeichnung des Schluß-Protokolls aufge⸗ 
ſetzt und zuvor den betreffenden Königl. Regierungen zur Geneh— 
migung vorgelegt worden. Die am 26. Mai Abends eröffneten 
Schlußverhandlungen machten jedoch eine Vervollſtändigung der 
dieſſeitigen Erklärung erforderlich. Nachdem ich am 24. Mai mich 
nach Dresden begeben hatte, um die ſchließliche Entſcheidung der 
Königl. Regierung einzuholen, kehrte ich am 26ſten Abends nach 
Berlin zurück mit der Ermächtigung, unter Einreichung der der 
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Königl. Regierung vorgelegten und von ihr gebilligten vorbehalt⸗ 
lichen Erklärung, den Bündniß⸗Vertrag zu unterzeichnen. Zugleich 
aber war ich beauftragt, zuvor noch zweierlei Modificationen drin⸗ 
gend zu beantragen, was auch nach Inhalt des dem Schlußprotokoll 
vorausgehenden Protokolls geſchah. Zunächſt wurde von mir das 
Verlangen Sau daß das zu ſchließende engere Bündniß mit dem 
geſetzlichen Beſtande der proviſoriſchen Centralgewalt formell in Ein 
klang gebracht oder daß die formelle Beſeitigung der Letzteren ab— 
gewartet werde. Meine diesfallſigen Bemühungen waren fruchtlos 
und ich faßte bei dem Gedanken Beruhigung, daß durch Artikel 1 
des Bündniß⸗Statuts das rechtliche Fortbeſtehen des deutſchen Bun— 
des ausgeſprochen, ſomit aber auch der rechtliche Fortbeſtand des 
durch das Geſetz vom 28. Juni 1848 und den Bundesbeſchluß vom 
12. Juli 1848 geſchaffenen Organs des deutſchen Bundes nicht in 
Frage geſtellt ſei. — Der zweite Antrag, den ich zu ſtellen hatte, 
ging dahin, daß im . 1 des Verfaſſungs-Entwurfs die bundesver— 
tragsmäßigen Rechte Oeſterreichs in einer beſtimmteren Faſſung ge— 
wahrt werden möchten, und da dieſem Antrage ebenfalls nicht ent— 
ſprochen wurde, behielt ich mir vor, wie dies das Protokoll beſagt, 
„das diesfalls nöthig Bleibende noch durch eine fernere Erklärung 
zu Protokoll vorzukehren.“ In dieſer letzteren Beziehung wurde 
daher eine ſpätere Ausführung nothwendig. Inzwiſchen wurden die 
bezüglichen Erklärungen am nächſten Tage, oder vielmehr, da die 
Unterzeichnung am Morgen des 27. Mai ſtattgefunden hatte, noch 
am nämlichen Tage abgegeben. 

Inſofern nun aber die Frage aufgeworfen werden könnte, „aus 
welchem Grunde die bezügliche Erklärung nicht bei der Schlußver— 
handlung von mir vorgetragen worden ſei?“ ſtehe ich nicht an, 
noch folgenden weiteren Aufſchluß zu ertheilen. 

Wie dies die dieſſeitige Erklärung ausſpricht, hatte zwar die 
Königlich ſächſiſche Regierung die von ihr gewonnene Ueberzeugung, 
daß die Aufrichtung einer Bundeswalt mit einheitlicher Spitze nicht 
den Verhältniſſen und den Bedürfniſſen Deutſchlands entſpreche, 
nicht aufzugeben vermocht, dennoch aber unter Anerkennung der ge— 
wichtigen Stellung Preußens ſich dazu entſchloſſen, einem die Exe— 
kutivgewalt in die Hände der Krone Preußen legenden Verfaſ— 
ſungs⸗Entwurfe ihre Zuſtimmung zu ertheilen, unter der erklärten 
Vorausſetzung, daß dieſe Verfaſſung Gemeingut der geſammten 
deutſchen Nation, nicht eines Theils derſelben werde. Dieſe obwohl 
bedingte Zuſtimmung legte ihr aber die Verpflichtung auf, den ſo⸗ 
mit unter den Aufpizien Preußens gemachten Verſuch der Eini- 

ung Deutſchlands in keiner Weiſe zu ſtören oder zu hemmen, 
1 — 5 denſelben vielmehr möglichſt zu fördern. Aus dieſem Grunde 
| allein unterblieb die Vorlage einer Erklärung, die den definitiven 
Beitritt Sachſens von dem Anſchluſſe Bayerns abhängig machte, 
in Gegenwart des Königlich bayeriſchen Bevollmächtigten, damit auf 
die Entſchließung der Königlich bayeriſchen Regierung in keiner 
Weiſe dadurch eingewirkt werde. 1 ö 
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Wenngleich die vorſtehende thatſächliche Darlegung, hervor— 
gerufen durch die von Seiten des Herrn Vorſitzenden des Verwal⸗ 
tungsrathes und des Herrn Protokollanten erfolgten Aeußerungen, 


in Bezug auf die Beurtheilung der rechtlichen Bedeutung des ſäch- 


ſiſchen Vorbehalts, von geringer Wichtigkeit erſcheint, ſo habe ich 
leichwohl den gebotenen Anlaß gern ergriffen, um das in neuerer 
Zeit vielfach mißdeutete Verfahren der dieſſeitigen Regierung bei 

Abſchluß des berliner Vertrages in das rechte Licht zu ſtellen. 

Ich wende mich nunmehr zu den Bemerkungen des Königl. 
preußiſchen Bevollmächtigten im Verwaltungsrathe, bezüglich der 
materiellen Bedeutung und Wirkſamkeit der Erklärungen von 
Sachſen und Hannover. 

Die Deutung, welche der Königl. preußiſche Herr Bevollmäch— 
tigte jenen vorbehaltlichen Erklärungen zu geben verſucht hat, iſt 
dahin gerichtet, zu zeigen, daß dadurch keine Suspenſivbedingun 
ausgeſprochen worden ſei; vielmehr ſetze der betreffende Vorbehalt 
den beſtimmten Fall voraus, daß nach der Einführung der Ver— 
faſſung der Beitritt der ſüddeutſchen Staaten nicht erfolge “). 

„Der vollendete Bundesſtaat“, heißt es, „konnte auch auf 
die fernſtehenden Staaten eine Anziehungskraft üben, welche die 
bloßen Propoſitionen der Paciscenten vom 26. Mai nicht hatten. 
Dieſe Wirkung des vollendeten Bundesſtaats mußte man abmar- 
ten; äußerte ſie ſich innerhalb einer nach Billigkeit zu beſtimmen⸗ 
den Friſt nicht, ſo hätte für ſolchen Fall Sachſen das Recht, Er— 
neuerung der Verhandlungen und Umgeſtaltung der vereinbarten 


*) Es wird dabei auf nachſtehende Stelle des Vorbehalts Bezug ge 
nommen: „Die Königl. ſächſiſche Regierung will und darf jedoch keine 
weifel darüber beſtehen laſſen, wie ſie dieſen Entſchluß allein zu dem 
wecke und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieſe Verfaſſung Gemein— 
gut der ganzen deutſchen Nation und nicht eines Theils derſelben werde. 
Sie verkennt nicht, daß ein Eintritt der öſterreichiſchen Lande in 
der nächſten Zeit nicht gehofft werden darf. Allein die Aufnahme 
des geſammten übrigen Deutſchlands in den Reichs- Verband, welche 
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unbeſchadet der der öſterreichiſchen Regierung durch die Bundes- 
Verfaſſung geſicherten Rechte erzielt werden ſoll, hält dieſelbe als 


Bedingung dafür feſt, daß fie ſelbſt zu einem bleibenden Ber- 
harren in demſelben auf Grund der vereinbarten Verfaſſung verpflichtet ſei. 
Sollte es daher nicht gelingen, den Süden Deutſchlands in den Reichsver⸗ 
band, wie er durch die fragliche Verfaſſung beſtimmt worden, aufzunehmen, 


was weſentlich davon abhängen wird, ob Bayern ſich demſelben anſchließt, 


ſollte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, als die Herſtellung eines nord- 
deutſchen oder nord- und mitteldeutſchen Bundes, fo müßte die Königl. ſäch⸗ 


ſiſche Regierung für dieſe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen 
und Umgeſtaltung der vereinbarten Verfaſſung ausdrücklich vorbehalten. 


Eine ſolche Nothwendigkeit wäre ohnedies durch die Beſtimmung der Ver— 


faſſung ſelbſt geboten, welche nach allen Richtungen hin dem Namen und 


der Sache nach den Anforderungen einer Verfaſſung für das deutſche Volk 
in ſeiner Geſammtheit, nicht aber denen eines Vereins einzelner deutſcher 
Staaten entſpricht.“ 
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Verfaſſung zu fordern. Natürlich würde alsdann dieſe Umgeftal- 
tung nur nach Maßgabe der auch für Sachſen verbindlichen Ver— 
faſſung erfolgen können.“ f 

Nun genügt aber bereits die flüchtigſte Erwägung des gegebe— 
nen Verhältniſſes, um zu erkennen, daß die Regierungen von 
Sachſen und Hannover unmöglich eine ſolche Auffaſſung, wie ſie der 
Königlich preußiſche Herr Bevollmächtigte annimmt, und die daran ge— 
knüpften Konſequenzen jemals im Auge haben konnten. Wenn bei 
dem Abſchluſſe einer Verhandlung der eine oder andere Paciscent 
ſich für einen gegebenen Fall die Erneuerung der Verhandlungen 
vorbehält, ſo ſpricht dies deutlich das Verlangen aus, daß er für 
dieſen Fall in der Lage bleibe, über ſeine Einwilligung frei und 
ſelbſtſtändig zu verfügen, nimmermehr aber die Abſicht, daß er als⸗ 
dann ſich einem Majoritätsbeſchluſſe unterwerfen wolle. Dies aber 
würde die Lage geweſen ſein, in welche ſich die Regierungen von 
Sachſen und Hannover verſetzt hätten, wenn ſie, nach definitiver 
Feſtſtellung der Verfaſſung auf einem Reichstage und deren Ein— 
führung zu einem ſpäteren „nach Billigkeit zu beſtimmenden“ Zeit- 
punkte, die Erneuerung der ieee und die Umgeſtaltung 
der Verfaſſung hätten fordern wollen. So auch denkt ſich der Kö— 
niglich petußiſche Herr Bevollmächtigte die Sache, indem er bemerkt, 
daß in ſolchem Falle die Umgeſtaltung der Verfaſſung nur nach 
Maßgabe der alsdann auch für Sachſen verbindlichen Verfaſſung 
erfolgen könne. Es leuchtet daher ein, daß in der von dem Kö— 
niglich preußiſchen Herrn Bevollmächtigten gegebenen Auffaſſung der 
betreffende Vorbehalt etwas ganz Ueberflüſſiges geweſen wäre, denn 
um ſpätere Abänderungen der Verfaſſung im verfaſſungsmäßigen 
Wege zu beantragen, dazu bedurften die Regierungen von Sachſen 
und Hannover nicht eines beſonderen Vorbehalts. 

Allein es widerſpricht auch überdies der Wortlaut ſelbſt der 
bezüglichen Erklärungen auf das bündigſte einem derartigen Ver— 
ſtändniſſe. Einem ſolchen vorzubeugen wurde in der Erklärung 
des ſächſiſchen Bevollmächtigten, welche die Bevollmächtigten der 
Königl. hannoveriſchen Regierung ſich aneigneten, ausdrücklich ge— 
ſagt: „Die Königl. ſächſiſche Regierung darf daher nach freimüthi— 
ger Darlegung vorſtehender Gründe nicht beſorgen, ihre Abſichten 
verkannt zu ſehen, wenn ſie ſich für den Fall, daß bis zu dem Zeit⸗ 
punkte der Einberufung des erſten Reichstages jene ihre Entſchlie— 
ßung bedingende Vorausſetzung ſich nicht verwirklicht haben ſollte, 
das Recht anderweiter Verhandlungen vorbehält.“ In dieſer der 
Aufmerkſamkeit des Königl. preußiſchen Herrn Bevollmächtigten 
entgangenen Stelle iſt die von ihm vermißte Suspenſiv-Bedingung 
vollſtändig enthalten. Die Bevollmächtigten von Sachſen und Han⸗ 
nover im Verwaltungsrathe haben, zunächſt ohne Rückſicht auf die 
vorhandenen Vorbehalte, aus Gründen der Räthlichkeit und in 
Achtung beſtehender Bundespflichten, die Einberufung eines Reichs- 
tages für unzeitig erklärt, und fie haben, nachdem ihres Wider- 
ſpruchs ungeachtet dieſe Einberufung beſchloſſen worden iſt, dagegen 
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ſchon deshalb Verwahrung eingelegt, weil ein diesfallſiger Beſchluß 
a SENDER: nicht in den Befugniſſen des Verwaltungs- 
rathes lag. . 

Mit der faktiſchen Einberufung des Reichstages tritt aber die 
in dem Vorbehalte vorausgeſehene Eventualität ein und mit ihr 
die gewahrte Füglichkeit neuer Verhandlungen mit dem Rechte 
freier Zuſtimmung. Die Königl. ſächſiſche Regierung hat, wie die 
Verhandlungen des Verwaltungsrathes beweiſen, ihrerſeits nicht 
dazu beigetragen, dieſe Eventualität herbeizuführen. N 

Es iſt aber auch ferner am Schluſſe des von den hannoveri— 
ſchen Bevollmächtigten übergebenen Vorbehaltes geſagt worden: 
„Zugleich aber vereinigen ſie ſich mit dem Bevollmächtigten der 
Königlich ſächſiſchen Regierung für den beklagenswerthen Fall, wenn 
der gegenwärtige Verſuch einer Einigung zu nichts, als zur Her- 
ſtellung eines nord- und mitteldeutſchen Bundes führen möchte, in 
der Erklärung, daß für dieſe Eventualität die Erneuerung der Ver— 
handlungen und die Umgeſtaltung des vereinbarten Verfaſſungs— 
Entwurfes ausdrücklich vorbehalten bleibe.“ Es iſt alſo auch hier 
deutlich ausgeſprochen worden, daß die vorbehaltene Erneuerung der 
Verhandlungen in dem Falle des Mißlingens des gegenwärtigen 
Verſuches einer Einigung eintreten ſolle. Unter dieſem Verſuche 
kann nicht etwas Anderes verſtanden werden, als die Vorlage des 
Verfaſſungs-Entwurfes an die übrigen deutſchen Regierungen und 
deren. Einladung zur Annahme. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
inwiefern die Stellung, welche die verbündeten Regierungen in dem 
durch das Bündniß vom 26. Mai ausdrücklich als fortbeſtehend anerkann⸗ 
ten Bunde einnehmen, dieſelben berechtigen könne, ihren Vorſchlä— 
gen durch die von dem Königl. preußiſchen Herrn Bevollmächtigten 
geltend gemachte Anziehungskraft des vollendeten Bundesſtaates 
größeren Nachdruck zu verleihen. Dem Begriff des Verſuchs einer 
Einigung entſpricht es aber gewiß nicht, wenn, ungeachtet des ent— 
ſchieden ausgeſprochenen Willens der ſüddeutſchen Staaten, die ge= 
botene Verfaſſung in ihrer dermaligen Geſtalt nicht annehmen zu 
wollen, ein Reichstag zuſammenberufen und demſelben jene Ver— 
faſſung unverändert und zu definitivem Abſchluſſe vorgelegt wird. 

Der Königl. preußiſche Herr Bevollmächtigte findet indeſſen 
eine Beſtätigung ſeiner Anſicht in der Stelle des von der Königl. 
preußiſchen Regierung in eigenem und im Namen der Regierungen 
von Sachſen und Hannover unterm 28. Mai erlaſſenen Cirkulars, 
wo es heißt: „Sie werden daher in Gemeinſchaft mit denjenigen 
Regierungen, welche ſich dem Verfaſſungs-Entwurfe anſchließen, 
aus dieſen deutſchen Landen einen Reichstag in dem Umfange und 


nach den Wahlbeſtimmungen berufen, welche der Verfaſſungs-Ent⸗ 


wurf vorläufig bezeichnet.“ Allein es darf hierbei nicht überſehen 
werden, daß dieſes Cirkular nicht von den Regierungen Sachſens 
und Hannovers nach dem Schluſſe der Verhandlungen und der Un⸗ 
terzeichnung des Schlußprotokolls in Gemeinſchaft mit der Königl. 
preußiſchen Regierung entworfen worden iſt; vielmehr gehört daſſelbe zu 
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denjenigen Dokumenten, welche von der Königl. preußiſchen Re⸗ 
gierung in der Schlußſitzung vom 26. Mai den übrigen Bevoll— 
mächtigten zur Annahme vorgelegt wurden und welche die Bevoll— 
mächtigten von Sachſen und Hannover nach Ausweis des Schluß— 
protokolls unter dem Vorbehalte der mehrerwähnten dem Protokolle 
beizufügenden Erklärung acceptirten. Der Vorbehalt findet daher 
auch auf den Inhalt jenes Cirkulars und die dadurch übernomme- 
nen Verpflichtungen durchgehends die vollſtändigſte Anwendung. 
Endlich hat der Königl. preußiſche Herr Bevollmächtigte in der 
weiteren Ausführung darauf hingewieſen, daß bei den Anſchlußver— 
handlungen keinem der beigetretenen Staaten, die faſt ſämmtlich die 
ne ausgeſprochen, daß der Verfaſſungs-Entwurf für alle 
Theilnehmer des Bündniſſes feſtſtehe und nur unter Zuſtimmung 
Aller abgeändert werden könne, eröffnet worden fer, daß ein die— 
fer Vorausſetzung widerſprechender Vorbehalt exiſtire. Es kann in= 
zwiſchen aus dieſem Umſtande, welche Bewandtniß es immer damit 
haben möge, irgend eine die Wirkſamkeit der ſächſiſch-hannoveriſchen 
Vorbehalte ſchwächende Folgerung in keinem Falle hergeleitet wer— 
den. Das Sachverhältniß iſt einfach folgendes: Bei den im Mo- 
nat Mai zu Berlin abgehaltenen Konferenzen war es durchgehends 
Grundcharakter der Verhandlung, daß Preußen den Bevollmächtig— 
ten derjenigen Staaten, welche auf feine Einladung in Berlin ver- 
treten waren, beſtimmte Propoſitionen vorlegte, über deren Annahme 
dieſelben ſich zu entſcheiden hatten. Die Regierungen von Sachſen 
und Hannover, welche nächſt der Königl. bayerifchen Regierung da— 
bei betheiligt waren, hielten es, nachdem der Schluß der Verhand- 
lungen als dringlich beantragt worden war und gleichwohl der Be— 
vollmächtigte Bayerns zu einer beſtimmten Erklärung nicht ermäch— 
tigt zu fein kundgegeben hatte, dem Intereſſe ihrer Länder ange- 
meſſen, nicht unbedingt für alle Fälle beizutreten, ſondern 
für eine mögliche Eventualität anderweite Verhandlungen 
vorzubehalten. Sie gaben indeſſen ihre Zuſtimmung dazu, die 
übrigen Staaten ſämmtlich zur Annahme des Verfaſſungs-Entwurfs, 
welcher, wie das Cirkular vom 28. Mai beſagt, auf einer von 
Preußen vorgelegten Propoſition beruhte, einzuladen, nachdem der 
Beitritt der ſüddeutſchen Staaten von ihnen als Bedingung ihres 
eigenen dauernden Beitritts in eben jenem Vorbehalte bezeichnet 
worden war, und fie gaben, indem ſie ſich dieſer Einladung an⸗ 
ſchloſſen, den ſprechendſten Beweis ihres aufrichtigſten Beſtrebens, 
den Beitritt ſämmtlicher deutſcher Staaten zu bewirken. Den in 
Folge jener Einladung ihren Beitritt erklärenden Regierungen war 
es dagegen unbenommen, in gleicher Weiſe ihre Zuſtimmung an 
eine beſtimmte Bedingung zu knüpfen. Inſofern aber hierbei an⸗ 
genommen werden wollte, daß eine rechtzeitigte und vollſtändige 
Bekanntſchaft mit den bezüglichen Erklärungen von Sachſen und 
Hannover für die Entſchließung der ſpäter verhandelnden Regie- 
rungen entſcheidend geweſen ſei, fo würde zugleich darauf hinge⸗ 
wieſen werden müſſen, daß eine Mittheilung eben dieſer Vorbehalte 
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vor allen Dingen der Königl. preußiſchen Regierung, welcher die 
oberſte Leitung jener Verhandlungen zufiel, obgelegen haben würde. 
Die Königl. ſächſiſche Regierung hat, indem ſie den von ihr ein⸗ 
gelegten Vorbehalt weder der Oeffentlichkeit übergab, noch 
deſſen Mittheilung an irgend eine der zu dem Beitritte 
eingeladenen Regierungen bewirkte, lediglich im Intereſſe des 
im Verein mit Preußen begonnenen Unternehmens und in 
der gewiſſenhafteſten Beobachtung der auf die preußiſche Regierung 
zu nehmenden Rückſichten gehandelt. Sie würde es allerdings 
ſchmerzlich zu empfinden haben, wenn gegenwärtig dieſes Verfahren, 
in deſſen beharrlicher und unter den damaligen Umſtänden mit nicht 
geringer Selbſtverleugnung verbundener Durchführung fie ſogar in 
der Anſprache an das eigene Land einer deſſen Rechte und Inter- 
eſſen wahrenden Erklärung nicht gedacht hat, um eben in keiner 
Weiſe der Annahme der Verfaſſung von Seiten des geſammten 
Deutſchlands hemmend entgegenzuwirken, wenn, ſage ich, dieſes 
Verfahren von, Seiten der Königl. preußiſchen Regierung jetzt zum 
Gegenſtande des Vorwurfs gemacht, oder wenn daraus eine für ihre 
Rechte nachtheilige Konſequenz hergeleitet werden wollte. Einer 
ſolchen müßte indeſſen dieſſeits auf das entſchiedenſte widerſprochen 
werden. Die ſpäter beigetretenen Staaten könnten aus dem Um— 
ſtande, daß ihnen die Vorbehalte der beiden Regierungen nicht hin— 
reichend bekannt geweſen ſeien, höchſtens ſo viel folgern, daß die 
Geltendmachung jener Vorbehalte ihnen ſelbſt die Füglichkeit an— 
derweiter Verhandlungen gewähre, und dieſes Recht wird ihnen 
dieſſeits nicht beſtritten. Keinesweges aber haben ſie einen Anſpruch 
darauf, daß Sachſen und Hannover, des erklärten Beitrittes der 
übrigen Staaten wegen, ihre Vorbehalte ſollten fallen laſſen. 

Ueberdies würde es nicht ganz zuläſſig erſcheinen, wenn die 
betreffenden Regierungen ſich auf ihre Unbekanntſchaft mit jenen 
Vorbehalten berufen wollten. Das Schluß-Protokoll vom 26. Mai, 
welches der Vorbehalte gedenkt, iſt — ſo viel dieſſeits bekannt — 
keinem der unterhandelnden Bevollmächtigten vorenthalten worden, 
auch haben die meiſten der betreffenden Regierungen ihren definiti— 
ven Beitritt erklärt, nachdem die Vorbehalte bekannt geworden waren. 

Wenn aber die Bevollmächtigten von Hannover und Sachſen 
im Verwaltungsrathe gelegentlich einiger Anſchluß-Verhandlungen 
ſich dafür ausgeſprochen haben, daß der Verfaſſungs-Entwurf nur 
unter Zuſtimmung aller Kontrahenten abgeändert werden dürfte, 
ſo kann daraus eine Zurücknahme oder Schwächung des Vorbehalts 
in keiner Weiſe gefolgert werden, indem von Seiten der beiden 
Regierungen fortwährend die Annahme der Verfaſſung als eine 
bedingte angeſehen und nach Erfüllung der geſtellten Bedingung, 
nämlich der Annahme der Verfaſſung von Seiten des geſammten 
Deutſchlands, mit Ausnahme Oeſterreichs, der Verfaſſungsentwurf 
als eine nur mit Zuſtimmung aller Regierungen abzuändernde 
wirkliche Reichs-Verfaſſung betrachtet wurde. 

In den bei den gedachten Verhandlungen beinahe durchgängig 
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unter Zuſtimmung des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten ab- 
gegebenen Erklärung des Königlich ſächſiſchen Bebollmächtigten 
kann nur der wiederholte Ausdruck der Abſicht der Königlich ſäch— 
ſiſchen Regierung erkannt werden, die Einführung der vereinbarten 
Verfaſſung an den vorausgehenden Beitritt ſämmtlicher deutſchen 
Staaten außer Oeſterreich zu binden und keine mit den Vorbe⸗ 
halten im Widerſpruch ſtehenden Abweichungen zuzulaſſen. Die 
dieſſeitige Regierung konnte ſich aber des Rechts, auf den gemach⸗ 
ten Vorbehalt zu rekurriren, nur dadurch begeben, daß fie auf den- 
ſelben ausdrücklichen und namentlichen Verzicht leiſtete. 

Die Königl. ſächſiſche Regierung weiß die Geſinnungen und 
Abſichten vollkommen zu ſchätzen, welche der Königl. preußiſche 
Herr Bevollmächtigte am Schluſſe der betreffenden Erklärung dar— 
elegt hat, um die Nothwendigkeit einer baldigen Einberufung des 
Reichstages zu begründen, damit der deutſchen Nation die Befrie- 
digung der ihr gewährleiſteten Anſprüche auf eine einheitliche Ge— 
ſtaltung geboten werde. Die ſächſiſche Regierung theilt dieſen 
Wunſch auf das vollſtändigſte, und eben deshalb zögert ſie, zu einer 
Maßregel ihre Znſtimmung zu geben, welche bei der gegenwärtigen 
Lage der Dinge ihrer innerſten Uleberzeugung nach dazu führen muß, 
die Erreichung jenes Zieles in noch weitere Ferne hinauszurücken. 
Die Erfahrung hat im Laufe der mannichfachen Bewegungen 
und Verhandlungen, zu welchen die Umgeſtaltung Deutſchlands 
während des letzten Jahres Anlaß gegeben, wiederholt gelehrt, daß 
die größten Schwierigkeiten für das Zuſtandekommen deutſcher 
Einheit und für die endliche Verwirklichung der in der Nation durch 
ihre Regierungen und ihre Vertreter geweckten Hoffnungen durch 
übereiltes Voranſchreiten im Wege vollendeter Thatſachen bereitet 
worden ſind. Das Schickſal der deutſchen National-Verſammlung 
nach der zweiten Leſung der Verfaſſung legt hierfür ein warnendes 
Zeugniß ab, und wäre der Abſchluß der berliner Verhandlungen 
nicht aus Rückſicht auf die gebieteriſchen Zeichen der Zeit ſo ſehr 
beeilt worden, daß der bayeriſchen Regierung nicht einmal materiell 
die Zeit vergönnt war, den Verfaſſungs-Entwurf vollſtändig zu 
kennen, über deſſen Annahme ſie ſich zu entſcheiden hatte, ſo würde 
ein rechtzeitiges Verſtändniß mit dieſer Regierung vielleicht möglich 
geweſen ſein, und die Regierungen von Sachſen und Hannover 
hätten ſich nicht in der Nothwendigkeit befunden, Vorbehalte zu 
machen, deren Erledigung jetzt für ſie Vorbedingung der Verwirk— 
lichung des vereinbarten Verfaſſungswerkes iſt. Die . a 
ſächſiſche Regierung erkennt nicht minder als ihren heiligſten Beruf, 
dazu beizutragen, daß die Nation dem gewünſchten Ziele zugeführt 
werde. Die, welche ihr auf dieſer Bahn vorausgehen, müſſen aber 
vor Allem darauf denken, daß die inmitten liegenden Hemmniſſe 
aus dem Wege geräumt werden, und es genügt nicht, wenn die 
Führer allein kühn darüber hinwegſchreiten. 

Beſeelt von dem redlichen Willen, die durch Annahme des 
Verfaſſungs⸗Entwurfes vom 26. Mai d. J. gegen ihr Volk über— 


nommenen Zuſagen zu erfüllen, jedoch entſchloſſen, die Damit ver— 
knüpften Opfer nur der gewiſſen Erreichung des erklärten Zweckes, 
der Einigung des geſammten Deutſchlands, zu bringen, vermag die 
Königl. ſachſiſche Regierung nicht der Hoffnung zu entſagen, daß 
die Königl. preußiſche Regierung in ihrer Weisheit die Nothwen— 
digkeit einer vermittelnden Ausgleichung der widerſtreitenden In— 
tereſſen ſowohl, als der entgegenſtehenden Anforderungen des Rechts 
erkennen und der Befriedigung dieſes erſten und dringendſten Be— 
dürfniſſes zunächſt ihre patriotiſchen Beſtrebungen zuwenden werde. 
Daher glaubt ſie auch zuverſichtlich auf eine Modification derjenigen 
Anſichten rechnen zu dürfen, welche der Herr Vorſitzende des Ver— 
waltungsrathes bezüglich der Gültigkeit der organiſchen Bundes— 
Geſetze dargelegt hat und hinſichtlich deren die dieſſeitige Regierung 
im Anſchluß an die von dem Königl. hannoveriſchen Bevollmächtig— 
ten im Verwaltungsrathe abgegebene Erklärung ſich weitere Ent— 
gegnung vorzubehalten hätte. 

In Betracht der augenblicklichen Abweſenheit des Königl. Be— 
vollmächtigten beim Verwaltungsrath in Berlin beauftrage ich Sie, 
Abſchrift gegenwärtigen Erlaſſes dem Königl. preußiſchen Minifte- 
rium mittelſt Note zu überreichen und deſſen geneigte Vermittelung 
in Anſpruch zu nehmen, damit davon weitere Mittheilung an den 
Herrn Vorſitzenden des Verwaltungsrathes veranſtaltet werde. 


Dresden, den 25. Oktober 1849. gez. Beuſt. 


Nach Verleſung dieſer Note erbittet ſich zunächſt der Proto— 
kollführer das Wort, um, jo weit die Note ihren Anlaß der Er- 
klärung entnimmt, die er über den näheren Sachverhalt in Betreff 
der Vorbehalte in dem Schluß-Protokolle vom 26. Mai c. letzt— 
hin abgegeben, gegenwärtig Folgendes zuzufügen: Wie aus dem 
Sitzungs-Protokolle der Konferenz vom 24. Mai c. hervorgehe, 
ſei die Konferenz an jenem Tage ihrem Abſchluß ſo nahe gekom— 
men, daß „die Fortſetzung, beziehungsweiſe der Schluß der Ver— 
handlungen, auf den 26. Mai c., Abends 8 Uhr“, habe anberaumt 
werden können. Fortſetzung und Schluß der Verhandlungen hät— 
len auch wirklich, wie das betreffende Protokoll ebenfalls nachweiſe, 
in dem bezeichneten Termine ſtattgefunden, ſo, daß nach Unterzeich— 
nung des Protokolls über dieſe letzte Konferenz- Verhandlung — 
„26. Mai c., Abends 95 Uhr,“ — nur noch der Abſchluß eines 
rechtsverbindlichen Vertrages zwiſchen den Königlichen Regierun— 
gen von Preußen, Sachſen und Hannover erübrigt ſei. Als haupt- 
ſächlichſte Materialien zu dieſem Vertrage hätten ſich die Schrift— 
ſtücke dargeboten, die von der Königlich preußiſchen, beziehungs- 
weiſe der Königlich hannoverſchen Regierung im Laufe der Kon- 
ferenz-Verhandlungen vorgelegt und von den konferirenden Regie— 
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rungen in dieſen Verhandlungen unter ſich ſchließlich feſtge— 
ſtellt worden feien, und zwar als Vorlagen der Königlich preußiſchen 
Regierung: a) der Verfaſſungs-Entwurf, b) der Entwurf des Wahl— 
geſetzes, c) der Entwurf einer Anſprache an die deutſchen 
Regierungen, — die ſpätere Kollektiv-Note vom 28. Mai c; 
und als Vorlage der Königlich hannoverſchen Regierung: 
d) der Entwurf zu einer näheren Feſtſtellung des Rechtsver— 
hältniſſes zwiſchen den Regierungen, während der Dauer 
des Bündniſſes, — das ſpätere Bundes-Statut. Aufgefordert, den 
auf Grund der abgeſchloſſenen Verhandlungen nunmehr abzuſchlie— 
ßenden Vertrag in der erforderlichen Faſſung vorzulegen, habe er ſo— 
dann, — Abends 10 Uhr, — dieſer Aufforderung zu genügen 
geſucht, indem er das Protokoll vorgelegt, das mit den Wor- 
ten: „Verhandelt, Berlin, am 26. Mai 1849, Abends 10 Uhr“ 
anhebe, und das gegenwärtig die Urkunde bilde, wodurch der Ver— 
tragsſchluß zwiſchen Preußen, Sachſen und Hannover protokollariſch 
feſtgeſtellt ſei. Bezüglich der von der Königlich preußiſchen Regie— 
rung gemachten und von den Königlichen Regierungen von Sach— 
ſen und Hannover zu acceptirenden Vorlagen ſei die von ihm ge- 
wählte Faſſung des vorgelegten Protokolls die folgende geweſen: 
„Die Bevollmächtigten der Königlich ſächſiſchen und hannoverſchen 
Regierung erklären unter ausdrücklicher Bezugnahme und Hinwei— 
fung auf ihre in den Konferenz-Protokollen vom 17., 18., 19., 20., 
21., 22., 23., 24. und 26ften laufenden Monates und Jahres nie- 
dergelegten Anſichten und Verwahrungen, — daß ſie der in den 
vorangeführten Vorlagen der Königlich preußiſchen Regierung ge— 
machten Propoſition, Namens und im Auftrage der durch ſie ver— 
tretenen Regierungen, ihre Zuſtimmung ertheilen, dieſelben, wie 
hiermit geſchieht, förmlich acceptiren und als nunmehr gegenſeitig 
rechtsverbindend anerkennen.“ Nach Vorlage und Verleſung des 
alſo abgefaßten Protokolls hätten die Bevollmächtigten von Sach— 
ſen und Hannover, indem ſie im Uebrigen gegen die Faſſung nichts 
zu erinnern gefunden, zu der obigen Stelle noch einen Zuſatz ver— 
langt, und zwar in der Art, daß unmittelbar nach den Worten: 
Anſichten und Verwahrungen, die Worte: „und unter Vorbehalt 
einer zunächſt die Oberhauptsfrage betreffenden näheren, dem heutigen 
Protokolle ſchriftlich zuzufügenden Erklärung“ in den Text aufgenommen 
werden möge, ein Verlangen, dem der Königlich preußiſche Bevoll— 
mächtigte nicht entgegengetreten, und dem er, der Protokollführer, 
denn ſeinerſeits mittelſt Beiſchreiben einer Randbemerkung des ver— 

langten Inhalts jtatigegeben. Hierauf ſeien die einzelnen in dem 
Protokolle bezogenen Vorlagen a, b, c, d nochmals durchgegangen, 
endlich nach Verlauf einer mehrſtündigen Erörterung, „als integri— 
rende Beſtandtheile des Protokolls“ anerkannt und nunmehr das 
am 26. Mai c., Abends 10 Uhr vorgelegte Protokoll mit Einfügung 
jener Randbemerkung von den ſämmtlichen Bevollmächtigten unter- 
zeichnet worden. Der Augenblick der Unterzeichnung möge gegen 

3 Uhr in der Frühe des 27. Mai c. eingetreten ſein. Ein zuſätz— 
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licher Vermerk über die Stunde der Unterzeichnung ſei unterblieben, 


weil die Urkunde in ihrem Eingange das mit der Wirklichkeit ihrer 


Aufnahme völlig übereinſtimmende Datum, „Berlin, 26. Mai 1849, 


Abends 10 Uhr“, bereits getragen und der ſofort bei der Auf- 
nahme gewählte Schluß: „Berlin wie Eingangs“ allen Betheilig- 
ten auch ſpäter genügend geſchienen. Sofort nach Unterzeichnung 
der Urkunde, 27. Mai, Morgens 3 Uhr, hätten die Bevollmächtigten 
von Bayern, Sachſen und Hannover das Konferenzlokal verlaſſen; eine 
fernere Verhandlung, die hierauf etwa im Laufe des 27. Mai, d. h. 
Pfingſtſonntags, ſtattgefunden, ſei ihm gänzlich unbekannt; erſt am 
28. Mai habe er aus der Hand des Koͤniglich preußiſchen Bevoll— 
mächtigten zwei Erklärungen erhalten, die, wie dabei bemerkt wor— 
den, ſeitens der Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover zu 
dem Schlußprotokolle vom 26. Mai c. nachträglich eingereicht wor— 
den, und die er, der Protokollführer, denn auch, wie der Vermerk 
auf den Originalien nachweiſe, dieſem am 26. Mai c., Abends 
10 Uhr, vorgelegten, am 27. Mai, Morgens 3 Uhr, unter- 
zeichneten Protokolle am 28. Mai c. zugefügt habe. Dies 
ſei die ausführliche Darlegung des Sachverhalts, dem er in 
der Sitzung vom 17ten d. nur den kürzeren Ausdruck gegeben, 
und zwar in Gegenwart des Königlich hannoverſchen Herrn Bevollmäch— 
tigten, dem eben dieſer Sachverhalt durch perſönliche Theilnahme völlig 
bekannt geweſen. Möchte aber dennoch, wie in der jetzigen Note geſagt 
ſei, aus feiner Erklärung in der Sitzung vom 17ten d., vielleicht gefolgert 
werden“ können, daß die Bevollmächtigten von Sachſen und Han— 
nover zuvörderſt eine unbedingte Zuſtimmung zu der von ihm vor» 
gelegten Faſſung des Protokolls ausgeſprochen und erſt ſpäterhin 
bei Unterzeichnung des Protokolls den Vorbehalt einer verwahren— 
den, „oder vielmehr einer zunächſt die Oberhauptsfrage betreffenden, 
„dem Protokolle nachträglich zuzufügenden Erklärung geſtellt“ hät- 
ten, ſo würde dies, wie es in der Note auch bereits zugeſetzt ſei, 
„ſicherlich gegen ſeine, des Protokollführers, Abſicht“ geſchehen, und 
könne er es ſelbſt nur höchſt gerechtfertigt finden, eine ſolche Schluß— 
folge, wenn ſie wirklich aus ſeiner Erklärung gezogen werden ſollte, 
entſchieden in Abrede zu ſtellen. Dagegen könne er auch heute nur 
beſtätigen, was er, allerdings in Folge einer dazu von dem König— 
lich hannoverſchen Herrn Bevollmächtigten erhaltenen Veranlaſſung, 
letzthin bewahrheitet habe, nämlich, daß bei Unterzeichnung des ſo— 
genannten Schlußprotokolls, d. h. bei Unterzeichnung derjenigen 
Urkunde, worin auf Grund der darin sub Litteris a. b. c. und d. 
angeführten und gegenſeitig acceptirten Vorlagen der Vertrag zwi— 
ſchen den Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Han— 
nover feſtgeſtellt und geſchloſſen wurde, Vorbehalte keiner Art und 
von keiner Seite vorlagen, daß ſich vielmehr alles bis dahin von 
einem Vorbehalt Erwähnte auf eine zunächſt die Oberhauptsfrage 
betreffende nähere, dem Protokolle ſchriftlich zuzufügende Erklärung 
beſchränkte. Bei derſelben Gelegenheit ſei von ihm geäußert wor— 
den, daß die Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover dieſe bei 


Unterzeichnung des Protokolls vorbehaltene ſchriftliche Erklärung 
ihrerſeits fpäter hätten ausführen und nachträglich zu dem Proto- 
kolle einreichen wollen, eine Aeußerung, die, wie es in der Note 
heiße, ebenfalls „eine weitere faktiſche Bemerkung habe nothwendig 
erſcheinen laſſen“, und zwar des Inhalts, daß die vorbehaltlichen 
Erklärungen der Regierungen von Sachſen und Hannover längſt 
vor Unterzeichnung des Schluß-Protokolls aufgeſetzt und zuvor den 
betreffenden Königlichen Regierungen zur Genehmigung vorgelegt 
worden ſeien, daß jedoch die am 26. Mai Abends eröffneten Schluß⸗ 
Verhandlungen eine Vervollſtändigung der dieſſeitigen — d. i. der 
ſächſiſchen — Erklärung erforderlich gemacht hätten. Dieſer jetzt 
bekundete Umſtand habe für ſein e, des Protokollführers, perſönliche 
Wiſſenſchaft kein früheres Datum als die Kenntnißnahme der gegenwär— 
tigen Note ſelbſt. Er würde ſich demnach ſeinerſeits in dem Falle befinden, 
es entſchieden in Abrede zu ſtellen, wenn aus der jetzigen Kundgebung 
des Königl. ſächſiſchen Herrn Staats-Miniſters, obſchon auch ſicher⸗ 
lich gegen deſſen Abſicht, vielleicht gefolgert werden möchte, daß vor 
oder bei Unterzeichnung des Schluß-Protokolls ſeitens der Bevoll— 
mächtigten von Sachſen und Hannover irgend etwas ausgeſprochen 
oder angedeutet worden, was ihm, dem Protokollführer, von bereits 
damals feſtgeſtellten oder damals überhaupt ſchon exiſtirenden vor— 
behaltlichen Erklärungen habe Kenntniß geben müſſen. 

Der Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte 
wünſcht vor weiterem Fortgang in dieſer Angelegenheit die Einſicht 
des Schluß⸗Protokolls vom 26. Mai c. in originali. Die Urkunde 
wird 5 auf Anordnung des Vorſitzenden der Regiſtratur des 
Königlich preußiſchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegenhei— 
ten entnommen und zur Einſicht und Prüfung der Mitglieder des 
Verwaltungs-Rathes dargelegt. Der Verwaltungs-Rath überzeugt 
ſich und konſtatirt, daß die Urkunde, anfangend: „Verhandelt Ber- 
lin, den 26. Mai c., Abends 10 Uhr“, und ſchließend: „Berlin, 
wie Eingangs, gez. von Radowitz, Graf von Lerchenfeld, Fr. von 
Beuſt, Stüve, H. von Wangenheim, Blömer“, uno tenore ge= 
ſchrieben iſt, und daß blos an der von dem Protokollführer ange- 

ebenen Stelle der von demſelben angegebene Zuſatz mittelſt all— 
ſeitig paraphirter Randbemerkung eingefügt iſt. 

Die von dem Vorſitzenden, als Bevollmächtigten 
der Königlich preußiſchen Regierung, auf dieſe Note 

egebene Erwiederung iſt bei Feſtſtellung des Protokolls in 
7 5 Ausführung niedergelegt worden: 

Zur Würdigung der von dem Königlich ſächſiſchen Staats- 
“ Minifter in der gegenwärtigen Note gegebenen Darlegung erſcheint 
es angemeſſen, zweierlei von einander getrennt zu halten: das 
Rechtsverhältniß zwiſchen den Regierungen, die den Vertrag vom 
26. Mai C. abſchloſſen, d. h. das Rechtsverhältniß zwiſchen Preu⸗ 
ßen, Sachſen und Hannover; und ſodann das andere Rechtsver— 
hältniß zwiſchen dieſen Regierungen und den anderen Regierungen, 
die dem am 26. Mai c. abgeſchloſſenen Vertrage auf die gemein- 
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ſchaftliche Aufforderung der Königlichen Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover durch neue Vertrags-Schlüſſe ſpäter bei- 
traten. b 

Was der Königlich preußiſche Bevollmächtigte Namens ſeiner 
Regierung zu erwiedern hat, ſoll und wird ſich hauptſächlich auf 
das erſte Rechtsverhältniß, als das die Königlich preußiſche Re- 
gierung zunächſt berührende, beſchränken. 

Der Umſtand, daß die Vorbehalte der Königlich ſächſiſchen und 
hannoverſchen Regierung in dem Augenblick, wo der Vertrag zwi— 
ſchen Preußen, Sachſen und Hannover protokollaxiſch feſtgeſtellt 
und durch Unterzeichnung der Bevollmächtigten dieſer Regierungen 
abgeſchloſſen wurde, nicht vorlagen, ſondern erſt nachträglich von 
den Bevollmächtigten der beiden letzten Regierungen übergeben wur- 
den, iſt durch die jetzige Note des Königlich ſächſiſchen Staats— 
Miniſters nur beſtätigt. Was in dem Augenblick, als die vertrags— 
mäßigen Rechte zwiſchen Preußen, Sachſen und Hannover ihren 
Anfang nahmen, für und zu Gunſten der beiden letzten Regierun— 
gen von den Vertretern derſelben vorbehalten wurde, war nichts 
mehr und nichts Anderes, als „eine zunächſt die Oberhaupts-Frage 
betreffende, dem Protokolle ſchriftlich zuzufügende Erklärung.“ 

Der Inhalt der Erklärungen, die nach der Unterzeichnung des 
protokollariſchen Vertragsſchluſſes von dem Königlich ſächſiſchen und 
dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten übergeben wurden, 
iſt jetzt allgemein bekannt. Der Königlich preußiſche Bevollmächtigte 
kann bezüglich dieſes Inhalts nur wiederholen, daß Alles, was in 
den nachträglich über gebenen Erklärungen der Regierungen von 
Sachſen und Hannover über den Charakter und die Weſenheit der 
bei dem Vertragsſchluſſe für Sachſen und Hannover vorbehalte— 
nen Erklärungen hinausgeht, für die Königlich preußiſche Regie— 
rung von vorn herein aller rechtlichen Wirkung entbehrt hat; er 
kann nur wiederholen, daß bei dem Vertragsſchluß nicht die nach— 
trägliche Stellung einer Bedingung und noch weniger einer 
ſolchen Bedingung vorbehalten war, welche die ganze Exiſtenzfrage 
des bezweckten Bundes-Staates den Entſchließungen Bayerns und 
Württembergs hätte überantworten mögen; er kann nur wiederho— 
len, daß eine zunächſt die Oberhauptsfrage betreffende Erklärung 
das Eine und Einzige war, das Sachſen und Hannover als Ge— 
genſtand des Vorbehalts beim Vertragsſchluſſe bezeichnete und in 
Anſpruch nahm, und das Preußen gewährte. 

Hätte die Königlich preußiſche Regierung blos ihr eigenes, 
vertragsmäßig erworbenes Recht gegen die Königlichen Regierungen 
von Sachſen und Hannover zu ſichern gehabt, ſo hätte ſie ſich bei 
ihrer Ueberzeugung von der rechtlichen Wirkungsloſigkeit der Vor— 
behalte Sachſens und Hannovers, fo weit dieſelben über eine zu— 
nächſt die Oberhauptsfrage betreffende nähere Erklärung hinausge— 
hen, völlig beruhigen dürfen. Allein die Königlich preußiſche 
Regierung hatte den Vertrag mit Sachſen und Hannover nicht 
für ſich und um ihretwillen geſchloſſen. Sie hatte durch den 
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Vertrag nur erſtrebt, was das tieferſchütterte Vaterland nicht mehr 
entbehren konnte, und woran hochſennig und entſchloſſen Theil zu 
nehmen, alle anderen deutſchen Regierungen von den Königlichen 
Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover gemeinſchaftlich 
aufgerufen werden ſollten. Dieſer Verpflichtung gegenüber bedurfte 
ſie einer äußeren Garantie, daß dasjenige, was als ein unbedingt 
Darzubietendes beſchloſſen war, nicht dennoch ſpäter von Sachſen 
und Hannover als ein Bedingtes geltend zu machen verſucht werde. 
Sie fand dieſelbe in der Kollektiv-Note vom 28. Mai. 

Verharrten die Königlichen Regierungen von Sachſen und 
Hannover dabei, daß dieſe Note, die zwiſchen den deutſchen Staa— 
ten, die ſich dem vorgelegten Verfaſſungs-Entwurf anſchließen, und 
folchen, die ſich zu dieſem Anſchluß nicht veranlaßt finden, aus— 
drücklich unterſcheidet, mithin den Anſchluß aller deutſchen Staa— 
ten, außer Oeſterreich, als Bedingung des bezweckten Bundes— 
ſtaates geradezu ausſchließt, daß dieſe Note unverändert, wie ſie 
vor Einreichung des ſächſiſchen und hannoverſchen Vorbehalts be— 
ſchloſſen war, als eine gemeinſchaftliche Note Preußens, Sach— 
ſens und Hannovers an alle deutſchen Regierungen entſendet wurde, 
— dann hatten, dann mußten Sachſen und Hannover auf die Gel— 
tendmachung eines Vorbehalts verzichtet haben, der vor dem Inhalt 
dieſer Note ſchlechterdings nicht beſtehen kann, was ſonſt auch immer 
im Augenblick der Einreichung des Vorbehalts die An- und Abſich— 
ten der Bevollmächtigten Sachſens und Hannovers geweſen waren. 

Die Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover haben 
der Königlich preußiſchen Regierung dieſe Garantie gegeben. Sie 
haben der Entſendung der Kollektiv-Note nicht widerſprochen; fie 
haben ſpäter nicht proteſtirt; ſie haben nichts gethan, die Bedeu— 
tung der auch für ſie und in ihrem Auftrage veröffentlichten Note 
nachträglich zu brechen oder zu heben; ſie haben Alles unterlaſſen, 
was ihrerſeits geſchehen mußte, ſofern ſie irgendwie geſonnen wa— 
ren, das in der Note gemeinſchaftlich Angebotene jemals ihrerſeits 
nicht ganz und unbedingt zu gewähren. Die Kollektiv-Note befet- 
tigte die Vorbehalte, ſoweit die Vorbehalte mit dem Inhalte der 
Kollektiv-Note nicht übereinſtimmen. Etwas Anderes bei den Kö— 
niglichen Regierungen von Sachſen und Hannover vorauszuſetzen, 
ſtand der Königlich preußiſchen Regierung, ſo glaubte ſie, nicht 
mehr zu. Sie war nicht darauf vorbereitet, von Sachſen aus am 
25. Oktober die Hinweiſung zu empfangen, daß, der Kollektiv-Note 
vom 28. Mai c. ungeachtet, eine Mittheilung eben dieſer ſächſiſchen 
und hannoverſchen Vorbehalte an die übrigen Regierungen, vor 
1355 5 12 — ihr, der Königlich preußiſchen Regierung ſelbſt, obge— 
egen habe! 

Die gewichtige Schwere der Kollektiv-Note vom 28. Mai c. 
wird in der jetzigen Note des Königlich ſächſiſchen Staats-Miniſters 
auch im Allgemeinen nicht verkannt; es wird indeß dabei bemerklich 
gemacht, daß ſie denjenigen Dokumenten angehöre, die von der Kö— 
niglich preußiſchen Regierung in der Schlußſitzung vom 26. Mai c. 
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den übrigen Bevollmächtigten zur Annahme vorgelegt worden, und 
welche die Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover nach Aus- 
weis des Schluß-Protokolls unter dem Vorbehalt der mehrerwähn— 


ten, dem Protokolle beizufügenden Erklärung acceptirten, daß daher 


der Vorbehalt auch auf den Inhalt der Cirkular-Note und der 
dadurch übernommenen Verpflichtung durchgehends die vollſtändigſte 
Anwendung finde. 

Es muß der näheren Erwägung des Königlich ſächſiſchen 
Staats- Miniſters lediglich anheimgeſtellt bleiben, ob gemein— 
ſchaftlich übernommene Verpflichtungen für die Königlich ſäch— 
ſiſche Regierung dadurch aufgehoben oder geändert werden 
können, daß ſie im Stillen fortfahre, dasjenige für bedingt 
zu halten, wovon ſie weiß, daß es in ihrem Namen und Auftrag 
laut und öffentlich ohne alle Bedingung dargeboten wurde. Die Kö— 
niglich preußiſche Regierung hat blos Vorkehr zu treffen, damit 
das hier erwähnte Vorlegen und Acceptiren der Kollektiv-Note in 
der Schluß-Sitzung nicht die Deutung erfahre, als ſei ſie mit die— 
ſer Kollektiv-Note erſt im letzten Augenblicke vorgetreten, oder als 
habe es den Bevollmächtigten der Königlich ſächſiſchen und hanno— 
verſchen Regierung an der nöthigen Zeit und Vorbereitung zur 
Prüfung dieſes Aktenſtücks gemangelt. 


Dem vorzubeugen, muß daran erinnert werden, daß der Ent- 


wurf der Kollektiv-Note allerdings in der Schlußſitzung vom 26, 
Mai c. ſeitens der Königlich preußiſchen Regierung vorgelegt wurde; 
aber dieſes Vorlegen der Kollektiv-Note in der Schlußſitzung war 
nicht das erſte Vorlegen derſelben. Preußen hatte bereits in der 
Konferenz vom 20. Mai den Inhalt der zu erlaſſenden Note, um 
die Worte des Protokolls zu wiederholen, vorſchlagsweiſe dahin 
präziſirt: 
die verbündeten Regierungen bringen den unter ihnen vereinbar— 
ten Entwurf einer Reichsverfaſſung in angemeſſener Weiſe zu 
allgemeiner Kenntniß und ſtellen den anderen deutſchen Regie- 
rungen anheim, ob ſie ſich demſelben anſchließen wollen. Sie 
werden zugleich ausſprechen, daß ſie dieſen Entwurf als ihre Pro— 
poſition einem auf Grund dieſer Verfaſſung und des dazu ge— 
hörigen Wahlgeſetzes einzuberufenden Reichstage zur Berathung 
und Zuſtimmung vorlegen werden. Zeit und Ort des Reichs— 
tags bleibt vorbehalten. 

Am Schluſſe einer längeren Diskuſſion — heißt es im Pro- 
tokolle der Sitzung vom 20. Mai c. weiter — in der Preußen 
namentlich hervorhebt, daß die Siegesgewißheit in dem bevorſte— 
henden Kampfe zum großen Theile darin gegeben ſein werde, daß 
die Nation wiſſe, wofür ſie in den Kampf gehe, und was ihr 
am Schluſſe deſſelben gewährt ſei, 

erklärt 5 

Hannover ſich dieſem Vorſchlage Preußens zuſtimmend, je⸗ 
doch mit der Zugabe, daß durch das zu ſchließende Bündniß die 
Rechte und Pflichten aus dem Bundesverhältniſſe von 1815 nicht 
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geſchwächt werden; daß allen deutſchen Bundesſtaaten, und na⸗ 
| mentlich auch Oeſterreich für feine deutſchen Bundestheile, der 
| Beitritt jederzeit frei bleibe, und endlich, daß die proviſoriſche 
Oberleitung Preußens (wie in der hannoverſchen Vorlage sub 
| littr. d, — dem Bündniß⸗Statut — auch wirklich geſchehen) durch 
weitere Verabredungen näher beſtimmt werden und nicht minder 
den Regierungen unbenommen ſein müſſe, unbeſchadet der ge— 
meinſchaftlichen Propoſition des Verfaſſungs-Entwurfs, ihre ab- 
weichenden Anſichten, namentlich in Bezug auf die Geſtaltung 
der Oberhauptsfrage, auf dem zur Beſchlußnahme über die Ver- 
faſſung zuſammentretenden Reichstage geltend zu machen. 
Sachſen tritt dieſer Erklärung Hannovers bezüglich der 
vorſtehenden Propoſitiou Preußens bei. 

Das geſchah am 20. Mai. Das Protokoll der Sitzung vom 
22. Mai c. beginnt mit folgenden Worten: 

„Preußen legt den Entwurf einer Kollektiv-Eröffnung vor, wo— 
mit die konferirenden Regierungen in dem hoffentlich nahen Au— 
genblick der zwiſchen ihnen zu Stande gekommenen Verſtändigung 
allen übrigen Regierungen der deutſchen Bundesſtaaten vor den 
Augen der Nation entgegenzutreten hätten, und zwar ſowohl, um 
den gewünſchten Anſchluß dieſer Regierungen zu der dieſſeitigen 
Verfaſſungs⸗Vorlage zu bewirken und zu beſchleunigen, als auch 
um die Nation von den Abſichten und dem Zweck der Proponen— 
ten auf eine Weiſe in Kenntniß zu ſetzen, die geeignet und aus— 
reichend ſei, ihr die demnächſtige Erfüllung ihrer gerechten Hoff— 
nungen und Erwartungen, ſo viel es an den Regierungen, öffent— 
lich zu verbürgen und durch dieſe Bürgſchaft alle Wohlgeſinnten 
im Vaterlande gegen die verbrecheriſche Partei des ſozialen und 
ſtaatlichen Umſturzes zu einem feſten, ſiegesgewiſſen Bunde zu 
vereinigen. Der Entwurf wird von Preußen ausdrücklich als 
vorläufige Punctation dargeboten und um freieſte Meinungsäuße— 
rung und Faſſung angeſucht. l 

Die Konferenz iſt einig über die Nothwendigkeit und Dring— 
lichkeit einer zu dem angegebenen Zwecke zu erlaſſenden Eröff— 
nung. Auch wird dem vorgetragenen Entwurfe, einzelne wenige 
Punkte abgerechnet, völlig beigeſtimmt. Dieſe Punkte werden theils 
ſofort geändert, theils ſoll dieſe Aenderung im Sinne der gemachten 
Vorſchläge und Andeutungen noch herbeigeführt und der Entwurf hier— 
auf der Konferenz zur Erwägung und ſchließlichen Feſtſtellung des 
baldigſten wieder vorgelegt werden.“ \ 

Dieſe ſchließliche Feſtſtellung iſt denn endlich dadurch wirklich 
erfolgt, daß der Königlich preußiſche Bevollmächtigte die Kollektiv— 
Note in der Schlußſitzung den Bevollmächtigten von Sachſen und 
Hannover nochmals zu freieſter Meinungs-Aeußerung über Inhalt 
und Faſſung vorlegte, und daß dieſe Bevollmächtigten ſie jetzt 
förmlich acceptirten; aber acceptirten, nicht als eine ihnen bis da— 
hin unbekannte, ihnen in der Schlußſitzung zuerſt mitgetheilte, fon= 
dern als eine ſolche, über deren „Nothwendigkeit und Dringlich- 
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keit“ ſie bereits vier Tage früher einig waren, und der ſie in dem 
vorgetragenen Entwurfe, einzelne wenige Punkte abgerechnet, be— 
reits vier Tage früher völlig beiſtimmten. 

Es kann zugegeben werden, daß der Abſchluß der berliner 
Verhandlungen „aus Rückſicht auf die gebieteriſchen Zeichen der 
Zeit beeilt“ wurde. Da aber der Königlich bayeriſche Geſandte an 
dieſen Verhandlungen von Anfang an bis zu Ende unausgeſetzten 
Theil nahm und in dem Schlußprotokoll vom 26. Mai c. ſelbſt 
„der Hoffnung“ war, die Erklärungen ſeiner Regierung, — die 
er ſich ausdrücklich vorbehielt, — „noch vor Entſendung der 
Kollektiv-Note abgeben zu können“, fo darf billig bezweifelt wer- 
den, „daß der bayeriſchen Regierung nicht einmal materiell die 
Zeit vergönnt geweſen ſei, den Verfaſſungs-Entwurf vollſtändig 
zu kennen, über deſſen Annahme ſie ſich zu entſcheiden hatte;“ und 
daß um deswillen „ein rechtzeitiges Verſtändniß mit dieſer Regie— 
rung“, was ſonſt „vielleicht möglich geweſen“, unterblieben ſei. 

Auf den minder thatſächlichen Inhalt der Note muß der Kö— 
niglich preußiſche Bevollmächtigte es unterlaſſen, in ſeiner Erwie— 
derung näher einzugehen. Nur dieſes möge noch geſagt ſein: 
Preußen nahm und nimmt bei dem zu bildenden Bundesſtaat keine 
Rückſichten in Anſpruch, die nicht zugleich wohlbegründete Rückſich— 
ten und wirkliche Pflichten gegen das gemeinſame deutſche Vater— 
land ſind. Es iſt ſich bewußt, daß die Opfer, die dieſe Rückſichten 
erfordern, von ihm ſelbſt nicht zum geringeren Theile gebracht wer— 
den müſſen. Aber es iſt, es bleibt entſchloſſen, ſie in der vollen 
Ausdehnung des Möglichen zu bringen. Hat die Königlich ſächſt— 
ſche Regierung, wie es in der Note heißt, einſt die Verpflichtung 
anerkannt, „den unter den Auſpizien Preußens gemachten Verſuch 
der Einigung Deutſchlands in keiner Weiſe zu ſtören oder zu hem— 
men, ſondern denſelben vielmehr möglichſt zu fördern“, ſo kann 
Preußen für den Ausdruck dieſer Pflichterkenntniß im Namen 
Deutſchlands nur dankbar ſein. Dieſer Dank wird wachſen mit 
den Thaten der Bewährung. 

Die anweſenden Bevollmächtigten der ſämmtlichen 
übrigen Regierungen haben ihre Erwiederung auf die Note 
des Königlich ſächſiſchen Staats-Miniſters nach ſofortiger vorläuft- 
ger Beſprechung in folgender gemeinſchaftlichen Antwort 
ſchließlich zu Protokoll gegeben: 

Die Rechte der Regierungen, welche dem von den Königlichen 
Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover unter dem 26, 
Mai c. abgeſchloſſenen Bündniſſe auf gemeinſchaftliche Aufforderung 
dieſer Regierungen ſpäter beitraten, ſind allerdings lediglich nur 
nach den Vertragsſchlüſſen zu beurtheilen, in Folge deren ihr Bei— 
tritt zu dem Bündniſſe ſtattfand. Was dem Abſchluß des Bünd— 
niſſes ſelbſt vorherging, und ob und was dabei zwiſchen den ur— 
ſprünglichen Kontrahenten vorbehalten ward, iſt für die accediren— 
den Regierungen in ihrem Rechts-Verhältniſſe zu den proponiren- 
den Regierungen ohne alle rechtliche Bedeutung. Für ſie tritt nur 
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in Erwägung, was ihnen von Preußen, Sachſen und Hannover in 
der Kollektiv-⸗Note vom 28. Mai ohne allen Vorbehalt und ohne 
alle Bedingung zur Annahme dargeboten und angekündigt ward: 
das Bundesſtatut, der Verfaſſungs-Entwurf, die authentiſche In⸗ 
terpretation deſſelben und das Wahlgeſetz. Acceptirten fie das Dar— 
gebotene, ſo übernahmen Preußen, Sachſen und Hannover gegen 
fie die ſolidariſche Verpflichtung der unverkürzten Gewährung ſei— 
nes ganzen Inhalts. Die accedirenden Regierungen haben das 
Dargebotene in förmlichen Vertragsſchlüſſen acceptirt und ſich da— 
mit das unbeſtreitbare Recht geſichert, daß ihnen gegenüber von 
irgend welchen Vorbehalten zwiſchen Preußen, Sachſen und Han— 
nover nicht entfernt die Rede fein kann. Was aus den Vor— 
behalten folgt oder nicht folgt, haben ſie nicht ferner 
zu erörtern. Ihr völlig klares und wohlerworbenes Recht 
geht auf den geraden und offenen Vollzug der Verfaſſung, 
wie ſie öffentlich dargeboten und in der Kollektiv-Note vom 
28. Mai und der Denkſchrift vom 11. Juni authentiſch interpretirt 
iſt. Nur die Erfüllung dieſes Rechts würde ihnen verweigert 
oder verzögert werden, wenn Sachſen und Hannover darauf ver— 
harren ſollten, ſich auch gegen ſie auf dieſe Vorbehalte zu beziehen. 
Das Recht ſelbſt würden ſie in dem Rechtsgefühl der Nation 
vollkommen geſichert wiſſen. 

Es iſt in der Note geſagt, daß die meiſten der beigetretenen 
Regierungen ihren Beitritt erklärten, nachdem die Vorbehalte be- 
kannt geworden ſeien. Die rechtliche Irrelevanz eines ſolchen allge- 
meinen Bekanntwerdens und eines daraus folgenden möglichen 
Bekanntſeins von Vorbehalten, die nicht Gegenſtände der darauf 
folgenden Vertragsſchlüſſe geworden, bedarf keines Nachweiſes. 
Relevirte aber etwas aus dieſem Umſtande, fo würde er die Ver- 
pflichtungen Sachſens und Hannovers gegen diejenigen Regie- 
rungen, die vor jener Zeit beitraten, nur um fo manifefter, nur 
um ſo unverbrüchlicher machen. 

Inzwiſchen iſt die Rechtsverbindlichkeit der Königlich ſächſiſchen 
und hannoverſchen Regierung gegen alle beigetretenen Regierungen 
völlig dieſelbe; gegen die einen, weil ſie die Exiſtenz der Vorbehalte 
im Augenblicke ihrer Vertragsſchlüſſe wirklich nicht ahndeten, deren 
Inhalt jedenfalls nicht kannten; gegen die anderen, weil, nachdem 
die Vorbehalte durch die Preſſe veröffentlicht oder ſonſt bekannt ge— 
worden waren, auch mit ihnen ſtets nur auf Grund des Bundes- 
ſtatuts, des Verfaſſungs-Entwurfs und ſeiner authentiſchen Inter— 
pretation, der Denkſchrift vom 11. Juni c., und nicht auch auf Grund 
irgend welcher Vorbehalte abgeſchloſſen wurde; ja, weil auf 
Andeutungen, zu denen die Beſorgniß, hinſichtlich der doch nun 
einmal bekannt gewordenen Vorbehalte, ſpäter zuweilen hinführte, 
Erklärungen ertheilt wurden, wodurch ein ferneres direkteres Fra⸗ 
gen nach etwa beſtehenden, aber auch jetzt noch im Verwaltungs- 
Rathe nicht vorgelegten Vorbehalten, geradezu verboten ward. So 
wurde, um es zu wiederholen, dem naſſauiſchen Bevollmächtigten am 
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29. Juni durch den damals blos noch aus den Bevollmächtigten 
der Königlich preußiſchen, ſächſiſchen und hannoverſchen Regierung 
beſtehenden Verwaltungs-Rath auf desfallſiges Anfragen erwiedert: 
„daß die einzelnen Beſtimmungen des Vertrages vom 26. Mai, 
ſodann der Verfaſſungs-Entwurf und deſſen Interpretation vom 
11. Juni c., ſo wie endlich die Noten des Königlich preußiſchen 
Staats⸗Miniſteriums vom 28. und 30. Mai c., das offen dar⸗ 
gelegte Material zum Verſtändniß des Inhaltes und des 
Zweckes des Vertrages darbieten; ja, ſo ſetzte der Königlich han— 
noverſche Bevollmächtigte zu, daß in dieſem Materiale die Reſul— 
tate der gemeinſchaftlichen Erörterungen und Entſchließungen der 
kontrahirenden Regierungen niedergelegt ſeien, daß es für die bei— 
tretenden Regierungen nur auf dieſe ankommen möge; daß aber 
eine Erörterung der vielleicht verſchiedenen Motive, die zu den ge— 
meinſchaftlichen Reſultaten geführt haben, wenn nicht unangemeſſen, 
doch jedenfalls nicht erforderlich ſei.“ So wurde dem kurheſſiſchen 
Bevollmächtigten in der Sitzung vom 26. Juli c. bedeutet: „es ſei 
vor Allem feſtzuhalten, daß es ſich bei der Verhandlung einer Re— 
gierung über ihren frei zu beſchließenden Beitritt zu einem zwiſchen 
den Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover abgeſchloſ— 
ſenen und zu Recht beſtehenden Vertrag nur noch um Einigung 
uber den urkundlich vorliegenden Inhalt dteſes Vertrags 
handeln könne.“ 

Der den verhandelnden und beitretenden Regierungen urkund— 
lich vorliegende, beziehungsweiſe vorgelegte Inhalt des Vertrages 
ſchloß aber die Vorbehalte der ſächſiſchen und hannoverſchen Regie— 
rung ſo wenig ein, daß er dieſelben nicht einmal andeutete. Das 
Schluß⸗Protokoll vom 26. Mai c. ſelbſt, worin ſich Sachſen und 
Hannover wenigſtens eine zunächſt die Oberhaupts-Frage betreffende 
nähere Erklärung vorbehalten, iſt den Bevollmächtigten der accedi- 
renden Regierungen niemals vorgelegt worden. Was ihnen zur 
Annahme wirklich vorgelegt ward, war das in fünf Artikeln aus— 
gearbeitete Bündniß-Statut, und in dieſem Statut — der ein- 
zigen Urkunde, die den accedirenden Regierungen 
den Inhalt des ihnen zur Annahme dargebotenen 
Vertrages verbürgen ſollte, — findet fih nicht die er- 
denklichſte Spur, weder von einem Vorbehalte, noch auch nur von 
irgend einer zuſätzlichen Erklärung irgend welcher Art und zu irgend 
weſſen Gunſten. Die accedirenden Regierungen ſind ihrerſeits dem 
Vertrage vom 26. Mai c. beigetreten, nicht inſoweit er in dem 
Schluß ⸗Protokoll, ſondern lediglich inſoweit er in dieſem Bündniß— 
Statut ausgeprägt iſt. Die Beitritts-Erklärungen, die Acceptation 
derſelben durch den Verwaltungs-Rath und die Ratificationen der 
ſouverainen Landesregierungen haben ausdrücklich nur den in dem 
Bündniß-Statute ausgeprägten Vertrag vom 26. Mai c. 
zum Gegenſtande. Findet der Königlich ſächſiſche Staats-Miniſter 
es in der jetzigen Note angemeſſen, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die von Sr. Majeſtät dem König von Sachſen vollzogene Ra- 
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tification des gedachten Bündniß-Vertrages — d. i. eben dieſes 
Statuts — unter ausdrücklicher Erwähnung und Erneuerung der 
Verwahrungen und Vorbehalte erfolgt fer, die in der dem Schluß— 
Protokolle vom 26. Mai c. zuzufügenden Erklärung niedergelegt 
worden, fo müſſen die Bevollmächtigten der accedirenden Regierun— 
gen ihrerſeits daran erinnern, daß ihnen nach erfolgtem Beitritt 
ihrer Regierungen eine beglaubigte Ausfertigung des Bündniß— 
Statuts ſtets nur mit der Ratification Seiner Majeſtät 
des Königs von Preußen ausgehändigt wurde, und daß in 
dieſer Ratification von alle dem, woran der Königlich ſächſiſche 
Staats⸗Miniſter jetzt erinnert, nicht das Geringſte zu finden iſt. 
Daß die ihnen mitgetheilte Königlich preußiſche Ratification von 
der Königlich ſächſiſchen und hannoverſchen Ratification in ihrem 
weſentlichen Inhalte abweiche, — daß ihnen blos die eine mitgetheilt 
worden, weil die anderen damit nicht völlig übereinſtimmten, 
konnte, ja durfte von den beitretenden Regierungen nicht unterſtellt 
werden, da ja jene vereinzelte Mittheilung gerade mit auf Verfü- 
Ha des Königlich ſächſiſchen und hannoverſchen Bevollmächtigten 
erfolgte. ? 

„Die Bevollmächtigten von Hannover und Sachſen“, — heißt 
es in der Note, — „hätten ſich blos „„gelegentlich einiger An- 
ſchlußverhandlungen dafür ausgeſprochen, daß der Verfaſſungs— 
Entwurf nur unter Zuſtimmung aller Kontrahenten abgeändert 
werden dürfe““, — aus welchem gelegentlichen Ausſprechen denn 
eine Zurücknahme oder Schwächung des hannoverſchen und ſächſi⸗ 
ſchen Vorbehalts in keiner Weiſe gefolgert werden könne.“ Die 
Bevollmächtigten der accedirenden Regierungen ſind ſelbſtredend 
nicht in dem Falle, ſich auf eine Erörterung über Zurücknahme 
oder Schwächung von Vorbehalten einzulaſſen, die für fie über— 
haupt ohne alle rechtliche Bedeutung ſind. Sie verdeutlichen nur 
das gelegentliche Ausſprechen, indem ſie — um bei dieſem Einen 
ſtehen zu bleiben — daran erinnern, daß der braunſchweigiſche Be— 
vollmächtigte in der Sitzung des Verwaltungs-Raths vom 27. Juli c. 
bemerklich machte, daß das Zuſtandekommen des ganzen Werkes 
zweifelhaft ſein müſſe, wenn die einzelnen Regierungen daran feſt— 
hielten, daß der Entwurf als ſolcher nicht bindend ſei, und modifizirt oder 
zurückgezogen werden könne; daß vielmehr eben daraus, daß der Ent— 
wurf auf einer Vereinbarung der Regierungen beruhe, gefolgert wer— 
den müſſe, daß keine einzelne Regierung Modificationen 
als Bedingungen des Zuſtandekommens in Anſpruch 
nehmen könne, und daß ein Zurücknehmen des Ent— 
wurfs gegen den Widerſpruch auch nur eines einzigen 
Staats nicht möglich ſei; — daß auf dieſe Frage der da⸗ 
malige Vorſitzende erwiederte: „Was die von einzelnen Regierun— 
gen, nachdem fie dem Vertrage vom 26. Mai c. beigetreten, etwa 
noch zu beantragenden Modificationen des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs betreffe, ſo werde die Zuläſſigkeit der Anbringung ſol⸗ 
cher Anträge völlig zugegeben, jedoch mit dem Beifügen, daß bei 
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mangelnder Zuſtimmung der übrigen Regierungen zu der beantrag⸗ 
ten Modification es auch für die betreffende Regierung bei dem In⸗ 
halte des vertragsmäßig acceptirten Verfaſſungs-Entwurfs lediglich 
fein Bewenden behalten“ — und daß das Protokoll jener Sitzung 
nunmehr ſo fortfährt: „die Bevollmächtigten der Königlich ſächſi— 
ſchen und der Königlich hannoverſchen Regierungen beſtärken 
dieſe Erklärung durch die Ausführung, daß der Abſchluß des 
Vertrages vom 26. Mai c. und der Beitritt zu dieſem Vertrage 
jede der kontrahirenden und der beitretenden Regierungen zum un⸗ 
verbrüchlichen Feſthalten an dem Inhalte des einmal verkün⸗ 
deten Verfaſſungs - Entwurfs verpflichtet habe und verpflichtet 
halte, und zwar ſo lange, als nicht durch gemeinſame Ueberein— 
ſtimmung aller dieſer Regierungen eine Abänderung des Entwurfs 
nachträglich genehmigt und zugegeben werde.“ 

Die Note ſtellt die Behauptung auf, daß es „den ihren Bei- 
tritt erklärenden Regierungen unbenommen“ geweſen, „in gleicher 
Weiſe“ — d. h. wie Sachſen und Hannover — „ihre Zuſtimmung 
an eine beſtimmte Bedingung zu knüpfen.“ Die Bevollmächtigten 
der accedirenden Regierungen heben dieſe Behauptung blos hervor, 
um fie zu konſtatiren. Widerlegt iſt fie durch alle Verhand⸗ 
lungen und Vertragsſchlüſſe im Verwaltungs -Rathe. Es war der 
unbedingte Beitritt zu dem Bündniß-Vertrage vom 26. Mai c. 
und nur dieſer, auf dem man ſeitens der einladenden Regie— 
rungen beſt and, und zu dem ſich die accedirenden Regierungen 
endlich entſchloſſen haben. 

Die Bevollmächtigten der accedirenden Regierungen bleiben hier— 
nach, der jetzigen Note des Königlich ſächſiſchen Staats-Miniſters 
ungeachtet, der vollen Ueberzeugung: 

daß jede Argumentation, die den von Sachſen und Hanno— 
ver bei dem Schluß- Protokoll vom 26. Mai c. vorbehaltenen 
nachträglichen Erklärungen möglicherweiſe entnommen werden 
könnte, gegen die von ihnen vertretenen Regierungen in keiner 
Weiſe Platz greift; 
daß vielmehr zwiſchen dieſen Regierungen und den König— 
lichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover die 
Geſammtheit der gegenſeitigen Rechte und Pflichten in dem von 
Preußen, Sachſen und Hannover ihren Regierungen ohne allen 
Vorbehalt dargebotenen und von dieſen Regierungen unbedingt 
acceptirten Bündniß⸗Vertrage vom 26. Mai c., beſchloſſen liegt; 
und daß der Art. IV. dieſes Bündniß-Vertrages die ſämmt⸗ 
lichen Theilhaber des Vertrages zu der auf die demnächſtige Ein— 
berufung des Reichstages abzweckenden vorläufigen Vereinbarung, 
wie dieſelbe in dem Protokoll der Sitzung des Verwaltungs 
Rathes vom 17. Oktober c. feſtgeſtellt iſt, durchaus berechtigt. 

Indem die Bevollmächtigten der accedirenden Regierungen die⸗ 
ſes gute Recht ihrer Regierungen gegen jede Anzweifelung noch⸗ 
mals feierlich verwahren, lehnen ſie zugleich Alles ab, was das 
Intereſſe auch ihrer Regierungen in „die Füglichkeit anderweitiger 


— 135 — 


Verhandlungen“ ſetzen könnte, auch wenn die Geltendmachung einer 
ſolchen Füglichkeit, wie in der Note im voraus zugeſichert wird, fet- 
tens der Königlich ſächſiſchen Regierung nicht beſtritten werden ſollte. 
Die accedirenden Regierungen wollen die Aufrechthaltung und den 
Vollzug des Bündnißvertrages, und nur dieſes; ſie wollen bei die— 
ſem Vertrage verharren, nicht davon zurücktreten. 


Der Königlich Preußiſche Bevollmächtigte hat in der Sitzung des 
Verwaltungs⸗Rathes vom 17. November c. die letzten Erklärungen 
der Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover, den Voll— 
zug des Vertrages vom 26. Mai c. betreffend, zugleich mit der 
Erwiederung der Königlich Preußiſchen Regierung zu Protokoll ge— 
geben. Dieſe Aktenſtücke lauten, wie folgt: 


Die Denkſchrift der Königlich Hannoverſchen 
Regierung. 


Die Königlich hannoverſche Regierung hat es ſich zur ange— 
legentlichen Pflicht gereichen laſſen, diejenigen Abänderungs-Vor⸗ 
ſchläge, welche ſeitens des Königlich preußiſchen Herrn Bevollmäch— 
tigten in der Sitzung des Verwaltungs-Raths vom 19. Oktober 
1849 Namens der Königlich preußiſchen Regierung zu dem dem 
Bündniß⸗Vertrage vom 26. Mai annektirten Verfaſſungs-Entwurfe 
und zu dem Entwurfe eines Reichswahlgeſetzes vorgelegt find, einer 
ernſten und ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen, deren Reſultate 
ſie ſowohl der Königlich preußiſchen als den übrigen durch den 
Vertrag vom 26. Mai verbündeten Regierungen im Folgenden 
vorzulegen ſich beeilt. 

Die aus der angeſtellten Erwägung gewonnene Ueberzeugung, 
daß der nach den gegenwärtigen Vorſchlägen Preußens zu kon- 
ſtruirende engere Bundesſtagt für einen Theil Deutſchlands und 
innerhalb des fortbeſtehenden auf den Verträgen von 1815 ruben- 
den Bundes eine lebensfähige Schöpfung nicht werden könne, und 
daß die Idee des Bundesſtaates wie ſie im Verfaſſungs-Entwurfe 
vom 26. Mai nach der preußiſchen Vorlage formulirt iſt, nur dann 
eine Ausſicht auf Realiſirung und auf Befriedigung der Bedürf— 
niſſe der deutſchen Nation eröffnen könnte, wenn, im Einverſtändniß 
mit Oeſterreich, mindeſtens alle übrigen deutſchen Staaten dem un⸗ 
ter Preußens Vorſtandſchaft zu bildenden Bundesſtaate beiträten; 
dieſe Ueberzeugung muß die Königlich hannoverſche Regierung auch 

ier wieder voranſtellen, wie ſie dieſelbe ſtets Preußen und den 
übrigen deutſchen Regierungen und dem Volke gegenüber offen be- 
kannt hat, und wie dieſelbe in den Sitzungen des Verwaltungs- 
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Rathes vom 5. und 9. Oktober eben ſowohl wie in der Kollektiv⸗ 
Note des Königlich ſächſiſchen und des hannoverſchen Bevollmäch— 
tigten vom 20. Oktober der leitende Gedanke iſt. 

Die Königlich preußiſchen Abänderungs-Vorſchläge ſubſtituiren 
in ihrem Ergebniß dem deutſchen Bundesſtaate, wie er im Ver⸗ 
faſſungs-Entwurfe vom 26. Mai als Ziel der verbündeten Regie- 
rungen aufgeſtellt iſt, gegenwärtig etwas durchaus Anderes, einen 
engeren Bund im Bunde. 

Hannover ſieht durch eine ſolche Aenderung des einen Haupt- 
zwecks des Bündniſſes vom 26. Mai den von den verbündeten Re- 
gierungen der Nation gegenüber übernommenen Verpflichtungen 
ein Genüge nicht geleiſtet. 

Wenn die Königliche Regierung dennoch der von dem König— 
lich preußiſchen Herrn Bevollmächtigten und Vorſitzenden im Ver— 
waltungs-Rathe ergangenen Aufforderung zur Erwägung jener 
Vorſchläge ſich nicht entzieht, fo vermag fie dies nur unter Voran- 
ſtellung der Verwahrung, daß fie damit ihren prinzipiellen Wider- 
ſpruch aufzugeben nicht gemeint iſt. 

Wendet man ſich daher zunächſt zu der in den Königlich preu— 
ßiſchen Abänderungs-Vorſchlägen sub &. vorangeſtellten Nomen— 
klatur, ſo werden die anheimgegebenen Abänderungen, wenn einmal 
auf eine deutſche Einigung verzichtet werden und ein engerer Bun- 
desſtaat an deren Stelle treten ſoll, an ſich vielleicht zweckmäßig und 
ſogar nothwendig erſcheinen. Aber eben die Nothwendigkeit von 
der Bezeichnung „Reich“, „Reichsfrieden“, „Reichstag“ zu abſtrahi— 
ren, erinnert die hannoverſche Regierung daran, welches Gewicht 
gerade ſeitens der Krone Preußen und ihres Bevollmächtigten bei 
den dem Abſchluſſe des Bündniſſes vom 26. Mai vorangegangenen 
Verhandlungen und Konferenzen dieſen Ausdrücken beigelegt wurde, 
wenn die desfallſigen Erörterungen auch nicht in die nach den 
Sitzungen redigirten Protokolle aufgenommen ſind, und wie 
gerade in dieſen Bezeichnungen man den richtigen Ausdruck 
dafür gefunden zu haben glaubte, um die Idee des engeren 
Bundesſtaats fern zu halten und dem deutſchen Volke die Beruhi— 
gung zu geben, daß es ſich um die Herſtellung eines ganzen Deutſch— 
lands und nicht um die Abtrennung eines Theils handle. Wenn 
aber jetzt in die Nomenklatur des engeren Bundesſtaats das Wort 
„deutſch“ nicht mehr paßt und die dem engeren Bundesſtaate nicht 
angehörigen deutſchen Länder „als fremde“ bezeichnet werden 
müſſen; wenn es in dieſem Bundesſtaate nicht einmal mehr „deutſche 
Flüſſe“ giebt, ſondern nur „den Bundesſtaat durchſtrömende Flüſſe“, 
ſo tritt die tiefere Bedeutung des jetzt von Preußen und einer 
Mehrzahl der dem Bündniß vom 26. Mai beigetretenen Regierun⸗ 
gen beabſichtigten Schritts in ſeinen Folgen In die Zerreißung 
und Spaltung des deutſchen Vaterlandes fo herbe hervor, daß man 
dieſen Verfaſſungs-Entwurf für einen engeren Bundesſtaat wohl 
kaum mehr als einen Verſuch zur Einigung Deutſchlands bezeichnen 
zu wollen wagen darf. 
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Jedenfalls ſcheinen ſelbſt dieſe blos formellen Aenderungen 
nicht ohne große materielle Bedeutung zu ſein. f 

Die hannoverſche Regierung glaubt daran nicht unerhebliche 
Bedenken knüpfen zu müſſen, die, im Obigen nur angedeutet, bei 
näherer Prüfung der sub B der preußiſchen Vorſchläge proponirten 
materiellen Aenderungen im ungleich höheren Maße hervortreten. 

Dieſe Bedenken beziehen ſich nicht allein auf die zu elf ver- 
ſchiedenen Paragraphen des Verfaſſungs-Entwurfs wirklich vorge— 
ſchlagenen Abänderungen, ſondern auch darsuf, daß man Königl. 
preußiſcherſeits von der Annahme ausgegangen zu ſein ſcheint, 
daß außer dieſen elf abzuändernden Paragraphen, zu den übrigen 
184 Paragraphen des Verfaſſungs-Entwurfs neben der abzuändern⸗ 
den Nomenklatur keine weiteren Veränderungen ſich als räthlich 
oder nothwendig darſtellten. 8 

Der ganze Charakter der Verfaſſung des jetzt proponirten Bun— 
desſtaates wird aber dadurch ein anderer, als derjenige, welchen die 
drei paciſcirenden Regierungen bei Abſchluß des Bündniſſes vom 
26. Mai und bei Verlegung des demſelben beigefügten Entwurfs 
einer deutſchen Reichsverfaſſung vor Augen hatten. 

Wie der Schwerpunkt des ganzen Verfaſſungs-Entwurfs in 
der Oberhauptsfrage und im Reichstage liegt, ſo liegt er in dieſem 
wieder im Volkshauſe. Die erbliche Vorſtandſchaft Preußens in ei— 


nem engeren Bundesſtaate, deſſen Volkshaus aus beiläufig % preu— 


ßiſchen Deputirten gegen % Deputirten aus anderen Staaten be— 
ſteht, läßt kaum einen anderen Ausgang dieſer bundesſtaatlichen Ei— 
nigung möglich erſcheinen, als ein Aufgehen der kleineren Staaten 
in Preußen, oder einer Auflöſung des preußiſchen Staats ſelbſt 
durch das mit dem gleichartigen Stoffe in Preußen vereinigte de— 
mofratifche Element aus jenen Staaten. 

Ein Ausgang der erſten Art würde, wenn er der wahrſchein— 
lichere wäre, für Preußen ſelbſt nur dann nicht verderblich werden, 
ſofern der preußiſche Staatskörper den Zuwachs neuer Glieder mit 
theilweiſe tief erkrankten Säften zu überwinden vermöchte. 

Ein Ausgang der zweiten Art iſt der Zielpunkt einer Partei, 
welche in einer Auflöſung der preußiſchen Monarchie in ihre ein— 
zelnen Beſtandtheile das Mittel zur Verwirklichung eines deutſchen 
Einheitsſtaats erblickt. Das Beſtreben dieſer Partei iſt dahin ges 
richtet, über den Eintritt eines Ausgangs der zuerſt erwähnten Art 
zu beruhigen, durch Verkündung eines zuverfichtlichen Vertrauens 
zu dem wahrſcheinlichen Eintreten des entgegengeſetzten Ausganges. 

Dieſer Partei iſt die übereilte Einberufung eines Reichstags 


aus den Staaten, welche dem Bündniſſe vom 26. Mai angehören, 


der Weg zu jenem Ziele. 5 

Aber die Königlich hannoverſche Regierung kann ſich dem Ge— 
danken eines ſolchen Ausgangs nicht ohne die ernſteſte Sorge über— 
laſſen, weil Hannover in der 3 ungeſchwächten Erhaltung der 
preußiſchen Monarchie die unerläßliche Bedingung für die Erhal— 
tung Deutſchlands erkennt. 


* 
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Preußen kann des Vorzugs der Vorſtandſchaft im engeren 
Bundesſtaate nicht theilhaftig werden, ohne die kaum errungene 
Wiederbefeſtigung der eigenen ſtaatlichen Verhältniſſe aufs neue von 
einem Reichstage bedroht zu ſehen, dem Preußen nichts entgegen 
zu ſetzen hätte, als eine durch die legislative Gewalt des Fürſten— 
Kollegiums gelähmte Exekutive des Vorſtandes. 

Welche von jenen Möglichkeiten ſich aber auch verwirklichen 
möge, — mit der Einigung Deutſchlands bleibt eine wie die an- 
dere unvereinbar. 

Hannover hat offen feine Bedenken gegen den preußiſchen Ent— 
wurf einer Reichs-Verfaſſung bezüglich der Konſtituirung einer 
Reichs-Regierung ausgeſprochen, in welcher ein bisher unbekannter 
Verſuch gemacht werden ſoll, die exekutive und legislative Ge— 
walt in der Regierung ſelbſt von zweierlei disparaten Faktoren, 
die eine vom Reichs-Vorſtande, die andere von einem ſelbſtſtändi— 
gen Fürſten-Kollegium ausgehen zu laſſen. Hannover hat dabei, 
die loyale Abſicht Preußens in dieſem Vorſchlage anerkennend, ſeine 
beſſere Ueberzeugung dem preußiſchen Vorſchlage untergeordnet und 
ſich nur vorbehalten, feine Anſichten auf dem demnächſtigen Reichs- 
tage, dem dieſe Reichs -Verfaſſung, wie fie am 26. Mai zwiſchen 
Preußen, Sachſen und Hannover vereinbart wurde, zur weiteren 
Vereinbarung vorgelegt werden ſoll, in der Weiſe zur Geltung zu 
bringen, wie jede andere Meinung ſich dort im parlamentariſchen 
Wege geltend machen kann. ö 

Die Beſeitigung dieſer als unaus führbar angeſehenen Einrich— 
tung durch die Beſchlüſſe eines von allen deutſchen Staaten be— 
ſchickten Reichstags, deſſen Volkshaus keine abſolute preußiſche Ma— 
jorität enthalten würde, blieb mehr als wahrſcheinlich. Wenn aber 
dieſe Einrichtung nach dem gegenwärtigen Vorſchlage Preußens auch 
auf einen engeren Bundesſtaat übertragen werden ſoll, deſſen Par— 
lament zu % aus preußiſchen Stimmen beſtehen würde, fo muß 
hannoverſcherſeits jetzt mehr als je ein Gewicht auf die Erhal— 
tung jener Wahrſcheinlichkeit gelegt werden, welche in den preußi— 
ſchen Abänderungs-Vorſchlägen zur Verfaſſung nicht zu finden iſt. 

Es bleibt noch übrig, dieſe Abänderungs-Vorſchläge im Ein⸗ 
zelnen kurz zu würdigen. 

Ad S. 1 


Die dem Reichsverfaſſungs-Entwurfe vom 26. Mai nachge— 
bildete Faſſung dieſes Paragraphen möchte für einen Vorſchlag der 
Regierungen untereinander paſſend, in einer Vorlage für einen ver— 
einbarenden Reichstag oder Parlament aber unthunlich ſein, da es 
ſich hier um Feſtſtellung des geographiſchen Umfanges handelt. 

Der im zweiten Abſotze des Paragraphen hinzugefügte Vor- 
behalt einer Feſtſetzung des Verhältniſſes zu den nicht beigetretenen 
Staaten durch gegenſeitige Verſtändigung enthält das Anerkenntniß 
der Nothwendigkeit dieſer Verſtändigung — einer Nothwendigkeit, 
für welche kein anderer Grund vorliegt, als die Unvereinbarkeit 
des beabſichtigten engeren Bundesſtaats mit den Grundſätzen des 
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deutſchen Bundes, deſſen Fortdauer von Preußen ſelbſt anerkannt 
und bethätigt worden iſt. 6 

Daher ſteht eine vor Erfüllung dieſer Nothwendigkeit anzu— 
nehmende Stellung der Vereinsſtaaten, als einer politiſchen Ge— 
ſammtheit im beſtehenden deutſchen Bunde, mit den beſtehenden 
und anerkannten Grundgeſetzen des deutſchen Bundes ſelbſt in ei— 
nem Widerſpruche, welcher die Ausführung der Verfaſſung dieſes 
engeren Bundesſtaats und alſo auch wieder die Zuſammenberufung 
ſeines Parlaments, als erſten Schritt zur Ausführung der Ver— 
faſſung, vor beſchaffter Verſtändigung ohne Verletzung anerkannter 
Bundespflichten nicht möglich erſcheinen läßt. 

Ad F. 6. . 

In dieſen Beſtimmungen bringen die Vereins -Staaten dem 
Vereins⸗Vorſtande ein Opfer, welches, ſo lange es ſich um die Ver— 
einigung des geſammten Deutſchlands zu einem Bundesſtaate han— 
delte, auch von den Königreichen Sachſen und Hannover als eine 
unvermeidliche Nothwendigkeit für die Einheit und Größe des 
Geſammt⸗- Vaterlandes angeſehen werden konnte, welches aber im 
engeren Bundesſtaate nur eine Unterordnung des einen Mitgliedes 
des deutſchen Bundes gegen ein anderes und eine Herabſetzung 
der übrigen, den engeren Bundesſtaat bildenden Staaten gegen 
Preußen und die nicht Beitretenden involviren würde. Ein Opfer, 
für welches in der Einheit und Größe Deutſchlands, aber nicht im 
Abſchluſſe des engeren preußiſchen Bundesſtaates ein Erſatz gefun- 
den werden kann. er. 


§. 10. 

Da keinem Staate des deutſchen Bundes als ſolchen das Recht 
des Krieges und Friedens ausſchließlich zuſteht, fo iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, wie die verbündeten Staaten daſſelbe den Grundbeſtimmun— 

en des deutſchen Bundes und den in den Verträgen von 1815 
- 77 7 1 8 Rechten und Pflichten gemäß, an Preußen übertragen 
nnen. 

Der Vorderſatz dieſes Paragraphen ſcheint vielmehr mit ſeinem 
Nachſatze in einem unauflöslichen Widerſpruche zu ſtehen. 

Ad S. 17. 

Dieſer Paragraph ſteht eben ſo wie der ganze Art. III. des 
II. Abſchnitts des Verfaſſungs- Entwurfs in jo direktem Wider- 
ſpruche mit der darin doch in Bezug genommenen Bundes-Kriegs— 
Verfaſſung, daß derſelbe eben, ohne vorgängige Verſtändigung mit 
den dem engeren Bundesſtaate nicht beitretenden Staaten, nicht in 
Ausführung zu bringen ſein würde. 

Ad F. 53. 

Hinſichtlich der Maßregeln zur Erhaltung des inneren Friedens 
würde eine Konkurrenz mit den Befugniſſen der Centralgewalt des 
deutſchen Bundes beſtehen, deren Inkonvenienzen nur durch vor— 
gängige Verſtändigung mit dieſer aus dem Wege zu räumen fein 
würden. 
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Ad S. 67. 

Wenn hinſichtlich der Compoſition der Stimmen des Fürſten⸗ 
Kollegiums bereits bei Feſtſtellung des Entwurfs der Reichs-Ver— 
faſſung Modificationen vorbehalten waren, ſo tritt die Nothwendig— 
keit derſelben in erhöhtem Grade hervor bei der für den engeren. 
Bundesſtaat vorgeſchlagenen Compoſition und bei der durch dieſe 
begründeten Gefahr, die ſämmtlichen Kuriatſtimmen durch eine Ver- 
einigung verſchiedenartiger Beſtandtheile in derſelben Kurie in ſich 
zu lähmen und unter den Einfluß der einzigen unzertheilten 
Stimme, der preußiſchen, zu a 

2 


findet durch das, was zu F. 10 bemerkt iſt, ſeine Erledigung. 
Ad 8. 85. 


Hier ſind Holſtein, Luxemburg, Limburg, beide Hohenzollern, 
Lauenburg und Frankfurt unter den das Staatenhaus mit be— 
ſchickenden Staaten aufgeführt, während dieſelben bis jetzt dem 
Bündniß vom 26. Mai überall nicht beigetreten find; einige derſel— 
ben vielmehr ausdrücklich den Beitritt zum Bündniſſe abgelehnt 
en Von Limburg iſt dies unzweifelhaft der Fall, von Luxem— 
urg aber wenigſtens eben ſo wahrſcheinlich, als ſolches von Hol— 
ftein und Lauenburg nach den obwaltenden Verhältniſſen anzuneh— 
men ſteht. N 

Glaubt man im engeren Bundesſtaate für dieſe Mitglieder 
des deutſchen Bundes die engere Bundesſtaats-Verfaſſung durch 
ein von Preußen und den dem Bündniß vom 26. Mai beigetrete— 
nen Staaten gegen Sachſens und Hannovers Widerſpruch und ohne 
deren Mitwirkung zuſammenzuberufendes Parlament beſchließen zu 
können, ſo iſt nicht abzuſehen, warum man nicht ein gleiches Recht 
gegen Bayern, Württemberg, Homburg und Lichtenſtein in Anſpruch 
nimmt, indem dann doch wenigſtens die Reichsverfaſſung, wie ſie 
im Entwurfe vom 26. Mai d. J. der deutſchen Nation als ein 
Endziel des Bündniſſes vorgelegt wurde, in ihrer Vollſtändigkeit 
zur Ausführung gebracht werden könnte. 

Hannover hält weder ſich noch ſeine Mitverbündeten nach den 
Beſtimmungen des Bündniſſes vom 26. Mai und nach den Ver— 
pflichtungen, welche die Bundes-Verträge von 1815 für alle deut— 
ſchen Bundesſtaaten feſtſetzen, zu einer ſolchen Beſchlußnahme befugt, 
und kann daher auch auf die Einladung dazu, welche in der pro— 
jektirten Einberufung eines ſolchen Parlaments des engeren Bun— 
desſtaats liegen würde, niemals eingehen. 

Es wird weiterer Bemerkungen zu den noch übrigen vorge— 
ſchlagenen Abänderungen der §. 130, §. 132 und S. 144 des Ber- 
faſſungs-Entwurfs, und der §§. 1 und 6 des Wahlgeſetz-Entwurfs, 
bei dem allgemeinen Widerſpruch, welchen Hannover in Feſthaltung 
feiner aus dem Vertrage vom 26. Mai ihm obliegenden Verpflich— 
tungen und erwachſenen Rechte auch den hier proponirten Modift- 
cationen des Verfaſſungs-Entwurfs entgegenſetzen muß, nicht be— 
dürfen. Es braucht daher nur noch erwähnt zu werden, daß nach 
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Hannovers Ueberzeugung auch der Artikel VII. des zweiten Ab— 
ſchnitts des Verfaſſungs-Entwurfs, insbeſondere aber die Beitim- 
mungen der §§. 33 und 34 über Zoll- und Handels-Einheit, Zoll- 
Geſetzgebung und gemeinſchaftliche Productions- und Verbrauchs- 
Steuern im engeren Bundesſtaate unausführbar find, und daß 
Hannover ähnliche Opfer für feinen Staatshaushalt nur durch Er» 
reichung des Ziels eines einigen großen Deutſchlands, nicht aber 
durch die Einverleibung in einen engeren Bundesſtaat vor ſeiner 
eigenen Volksvertretung würde rechtfertigen können. 
Muß alſo von Seiten der Königlich hannoverſchen Regierung 
hinſichtlich der von dem Königlich preußiſchen Herrn Bevollmäch— 
tigten im Verwaltungs-Rathe vorgelegten Abänderungs -Vorſchläge 
für den Verfaſſungs-Entwurf eine ablehnende Erklärung abgegeben 
werden, und kann die Bildung des engeren Bundesſtaates als in 
den Zwecken des Bündniſſes vom 26. Mai liegend nicht angenom- 
men werden, ſo bleibt der hannoverſchen Regierung nur noch übrig, 
der Königlich preußiſchen und den übrigen verbündeten Regierun— 
gen gegenüber ſich darüber auszuſprechen, welche Schritte ſie zur 
Erreichung des gemeinſchaftlichen Ziels einer definitiven Geſtaltung 
des deutſchen Verfaſſungswerks vom Standpunkte des Vertrags 
vom 26. Mai d. J. aus für nothwendig hält. 
Dieſe beſtehen darin, daß man einfach an dem der Nation vor— 
elegten Verfaſſungs-Entwurf für ganz Deutſchland feſthält in der 
orm, wie ihn Preußen bei Abſchluß des Bündniſſes vom 26. Mai 
als unabweisliche Bedingung der Vereinbarung ſeinen damaligen 
Mitpaciſcenten vorgelegt hat, und wie derſelbe nach den bei allen 
ſpäteren Beitritts - Verhandlungen ſtattgehabten Bevorwortungen 
ohne Uebereinſtimmung Aller nicht abgeändert werden kann; 

daß man die gegenwärtigen Verwickelungen durch Verhandlungen 
über Abänderungs-Vorſchläge nicht vermehrt, bis es der Königlich 
preußiſchen Regierung durch Verſtändigung mit Oeſterreich und mit 
den dem Bündniß nicht beigetretenen übrigen deutſchen Staaten ge— 
lungen iſt, entweder den Widerſpruch gegen den Verfaſſungs-Ent— 
wurf zu beſeitigen oder ſich über Modificationen deſſelben zu ei- 
nigen; 

daß die Berufung eines Reichstags bis dahin ausgeſetzt bleibt, 
daß dieſer wirklich als ein deutſcher Reichstag angeſehen werden 
kann; und 

daß endlich wenn die Erledigung dieſer Vorfragen bis zum 
Ablauf des Bündniß-Vertrags vom 26. Mai nicht thunlich ſein 
ſollte, eine Verſtändigung mit ſämmtlichen deutſchen Bundesſtaaten 
verſucht werde, um die mit dieſem Bündniſſe angeſtrebten Zwecke 
vertragsmäßig zu erreichen, Deutſchland eine den Zeitverhältniſſen 
entſprechende Verfaſſung zu geben und das bereits ins Leben ge— 
rufene Bundesſchiedsgericht in die Stellung eines wirklichen deut— 
ſchen Reichsgerichts hinüberzuführen. 

Dies iſt, nach Anſicht Hannovers, der Weg, auf dem die durch 
den Vertrag vom 26. Mai verbündeten Staaten ihre übernommene 
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Aufgabe der Nation gegenüber werden erfüllen können, nicht aber 
der, daß ſie jetzt ſchon, nach noch nicht halb verlaufener Zeit für 
die Dauer ihres Bündniſſes, ihren Hauptzweck aufgeben und ſich 
auf den Verſuch der Erſchaffung eines engeren Bundesſtaats in 
Deutſchland beſchränken, der ſelbſt von denen, welche ihn vorſchla— 
gen, nur als ein neues Proviſorium bezeichnet wird. 

Hannover, den 1. November 1849. 


Der Erlaß des Königlich Sächſiſchen Miniſters für die 
auswärtigen Angelegenheiten. 


In der Sitzung des Verwaltungsrathes der durch den Vertrag 
vom 26. Mai dieſes Jahres verbündeten Regierungen vom 19ten vo 
rigen Monats, hat der Königl. preußiſche Herr Bevollmächtigte im 
Namen ſeiner hohen Regierung Vorſchläge wegen verſchiedener Mo— 
dificationen des Verfaſſungs-Entwurfs eingebracht, über welche die 
dieſſeitige Regierung ihre Anſichten zu äußern ebenfalls berufen iſt. 

enn Königlich preußiſcherſeits bei dieſer Vorlage auf die 
von den Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover bei 
Unterzeichnung des Vertrags vom 26. Mai dieſes Jahres gemach— 
ten Vorbehalte wegen eventueller Umgeſtaltung des Verfaſſungs— 
Entwurfs in keiner Weiſe Bezug genommen worden iſt, ſo kann 
gleichwohl die Königlich ſächſiſche Regierung nicht umhin, bevor ſie 
zu einer Prüfung jener Modificationen vorſchreitet, zunächſt auf 
die ebengedachten Vorbehalte und die ihr dadurch gewahrte Stel- 
lung in Hinſicht auf eine Umgeſtaltung der Verfaſſung überhaupt 
zurückzukommen. 

Was die Regierung von Sachſen bei Einlegung ihres Vor— 
behalts für eine vorhergedachte Eventualität vor Allem im Auge 
hatte und was in der, die Vorbehalte wahrenden Stelle des 
Schluß-Protokolles vom 26. Mai dieſes Jahres als deren weſent— 
licher Gegenſtand bezeichnet wurde, iſt die Löſung der Oberhaupts— 
frage. Daß dieſe eine ganz andere Geſtalt gewinnen müſſe, je 
nachdem der Süden Deutſchlands den Verfaſſung-Entwurf an- 
nehmen würde oder nicht, war für die Königlich ſächſiſche Re— 
gierung eine unabweisliche Betrachtung. So aufrichtig ſie ge— 
ſonnen war, wie ſie es noch iſt, ihre bisherige Selbſtſtändigkeit zu 
Gunſten eines einheitlicheren Deutſchlands zu beſchränken, und ſo 
wenig ſie ſich darüber gewiß einer Täuſchung hingeben mochte, daß 
der Umfang ihres Landes nicht von der Bedeutung ſei, um den 
Widerſtand gegen einen erfolgverſprechenden Verſuch einer Einigung 
Deutſchlands zu rechtfertigen, ſo mußte ſie doch auch ſich bewußt 
bleiben, daß die Stellung, welche ſie bisher im deutſchen Bunde 
einnahm, ihr nicht geſtatte, ſich, ohne jenen Zweck der Einigung er— 
reicht zu haben, in ein Verhältniß der Unterwürfigkeit zu begeben, 
welches, man darf ſich hierüber nicht täuſchen, ſie ſolchenfalls von 
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der Regierung eines größeren Staates allein und einer dieſem 
Staate wiederum angehörigen parlamentariſchen Majorität abhän⸗ 
gig werden ließ; eben fo wenig durfte fie ſich des gerechten An- 
ſpruchs begeben, bis zu dem Augenblick der endlichen Feſtſtellung 
einer Verfaſſung für das geſammte Deutſchland gehört zu werden. 
In dieſen beiden Beziehungen würde ſie ſich ſelbſt aufgeben, wollte 
ſte unter Annahme der Verfaſſung vom 26. Mai in den engeren 
Bundesſtaat definitiv eintreten, fo lange der Beitritt der ſüddeut— 
ſchen Staaten unentſchieden iſt. 
| So groß die Opfer find, welche der Verfaſſungs-Entwurf vom 
26. Mai den beiden Regierungen von Sachſen und Hannover auf- 
erlegt, ſo war doch in der Vorausſetzung der Annahme dieſes Ent— 
wurfs von Seiten des ſüdlichen Deutſchlands dafür Erſatz geboten. 
Sie wurden alsdann gebracht für ein ganzes einiges Deutſchland; 
die der Krone Preußen ausschließlich übertragene Exekutive wurde, 
gegenüber einem Parlament, worin die preußiſchen Abgeordneten die 
Minderzahl bildeten, eine wirklich deutſche Reichsgewalt, und im 
Fürſten⸗Kollegium fanden Hannover und Sachſen für die Geltend- 
machung ihrer Stimmen einen weſentlichen Stützpunkt an den ſüddeut⸗ 
ſchen Königreichen. Daß alle dieſe Vortheile verloren gehen, wenn Sach— 
ſen und Hannover innerhalb der Gränzen, in denen ſich das Bündniß vom 
26. Mai ausgebildet hat, in einen Bundes Staat auf Grund der 
Verfaſſung vom 26. Mai eintreten, liegt am Tage und bedarf eben ſo 
wenig der näheren Ausführung, als daß die Stellung ſämmtlicher 
Regierungen in dieſem Bundesſtaat, mit Ausnahme der preußi⸗ 
ſchen, eine ſolche, wird, welche ihren Fortbeſtand auf die Länge 
als etwas überhaupt Ueberflüſſiges erſcheinen laſſen müßte. Die 
„Umgeſtaltung der Verfaſſung“, welche ſich Sachſen fund Hanno— 
ver vorbehalten, konnte daher nur zum Zweck haben, entweder 
den Eintritt der ſüddeutſchen Staaten und eine Verſtändigung 
mit Oeſterreich möglich zu machen, oder in dem norddeutſchen 
Bunde, wenn dieſer aller Verſuche einer Einigung mit dem Sü— 
den ungeachtet zur entſchiedenen Nothwendigkeit werden ſollte, 
den mit Preußen verbundenen Regierungen eine ihren gerechten 
Anſprüchen zuſagende Stellung zu ſichern, was freilich eine we— 
ſentliche Beſchränkung der durch die Verfaſſung in die Hände der 
Vorſtandſchaft gelegten Machtbefugniffe erforderlich machen würde. 
Die gegenwärtig von Preußen vorgeſchlagenen Modificationen 
gewähren aber dieſen Anforderungen nicht die mindeſte Befriedi— 
gung; im Gegentheil weiſen dieſelben den mit Preußen verbündeten 
Staaten und insbeſondere Sachſen und Hannover eine noch unvor— 
theilhaftere Stellung an, als zuvor. In dieſer Beziehung genügt 
es, darauf hinzuweiſen, daß die Vertretung bei anderen deutſchen 
Regierungen, welche in dem urſprünglichen Entwurfe den Einzeln- 
ſtaaten belaſſen war, jetzt in Beziehung auf die dem Bündniſſe nicht 
beigetretenen deutſchen Staaten ihnen entzogen und dem Vereins- 
Vorſtande übertragen werden ſoll, und daß ferner eine Vertheilung 
der Stimmen im Fürſten⸗ Kollegium vorgeſchlagen wird, wobei 


ö 
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Sachſen und Hannover entſchieden in Nachtheil geftellt find. Daß, 
in der Vorausſetzung eines engeren Bundesſtaates, innerhalb der 
Gränzen eines norddeutſchen Bundes Sachſen und Hannover eben— 
ſowohl ſelbſtſtändige Stimmen beanſpruchen könnten, wie dies Bayern 
im urſprünglichen Entwurfe zugedacht war, ſelbſt dem iſt keine Rech— 
nung getragen worden. 

Die Einwendung, welche den Anſprüchen der beiden König— 
reiche und anderer im Bündniß begriffenen Staaten auf eine ge— 
ringere Beſchränkung ihrer Selbſtſtändigkeit innerhalb eines nord— 
deutſchen Bundes entgegengehalten werden dürfte, läßt ſich er— 
rathen. Die diesſeitige Regierung iſt gern bereit, anzunehmen, 
daß die Königlich preußiſche Regierung für dieſen äußerſten Fall 
billige Zugeſtändniſſe nur um deshalb vorenthält, weil ſie von 
dem Geſichtspunkt ausgeht, daß der den Beitritt verweigernde 
Süden Deutſchlands ſpäterhin noch ſich der Verfaſſung anſchließen 
kann und im Hinblick auf dieſe ſpätere Eventualität die Grund— 
züge der Verfaſſung nicht alterirt, daher auch nicht eine Schmä— 
lerung der Exekutiv-Gewalt und eine Verſtärkung der partiku— 
laren Elemente gewährt werden dürfe. Allein iſt dieſe Voraus— 
ſetzung gegründet, ſo ergeben ſich daraus zugleich ſehr erhebliche 
Zweifel hinſichtlich der Haltbarkeit eben jenes Standpunktes, auf 
welchen ſich die Königlich preußiſche Regierung ſtellt, indem fie 
gegenwärtig durch Berufung eines Reichstages das Verfaſſungs— 
werk zum Abſchluß bringen und gleichwohl den damit angeſtrebten 
Verſuch einer Einigung Deutſchlands fortgeſetzt wiſſen will. Denn 
die mit dem Reichstage zu verabſchiedende Verfaſſung, berechnet 
auf ein einiges ganzes Deutſchland, bleibt ſomit ein Proviſorium, 
fo lange das ſüdliche Deutſchland fie nicht angenommen hat, und 
doch ſoll ſie für die beigetretenen Staaten ein Definitivum ſein, zu 
deſſen Gunſten Staaten wie Sachſen und Hannover ſich unwider— 
bringlich ihrer Selbſtſtändigkeit begeben, mag die Ausdehnung der 
Verfaſſung über das ganze Deutſchland erfolgen oder nicht. - 

Die Unmöglichkeit, auf dieſem Wege voranzufchreiten, ohne 
in unabſchbare Widerſprüche und Verwickelungen zu gerathen, 
wird aber noch außerdem anſchaulich, wenn man die Konſequenzen 
der Stellung ins Auge faßt, welche der halb definitiv, halb provi⸗ 
ſoriſch zu errichtende Bundesſtaat im deutſchen Bunde einnehmen 
würde, ſo lange dieſer letztere nicht geradezu für aufgelöſt erklärt 
wird. Die Königlich preußiſche Regierung will jedoch das Letztere 
nicht, ſie hat ſelbſt den deutſchen Bund, wie ſolcher aus den 
Verträgen von 1815 hervorgegangen, wiederholt als fortbeſtehend 
anerkannt, es iſt dies namentlich in dem Bündniß-Statut vom 26. 
Mai dieſes Jahres und neuerdings wieder in dem Vertrage wegen 
Errichtung des Interims vom 30. September dieſes Jahres ge— 
ſchehen. Die Modificationen ſelbſt, welche nunmehr die Königlich 
preußiſche Regierung vorſchlägt, liefern aber den ſprechendſten Be— 
leg für die eben ausgeſprochene Anſicht. 

Nach dem modifizirten §. 1 bleibt die Feſtſetzung des Verhält- 
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niſſes des deutſchen Bundes-Staats zu den demſelben nicht beitre— 
tenden deutſchen Staaten gegenſeitiger Verſtändigung vorbehalten. 
Bis dahin, daß ſolche erfolgt ſein wird, ſollen die Vereinsſtaaten 
als eine politiſche Geſammtheit in dem beſtehenden deutſchen Bunde 
alle diejenigen Rechte ausüben und alle diejenigen Pflichten erfül- 
len, welche ſämmtlichen Mitgliedern des Bundesſtaates als Einzel- 
nen bisher zuſtanden und oblagen. 

Will man nun auch die Frage unerörtert laſſen, ob, das Fort 
beſtehen des deutſchen Bundes vorausgeſetzt, die dem Bundesſtaate 
nicht beitretenden Mitglieder ſich es ohne Einſpruch gefallen laſſen 
müſſen, daß die übrigen bis dahin einzeln ſtimmenden Mitglieder 
fortan eine einzige Stimme abgeben, welche Stimme, nach der eben 
entwickelten Sachlage, nur eine verſtärkte Stimme Preußens iſt, fo 
ergiebt ſich jedenfalls das mindeſtens höchſt eigenthümliche Reſultat, 
daß in jenem fortbeſtehenden Bunde Heſſen-Homburg und Lichten— 
ö . eine Stimme, Hannover und Sachſen aber deren keine haben 
werden. 

Weit ernſtere Verwickelungen ſtellt aber §. 10 in Ausſicht. 
„Der Vereinsgewalt ausſchließlich,“ heißt es daſelbſt, „ſteht das 
Recht des Krieges und Friedens zu; fie übt daſſelbe mit Be— 

achtung der für den Bund von 1815 gültigen vertragsmäßigen 
Normen aus.“ Zufolge dieſer vertragsmäßigen Normen hat der 
alſo fortbeſtehende Bund das Recht des Krieges und Friedens; in 
Folge deſſen hat derſelbe nicht blos das Recht, Krieg zu be— 
ſchließen, ſondern auch das Recht, von ſeinen Gliedern zu verlan— 
en, daß ſie jederzeit für einen möglicherweiſe nöthig werdenden 
undes⸗Krieg gerüſtet ſeien. 

Wenn aber einzelnen Gliedern oder einem Komplex derſel— 
ben das Recht zuſteht, aus eigener Machtvollkommenheit und ohne 
Zuſtimmung der übrigen Glieder einen Krieg zu unternehmen, 
fo wird dadurch jenes dem Bunde in feiner Geſammtheit zuſtän— 
dige Recht des Kriegs und Friedens vereitelt. Denn der unter 
dem Namen des Bundesſtaats konſtituirte Sondertheil des Bun— 
des, wenn er für eigene Zwecke und aus eigener Befugniß ſich 
in einen Krieg verwickelt, iſt ſodann mindeſtens nicht mehr in 
der Lage, einem möglicherweiſe gleichzeitig ausbrechenden Bun— 
deskriege ſeine Kräfte ungetheilt zuzuwenden. Dieſer Fall liegt 
nicht ſo ſehr außer der Wahrſcheinlichkeit, als man vielleicht 
glauben möchte. Die neueſten Ereigniſſe geben in dieſer Beziehung 
einen bedeutſamen Fingerzeig. Der -deutſche Bundesſtaat könnte 
noch einmal in einen Krieg mit Dänemark verwickelt werden, und 
diefer Krieg ihm mehr als dieſe eine Macht gegenüberſtellen. 
Gedacht nun, was nicht unmöglich, daß der dem Bundesſtaat nicht 
beigetretene Theil des deutſchen Bundes ſich an dieſem Kriege nicht 
betheiligte, daß aber während deſſelben ein Angriff von anderer 
Seite gegen Deutſchland erfolgte, wäre dann nicht derjenige Theil 
des Bundes, welcher nicht zum Bundesſtaat gehört, in ſeinen Bun- 
desrechten weſentlich dadurch beeinträchtigt, daß der übrige Theil 

II. 10 
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ohne ſeine Zuſtimmung einen Krieg unternommen hätte, welcher die 
Kräfte des Bundes theilt? 

Es hat der Königlich preußiſche Herr Bevollmächtigte im 
Verwaltungsrath einem hierauf bereits von dem Königlichen 
hannöveriſchen Bevollmächtigten gerichteten Einwurf in der Sitzung 
des Verwaltungsraths vom 17ten vor. Mts. durch die Bemer⸗ 
kung zu begegnen geſucht, daß die wiener Verträge denjenigen 
deutſchen Mächten, deren Staaten nicht auf Deutſchlands Gränzen 
beſchränkt, die zugleich europäifche Mächte geweſen, das ſelbſtſtän— 
dige Recht des Krieges und Friedens nicht genommen hätten, daß 
Preußen zu dieſen Staaten gehöre und ſein gutes Recht in den 
Bundes-Staat hinübernehmen wolle. Nun erſcheint es aber mehr 
als zweifelhaft, ob, das Fortbeſtehen des deutſchen Bundes immer 
vorausgeſetzt, einzelne Glieder deſſelben berechtigt ſind, den darge— 
botenen Antheil an dieſem Recht anzunehmen, und ob den übrigen 
Gliedern gegen dieſe Betheiligung nicht ein in dem Bundes - Ver- 
trage begründeter Einſpruch zuſtehe. 

Daß den beiden größten Bundes-Staaten ausnahmsweiſe das 
ſelbſtſtändige Recht des Krieges und Friedens zugeſtanden wurde, 
war eine durch deren Stellung als europäiſche Großmächte bedingte 
Nothwendigkeit, nichtsdeſtoweniger aber eine den Bedürfniſſen und 
Intereſſen des Bundes keinesweges zuſagende Beſtimmung, deren 
Entwickelung und Ausdehnung auf noch mehrere Mitglieder des 
Bundes und insbeſondere auf eine bedeutende Anzahl derſelben 
einer Auflöſung des Bundes ſelbſt gleichkommen würde. Auf welche 
Weiſe daher die Ausübung des dem Bundes Staate beigelegten 
Rechts des Kriegs und Friedens „mit Beobachtung der für den 
Bund von 1815 gültigen vertragsmäßigen Normen“ ſtattfinden werde, 
iſt ſchwer abzuſehen. 


Daneben dürfen die Regierungen der dem Bundes-Staate bei⸗ 


tretenden deutſchen Länder ſich nicht verhehlen, daß, in der Vor- 
ausſetzung dieſes Bundes-Staats innerhalb der Gränzen des jetzi— 
gen Bündniſſes, eine Miterwerbung des der Krone Preußen zuſtän— 
digen Rechts des Kriegs und Friedens ihnen die Ausſicht auf noth— 
wendige Theilnahme an Kriegen eröffnet, welche der Vereinsvor— 
ſtand, alſo die Krone Preußen, beſchließt und über welche in letzter 
Inſtanz das Parlament, mithin eine ſtändige preußiſche Majorität 
entſcheidet. 

Der §. 14 ſpricht von Vereins-Feſtungen. Auch hier drängen 
ſich unabweisliche Fragen auf. Wo ſind dieſe Vereins-Feſtungen? 
Die Bundes⸗Feſtungen Mainz, Luxemburg, Raſtatt, Landau, Ulm 
gehören dem weiteren Bunde. Sollen nun vielleicht unter Vereins⸗ 
Feſtungen alle innerhalb des Bundesſtaats gelegenen Feſtungen 


verſtanden werden? Dies ſcheint nicht die Abſicht zu ſein, denn 


§. 18 ſpricht davon, Vereins -Feſtungen anzulegen und vorhandene 
Feſtungen gegen billige Ausgleichung zu Vereins Feſtungen zu er⸗ 


klären. Die praktiſche Ausführung dieſer Beſtimmung erſcheint nur 
auf die preußiſchen Feſtungen anwendbar, denn eine beiſpielsweiſe 
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Beſchlagnahme der Feſtung Königſtein für Vereinszwecke würde eine 


Operation gegen ein Mitglied des fortwährend als fortbeſtehend 
| angejehenen Bundes vorausſetzen. 


Somit kämen aber die mit Preußen im engeren Bundes- 


Staate verbundenen Länder in die Lage, nächſt den Matrikular— 
Beiträgen für die Bundes -Feſtungen auch noch Beiträge für die 
Erwerbung und Unterhaltung der Vereins- Feſtungen aufbringen 


zu müſſen. Was aber in Beziehung auf die Beſchlüſſe über Krieg 
und Frieden geſagt worden, gilt auch hier. Es entſcheidet der 


Vereins⸗Vorſtand und ein Parlament, deſſen Mehrzahl der preußi— 


ſchen Monarchie angehört. Dieſe Sachlage kann unverholen dar— 


| 11 0 werden, ohne daß darin ein Mangel an Vertrauen in die 


bſichten der Königl. preußiſchen Regierung oder ein Mißkennen 


der derſelben ſchuldigen Rückſichten gefunden werden darf. Sobald 
die Verfaſſung endgültig angenommen iſt, liegt es nicht mehr in 
der Macht dieſer Regierung, auch mit den wohlwollendſten Geſin— 


nungen gegen die übrigen Staaten, die Konſequenzen derſelben auf— 
zuhalten oder zu mildern. 

Die Vertretung im Fürſten-Kollegium und im Staatenhauſe 
bietet gegen dieſe Gefährdung jeder ſelbſtſtändigen Geltung in der 
Vorausſetzung eines engeren norddeutſchen Bundesſtaates keine 
hinreichende Gewähr. Im Fürſten-Kollegium treten der preufi- 
ſchen Stimme nur Kollektiv-Stimmen zur Seite, die ſchon in ſich 
in den meiſten Fällen getheilt und daher im voraus gelähmt er— 
ſcheinen. Im Staatenhauſe ſind zwar die Vertreter Preußens in 
der Minderheit, allein die Vertretung der übrigen Staaten iſt der— 


maßen zerſplittert, daß ein Zuſammenhalten derſelben weniger vor— 


ausgeſetzt werden darf, als das in dem Naturgeſetz begründete An⸗ 
lehnen einzelner ſchwachen Glieder eines Bundes an das eine über— 
wiegend ſtärkſte. 

Hierbei iſt noch zu erwähnen, daß §. 85 mehrere Staaten als 
das Staatenhaus beſchickend aufgeführt werden, welche ihren Bei— 
tritt nicht erklärt haben, als: Holſtein, Lauenburg, Luxemburg, Lim⸗ 
burg, Frankfurt. 

Inm Volkshauſe aber würde ſich das Verhältniß der nichtpreu— 
ßiſchen zu den preußiſchen Abgeordneten nicht viel anders ſtellen 
als ein Dritttheil zu zwei Dritttheilen. 

Faßt man dieſer Geſtaltung der Verhältniſſe gegenüber die 


§. 194 enthaltene Beſtimmung hinſichtlich der Abänderungen der 
Verfaſſung, in Verbindung mit §. 77, ins Auge, fo iſt überdies 


ernſtlicher Grund zu der Beſorgniß gegeben, daß der Bundesſtaat 
allmälig und in nicht zu langer Zeit in den Einheitsſtaat hinüber— 
geführt werden könne. 

Die dieſſeitige Regierung vermag daher nicht den von dem 
Königl. preußiſchen Herrn Bevollmächtigten dem Verwaltungsrathe 


vorgeſchlagenen Modificationen beizuſtimmen, indem ſie darin nur 
eine nominelle Umgeſtaltung des Verfaſſungs Entwurfs erblicken 
muß, welche gleichwohl, weit entfernt, den Anſchluß des nicht bei— 
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etretenen Theils von Deutſchland zu erleichtern, vielmehr deſſen 

bſonderung noch mehr zur vollendeten Thatſache reifen, damit aber 
zugleich die ſehr ernſte Beſorgniß eines Ausſcheidens Süd⸗Deutſch⸗ 
lands aus dem Zollverein hervortreten läßt, welches Ereigniß die 
dieſſeitige Regierung im Intereſſe Sachſens nicht minder, als dem 
des geſammten Deutſchlands als das beklagenswertheſte Reſultat der 
Einheitsbeſtrebungen betrachten müßte. 

Sie erkennt zugleich in jenen Vorſchlägen einen Beleg für 
die Unverträglichkeit des beabſichtigten engeren Bundesſtaates mit 
dem anerkannten Fortbeſtande des vertragsmäßigen deutſchen Bun 
des, und ſie findet ſich dadurch noch mehr in der Ueberzeugung 
beſtärkt, daß eine Verſtändigung ſämmtlicher deutſchen Regierun- 
gen über die einem Reichstage zu machende gemeinſame Vorlage 
deſſen Einberufung vorausgehen müſſe. 

So wie dieſe ihre Anſichten mit denen der Königlich hannö— 
veriſchen Regierung, wie ſolche in deren der Königlich preußiſchen 
Regierung übergebenen Denkſchrift vom 1ſten d. M. dargelegt wor- 
den find, begegnen, fo tritt fie überhaupt den in dieſem Prome— 
moria abgegebenen Erklärungen hiermit bei, insbeſondere auch 
hinſichtlich deſſen, was dabei in Bezug auf die zur Erreichung des 
Se Zieles einer definitiven Geſtaltung des deutſchen 

erfaſſungs-Werkes vom Standpunkte des Vertrages vom 26. 
Mai d. J. aus zu thuenden Schritte für nothwendig erachtet wird! 

Die ſonach durch die Verhältniſſe gebotene Auffaſſung der von 
der Königlich preußiſchen Regierung vorgeſchlagenen Modificationen 
wird es zugleich erklärlich erſcheinen laſſen, wenn die dieſſeitige Re 
gierung bei einer etwanigen demnächſtigen Berathung über deren 
Annahme im Verwaltungsrathe ſich zu betheiligen Anſtand nimmt, 
indem bei dem hervortretenden Abſtande zwiſchen dem dieſſeits feſt— 
zuhaltenden und dem jenſeits aufgeſtellten Geſichtspunkt der dieſ— 
ſeitige Bevollmächtigte ſich in die unerwünſchte Stellung eines fort— 
während Proteſtirenden verſetzt ſehen würde. 

In Berückſichtigung der augenblicklichen Abweſenheit des Kö— 
niglichen Bevollmächtigten im Verwaltungsrathe wird die König— 
liche Geſandtſchaft hierdurch beauftragt, Abſchrift gegenwärtigen 
Erlaſſes dem Königl. preußiſchen Miniſterium mit dem Erſuchen 
zu überreichen, denſelben geneigteſt zur Kenntniß des Herrn Vor— 
figenden des Verwaltungs-Rathes bringen zu wollen. 

Dresden, am 4. Novbr. 1849. 


Der Staats-Miniſter für die auswärtigen Angelegenheiten. 
(gez.) Beuſt. 


An die Königliche Geſandtſchaft zu Berlin. 
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Die Erwiederung der Königlich Preußiſchen 
Regierung. 


Die Erklärungen, zu welchen ſich, auf die in der Sitzung 
des Verwaltungsrathes vom 19. Oktober c. durch den Kö— 
niglich preußiſchen Bevollmächtigten in Vorſchlag gebrachten Ab- 
änderungen „des Verfaſſungs-Entwurfs des deutſchen Reichs“, 
die Königlichen Regierungen von Hannover und Sachſen, er— 
ſtere in einer Denkſchrift d. d. Hannover, den 1. Novem- 
ber, letztere in einem Erlaß des Staats - Minifters für die aus— 
wärtigen Augelegenheiten, d. d. Dresden den 4. November 1849, 
beſtimmt gefunden haben, wiederholen zum größeren Theile Aufitels 
lungen und Folgerungen, welche die Königlich preußiſche Regierung 
nicht zum erſtenmale zu widerlegen hat, und deren Würdigung ſie 
daher zunächſt lediglich der betheiligten Kommiſſion des Verwal 
tungs⸗Rathes überlaſſen könnte. Da aber jene Erklärungen bereits 
der Oeffentlichkeit übergeben find, jo will die Königlich preußiſche 
Regierung dieſelben auch ihrerſeits ſchon jetzt mit einer Beurthei— 
lung begleiten, die um ſo entſchiedener ſein muß, je mehr der Zeit⸗ 
punkt näher rückt, der über die höchſten vaterländiſchen Intereſſen 
entſcheiden kann. } 

Vor Allem vereinigen und unterſtützen ſich die Königlichen Re- 
gierungen von Sachſen und Hannover in der Behauptung, daß der 
einzige Gegenſtand und das nächſte Ziel des durch den Vertrag 
vom 26. Mai c. zwiſchen Preußen, Sachſen und Hannover verein— 
barten und demnächſt von dieſen Regierungen gemeinſchaftlich ver— 
kündeten und zu anderweitiger Annahme dargebotenen Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs ein Bund von deutſchen Bundesſtaaten innerhalb des 
Bundes von 1815, — ein engerer deutſcher Bundesſtaat, — nicht 
geweſen ſei, daß durch Vereinbarung, Publication und Darbietung 
dieſes Verfaſſungs⸗Entwurfs nur „eine Verfaſſung für das 
geſammte Deutſchland“ erſtrebt und bezweckt worden; daß es 
demnach Zweck und Gegenſtand des Vertrages vom 26. Mai c. 
umkehren heiße, wenn, in Gemäßheit der Abänderungs-Vorſchläge 
der Königlich preußiſchen Regierung, der Verfaſſung für ganz Deutſch⸗ 
land gegenwärtig ein „engerer Bund im Bunde“ fubfituirt 
werden ſolle. 

„Der Verfaſſungs-Entwurf“ — heißt es in der Denkſchrift 
der Königlich hannoverſchen Regierung — „in der Form, wie ihn 
Preußen beim Abſchluß des Bündniſſes als unabweisliche Bedin⸗ 
gung der Vereinbarung ſeinen damaligen Mitpaciſcenten und ſpäter 
der Nation vorgelegt hat, war ein Verfaſſungs-Entwurf für — 
ganz Deutſchland“; „die Bildung des engeren Bundesſtaates 
kann als in den Zwecken des Bündniſſes vom 26. Mai c. liegend 
nicht angenommen werden“; „die Königlich preußiſchen Ab- 
änderungs⸗Vorſchläge fubftitwiren in ihrem Ergebniß dem deutſchen 
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Bundesſtaate, wie er im Verfaſſungs-Entwurfe vom 26. Mai ce. 
als Ziel der verbündeten Regierungen aufgeſtellt iſt, gegenwärtig 
etwas durchaus Anderes, einen engeren Bund im Bunde.“ 

Die Königlich ſächſiſche Regierung bekennt in dem Erlaß vom 
Aten d., daß ihre Anſichten ſich mit denen der Königlich hannover— 
ſchen Regierung, „wie ſolche in der Denkſchrift vom 1ſten d. dar⸗ 
gelegt“ worden, begegnen, und daß ſie „überhaupt den in dieſer 
Denkſchrift abgegebenen Erklärungen“ beitritt. 

Die Königlich preußiſche Regierung kann bei Widerlegung die- 
ſer demnach gemeinſchaftlichen Aufſtellung der Königlich hannover— 
ſchen und ſächſiſchen Regierungen über Zweck und Gegenſtand des 
durch den Vertrag vom 26. Mai . feſtgeſtellten Verfaſſungs-Ent⸗ 
wurfes von zwei verſchiedenen Standpunkten ausgehen, von ihrem 
eigenen oder von dem der Königlichen Regierungen von Sachſen 
und Hannover. Sie wählt den letzteren, weil dieſer es geſtatten 
wird, die innere Unmöglichkeit jener Aufſtellung der Königlich ſäch— 
ſiſchen und hannoverſchen Regierung in wenigen, der Beantwortung 
nicht bedürftigen Fragen zu veranſchaulichen. 

Wenn die Bildung eines engeren Bundes im Bunde von 
1815, als in den Zwecken des Bündniſſes vom 26. Mai c. liegend, 
nicht angenommen werden kann, ja, wenn, um das ſtärkſte Wort 
der hannoverſchen Denkſchrift zu wiederholen, von dem vorgelegten 
Verfaſſungs-Entwurfe ſogar „die Idee des engeren Bundesſtaates 
fern gehalten“ worden, 

wie war es möglich, an die Spitze eben dieſes Verfaſſungs— 
Entwurfs einen Artikel zu ſtellen, wonach das zu verwirklichende 
Reich zu beſtehen habe, nicht aus ganz Deutſchland, nicht aus 
allen deutſchen Bundesſtaaten, ſondern „aus dem Gebiete der— 
jenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, 
welche die Reichsverfaſſung anerkennen?“ 

wie war es möglich, in der Kollektiv-Note vom 28. Mai c. 
ausdrücklich ſolcher deutſchen Regierungen zu erwähnen, „welche 
ſich zu dem“ gewünſchten „Anſchluß an den Verfaſſungs-Entwurf 
nicht veranlaßt finden“ ſollten, und wofür „die aus den Verträgen 
von 1815 fließenden Rechte und Pflichten als unverändert fort⸗ 
beſtehend“ bezeichnet werden? 

wie war es möglich, in der authentiſchen Interpretation des 
Verfaſſungs-Entwurfs, der Denkſchrift vom 11. Juni c., noch- 
mals hervorzuheben und zu wiederholen, daß der neue Bundes— 
ſtaat „zu denjenigen Gliedern des bisherigen deutſchen Bundes, 
welche ſich ihm noch nicht anſchließen möchten, zunächſt in dem 
Verbande der Rechte und Pflichten verbleibe, die aus der Bun— 
desakte vom 8. Juni 1815 erwachſen“? 

Dieſe aller Welt vor Augen liegenden Dokumente zeigen un- 
widerleglich, daß die Regierungen, welche das Bündniß vom 26. 
Mai d. J. abſchloſſen, die Bildung eines engeren Bundesſtaates, 
innerhalb der Staaten des deutſchen Bundes von 1815, nicht zwar 
als die letzte Entwickelung, wohl aber als den reellen Anfang der 
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nothwendigen Neugeſtaltung der deutſchen Staatsverhältniſſe be- 
trachten mußten; ein Anfang, welcher zu ergreifen ſei, ſobald ſich 
das größere Ziel der vollſtändigen Reconſtruction des ganzen 
Deutſchlands als zunächſt unerreichbar darſtellen werde. Die preu— 
ßiſche Regierung wird und muß dieſe Auffaſſung feſthalten; ſie 
ſchuldet ſich dies ſelbſt und den Bundesgenoſſen, gegen die ſie ſich 
mit Sachſen und Hannover ſolidariſch verpflichtet hat; ſie ſchuldet 
es dem deutſchen Volke, deſſen Bedürfniſſe und Berechtigungen ſie, 
die Königliche preußiſche Regierung, ſo viel an ihr iſt, befriedigen 
und gewaͤhren will. N 

Wird aber der Königlich preußiſchen Regierung das vertrags— 
mäßige Recht auf Durchführung des engeren Bundesſtaates recht: 
lich nicht beſtritten werden können, gleichviel ob alle deutſche Staa— 
ten, außer Oeſterreich, ſich dem Verfaſſungs-Entwurfe anſchließen, 
oder einzelne deutſche Staaten dieſen Anſchluß ablehnen, fo iſt da- 
mit zugleich außer Zweifel geſtellt, daß die Königlichen Regierun— 
gen von Sachſen und Hannover ſich ſchließlich denjenigen Aende⸗ 
rungen des Verfaſſungs-Entwurfs zu fügen haben, die durch den 
Eintritt des letzteren Falles, durch die Ablehnung Bayerns, Würt⸗ 
tembergs und Heſſen-Homburgs, für die Zeit der Dauer dieſer 
Ablehnung nothwendig werden. Worin dieſe nothwendigen Abän⸗ 
derungen beſtehen, und wie dieſelben zuletzt bewirkt werden; ob, 
der gemeinſchaftlichen Erklärung des Königlich ſächſiſchen und han— 
noverſchen Bevollmächtigten in der Sitzung des Verwaltungs-Raths 
vom 27. Juli c. gemäß, dadurch, daß alle Regierungen, 
die den Vertrag vom 26. Mai c. abſchloſſen und demſelben 
beitraten, dieſe Abänderungen genehmigen und zugeben, oder, 
ſofern eine ſolche allſeitige Uebereinſtimmung der Regierungen vor 
Einberufung des Reichstages nicht eintritt, dadurch, daß die be- 
treffende Regierung, dem Antrag des Königl. hannoverſchen Be— 
vollmächtigten in der Sitzung der Konferenz vom 20. Mai c. ge- 
mäß, auf dem zur Beſchlußnahme über die Verfaſſung zuſammen⸗ 
tretenden Reichstage ihre von der gemeinſchaftlichen Verfaſſungs— 
Propoſition abweichenden Anſichten geltend zu machen ſucht, — das 
Alles ſind Fragen, durch deren noch ſo verſchiedene Erledigung die 
dem vorerwähnten Rechte der Königlichen preußiſchen Regierung kor— 
reſpondirende Verpflichtung der Königlichen Regierungen von Sach— 
ſen und Hannover nicht im allermindeſten verändert wird. 

Indem die Königlich preußiſche Regierung demnach diejenigen 
Abänderungen des Verfaſſungs-Entwurfs, die ihr nach der Ableh— 
nung Bayerns, Württembergs und Heſſen-Homburgs nothwendig 
oder angemeſſen erſchienen, ihrerſeits im Verwaltungs-Rathe zur 
Kenntnißnahme vorgelegt, hat ſie keine andere Befugniß geübt, als 
welche ſie allen anderen auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. 
mit ihr verbündeten Regierungen in völlig gleichem Maße zugeſteht. 
Sie ſtellt dabei ganz anheim, ob ihre Abänderungs-Vorſchläge die 
allſeitige Genehmigung der verbündeten Regierungen erlangen wer- 
den, ſo wie ſie im anderen Falle, ſowohl um ihres eigenen klaren 
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Rechtes, als auch um der gemeinfchaftlichen Verſicherung des Königl. 
ſächſiſchen und Königl. hannoverſchen Bevollmächtigten willen, der 
Erwartung bleibt, „daß der Vertrag vom 26. Mai c. jede der kon⸗ 
trahirenden und der beitretenden Regierungen zum unverbrüchlichen 
Feſthalten an dem Inhalte des einmal verkündeten Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs verpflichtet hat und verpflichtet hält.“ 

In den Einwendungen der Königlichen egierungen von Sach— 
ſen und Hannover, — die nach dem vorhin Ausgeführten in Ver— 
ſagung der für die Einberufung des Reichstags ohnehin zu ent— 
behrenden Zuſtimmung zu den Abänderungs-Vorſchlägen der Kö— 
niglich preußiſchen Regierung jedenfalls ihre rechtliche Begränzung 
finden, — wird zunächſt auf die Unvereinbarlichkeit der dauernden 
Rechte des Bundes von 1815 mit der Wirkſamkeit eines engeren 
Bundesſtaats innerhalb dieſes Bundes hingewieſen. Die Königlich 
preußiſche Regierung beantwortet dieſe Hinweiſung, indem ſie daran 
erinnert, daß die Königlichen Regierungen von Sachſen und Han⸗ 
nover, als ſie am 26. Mai c. das Bündniß mit Preußen abſchloſ⸗ 
ſen, für die Rechtsgültigkeit dieſes Bündniſſes den Artikel 11 der 
Bundes- Akte von 1815 ſelbſt anriefen; daß fie ſich alſo damals 
der völligſten Uebereinſtimmung der Bundesrechte von 1815 mit den 
Rechten des engeren Bundesſtaats auch ihrerſeits bewußt waren; 1 
ſie in „dem Recht der Bündniſſe aller Art“, welches der Art. 11 der Bun- 
des-Akte „allen Bundesgliedern“ zuerkennt, das Recht des Bündniſſes 
vom 26. Mai c. mitgewährt fanden; daß auch ſie nicht glaubten, 
es verfalle dieſes Bündniß jenen ſträflichen „Verbindungen“, die, 
„als gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesglie— 
der gerichtet“, von demſelben Artikel ausnahmsweiſe verpönt wer— 
den. Freilich kann die Königlich preußiſche Regierung es nicht ver— 
wehren, wenn ſich ihre Mitpaciſcenten im Laufe der Zeit und im 
Wechſel der Umſtände von früheren Rechtsanſichten losſagen; aber 
ſo wenig ſie dies kann, ſo wenig iſt ſie auch geſonnen, um einer 
ſolchen Aenderung willen, ihre eigenen Ueberzeugungen aufzugeben. 

Bei der weiteren Ausführung dieſer nachträglich behaupteten Unver— 
einbarlichkeit der Wirkſamkeit eines engeren Bundesſtaates mit dem 
Bunde von 1845 gehen die Einwendungen durchweg von der Vor— 
ausſetzung aus, daß der Bund von 1815, nicht nur ſeinen urſpr üng⸗ 
lichen Zwecke, ſondern auch ſeiner urſprünglichen Organiſation nach, 
fortwährend noch zu Recht beſtehe. Die Königlich preußiſche Re— 
gierung lehnt dieſe Vorausſetzung zuſammt den daran geknüpften 
allerdings monſtröſen Konſequenzen, als völlig unbegründet, unter 
Hinweiſung auf die ausführliche Deduction in dem Protokoll des 
Verwaltungs-Raths vom 17. Oktober c. auf das entſchiedenſte ab. 
Die Königl. preußiſche Regierung hat zu allen Zeiten anerkannt, daß der 
Bund, wie er aus den Verträgen von 1815 hervorgegangen, in ſeinen 
Gliedern, Zwecken, gegenſeitigen Rechten und Pflichten fortbeſtehe; daß 
aber die Organiſation, welche er ſich zur Erreichung ſeiner Zwecke 
gegeben hatte, durch die rechtlichen Thatſachen des Jahres 1848 
aufgehoben iſt. Die Aufgabe, an die Stelle dieſer aufgehobenen 
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Verfaſſung für alle deutſche Bundesſtaaten eine andere, beſſere, all⸗ 
ſeitig anerkannte wieder einzuführen, iſt noch zu löſen. Die Kö⸗ 
niglich preußiſche Regierung wird nicht ermüden, der Löſung auch 
dieſer Aufgabe, deren hohen Werth ſie keinen Augenblick verkennen 
konnte, auch ferner die verdiente Theilnahme und Mitwirkung zuzu⸗ 
wenden; aber, indem ſie dies thut, wird ſie zugleich jedem Verſuche 
entgegentreten, der dahin abzielen könnte, die Bildung des veut⸗ 
ſchen Bundesſtaates von dem Ausgang der auf Reconſtruction des 
weiteren Bundes gerichteten Beſtrebungen abhängig zu machen. 

Die Einwendungen ergehen ſich ſodann in dem weit ausge— 
führten Verſuche, die Differenzen näher nachzuweiſen, die, nach 
Maßgabe des Verfaſſungs-Entwurfs, zwiſchen einem Bayern und 
Württemberg einſchließenden oder dieſelben ausſchließenden deutſchen 
Bundesſtaate hervortreten; die Verwirklichung des Bundesſtaats in 
dem letzteren Falle als für Sachſen und Hannover nachtheilig und 
für Preußen gefährlich zu bezeichnen und mit jener angeblichen 
und jedenfalls blos relativen Benachtheiligung das prätendirte 
Recht des ſächſiſchen und hannoverſchen Widerſpruchs gegen dieſe 
Verwirklichung ſelbſt zu unterſtützen. 

Die Königlich preußiſche Regierung ſtimmt zunächſt mit den 
Regierungen von Sachſen und Hannover darin völlig überein, daß 
es wünſchenswerther geweſen wäre, wenn der Plan des Bündniſſes 
vom 26. Mai d. J. gleich in feinem ganzen Umfange hätte reali- 
ſirt werden können, und zwar für alle Theilnehmer des Bundes. 
Ob Sachſen und Hannover durch die vorläufige Verengerung des 
Bundes mehr benachtheiligt ſeien, als andere Bundesglieder, darf 
ihrer eigenen Beurtheilung überlaſſen werden; ſie mögen, wenn ſie 
ſolche beſondere Benachtheiligung nachweiſen können, Abänderungs— 
Vorſchläge machen; auf die Rechtsfrage aber hat dies Alles gar 
keinen Einfluß, da Sachſen und Hannover das Bündniß ſchloſſen, 
ohne das Maß ſeines Umfanges als Bedingung zu ſtellen; da es 
ſchon damals völlig ungewiß war, ob Bayern und Württemberg 
beitreten würden, und daher dieſe Ungewißheit Sachſen und Han- 
nover hätte abhalten können, in das Bündniß zu treten, der Er- 
folg aber den Rücktritt unmöglich rechtfertigt. 

Wenn in der hannoverſchen Denkſchrift namentlich die Gefah- 
ren hervorgehoben werden, welchen Preußen ſelbſt durch Eingehen 
in den engeren Bundesſtaat ſich ausſetzen ſoll, fo mag zwar die in 
dieſer Warnung liegende gute Abſicht nicht verkannt werden; aber 
ſelbſt dann, wenn Preußen dieſe Gefahren eben ſo hoch anſchlüge 
als Hannover; wenn es ſolche ſich jetzt zum erſtenmal vergegenwär— 
tigte; ſo würde es dennoch darin keinen Grund finden, ſein den 
Bundesgenoſſen und der Nation gegebenes Wort zu brechen; es 
würde ſich gegen dieſe Gefahren waffnen und getroſt auf dem Wege 
der Ehre und Pflicht beharren. 

Glücklicherweiſe aber ſteht es nicht ſo; Preußen hat zwar die 
eigenen Opfer nicht verkannt, welche mit dem Bundesſtaat vom 
26. Mai d. J. verbunden fein werden, auch die Gefahren nicht über— 
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ſehen, welche unter Umſtänden dadurch herbeigeführt werden könn— 
ten; es hat aber beide zum voraus gegen die Vortheile für das 
geſammte deutſche Vaterland abgewogen und dann mit freudigem 
Entſchluß gewählt, das, was es für recht und gut hielt. Es iſt 
durch den Erfolg nicht überraſcht, in ſeinem Entſchluß nicht wan— 
kend geworden. 

Wenn Hannover das Prognoſtikon ſtellt, es werde die erbliche 
Vorſtandſchaft Preußens in dem engeren Bundesſtaate entweder zu 
einem Aufgehen der kleineren Staaten in Preußen oder zu einer 
Auflöſung des preußiſchen Staates ſelbſt führen, ſo erwiedert Preu— 
ßen, daß es ſich des redlichſten Willens bewußt iſt, ſeine Stellung 
im Bundesſtaate nicht zu mißbrauchen, vielmehr die Rechte des klein- 
ſten Bundesgliedes in gleicher Weiſe zu achten, wie die des größ— 
ten und der Geſammtheit, daß es ſich aber auch ſtark genug fühlt, 
um den zerſtörenden Elementen zu widerſtehen, welche ihm der 
Bundesſtaat — nach den für die zutretenden Staaten nicht ſchmei⸗ 
chelhaften Anſichten Hannovers — in fo bedeutendem Maße zufüh— 
ren ſoll. Auch wird Preußen ſeine Handlungsweiſe nicht durch die Maß- 
regeln und Anſichten einer Partei nicht beſtimmen laſſen, die zwar nicht 
genauer bezeichnet iſt, von der Hannover ſelbſt aber keine vorzüg— 
liche Meinung zu haben ſcheint. 5 

Beſonders hervorgehoben wird in der ſächſiſch-hannoverſchen 
Ausführung, daß das Uebergewicht Preußens im Volkshauſe deſto 
mehr hervortrete, je enger ſich der Bund geſtalte. Indeß kann 
ohne gänzliche Umgeſtaltung des Wahl-Syſtems eine Aenderung in 
dieſer Beziehung nicht eintreten; auch mag entgegengehalten wer— 
den, daß im Staatenhauſe die Stimme Preußens immer noch ver— 
hältnißmäßig ſchwach bleibt, und daß Preußen überdies billige 
Aenderungs-Anträge hier nicht unbedingt zurückweiſen werde. 

Die hannoverſche Denkſchrift unterdrückt bei demſelben Anlaß 
nicht die Andeutung, daß ſich Preußen bei der Einberufung eines Reichs- 
tages mit vorherrſchend preußiſchem Volkshauſe von der Ehre der 
Bundesgenoſſenſchaft mit der deutſchen Demokratie ſchwerlich werde 
losſagen können. Wenn die Königlich preußiſche Regierung auch nicht in 
dem Falle iſt, ihr durch die Pflicht gegen die Nation und die vernünf⸗ 
tige Erwägung ihrer politiſchen Aufgabe gebotenes Verfahren irgend- 
wie zu rechtfertigen, und wenn ſie außerdem die gefürchteten Ge— 
fahren, wie bereits erwähnt, zu beſtehen denkt, ſo drängt ſich doch 
die Bemerkung auf, daß die faktiſche Vorausſetzung, von welcher die 
hannoverſche Betrachtung ausgeht, offenbar unrichtig iſt. Die 
deutſche Demokratie befördert nicht allein nicht die von Preußen 
ausgegangenen Vorſchläge zur Bildung des engeren Bundes- 
ſtaates, ſondern ſie ſteht auf Seiten derjenigen Partei, welche ſich 
dem Zuſtandekommen jenes Bundesſtaates überall aus dem Grunde 
widerſetzt, weil er den deutſchen Regentenhäuſern Opfer zu Gun⸗ 
ſten einer einheitlichen Exekutivgewalt anmuthet. Ohne Zweifel 
wird hierüber die Königlich hannoverſche Regierung im eigenen 
Lande dieſelbe Erfahrung machen und ſich dadurch von dem Un— 


grunde der Vorausſetzung überzeugen, daß die Vorſchläge Preu- 
ßens den Plänen der demokratiſchen Partei zuſagen. 

Daß das Opfer der Verzichtleiſtung auf eine fernere beſondere 
Repräſentation, dem Auslande und den dem Bundesſtaat 
nicht beitretenden deutſchen Regierungen gegenüber, dadurch, daß 
Bayern und Württemberg noch nicht zu gleichen Opfern zu vermö— 
gen waren, für die Regierungen von Sachſen und Hannover im 
Preiſe ſteigt und in der Darbringung ſchmerzlicher wird, kann von 
der Königlich preußiſchen Regierung zugegeben werden, fo wie die— 
ſelbe dieſes Opfer ihrerſeits niemals verkannt und unterſchätzt hat. 
Es iſt aber dieſes Opfer eine nothwendige Folge der Verwirklichung 
eines deutſchen Bundesſtaates, welcher eine ſächſiſche, hannoverſche 
und preußiſche Politik, dem Auslande gegenüber, neben der deut— 
ſchen unmöglich dulden kann. 

Die Ausſtellungen gegen die dieſſeits vorgeſchlagene Nomen 
klatur werden keiner umſtändlichen Widerlegung bedürfen; ſie iſt 
aus dem Wunſche hervorgegangen, die Namen der Sache anzupaſſen, 
und für das Weſen von keinem Einfluß. Der engere Bund wird 
nicht größer, wenn ihm der Name „Reich“ verbleibt, und Licht klei⸗ 
ner, wenn er den beſcheideneren Namen eines Vereins (einer deut— 
ſchen Union) annimmt. Die Elbe bleibt ein deutſcher Fluß, auch 
wenn ſie in dem Verhältniß zu dem Bundesſtaate nur als ein 
Fluß des Vereins bezeichnet wird. Gefallen die Vorſchläge nicht, 
ſo dürfen Hannover und Sachſen oder eine dieſer Regierungen 
nur widerſprechen, um ſicher zu ſein, daß der Verfaſſungs-Entwurf 
in dieſer Beziehung unverändert an den Reichstag gelange. 

Die einzelnen Ausſtellungen gegen die preußiſchen Vorſchläge 
verweilen zunächſt bei dem Zuſatz zu dem erſten Paragraphen des 
Verfaſſungs - Entwurfs, Inhalts deſſen „die Feſtſetzung 
des Verhältniſſes des deutſchen Bundesſtaates zu den demſel— 
ben nicht beitretenden deutſchen Staaten gegenſeitiger Ber- 
ſtändigung vorbehalten“ wird. „Dieſer Vorbehalt“ — deduzirt die 


hannoverſche Denkſchrift — „enthält das Anerkenntniß der Noth⸗ 


wendigkeit dieſer Verſtändigung: einer Nothwendigkeit, für welche 
kein anderer Grund vorliegt, als die Unvereinbarkeit des beabſich— 
tigten engeren Bundesſtaates mit den Grundſätzen des deutſchen 
Bundes, deſſen Fortdauer von Preußen ſelbſt anerkannt und be— 
thätigt worden iſt!“ Die Königlich preußiſche Regierung begegnet 
hier wieder der Verwechſelung, die der hannoverſchen Ausführungs- 
weiſe eigenthümlich zu ſein ſcheint, der Verwechſelung von Wunſch 


und Bedingung. Die Verſtändigung des Bundesſtaates mit den 


Regierungen, die ſich dem Bundesſtaat zur Zeit noch entziehen, 
fol fortwährend angeſtrebt, nicht aber die Verwirklichung des Bun⸗ 
desſtaates von dem vorläufigen Konſenſus dieſer Staaten abhängig 
erklärt werden. Weder die früheren Verhandlungen, noch die ur— 
ſprüngliche Faſſung des betreffenden Paragraphen, noch der neue 
Vorſchlag unterſtützen hier die irrige Auffaſſung der Königl. han- 
noverſchen Denkſchrift. 
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Die Einwendungen in Bezug auf das Recht des Krieges und 
Friedens müſſen nach der ausführlichen Erwiederung der Königl. 
preußiſchen Regierung in der Sitzung des Verwaltungs-Raths vom 
17. Oktober c., worauf hier zurückgewieſen wird, für erledigt er- 
achtet werden. 

Die Frage über die Bundesfeſtungen erledigt ſich einfach. — 

Die jetzigen Bundesfeſtungen bleiben Eigenthum des Bundes von 
1815, bis etwa eine Auseinanderſetzung zwiſchen dieſem und dem 
Bundesſtaate erfolgt. Zur Zeit beſitzt derſelbe keine ſolche Feftun- 
gen; wie ſolche angelegt oder erworben werden, beſagt die Verfaſ— 
ſung; tritt Dieter Fall ein, fo fällt natürlich ihre Unterhaltung der 
Geſammtheit ves Bundes zur Laſt, zu deſſen Schutz fie dienen. Es 
iſt kaum abzuſehen, weshalb die Königlich ſächſiſche Regierung erſt 
jetzt dieſe ſo leicht zu lösenden Zweifel erhebt. 
Die fernere Frage, warum in dem F. 85 des Verfaſſungs— 
Entwurfes auch jetzt noch „Holſtein, Luxemburg, Limburg, beide 
Hohenzollern, Lauenburg und Frankfurt unter den das Staatenhaus 
mitbeſchickenden Staaten aufgeführt“ werden, hätte ſich die Königl. 
hannoverſche Regierung aus ſehr nahe liegenden Gründen füglich 
ſelbſt beantworten können, ohne zu Vermuthungen überzugehen, die 
hier näher zu verfolgen die Königlich preußtſche Regierung vor 
dem Ernſt der Zeit und den Rückſichten gegen ſich ſelbſt unterlaſſen 
muß. Es iſt wabn, daß die genannten Staaten bis jetzt dem 
Bündniſſe vom 26. Mai c. überall nicht beigetreten ſind; 
aber es iſt nicht minder wahr, daß dieſe Staaten dem 
Bündniſſe noch beitreten können, und es iſt unbegründet, daß 
„einige derſelben den Beitritt zum Bündniſſe ausdrücklich abge— 
lehnt haben.“ Blos in Bezug auf Limburg iſt ſeitens der Kö— 
niglich niederländiſchen Regierung eine ablehnende Erklärung ein— 
gegangen. Iſt in den Abänderungs-Vorſchlägen der Königlich 
preußiſchen Regierung auch Limburg deſſenungeachtet noch als ein 
dem Bündniß möglicherweiſe zutretender Landestheil aufgeführt, ſo 
liegt als ausreichende Erklärung die Thatſache vor, daß eine ab- 
lehnende Erklärung in Bezug auf Luxemburg bis jetzt nicht erfolgt 
iſt, und daß Preußen nach dem Staatsrecht des deutſchen Bundes 
nicht aufgehört hat, Limburg als einen Erſatz für den an das Kö— 
nigreich Belgien abgetretenen Theil des Großherzogthums Luxem— 
burg zu erachten. 

In Beziehung auf die deutſchen Zoll- und Handelsverhältniſſe 
gelangen die ſächſiſch-hannoverſchen Einwendungen von verſchiede— 
denen Prämiſſen zu demſelben Reſultat, daß der engere Bundes- 
ſtaat für Sachſen und Hannover präjudizirlich ſei. Es ſcheint 
hierbei überſehen zu ſein, daß bis zum Jahre 1854 die Zoll- 
vereins-Verträge noch beſtehen und bis zu dieſem Zeitpunkt 
das jetzige Gebiet des Zollvereins ohne Zuſtimmung ſämmtlicher 
Betheiligten weder verengert noch erweitert werden kann, wodurch 
die Befürchtungen Sachſens, wenigſtens für die nächſte Zukunft, 
verſchwinden. Aber auch für Hannover beſeitigt dieſer Umſtand 
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für denſelben Zeitraum die Gefahr, daß ſolches die vermeintlichen 
Opfer des Eintritts in eine größere Zollgemeinſchaft einem engeren Bunde 
bringen werde, weil entweder eine Vereinigung mit den demBundesſtaate 
einſtweilen nicht beitretenden Zollvereinsſtaaten im Wege der freien 
Uebereinkunft zu Stande kommt und dann die Zolleinigung ſich, wie 
Hannover erwartet, über ganz Deutſchland außer Oeſterreich er⸗ 
ſtreckt, oder eine ſolche Einigung nicht erfolgt, dann aber auch die 
Zoll⸗Einheit des Bundes einſtweilen unter Beibehaltung des status 
quo ausgeſetzt werden muß. Gewiß darf man ſich der Hoffnung 
hingeben, daß erſterer Fall eintrete, und dann um ſo ſicherer er⸗ 
warten, es werde das einmal geſchlungene Band der Vereinigung 
der wichtigſten materiellen Intereſſen niemals wieder durch partiku— 
lariſtiſche Beſtrebungen zerriſſen, niemals die Zollſchranken wieder 
aufgebaut werden, die Deutſchland ſo ſchmerzlich an feine Zerſtücke— 
lung erinnerten und leider theilweiſe noch erinnern. Uebrigens darf 
nicht unerwähnt bleiben, daß die Zolleinigung Deutſchlands auch 
für Hannover mit keinen Opfern, ſondern mit den weſentlich⸗ 
ſten — nur momentan verkannten Vortheilen verbunden ſein dürfte. 
Das lehrt die Theorie, wie die Erfahrung. 


Der ſächſiſche Erlaß nennt die mit dem Reichstage zu verab⸗ 
ſchiedende Verfaſſung ein Proviſorium, ſo lange nicht auch das 
ſüdliche Deutſchland die Verfaſſung angenommen habe. Dieſe Be⸗ 
zeichnung iſt eben ſo unrichtig, als die Unterſtellung, von der ſie 
ausgeht, irrig iſt. Der deutſche Bundesſtaat iſt als folder defini— 
tiv, ſobald er die Zuſtimmung der Volksrepräſentanten aus den 
Staaten 8 hat, deren Regierungen ſich auf Grund des Ver— 
trages vom 26. Mai c. verbündeten. Der ſteigende Umfang des 
definitiven Bundesſtaates, woran die Königlich preußiſche Negie- 
rung zu glauben fortfährt, kann und wird den Charakter deſſelben, 
als einer definitiven Staatsform, nicht mehr ändern. 


Den in der hannoverſchen Denkſchrift und dem ſächſiſchen Erlaß 
See der Ausſtellungen gegen die jetzt in Vorſchlag gebrachte 
Organiſation des Fürſten⸗Kollegiums ſetzt die Königlich preußifche 
Regierung lediglich die Erinnerung entgegen, daß ihr Abänderungs— 
Vorſchlag in dieſer wie in jeder anderen Beziehung eben nur ein 
Vorſchlag iſt, und daß ſie ſich bei deſſen Uebergabe ausdrücklich be— 
reit erklärt hat, anderweiten beſſeren Vorſchlägen gern Gehör zu 
geben, oder auch dieſen Paragraphen der Reichsverfaſſung ganz 
unverändert vorzulegen und ſomit den ſpäter zutretenden Regierun⸗ 
gen ihren Platz offen zu erhalten. 

Anders jedoch verhält es ſich mit dem Vorſchlag, den die 
Königlichen Regierungen von Sachſen und Hannover jetzt als ihren 
einzigen und gemeinſchaftlichen Vorſchlag zur Annahme wirklich vor- 
legen, und der, nach den Worten der hannoverſchen Denk— 
ſchrift, dahin geht, daß man zwar „einfach an dem der Nation 
vorgelegten Verfaſſungs-Entwurf für ganz Deutſchland feſthält“, 
jedoch „die Berufung eines Reichstags bis dahin ausgeſetzt“ läßt, 
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„daß dieſer wirklich als ein deutſcher Reichstag“ im Sinne der 
jetzigen hannoverſchen Auffaſſung, „angeſehen werden kann.“ 

Es iſt dieſer Vorſchlag kein anderer als der, das Werk der 
Einigung Deutſchlands auf eine völlig ungewiſſe Zukunft hin— 
auszuſchieben, nicht mit dem kleineren Möglichen zu beginnen, ſon⸗ 
dern über dem Streben nach dem einſtweilen Unmöglichen Alles auf— 
zugeben. — Preußen kann und darfeinem ſolchen Rath keine Folge geben; 
es muß und wird fein Wortlöſen zes fordert und erwartet von feinen durch 
förmliche Verträge ihm angeſchloſſenen Bundesgenoſſen ein Gleiches; 
es erwartet dies namentlich von den Königlichen Regierungen von 
Sachſen und Hannover, indem es an die feierliche Erklärung erin— 
nert, worin ſich dieſe Regierungen am 26. Mai c. mit ihm vereinigten. 

Die verbündeten Königlichen Regierungen von Preußen, Sach— 
ſen und Hannover, ſo lautet dieſe unter dem 28. Mai c. veröf— 
fentlichte Erklärung — „ſind von der Ueberzeugung durchdrungen, daß 
Pflicht und Vernunft gleichmäßig gebieten, ſich über ihre Stellung 
zu der deutſchen Verfaſſungsfrage von vorn herein gegen ihre Ver— 
bündeten ſowohl, als gegen die Nation, offen auszuſprechen. Sie 
haben die von der Natwonal-Verſammlung entworfene Reichsverfaſ— 
ſung nicht anerkannt, weil ſie über die wahren und heilſamen An— 
forderungen eines kräftigen Bundesſtaates hinausgriff und in ihrer 
aus den Kämpfen und Zugeſtändniſſen der politiſchen Parteien her— 
vorgegangenen Geſtalt die weſentlichſten Bürgſchaften entbehrte, 
auf welchen der rechtliche und geordnete Beſtand jedes Staatswe— 
ſens beruht.“ 

„Aber die verbündeten Regierungen haben nicht einen Augen— 
blick verkannt, daß ihnen eben hieraus die doppelte Verpflichtung 
erwachſen ſei, nach allen Kräften zu dem Abſchluſſe eines Verfaſ— 
ſungswerkes mitzuwirken, das für das geſammte Deutſchland eine 
unabweisliche Nothwendigkeit geworden iſt. Eine ſolche Verfaſſung 
wird der Nation gewähren müſſen, was ſie ſeit längerer Zeit 
ſchmerzlich entbehrte, was ſie von ihren Regierungen zu fordern 
berechtigt iſt: dem Auslande gegenüber Einheit und Macht; im In— 
neren, bei geſichertem Fortbeſtande aller einzelnen Glieder, die ein— 
heitliche Entwickelung der gemeinſamen Intereſſen und nationalen 
Bedürfniſſe. Die Bürgſchaften der rechtlichen Freiheit und der ge— 
ſetzlichen Ordnung find es, welche die deutſche Verfaſſung den Re— 
gierungen und den Völkern zu gewähren haben wird.“ 

„Unter dieſen Geſichtspunkten haben die verbündeten Regie— 
rungen den von der National-Verſammlung beſchloſſenen Entwurf 
ernſtlich geprüft, alle ſeine heilſamen und unbedenklichen Beſtim— 
mungen beibehalten und nur diejenigen Theile geändert, welche mit 
dem gemeinen Wohle unvereinbar ſind.“ 

„Hieraus iſt, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Pro— 
poſition, der Entwurf einer Reichs-Verfaſſung hervorgegangen, 
welchen ſie ſämmtlichen Gliedern des Bundes von 1815 als ihren 
gemeinſchaftlichen Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß 
derſelbe ihre Zuſtimmung finden werde. Die Begründung ſeines 
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Junhalts, fo wie deſſen nähere Erläuterung, iſt in der Denkſchrift 
niedergelegt, welche beiliegt. Die deutſchen Staaten, welche ich 
dem vorgelegten Verfaſſungs-Entwurf anfchließen, werden als die 
im $. 1 bezeichneten Glieder des Bundesſtaats zu betrachten ſein, 
Asche denjenigen Regierungen gegenüber, welche ſich zu dieſem 
Anſchluß nicht veranlaßt finden, die aus den Verträgen von 1815 
fließenden Rechte und Pflichten unverändert fortbeſtehen.“ 


„Indem die Regierungen von Preußen u. ſ. w. ſich durch den Drang 
der Zeitumſtände genöthigt geſehen haben, ihrerſeits die Initiative 
in dem Verfaſſungswerke zu ergreifen, ſind ſie jedoch von der be— 
ſtimmten und ausdrücklichen Vorausſetzung ausgegangen, daß der 
rechtsgültige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuſtimmung der 
National⸗Vertretung beruhe. Sie werden daher in Gemeinſchaft 
mit denjenigen Regierungen, welche ſich dem Ver- 
faſſungs⸗Entwurf anſchließen, aus dieſen deutſchen 
Landen einen Reichstag in dem Umfange und nach den Wahlbe— 
ſtimmungen berufen, welche der Verfaſſungs-Entwurf vorläufig be= 
zeichnet. Dieſem lediglich hierzu verſammelten Reichstage wird 
dann der genannte Entwurf zur Berafhung und Zuſtimmung über- 


geben werden.“ 


„Auf dem hier bezeichneten Wege hoffen die Regierungen ſich mit allen 
verſtändigen und wohldenkenden Männern der Nation zu begegnen, mit 
Allen, denen das wahre Wohl Deutſchlands am Herzen liegt, mit 
Allen, welche, von der ganzen Bedeutung des Augenblicks durch— 
drungen, eines unbefangenen Urtheils über die Lage des Vater— 
lands fähig ſind!“ 


Wird das Ziel, was dieſer gemeinſamen Anforderung vor— 
ſchwebte, noch nicht vollſtändig erreicht, muß eine völlige Wieder- 
vereinigung des ganzen Deutſchlands zu einem mächtigen Bundesſtaate 
erſt von der Zukunft erwartet werden, ſo trifft nicht Preußen, 
nicht die an dem Bündniß vom 26. Mai c. feſthaltenden Staaten 
die Schuld; ſie trifft allein diejenigen Regierungen, welche ihre 
Sonderintereſſen höher ſtellen, als diejenigen des gemeinſamen 
deutſchen Vaterlandes. 


Der in derſelben Sitzung gefaßte Beſchluß des Verwal- 
tungs⸗Raths über das Ausſchreiben der Reichstags— 
wahlen und über den Ort des Zuſammentritts des 
Reichstages wird in dem hier folgenden Protokollar-Auszuge 
mitgetheilt: 
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Auszug 
aus dem 
Protokolle ve ſechzigſten Sitzung 
des Verwaltungs-Raths 
der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten 
deutſchen Regierungen. 


Verhandelt Berlin, am 17. November 1849, Abends 6 Uhr, 
in Gegenwart: 


des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten und Vorſitzenden im 
c Rathe, Staats - Miniſters von Bodel- 


ſchwinghz 

des Großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten, Kammerherrn und 
Legations- Raths Freiherrn von Mey ſenbug; 

des Kurfürſtlich heſſiſchen Bevollmächtigten, Ober - Steuer - Di- 
rektors Pfeiffer 

des Großherzoglich heſſiſc en Bevollmächtigten, Geheimen Rathes 
und Kammerherrn Freiherrn von Lepel; 

des Sac der Regierungen von: Großherzogthum 

Sachſen-Weimar, Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha, 

Herzogthum Sachſen-Altenburg, Herzogthum Sachſen-Mei⸗ 
ningen, der Fürſtenthümer Schwarzburg⸗ Sondershauſen, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt und der beiden Fürſtenthümer Reuß 
älterer und Reuß jüngerer Linie, Staatsraths Seebeck; 

des Großherzoglich mecklenburg -ſchwerinſchen Bevollmächtigten, 
Kammerherrn und Legations-Raths von Schack; 

des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten, Präſidenten Voll⸗ 
pracht; 

des Herzoglich braunſchweigiſchen Bevollmächtigten, Legations— 
Raths Dr. Liebe; 

des Ele en der freien Hanſeſtadt Lübeck, Syndikus Dr. 


des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Bremen, Bürger— 
meiſters Smidt; 

des Bevollmächtigten der freien Hanſeſtadt Hamburg, Syndikus 
Dr. Banks. 

Das Protokoll führt der Königlich preußiſche Geheime Juſtiz⸗ 
Rath Blömer. 

Der Vorſitzende hält den Augenblick für gekommen, in dem 
der Verwaltungs-Rath über die Feſtſtellung eines Termins für die 
Wahlen zum Volkshauſe des nächſten Reichstages und über den 
Ort des Zuſammentritts dieſes Reichstages zu berathen und eventualiter 
zu beſchließen habe, und zwar, ſo viel die Feſtſtellung des Termins 
für die bezeichneten Neichtagswahlen betrifft, weil der 15. Januar 
1850, der in der 52ſten Sitzung des Verwaltungs-Raths vom 19. 
Oktober c. „als der Tag angenommen worden, an welchem die 
allgemeine Wahl der Abgeordneten zum Volkshauſe für den näch⸗ 
ſten Reichstag nach einem von dem Verwaltungs-Rath“ noch „vor⸗ 
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her zu beſchließenden gemeinſchaftlichen Ausſchreiben derſelben in dem 
ganzen Bereich der verbündeten Staaten ſtattfinden werde“, ſo nahe 
bevorſtehe, daß, ſolle dieſer Tag bei Beſchließung des Ausſchreibens 
der Wahlen auch nur annähernd feſtgehalten werden, die Vorberei— 
tungen rechtzeitig kaum noch zu beendigen ſein möchten, welche dem 
Wahlakt ſelbſt durch Anfertigung, Auflegen und Feſtſtellung der 
Wahlliſten u. ſ. w. nothwendig vorhergehen müßten; und, ſo viel 
den Ort des Zuſammentritts des nächſten Reichstags betrifft, weil 
die zur Aufnahme der Reichsverſammlung mehr oder minder über- 
all nothwendigen baulichen Einrichtungen und ſonſtigen Vorkehrun⸗ 
gen, bei gleicher Vorausſetzung, nunmehr ebenfalls unverzüglich in 
Angriff zu nehmen ſeien. 

Der Verwaltungs-Rath hat hierauf die aus dem Bündniß— 
Vertrage vom 26. Mai c. hervorgehenden gegenſeitigen Rechte und 
Pflichten der verbündeten Regierungen; die dem Verwaltungs-Rath 
durch dieſen Vertrag angewieſene Stellung und zugetheilte Auf— 
gabe; die gegenwärtige Lage des Vaterlandes, und ſodann die für 
das nächſte Ziel der vorliegenden Fragen in Betracht tretenden 
geſchäftlichen und lokalen Rückſichten einer umfaſſenden Erörterung 
1 und das Reſultat dieſer Erörterung, wie folgt, feſt— 
geſtellt. 

Nach Einſicht der Beſtimmungen des Bündniß-Vertrages 
vom 20. Mai 1849, namentlich: Art. IV. 1ſtes und 2tes Alinea, 
Art. III. §. 2. iſtes und 2tes Alinen, Art. III. §. 3. Nr. 2, welche 
Beſtimmungen alſo lauten: 

Art. IV. 1ſtes und 2tes Alinen: 
| Um den ernſten Willen zu bethätigen, die Verhältniſſe Deutſch— 
lands in Zukunft nach den Bedürfniſſen der Zeit und den Grund- 
ſätzen der Gerechtigkeit zu ordnen, verpflichten ſich die Verbündeten, 
dem deutſchen Volke eine Verfaſſung nach Maßgabe des unter ih— 
nen vereinbarten und dieſem Vertrage anzuſchließenden Entwurfs 
zu gewähren. 

Sie werden dieſen Entwurf einer nach Maßgabe der in dem- 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen über den Reichstag und des 
neben dem Entwurfe vereinbarten Wahlgeſetzes lediglich zu dieſem 
Zwecke zu berufenden Reichs-Verſammlung vorlegen. 

Art. III. §. 2. 1ſtes und 2tes Alinea: 

„Zur Führung der auf die Erreichung des Zweckes des Bünd⸗ 
niſſes bezüglichen Geſchäfte ſoll ein Verwaltungs-Rath gebildet 
werden, zu welchem jeder der Verbündeten einen oder mehrere Be— 
vollmächtigte abſendet. 

Dieſer Verwaltungs-Rath tritt ſofort nach der Ratification des 
gegenwärtigen Vertrages zu Berlin zuſammen. 

Art, HI. . 3. Nr. 2. ! 

Zu denjenigen Angelegenheiten, welche der definitiven Be— 
ſchlußnahme des Verwaltungs ⸗Rathes unterliegen, gehören: 

Die Maßregeln behufs Berufung des über die Verfaſſung be- 
een Reichstags und Leitung der Verhandlungen deſſelben; 
. 9 


0 
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nach Einſicht ſodann des in dem Bündniß-Vertrage Art. 
IV. 2tes Alinea vorerwähnten Geſetzes, betreffend die Wahlen der 
W zum Volkshauſe, in §. 23, 2tes Alinea deſſelben, alſo 
lautend: 

der Tag der Wahlen wird für das geſammte Reich ein und 
derſelbe ſein; 

und in Erwägung: daß über den Zeitpunkt des für die 
Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe des nächſten Reichstages 
zu beſtimmenden Termins, ſo wie über den für das Zuſammentreten 
der nächſten Reichs-Verſammlung zu erwählenden Ort, unter den 
ſämmtlichen anweſenden Vertretern der verbündeten Regierungen 
ſchließlich ein Diſſenſus nicht mehr obwaltet; | 

ſetzt der Verwaltungs - Rath in definitiver J 

Beſchlußnahme, wie hiermit geſchieht, ein- 
ſtimmig Felt: 
g 1. 

Die allgemeine Wahl der Abgeordneten zum Volks- 
hauſe des nächſten Reichstages iſt für den ganzen Bereich der 
auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten deutſchen 
Staaten auf den 31. Januar 1850 ausgeſchrieben. 


Sämmkliche verbündete Regierungen ſind erſucht, in Vollzug 
dieſes ihnen in beglaubigter Ausfertigung ſofort zugehenden Be— 
ſchluſſes die betreffenden Landes -Behörden zur Vornahme dieſer 
Wahlen rechtzeitig mit der erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 


3. 

Die demnächſt einzuberufende Reichs -Verſammlung aus den 
auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten deutſchen 
Staaten wird in der Stadt Erfurt zuſammentreten. 

A 


Der Tag des Zuſammenktritts Diefer Reichs-Verſammlung wird 
durch nachfolgende Beſchlußnahme des Verwaltungs-Raths feſtge— 
ſtellt und öffentlich bekannt gemacht werden. B 

Die Sitzung ſchließt Abends 10 Uhr. 

Die Feſtſtellung des Protokolls iſt auf den 19. November, 
Mittags 12 Uhr, anberaumt. 

Das Protokoll der Sitzung vom 17. November c. iſt am 19. 
November c., Mittags 12 Uhr, verleſen, von den anweſenden Mit- 
gliedern des Verwaltungs-Rathes genehmigt, und von dieſen und 
dem Protokollführer unterzeichnet worden. 


von Bodelſchwingh. von Meyſenbug. Pfeiffer. 
von Lepel. Seebeck. von Schack. Vollpracht, zu⸗ 
gleich für die anhaltiſchen Herzogthümer. Dr. Liebe, zugleich 
für Oldenburg und Schaumburg-Lippe. Dr. Elder, _ Smidt. 
Dr. Banks. Bl ür — 


In demſelben Verlage find erjchienen: 


Verhandlungen 


durch das Allerh. Patent vom 5. Dezember 1848 einberufe 


Erſten Kammer. 


Neue Folge. — Erſter Band. 
Von der Wieder-Eröffnungs⸗Sitzung am 7. Auguſt bis 
58ſten Sitzung am 20. Oktober 1849. 


und 
verhandlungen 


der 


durch die Allerh. Verordnung v. 30. Mai 1849 einberufen 


Zweiten Kammer. 


Erſter Band. 


Von der Eröffnungs⸗ erg am 7. . bis zur 37ſten Sitz 
20. Oktober 1849. 


2 Bde. 194 Bogen in hoch 4t0. zweiſpaltig. Geheftet. 4 Rthlr. 


Aktenſtücke 
betreffend 
d as Bündniß vom 26. M 
und die 
Deutſche Verfaſſungs-Angelegenheit. 


Erſter Band. 
1849. 12 Bogen 8. Geheftet. Preis 18 fgr. 


Erſter Band. — Neue Folge. 
J. Proviſoriſche Bundes-Kommiſſton. 


II. Verhandlungen mit den, dem Bündniß vom 26. Mai ı 
beigetretenen Regierungen. 


1849. 57 Bogen 8. Geheftet. Preis 73 far. 
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